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Die  Bauernbefreiung  in  Livland. 

Von 

Alexander  ToMeii-Riffa. 


Neumann-Festschrift. 


I.  Unfreiheit  und  Freiheit. 

Die  gutsberrlich-bäiierlichen  Beziehungen  in  Alt-Livland,  der 
Ostmark  des  heiligen  römischen  Reiches  deutscher  Xation,  haben 
seit  dem  13.  Jahrhundert  im  grossen  und  ganzen  einen  ähnHcben 
Entwickelungsgang  genommen,  wie  in  den  einst  slavischen  Koloni- 
sationsgebieten Deutschlands  östlich  der  Elbe,  wie  in  Ost-Holstein, 
]\Iecklenl)urg,  Mark  Brandenburg,  Pommern,  Preussen  und  Schlesien. 
Allein  ein  wesentliches  Moment  unterscheidet  doch  die  Gestaltung 
hier  und  dort. 

AVie  auch  die  heute  deutschen  ostelbischen  Länder  gewonnen 
wurden,  ob  lediglich  durch  harten  Kampf,  oder  teils  durch  Kampf 
und  teils  durch  Vertrag  ,  immer  folgte  dem  deutschen  Eitter  und 
j\lönch  der  deutsche  Bauer,  der  den  wirtschaftlich  schwächeren  Sla- 
ven  verdrängte  oder  sein  Lehrmeister  wurde ').  Anders  dagegen 
ging  die  Kolonisation  Alt-Livlands -)  vor  sich.  Hier  folgte  den  ein- 
wandernden KauÜeuten  und  Rittern  der  deutsche  Bauer  n  i  c  h  t, 
die  eingel)orenen  Völkerschaften  finnischer  und  lettisch-litauischer 
Rasse  blieben  auf  der  Scholle  sitzen  und  wurden  nicht  germani- 
siert •'). 

Die    Tatsache ,    dass    die    meist    aus   den    sächsischen  Landen 

')  Dr.  Kakl  Joh.  Fuchs  :  Art.  „Bauer"  im  „Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft", herausgegeben  von  Professor  Dr.  L.  Elster,  Jena  1898. 

■-')  Das  nicht  nur  aus  der  heutigen  Provinz  Livland,  sondern  auch  aus  Est- 
land, Kurland  und  dem  sogenannten  Polnisch-Livland,  einem  Teil  des  Gouver- 
nements Witebsk,  gebildet  wurde. 

•■')  Dr.  Th.  Schikmaxn:  „Russland,  Polen  und  Livland  bis  ins  17.  Jahrhun- 
dert", 10.  Teil  der  „Allgemeinen  Geschichte  in  Einzeldarstellungen",  herausge- 
geben von  Wilh.  Oncken,  Band  2,  Berlin  1887,  S.  1  ff.  Astaf  von  Teaxsehe- 
Roseneck :  „Zur  Geschichte  des  Lehnswesens  in  Livland",  Teil  I.  „Das  Mann- 
lehen", in  den  „Mitteilungen  aus  der  livländischen  Geschichte"  18.  Band.  1.  Heft. 
Riga  1903,  S.  4  ff.  Derselbe:  „Die  Eingeborenen  Alt-Livlands  im  13.  Jahr- 
hundert". Baltische  Monatsschrift  43.  Band,  Reval  1896.  Hermann  Freiherr 
VON  Engelhardt:  „Beitrag  zur  Entstehung  der  Gutsherrschaft  in  Livland  wäh- 
rend der  Ordenszeit".     Diss.,  Leipzig  1897. 
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stammenden  deutschen  Herren  durch  Rassenverschiedenheit  von  der 
emheimischen  Landbevölkerung  getrennt  waren ,  beeinflusste  die 
sj^ätere  Entwickelung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  eben- 
so ,  wie  alle  staatlichen  und  sozialen  Gebilde  dieses  eigenartigen 
Landes  mit  ausgesprochen  kolonialem  Charakter^),  in  welchem  Masse, 
ist  jedoch  bisher  noch  nicht  genügend  aufgeklärt.  Wir  wissen  zu- 
nächst bloss,  dass  in  Alt-Livland  der  herrschaftliche  Gutsbetrieb 
früher  aus  der  Grundherrschaft  hervorging,  als  im  Mutterlande. 

Wie  die  kapitalistisch  geleitete  herrschaftliche  Gutswirtschaft 
aus  der  ötfentlich-rechtlichen  Grundherrschaft  entstand  und  überall 
die  bäuerliche  Unfreiheit  im  Gefolge  hatte ;  wie  namentlich  der 
Bauer  zur  Leistung  von  Frohndiensten  gezwungen  wurde  und  durch 
Schulden  in  die  j^rivatrechtliche  Abhängigkeit  vom  Gutsherrn  ge- 
raten, sich  durch  ..Verstreichen"  den  Forderungen  des  Herrn  zu 
entziehen  suchte;  wie  dann  .,Läuflingseinigungen",  staatsrechtliche 
Verträge  der  Landesherren  über  die  Ausantwortung  verstrichener 
Bauern,  die  SchoUenpilichtigkeit  des  ursprünglich  freien  Landvolks 
zum  Rechtsgrundsatz  erhoben  —  diese  Vorgänge  sind  oft  genug 
geschildert  worden  -): 

Li  Livland  vollzog  sich  dieser  Prozess  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts und  war  zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  abgeschlossen^). 

Der  livländische  Gutsherr  vereinigte  bereits  um  diese  Zeit  in 
seiner  Hand:  Grundherrschaft,  Gutsbesitz  und  Erbherrschaft;  er 
war  Obereigentümer  des  Bauernlandes,  übte  die  Gerichtsbarkeit  über 
die  Bauern  aus,  erhielt  von  diesen  sowohl  Dienste,  als  Xaturalal)- 
gaben,  war  Erbherr  der  Bauern  und  Erbe  des  erblosen  bäuerlichen 
Nachlasses^).  Im  Nordosten  Deutschlands  dagegen  begann  erst 
etwa  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  die  Ausbildung  der  Guts- 
herrschaften, die  nach  dem  30jährigen  Kriege  ihre  volle  Bedeutung 
gewann  und  nicht   früher  als  in  der    zweiten  Hälfte    des  18.  Jahr- 


^)  Teansehe:  „Zur  Gescliichte  des  Lehenwesens  etc."  S.  10. 

-)  H.  Wittich:  Art.  „ Gutsherrschaft "  im  , Handwörterbuch  der  Staatswis- 
senschaften"; 2.  Aufl.  4.  Band.  Jena  1900,  S.  930  ff.  GEOrxG  Friedrich  Kx.\pp: 
, Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit*.  Vier  Vorträge,  Leipzig  1891 
S.  45  ff'.  K.  J.  Fuchs:  „Die  Epochen  der  deutschen  Agrargeschichte  und  Agrar- 
politik''. Jena  1898.  Deeselre:  Art.  „ Gutsherrschaft '  im  „Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft",  herausgegeben  von  Professor  Dr.  L.  Elster.     Jena  1898. 

*)  Otto  Müller:  „Die  livländische  Agrargesetzgebung".  Riga  1892  S.  3  ff. 
Engelhardt:  a.  a.  0.  S.  75  ff".  Astaf  v.  Traxsehe:  „Rezension  der  Abhand- 
lung Engelhardts".     Baltische  Monatssclirift.     44.  Band.  1897.  S.  335  ff. 

^)  E.vgeljiakdt   a.  a.  0.  S.  105. 
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liundei'ts  ihren  Höhepunkt  erreichte '). 

In  Livland  blieb  es  bei  der  Erbiintertänigkeit  nicht  lange. 
Ihre  nächste  Folge  war  die,  dass  bei  Veräiisserungen  von  Land  die 
schoUenpflichtigen  Bauern  mit  verkauft  wurden;  bald  gingen  jedoch 
auch  Bauern  ohne  Land  aus  dem  Besitz  des  einen  Herrn  in  den 
des  anderen  über  und  sclion  im  16.  Jahrhundert  wurden  Bauern 
losgelöst  von  der  Scholle,  vererbt,  verschenkt,  getauscht  und  ver- 
kauft-). Freilich  scheint  damals  die  strengste  Form  der  Leibeigen- 
schaft in  Livland  nicht  geherrscht  zu  haben,  denn  den  Bauern  blieb 
die  Rechtsfähigkeit  zum  Erwerbe  fahrender  Habe  erhalten  und  die 
gutsherrliche  Kriminalgerichtsbarkeit  war  insofern  beschränkt,  als 
im  „peinlichen  Prozess"  das  LTrteil  über  einen  Bauern  von  dessen 
Standesgenossen  gefunden  werden  musste-'). 

Somit  war  die  Erbuntertänigkeit  in  Livland  bereits  im  16.  Jahr- 
liundert,  zwar  nicht  rechtlich,  aber  doch  tatsächlich  zur  uneigent- 
lichen Leibeigenschaft  geworden,  die  sich  von  der  wirklichen  Leib- 
eigenschaft oder  Sklaverei  durch  das  Personalrecht  der  Bauern, 
l)ewegliches  Vermögen  zu  erwerben,  unterscheidet').  Diese  Ver- 
schlimmerung der  bäuerlichen  Zustände,  die  im  Nordosten  Deutsch- 
lands erst  nach  dem  30jährigen  Kriege  eintrat,  ist  zweifellos  durch 
den  Rassenunterschied  mitbedingt  woi'den,  der  in  Livland  die  Ge- 
l)ietenden  von  den  Geliorclienden  trennte.  AVenigstens  lehrt  die 
Agrargeschichte  des  nordöstlichen  Deutschlands,  dass  die  bäuerliche 
Unfreiheit  dort  schärfere  Formen  annahm,  wo  die  eingeborene  sla- 
vische  Bevölkerung  geschont  und  nur  germanisiert,  nicht  aber. von 
den  deutschen  Einwanderern  verdrängt  wurde''), 

Livland  hat  demnach  das  Leibeigenschaftsverhältnis  schon  als 
Erbstück  der  Ordenszeit  (1202 — 1562)  überkommen  und  in  der  fol- 

')  Wittich:  n.  a.  0.     Kxapp:  a.  a.  0.  &^.  51. 

'^)  Müller:  a.  a.  0.  S.  7.  Teaxsehe:  Rezension  S.  340  der  im  Gegensatz 
zu  Engelhaedt  a.  a.  0.  S.  103  und  112,  die  Verschlechterung  der  bäuerlichen 
Zustände  im  16.  Jahrhundert  hervorhebt. 

^)  Traxsehe  :  Rezension  S.  340. 

*)  G.  F.  Knapp:  „Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter 
in  den  älteren  Teilen  Preussens".  Leipzig  1887.  1.  Teil  S.  25  ff.  Derselbe: 
„Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit"  S.  21  ff.  Derselbe:  Art. 
„Bauernbefreiung  in  Preussen"  im  Handwörteibuch  der  Staats-wissenschaft 
2.  Auflage.  2.  Band  S.  348  ff.  Lamprecht :  „Geschichte  des  Grundbesitzes", 
ebenda  4.  Band  S.  842  ff.  Grünbeeg:  „Unfreiheit"  ebenda  6.  Band  S.  319. 
Derselbe  :  „Die  Bauernbefreiung  und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisses  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien".    1.  Teil.    Leipzig  1894,  S.  1  ft'. 

^)  FrcHS:   Die  Epochen  der  deutschen  Agrargeschichte  etc.  S.  18. 
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genden  ijolniscben  Periode  (1562—1626)  änderten  sich  die  bäuer- 
lichen Zustände  nicht  zum  Besseren.  König  Sigismund  August  von 
Polen,  der  nach  dem  Zerfall  des  altlivländischen  Föderativstaats  ^) 
das  eigentliche  Livland  beherrschte,  sanktionierte  ausdrücklich  in 
den  Privilegien,  die  er  am  28,  November  1561  den  livländischen 
Ständen  erteilte,  die  bäuerliche  Unfreiheit,  indem  er  die  Schollen- 
ptiichtigkeit  anerkannte  und  dem  Edelmann  die  peinliche  und  Ijür- 
gerliche  Gerichtsbarkeit  über  seine  Bauern  einräumte-). 

Wiewohl  die  bäuerlichen  Zustände,  die  zur  Zeit  der  polnischen 
Epoche  in  Livland'*)  herrschten,  bisher  noch  nicht  hinreichend  er- 
forscht worden  sind,  darf  doch  angenommen  werden,  dass  die  aus 
der  Ordenszeit  überkommenen  Auswüchse  der  Erbuntertänigkeit  den 
Rechtsanschauungen  der  polnischen  Herrscher  nicht  widersprachen, 
denn  in  Polen  selbst  war  zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  der  bäuer- 
lichen Unfreiheit  die  strengste  Form  gegeben.  Dort  hatte  der 
Adel  seit  1543  und  1578  das  Recht,  seine  frohnpÜichtigen  Bauern 
nach  Belieben  ohne  Land  zu  verkaufen  und  ihnen  stand  sogar  das 
jus  vitae  necisque  zu^). 

1)  Als  die  livländischen  Staaten  unter  dem  Ansturm  Joan  IV.  von  Moskau 
zusammenzubrechen  drohten,  unterwarf  sich  Estland  dem  Könige  Erich  XIV, 
von  Schweden  (1561  und  1582),  Kurland  wurde  ein  polnisches  Lehensherzogtum 
(1561)  und  das  nördlich  der  Düna  gelegene  eigentliche  Livland  unterlag  dem 
Könige  von  Polen  (1561);  nur  die  Stadt  Riga  wahrte  noch  ihre  Selbständigkeit, 
bis  auch  sie  1582  den  Werbungen  König  Stephan  Bathorys  nachgab  und  die 
polnische  Oberhoheit  anerkannte.     Schiemaxn  :  a.  a.  0.  S.  293  ff. 

-)  Teaksehe:  „Gutsherr  und  Bauer  in  Livland  im  17.  und  18.  Jahrhundert''. 
Heft  VII  der  Abhandlungen  aus  dem  staatswissensch.  Seminar  zu  Strassburg, 
1890,  S.  29. 

^)  Von  nun  an  bildet  Livland  im  engeren  Sinn ,  dessen  Grenzen  sich  mit 
denen  der  heutigen  Provinz  Livland  decken,  den  Gegenstand  unserer  Unter- 
suchung. Die  Agrargeschichte  Estlands  ist  ausgiebig  dargestellt  worden  von 
Axel  von  Geknet:  „Geschichte  und  Sj'stem  des  bäuerlichen  Agrarrechts  in 
Estland".  Reval  1901.  Die  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  Kurlands  ent- 
behren heute  einer  eingehenden  Darstellung  ebenso,  wie  die  der  Insel  Oesel, 
welche  zwar  der  Provinz  Livland  angegliedert  ist,  jedoch  ihre  eigene  ständisch 
organisierte  Selbstverwaltung  hat. 

■*)  J.  Klebs:  „Die  Landeskulturgesetzgebung,  deren  Ausführung  und  Erfolge 
im  Grossherzogtum  Posen".  2.  Auflage,  Berlin  1860,  S.  32  iP.  Samuel  Sugen- 
heim:  „Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa." 
St.  Petersburg  1861,  S.  400  ff.  Dr.  Graf  von  Rostwokowski:  „Die  Entwickelung 
der  bäuerlichen  Verhältnisse  im  Königreich  Polen  im  19.  Jahrhundert".  Ab- 
handlungen aus  dem  staatswissensohaftlichen  Seminar  zu  Hallo.  Jena  1896, 
S.  6  ff.  Franz  Gueadzk:  „Der  Bauer  in  Posen"  in  der  „Zeitschrift  der  hi- 
storischen Gesellschaft  für  die  Provinz  Posen",  13.  Jahrgang,  Posen  1898,  S.  246 
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Die  „Revisionen"  und  „Lustrationen",  die  im  Laufe  des  16. 
Jahrhunderts  wiederholt  von  der  pohlischen  Regierung  angeordnet 
wurden,  um  die  Ahgahen  und  PÜichten  der  Domänenhauern  im  In- 
teresse der  Staatskasse  festzustellen ,  wurden  zwar  in  der  ersten 
Zeit  mit  humanen  ^Massnahmen  zum  Wohle  der  Bauern  verbunden, 
während  in  der  2.  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  der  fiskalische 
Nutzen  in  den  Vordergrund  gerückt  wurde  und  der  Egoismus  der 
Regierung  in  seiner  ganzen  Nacktheit  unverliüUt  zutage  trat.  Der 
Wohlstand  der  Domänenbauern  ging  rasch  zugrunde  und  nachdem 
})estimmt  worden  war,  dass  die  säumigen  Bauern  nicht  mit  Geld- 
strafen belegt,  sondern  durch  Prügel,  Einsperrung  in  Gefängnisse 
oder  Einspannung  in  den  Block  zu  bestrafen  seien,  sank  auch  die 
rechtliche  Lage  der  Doraänen])auern  immer  mehr  hinab  '). 

Diesen  Tatsachen  gegenüber  hatte  die  Bauernfreundlichkeit 
wenig  zu  bedeuten,  die  König  Stefan  von  Polen  (1574 — 1586)  in 
Livland  bekundete,  indem  er  die  Ritterschaft  1582  aufforderte :  den 
ausserordentlichen  Druck,  der  auf  dem  Landvolk  laste,  zu  mildern'-). 

Weitere  bauernfreundliche  Absichten,  die  Stefan  Bathori  zuge- 
schrieben werden,   entbcbren  hinreichender  Beglaubigung  •')  und  be- 


(auch  separat  erschienen).  Dr.  Kasimir  von  Rakowski:  „Entstehung  des  Gross- 
grundbesitzes im  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  in  Polen ^  Posen  1899,  S.  35  tf. 
Im  Gegensatz  zu  diesen  Schriftstellern  bezweifelt  Adolf  Bochrnski:  „Beitrag 
zur  Geschichte  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  in  Polen".  Göttingen, 
Diss.,  Krakau  1895,  S.  24,  dass  der  polnische  Bauer  verkäuflich  war  und  der 
Gutsherr  über  ihn  die  Todesstrafe  verhängen  durfte,  räumt  aber  ein  (S.  25  und 
•_'8),  dass  der  Gutsherr,  der  einen  Bauern  tötete,  nur  mit  Geld  gestraft  wurde. 

■)  M.  Downar-SapOLSKI:  „Die  Bauei-nreform  im  litauisch-russischen  Reich 
in  der  1.  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts",  Journal  des  Ministeriums  der  Volks- 
aufklärung, Jahrgang  1905.     Petersburg  1905  (russisch),  Aprilheft  S.  235  u.  245. 

'-)  In  den  „Constitutiones  Livoniae  a  Stephano  Rege"  1582,  Dezember  4, 
Art.  XXllI  heisst  es :  Cum  vero  supra  actis  temporibus  plebem  rusticam  meris 
niodis  pressam  in  Livonia  fuisse  audiamus  eam  ad  tolerabilem  statum  reducen- 
dam  eiusque  rei  rationes  ali(|uas  in  Conventu  Provinciali  ineundas  censeraus." 
Mathias  Dogiel  :  Codex  Diplomaticus  Regni  Poloniae  et  Magni  Ducatus  Litu- 
aniae,  Tom.  V,  Vilnae  1759,  S.  323. 

3)  So  namentlich  die  Absicht,  die  Prügelstrafe,  die  von  den  Gutsbe- 
sitzern den  Bauern  auferlegt  werden  durfte,  in  Geldstrafen  umzuwandeln. 
Diese  Absicht  soll  der  König  angeblich  bei  seinem  Aufenthalt  in  Riga  1582 
ausgesprochen  und  nur  deshalb  aufgegeben  haben,  weil  die  gegen  jede  Neue- 
rung misstrauischen  Bauern  fussfällig  um  die  Beibehaltung  der  Prügelstrafe 
gebeten  hätten.  Laurentius  Müller:  „Polnische,  Liffländische,  Moscho- 
witerische.  Schwedische  und  andere  Historia",  1585,  S.  31;  danach:  R.  J. 
von  Samsox-Himmelstierna :    „Historischer  Versuch  über  die  Aufhebung  der 
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gegnen  um  so  mehr  berechtigten  Zweifeln,  als  die  Al)sichtlichkeit 
der  Entstellungen  in  den  vielen  Flugschriften,  die  zum  Ruhme  König 
Stefans  im  16.  Jahrhundert  in  die  Welt  gesetzt  wurden,  eine  be- 
kannte Tatsache  ist^).  Legte  der  „gute  König  Stefan",  wie  er 
spöttisch  in  Livland  genannt  wurde,  scheinl)ar  humane  Bestrebungen 
um  das  bäuerliche  Wohl  an  den  Tag,  so  entsprangen  sie  Erwä- 
gungen, die  darauf  hinausliefen,  die  bäuerliche  Arbeitskraft  als 
Steuerquelle  des  neu  gewonnenen  Gebiets  staatlichen  Zwecken  mög- 
lichst nutzbar  zu  machen.  Wären  Polens  Könige  in  der  Tat  ernst- 
lich darauf  bedacht  gewesen,  die  Leibeigenschaft  zu  mildern  oder 
gar  aufzuheben,  so  hätten  sie  mit  der  Reform  auf  den  sehr  zahl- 
reichen Gütern  begonnen,  die  sie  widerrechtlich  dem  livländischen 
Adel  abnahmen,  um  die  katholische  Kirche  und  polnische  Würden- 
träger mit  ihnen  zu  l^eschenken  -).  Die  Krone  Polen  war  aber 
ebenso  wie  ein  Jahrhundert  später  die  schwedische  Regierung, 
keineswegs  gewillt,  die  Leibeigenschaft  auf  der  von  ihr  reduzierten 
Gütermasse  zu  beseitigen  und  dass  sie  bei  den  „Revisionen",  die  sie 
ebenso  wie  in  Litauen  und  Polen  auch  in  Livland  bewerkstelligen 
liess,  nicht  milde  mit  dem  Landvolk  umging,  lehrt  der  Hass,  den 
nicht  bloss  die  Deutschen  Livlands,  sondern  auch  die  einheimischen 
Bauern  den  polnischen  Beamten  entgegentrugen  •'!. 


Leibeigenschaft  in  den  Ostseeprovinzen,  in  besonderer  Beziehung  auf  das  Her- 
zogtum Livland."  Beilage  zur  Wochenschrift  ,Das  Inland",  Jahrgang  1838, 
Spalte  21,  Anmerkung  3.  „Rigasche  Stadtblätter "  1857,  No.  36.  Teaxsehe: 
, Gutsherr  und  Bauer"  S.  30.  Es  handelt  sich  jedoch  hierbei  wahrscheinlich 
um  eine  Rigasche  Anekdote  (vergl.  Fkiede.  Koxkad  Gadebusch:  „Livländische 
Jahrbücher".  2.  Teil,  1.  Abschnitt.  Riga  1781,  S.  216  If.  und  Geobg  Bekk- 
HOLz:  „Sitzungsbericht  der  Gesellschaft  für  Geschichte  und  Altertumskunde 
der  Ostseeprovinzen  Russlands  aus  den  Jahren  1877—1881",  Riga  1884,  S.  148), 
der  freilich  sowohl  die  livländische,  wie  auch  die  estländische  Ritterschaft  Glau- 
ben schenkte.  Vergl.:  Antwort  der  livländischen  Ritterschaft  an  Karl  von  Sü- 
dermannland 1601,  inSAMSOX:  „Versuch"  a.  a.  0.  Sp.  24  und  Erwiderung  der 
estländischen  Ritterschaft  auf  die  Propositionen  des  Bischofs  Johann  Rudbeck 
bei  E.  VON  Nottbeck:  „Gustav  Adolf  und  die  RudbecRsche  Kirchenvisitation". 
Baltische  Monatsschrift,  43.  Band  1896,  S.  36. 

')  RiCHAED  Haiismaxn:  , Studien  zur  Geschichte  des  Königs  Stephan  von 
Polen",  Dorpat  1880.     Dissert.  S.  40. 

'^)  A.  vox  Richtee:  „Geschichte  der  dem  russischen  Kaisertum  einverleibten 
deutschen  Ostseeprovinzen  bis  zur  Zeit  ihrer  Vereinigung  mit  demselben." 
I.  Band,  Riga  1858,  S.  78,  88,  147.  M.  W.  Downae-Sapolski:  „Zur  Geschichte 
der  Bodenreform  in  Livland  1580—1592".  Band  III  der  „Verhandlungen  des  10. 
Archäologischen  Kongresses  in  Riga  1896".     Moskau  1900  (russisch)  S.  1  ff. 

3)  Deeselbe  a.  a.  0.  S.  143. 


(t/-//i/2er^//!^s^/a//er     <s  «  «  ^a 

üo/7  se/'/rer  J^c^/er  ^a/se  Sfeama/^/z. 

c5/>  s/a////ofer  J^a/rd  : 

C^/^ß/ä/7c/  erso^/e/ie/T,  so  /zu/rden  s/e  co/f  J^/?cf  zu  J^/?cf 

/ä/iJ  ^///  es  ja  ß/r  /&/>;  so^e  J^üafer  /W  cf/e  J^//s- 
f/f/i'o/^e£  e/Wzi/re/^e/7. '' 

Sre/!zfo/e/;  /"/^OS,  J^// Sj . 

,,  ^/r/er  de/7  J^/e/7?o/re/7/i'er£e/!  i/zzserer  JZ^e//  /r/mm/ 
i^/eses  Soi/^  e//?e/!  ^anz  ^erco/-/-a^e/ide/i  S^ä/z  e///. 
J^i/Jic^/}/^üfer/'o/i'//sc^eJ^/7^e/e(/e/T^e//e/7,//SerJ^u/>/- 
a/7cf  ^/aa/sa£//o/ze/!  ///!cfe/  man  /f/er  /7/g^/,  /ijo^/^  afer 
e//7e/!  C//7f//c^  /W  e//T  a/!  fedea/a/r^sew/Ze/!  ^o^/zc^saÄ'/! 
aad  ^e/sZ/ßem  j/ztA^a//  re/g^es  Jy//eas^e/7/efe/7.  " 

jZ^ea/sdfe  J^eaae  f^/ßOS,  J^/drz^e//J . 

, .  JZe/fa  Se//e/T  ~  a/rd  das  J^ac^  ^a//e  m/'c^.  <fs 
^a//e  m/c^  so,  da/^  /c^  es  /V/  e///e/n  ^//^e  darc/f^s  — 
a/id  /c^  sa^e  es  gerade  Veraas:  e//!  />ac^e/!des  S§//c/^, 
e//!  ^oc^/'/i/eressa/f/es  J^ac^.  .  ." 

JWä/ic^e/ier  J^aes/e  J^'ac^r/c/f/e/r,  2S.  j/a/r/  /PO'^. 

jj^a  de/7  ^err//c^s/e/?  C/sc^e/'/ran^e/r,  /fe^^e  d/e 
f/q^ra/'^/sc^e  J^//era///r  der  /e/z/e/r  j/a^re  ^eze///^/  ^a/, 
^e^öY/, '"  /i^/e  JPro/essor  J2)r.  J^ar/'  Sa^aam  /"JWar- 
far^J  //7  der  J^a/i^ar/er  J^e/'/a/;^,  J^.  /4'7,  vom 
2S.  J^/a/  /POS  sc^re/f/.-  ,,J^a/iz  J^//ma/T/i". 

"C^erfa^  i^o/r  JZ  C  JS.   JWo^r  /"  ^aaf  S/efedfJ 
///  J^f//r^e/?. 

1905.    Xo.  160. 
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Das  Rechtsverhältnis,  in  dem  die  Bauern  zu  den  Gutsherren 
■während  dieser  Epoche  standen,  fand  seinen  formalen  Ausdruck 
in  dem  Landrechtentwurf,  der  auf  Befehl  der  polnischen  Obrigkeit 
von  einer  polnisch-litauischen  Regierungskomuiission  aus  römischen, 
polnischen  und  livländischen  Rechtsquellen  zusammengetragen  und 
von  Da\id  Hilchen  1599  im  Geiste  des  römischen  Rechts  redigiert 
wurde  ^).  AViewohl  dieser  Entwurf  der  königlichen  Bestätigung  er- 
mangelte und  keineswegs  allgemeine  praktische  Gültigkeit  erlangte  -), 
so  mag  er  doch  als  Niederschlag  der  damals  geltenden  Rechtsan- 
schauungen angesehen  werden  und  diese  wiesen  damals  dem  Bauern 
die  Stellung  eines  Leibeigenen  zu.  Wenn  es  jedoch  im  Hilchen- 
schen  Entwurf  heisst  ■^) :  „  Die  Erbbauern  und  welche  von  ihnen  ge- 
boren werden,  ingleichen  ihre  Hab  und  Güter  sind  in  ihrer  Herr- 
schaft Gewalt  und  können  ohne  derselben  Willen  und  A'oUwort 
nichts  veräussern  oder  sich  anderswohin  begel)en'-,  so  darf  aus 
diesem  Wortlaut  nicht  geschlossen  werden,  dass  der  leibeigene 
Bauer  der  Erwerbsfähigkeit  tatsächlich  beraubt  war.  Ihm  stand 
vielmehr  das  Recht  des  Eigentumerwerbes  zweifellos  zu  '),  wie  der 
Landtagsschluss  von  1598,  der  die  Bauern  öH'entlich-rechtlich  er- 
mächtigt, ihre  Erzeugnisse  verkaufen  zu  dürfen'^),  erkennen  lässt.  Was 
der  Bauer  über  die  Hofwehr  besass,  war  sein  eigen  und  was  er  er- 
warb, erwarb  er  nicht  schlechtweg  dem  Herrn,  sondern  sich  selbst.  Es 
herrschte  also  auch  zu  i)olnischerZeit  die  uneigentliche  Leibeigenschaft. 

Die  Ablösung  der  polnischen  AVirtschaft  durch  das  schwe- 
dische Regiment  rief  zunächst  noch  keine  durchgreifende  Aende- 
rung  der  Ijäuerlichen  Zustände  hervor.  Zwar  forderte  Herzog  Karl 
von  Südermannland,  der  spätere  König  Karl  IX.,  die  livländische 
Ritterschaft  IGOl  auf,  den  Bauern  die  Freiheit  zu  geben''); 
allein  der  durch  den  schwedisch-polnisch-russischen  Krieg  ruinierte 
Adel  war    um  so   weniger    gewillt,    den  Wünschen    des    menschen- 

1)  Dr.  FßiKDEiCH  Gkorg  von  Bunge:  „Einleitung  in  die  liv-,  est-  und 
kuvliindische  Rechtsgeschichte  und  Geschichte  der  Kechtsquellen".  Reval  1849, 
S.  192.    Richter:  a.  a.  0.  S.  149. 

-)  Richter:  a.  a.  0.  S.  151. 

^y-2.  Buch  Titel  10.     Bibliothek  der  livländischen  Ritterschaft. 

*)  Bunge:  „Geschichtliche  Entwickelung  der  Standesverhältnisse  in  Liv-, 
Est-  und  Kurland  bis  zum  Jahre  1561".  Dorpat  1838,  S.  14.  F.  AmelunG: 
„Baltische  Kulturstudien  aus  den  vier  Jahrhunderten  der  Ordenszeit  1184--1561*. 
Dorpat  1885,  S.  277. 

6)  Abgedruckt  bei  Transehe:  a.  a.  0.  S.  31,  Anmerkung  1. 

'■')  Samson:  „Versuch"  Sp.  23. 
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freundliclien  Herzogs  naclizukommen,  als  der  Ausgang  des  eben  be- 
ginnenden Krieges  um  die  Oberherrschaft  über  Li\dand  noch  durch- 
aus  ungewiss  war  und  es  keineswegs  feststand,  ob  hier  jiohiische 
„Starosten"  weiter  Avirtschaften ,  russische  „Grosse"  gebieten  oder 
aber  die  Schweden  Besitz  ergreifen  würden.  Erst  als  Schweden 
das  verwüstete  Land  dem  Zaren  durch  den  Frieden  von  Stolbow^a 
1617  und  der  Krone  Polen  durch  den  Wafi'enstillstand  von  Alt- 
mark 1629  abgerungen  hatte,  konnte  eine  geordnete  Verwaltung 
angebahnt  w'erden.  Gustav  Adolf  setzte  sogleich  (1630)  den  Hais- 
und Haudgerichten  der  Gutsherren  ein  Ende  ^),  vermochte  aber  in 
seiner  kurzen  Regierungszeit  nicht  den  leibeigenen  livländischen 
Bauern  zur  Höhe  der  schwedischen  Bauern  emporzuheben.  Den 
auf  Gustav  Adolf  unmittelbar  folgenden  Regierungen  fehlte  die 
starke  Hand  zur  Durchführung  der  bäuerlichen  Freiheit  und  so 
bestand  die  Leibeigenschaft  in  Livland  noch  in  den  ersten  Dezen- 
nien der  schwedischen  Epoche  fort.  Zwar  ist  es  bisher  nicht  un- 
trüglich erwiesen,  dass  livländische  Bauern  auch  im  17.  Jahrhundert 
ohne  Land  verkauft  worden  sind,  allein  in  Estland,  das  schon  seit 
1561  schwedische  Provinz  war,  kam  es  in  der  Zeit  von  1620 — 1645 
mehrfach  vor,  dass  Bauern  verkauft,  verschenkt  und  getauscht  wur- 
den-) und  das  Verbot,  die  schwedischen  und  finnischen  Bauern  zu 
Leibeigenen  zu  machen  ^),  bildet  eine  Bestätigung  des  Leibeigen- 
schaftsverhältnisses der  Esten.  Wenngleich  die  Leibeigenschaft  den 
Anschauungen  der  schwedischen  Regierung  durchaus  widersprach, 
so  Hess  sie  doch  zunächst  die  alten  Rechte  und  Gewohnheiten  un- 
angetastet und  gerade  schwedische  Würdenträger  waren  es,  die  kein 
Bedenken  trugen,  in  Estland  Bauern  ohne  Land  zu  veräussern*). 
Zwar  war  der  estländischen  Ritterschaft,  die  sich  freiwillig  Schwe- 
den unterworfen  hatte,  die  freie  Dispositionsbefugnis  über  die  Leib- 

^)  ToBiEX:  -Die  Agrargesetzgebung"  S.  97. 

-)  E.  Pabst  und  Baron  R.  v.  Toll:  ,Ehst-  und  Livländische  Brieflade ". 
Zweite  Abteüung,  Reval  1861,  No.  340,  341,  343,  383,  386,  392,  405,  478,  579. 
Vergl.  Geenet:  „Geschichte  und  System  des  bäuerlichen  Agrarrechts  in  Est- 
land" S.  29. 

3)  Gernet:  a.  a.  ü.  S.  29. 

*)  Unter  den  eben  angeführten  9  Urkunden,  die  Verkäufe  Leibeigener  nach- 
weisen ,  beziehen  sich  4  auf  Geschäfte ,  die  der  schwedische  Gouverneur  von 
Estland  und  Generalstatthalter  zu  Reval,  Johaxx  di;  la  Gardie,  in  den  Jahren 
1620,  1626  und  1628  abschloss.  Ueber  die  Stellungnahme  der  „Vornehmsten" 
des  Reiches  Schweden  zur  Leibeigenschaft  der  estländischen  Bauern,  vergl.  auch 
Nottbeck:  „Gustav  Adolf  und  die  Rudbecksche  Kirchenvisitation"  a.  a.  0. 
S.  36. 
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eigenen  1561  ausdrücklich  zugesicliert  worden^),  während  in  Liv- 
land, das  Schweden  erobert  hatte,  die  Verhältnisse  anders  lagen, 
allein  es  muss  doch  angenommen  werden,  dass  zu  Beginn  der  schwe- 
dischen Epoche  der  livländische  Bauer  dem  estländischen  Leibeige- 
nen rechtlich  gleichstand.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts begann  die  schwedische  Regierung  nach  den  Grundsätzen 
des  aufgeklärten  Despotismus  mit  kraftvoller  Hand  in  die  gutsherr- 
lich-bäuerlichen Verhältnisse  einzugreifen.  Die  Landgesetze  Karl  XL, 
die  in  dem  grossen  Katasterwerk  der  Jahre  1683 — 1693  gipfelten, 
schufen  die  festen  Grundlagen  eines  kräftig  wirkenden  Bauern- 
schutzes, wiewohl  sie  nicht  bauernfreundlichen  Absichten  entsprungen 
waren,  sondern  wesentlich  fiskalischen  Literessen  dienen  sollten  und 
daher  keineswegs  in  einer  die  Bauern  schonenden  Weise  durchge- 
führt wurden  -).  Sie  schieden  streng  zwischen  Herren-  und  Bauern- 
land, sicherten  dem  Fröhner  den  Niessbrauch  des  ihm  zugewiesenen 
Landes  und  normierten  die  bäuerlichen  PHichten  und  Lasten  genau 
im  Verhältnis  zum  landwirtschaftlich  genutzten  Boden.  Zwar  be- 
stand die  Unfreiheit  der  Bauern  noch  Aveiter  fort,  allein  nicht  Leib- 
eigenschaft, sondern  Erbuntertänigkeit  herrschte  zu  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  im  schwedischen  Livland.  Wenngleich  die  Landge- 
setze Karl  XL  formell  sich  nur  auf  die  Domänengüter  erstreckten, 
so  waren  sie  doch  tatsächlicli  allgemein  wirksam,  denn  die  könig- 
lichen Güter  machten  in  jener  Zeit  mehr  als  ^/o  aller  Rittergüter 
Livlands  aus  und  die  Regierung  vertrat  die  Anschauung,  die  guts- 
herrlich-bäuerlichen  Beziehungen  seien  im  wesentlichen  auch  auf 
den  wenigen  Privatgütern  durch  die  für  das  Domanium  geltenden 
Verordnungen  geregelt  ■*). 

Jetzt  war  der  Moment  gekonnnen,  da  die  Krone  Schweden  die 
bäuerliche  Unfreiheit  hätte  völlig  beseitigen  können ,  denn  sie  war 
Herrin  fast  aller  erb  untertänigen  Bauern.  Allein  ebensowenig  wie 
die  angeblich  humane  polnische  Regierung  100  Jahre  zurück,  die 
ihr  gehörigen  zahlreichen  Bauern  von  der  Leibeigenschaft  befreite, 
gedachte  auch  die  schwedische  Regierung  ihre  gutsherrlichen  Rechte 
einzuschränken.  Nicht  nur  in  Livland,  sondern  auch  im  schwedi- 
schen Pommern  Hess  die  Regierung  das  Leibeigenschaftsverhältnis 
während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  fortbestehen^). 


1)  Tobien:  a.  a.  0.  S.  289.     Geknet:  a.  a.  0.  S.  28  ff. 

-)  Derselbe:  „Agrargesetzgebung"  etc.  S.  56  ff",  und  95  ff. 

3)  Traxsehe:  a.  a.  0.  S.  78.    Tobiex:  a.  a.  0.  S.  98. 

^)  Fuchs:    „Der  Untergang   des  Bauernstandes   und   das  Aufkommen    der 
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Je  günstiger  die  wirtschaftlichen  Folgen  zu  werden  A'ersprachen, 
die  von  den  schwedischen  Landgesetzen  für  die  Entwickelimg  der 
bäuerlichen  Verhältnisse  erwartet  werden  durften,  um  so  tragischer 
ist  die  Tatsache ,  dass  den  Reformen  Karls  XI.  unmittelbar  drei 
Hungerjahre  folgten ,  die  einen  bäuerlichen  AYohlstand  nicht  auf- 
kommen Hessen,  und  kaum  war  die  Nachwirkung  dieser  schweren 
Zeit  überwunden,  so  brach  der  furchtbare  Jammer  des  nordischen 
Krieges  herein. 

Für  die  bäuerlichen  Zustände  Livlands  ist  der  nordische  Krieg 
ebenso  verhängnisvoll  gewesen,  wie  der  30jährige  für  die  gutsherr- 
lich-bäuerlichen Verhältnisse  des  östlichen  Deutschland.  Hier  hoben 
die  Nachwehen  des  nordischen  Krieges  die  Wirksamkeit  der  schwe- 
dischen Landgesetze  völlig  auf;  dort,  namentlich  in  Mecklenburg, 
Schwedisch-Pommern  und  Schleswig-Holstein,  war  die  Leibeigen- 
schaft Folge  der  Verwüstungen  des  30jährigen  Krieges^), 

Hatte  in  Livland  bisher  ein  Moment  auf  die  Gestaltung  der 
bäuerlichen  Unfreiheit  ungünstig  eingewirkt:  der  Eassenunterschied, 
der  die  Berechtigten  von  den  Verpflichteten  trennte,  so  trat  im 
18.  Jahrhundert  noch  ein  zweiter  Faktor  wesentlich  verschärfend 
hinzu:  der  Einfluss  der  Gesetze  des  russischen  Reiches,  dem  Liv- 
land seit  dem  ersten  Jahrzehnt  des  18.  Jahrhunderts  angehörte. 

In  den  Tagen  Katharinas  IL  waren  die  unbeschränkte  Herrschaft 
der  Gutsherren,  der  schweigende  Gehorsam  der  Bauern  Gesetz  und 
Recht.  Der  denkwürdige  ükas  vom  17.  Januar  1765,  der  den  Guts- 
herren die  Machtvollkommenheit  gewährt  über  ihre  Bauern  die 
Zwangsarbeit  und  Verbannung  nach  Sibirien,  ohne  Revision  der 
Gerichte,  zu  verhängen  -),  bezeichnete  den  Gipfelpunkt  der  Entwicke- 
lung  des  Leibeigenschaftsverhältnisses.  Und  wenn  im  vollen  Gegen- 
satz zu  dieser  Massnahme  die  Kaiserin  zu  eben  demselben  Zeitpunkt 
danach  trachtete,  die  gutsherrliche  Macht  in  Livland  zu  beschrän- 


GutsheiTschaften.  Nacli  archivalisclien  Quellen  aus  Neu-Vorpommern  und  Rü- 
gen". Heft  YI  der  Abbandlungen  aus  dem  staatswissenscbaftlichen  Seminar 
zu  Strassburg.     Strassburg  1888,  S.  226. 

^)  Fuchs:  „Die  Epochen  etc.".  W.  Beuchmüij.kr:  ,.Die  Folgen  der  Re- 
formation und  des  dreissigjährigen  Krieges  für  die  ländliche  Verfassung  und 
die  Lage  des  Bauernstandes  im  östlichen  Deutschland,  besonders  in  Branden- 
burg und  Pommern".     Crossen  1897,  S.  25  if. 

^)  J.  Ekgelmaxn:  „Die  Leibeigenschaft  in  Russland".  Leipzig  1884,  S.  120  tf. 
Skmewski  :  „Die  Bauern  unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Katharina  IL"  1.  Teil, 
2.  Auflage.     Petersburg  1903  (russisch)  S.  185. 
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ken  \),  so  kann  der  Misserfolg  dieses  Vorgehens  nicht  Wunderneh- 
men. Die  1765  Livland  aufgezwungene  Verordnung,  die  der  patri- 
monialen  Strafgewalt  Grenzen  zog,  dem  Bauern  das  Eigentum  an 
seiner  fahrenden  Habe  sicherte  und  bestimmte,  dass  die  bäuerlichen 
Leistungen  gemessene  sein  sollten,  blieb  in  der  Folge  unbeachtet, 
wozu  die  Gutsherren  ein  Recht  aus  den  Reichsgesetzen  herleiten  zu 
dürfen  meinten.  Und  die  Erfahrungen,  die  von  den  Vertretern  der 
baltischen  Ritterschaften  in  der  grossen  gesetzgebenden  Kommission 
zu  Moskau  zwei  .Jahre  später  gemacht  wurden,  waren  allzu  geeignet, 
die  Autfassung  zu  stärken,  dass  die  Staatsgewalt  nicht  gewillt  sei, 
der  gutsherrlichen  Gewalt  irgend  welche  Schranken  zu  setzen.  In 
jener  berühmten  Reichsversanunlung  von  Deputierten  aller  Stände 
und  Behörden  gelangte  auch  die  Bauernfrage  zur  Verhandlung-), 
wobei  ein  Gesetzentwurf  die  Grundlage  bildete,  den  der  Vertreter 
der  livländischen  Ritterschaft  ausgearbeitet  hatte  ^).  Die  dort  ver- 
lautbarte  Forderung  eines  Rechtsschutzes  für  die  Person  und  das 
bewegliche  Gut  der  Leibeigenen  getiel  den  Kollegen  des  livländischen 
Deputierten  nicht  im  mindesten  und  rief  das  Verlangen  nach  grund- 
sätzlicher Anerkennung  der  unbeschränkten  Macht  des  Gutsherrn 
hervor.  Dieses  Ziel  erreichten  die  russischen  Grossen  noch  in  dem- 
selben .Jahr,  da  die  Reichskommission  im  Geiste  der  Humanität 
wirksam  sein  sollte,  denn  der  Ukas  vom  22.  August  1767  bestimmte, 
dass  Bauern ,  die  sich  erdreisten  sollten,  Beschwerden  über  ihre 
Gutsherrschaft  einzureichen,  mit  der  Knute  /u  bcstral'en  und  ge- 
radenweges  in  die  Bergwerke  zur  ewigen  Zwangsarbeit  zu  verschicken 
seien').  Dieser  furchtbare  Ukas,  der  auch  in  Livland  zur  Nach- 
achtung veröffentlicht  wurde ,  blieb  hier  ebensowenig  wirkungslos, 
wie  die  Tatsache ,  dass  alles ,  was  in  Moskau  zur  Besserung  der 
bäuerlichen  Rechte  vorgeschlagen  worden  war,  gleich  allen  Ent- 
würfen der  pomphaften  Reichskommission,  dem  Staube  der  Archive 
anheimfiel  ■"').     Als   fast    ein  Menschenalter  später,    1795,    aus    der 


')  Tobien:   „Die  Agrargesetzgebung  LivlancU''  etc.  S.  104  ti". 

-')  FiNGELMAXX  a.  a.  0.  S.  123  ff.  Se:mewski:  „Die  Bauernfrage  Russlands 
im  18.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrliunderts,  Teil  I.  Petersburg  1888 
(russisch)  S.  95  ff. 

^)  Johann  Adolf  Freiherr  von  Ungeen-Steknbeeg,  vergl.  Semewski  a. 
a.  0.  S.  127.  Engelmann  a.  a.  0.  S.  129  irrt  in  der  Annahme,  dass  ein  Ver- 
treter der  estländischen  Ritterschaft  gleichen  Namens  der  Autor  dieses  Ent- 
wurfes gewesen  sei. 

^)  ToBiEN  a.  a.  0.  S.  108. 

^)  Debselbe  a.  a.  0.  S.  109. 
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Mitte  der  livläiidisclien  Ritterschaft  die  Initiative  zu  einer  Reform 
der  gutsherrlicli- bäuerlichen  Verhältnisse^)  hervorgegangen  war, 
machten  sich  Aviederum  Einflüsse  russischer  Provenienz  geltend,  die 
dem  gedeihlichen   Verlauf  der  Sache  hindernd  entgegentraten. 

Der  Landtag  des  Jahres  1797  hatte  eine  Reihe  von  Beschlüssen 
im  Sinne  wesentlicher  Beschränkung  des  Leibeigenschaftsverhält- 
nisses gefasst  und  seine  "Wünsche  dem  Kaiser  Paul  zur  Bestätigung 
unterbreiten  lassen.  Der  Monarch  zog  A'ier  Senateure  zu  Rate,  die 
namentlich  gegen  die  vorgeschlagene  Einschränkung  des  Verkaufs 
livländischer  Bauern  den  von  barbarischem  Geist  getragenen  Ein- 
wand erhoben,  dass  sie  „dem  freien  Commercio  und  der  freien 
Kommunikation  entgegen  sei,  die  Konkurrenz  der  Käufer  vermin- 
dern und  dadurch    den  Preis    der  Bauern    herabdrücken  würde''  -). 

Dass  unter  solchen  Umständen  die  bäuerliche  Unfreiheit  in 
Livland  scharfe  Formen  annahm,  ist  nur  zu  begreiflich.  Je  mehr 
die  Staatsgewalt  im  letzten  Jahrzehnt  des  18.  Jahrhunderts  der 
Anschauung  Ausdruck  gab ,  dass  die  Geltung  freierer  Grundsätze 
in  Livland  bedenklich  erscheine,  weil  man  aus  administrativen  und 
fiskalischen  Gründen  der  Leibeigenschaft  im  Innern  des  Reichs 
nicht  entraten  könne,  um  so  bedeutungsvoller  ist  die  Tatsache,  dass 
der  Adel  von  sich  aus  die  Initiative  zu  Reformen  ergriff.  In  Liv- 
land ist  nicht,  wie  in  Preussen  und  anderen  Teilen  des  nordöstlichen 
Deutschland,  im  18.  Jahrhundert  der  Staat  mit  Massnahmen  zu 
Gunsten  seiner  Domänenbauern  vorangegangen ,  um  die  privaten 
Gutsherren  zur  Xacheiferung  anzuregen,  sondern  hier  begegnete 
sich  vielmehr  die  Regierungspolitik  mit  den  einheimischen  Geg- 
nern der  Reform  und  beide  Faktoren  wirkten  den  Bestrebungen 
der  bauernfreundlichen  Gutsherren  entgegen.  Zu  einer  Wandlung 
kam  es  erst,  als  es  den  Führern  der  liberalen  Partei  gelang, 
Kaiser  Alexander  I.  für  ihre  Ideen  zu  gewinnen.  Es  kann  nicht 
befremden,  dass  die  Kooperation  beider  Kräfte  erst  nach  Ueber- 
windung  harten  Widerstandes  zum  Ziel  gelangte,  denn  die  Guts- 
herren ,  deren  Rechte  beschnitten  werden  sollten ,  waren  i)rak- 
tisclie,  huiuanitärem  Enthusiasmus  abgeneigte  Landwirte,  die  ilirc 
Jugendzeit  meist  in  rauher  Kriegszeit  im  Innern  des  Reichs  ver- 
bracht und  die  Zustände  dort  kennen  gelernt  hatten.  So  kam 
denn  erst  nach  erbittertem  Kampf  die  Bauernverordnung  von  1804 


')  ToBiEx  a.  a.  0.  S.  116. 
^)  Deeselbe  a.  a.  0.  S.  123. 
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zustande,  die  das  Leibeigenscliaftsverliältnis  der  livländisclien  Bauern 
durch  die  Erbuntertänigkeit  ersetzte. 

Das  Gesetz  von  1804  und  seine  Novelle  vom  Jahr  1809  knüpf- 
ten an  die  schwedischen  Landgesetze  an,  gingen  aber  weiter  in  der 
Gewährung  bäuerlicher  Rechte  als  diese.  Sie  ersetzten  die  Leib- 
eigenschaft durch  eine  Form  der  Gutsuntertänigkeit,  die  milder  war 
als  die  um  dieselbe  Zeit  in  Preussen  herrschende.  Der  livländische 
Bauer  war  zwar  seit  1804  als  Erbuntertan  an  den  Boden  gefesselt, 
jedoch  nicht  mehr  als  Person  veräusserlich.  Hofsleute,  d.  h.  Land- 
arbeiter, die  nicht  auf  der  Scholle  sassen,  durften  freilich  verkauft 
werden,  aber  nur  einmal  und  nur  an  livländische  Gutsherren,  damit 
sie  auf  diesem  Wege  in  die  Klasse  der  ein  besseres  Recht  genies- 
senden Ackerleute  gelangen  konnten.  Allen  Bauern  wurde  das 
Recht  gewährt,  bewegliches  und  unbewegliches  Eigentum  völlig  frei 
zu  erwerben  und  nach  ihrem  Woblgefallen  zu  verkaufen,  zu  ver- 
schenken ,  zu  verpfänden  und  zu  vererben.  AVie  im  schwedischen 
Recht  für  die  Domänen,  so  wurde  jetzt  für  alle  Güter  bestimmt, 
dass  der  einzelne  B.iuci-nwirt  ein  unentziehbares,  vererbbares  öffent- 
liches Nutzungsrecht  an  dem  ibm  eingewiesenen  Bauernhofe  genies- 
sen  solle,  dessen  er  nur  wegen  grober  Verschuldung  durch  richter- 
lichen Sprucii  verlustig  gehen  könne.  Besetzte  Bauernhöfe  zu  legen 
und  mit  den  Hofsfeldern  zu  vereinigen .  war  dem  Gutsherrn  nur 
dann  erlaubt,  wenn  er  die  Notwendigkeit  liierzu  vor  den  Gerichten 
erster  und  zweiter  Instanz  ausreichend  zu  erweisen  vermochte.  Der 
schollenptlichtige  Inhaber  des  Bauernhofes  war  vor  Ueberlastung 
durch  eine  Normierung  der  Dienste  und  Abgaben  geschützt,  die 
seine  Pflichten,  im  Verliältnis  zu  dem  Nutzlande,  bis  in  das  Kleinste 
ri'gelte,  während  er  in  der  wirtschaftlichen  Verwertung  seines  Hofes 
nur  insofern  beschränkt  war,  als  er  nicht  ohne  Einwilligung  des 
Gutsherrn  eine  Realteilung  seiner  Ländereien  vornehmen  durfte. 
Seine  Handlungsfähigkeit  war  lediglich  durch  das  Gebundensein  an 
die  Scholle  und  die  Verbindlichkeit  zu  gemessenen  Frohndiensten 
l)eschränkt,  nicht  aber  durch  Zwangsgesindedienst,  auch  nicht  durch 
Heiratsunfreiheit  ^). 

In  Livland  war  demnach  seit  1804  die  mildeste  Form  bäuer- 
licher Unfreiheit  herrschend  und  der  Bauer  erfreute  sich  hier  we- 
sentlich besserer  Rechte  als  in  Preussen,  wo  im  östlichen  Teil  der 
Monarchie  bis  zum  Jahre  1807    die  Gutsuntertänigkeit  der  Privat- 


1)  ToBiEN:  „Die  Agrargesetzgebung  Livlands"  etc.  S.  238  if. 
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bauern  durch  Zwangsgesindedienst,  Heiratsunfreiheit,  namentlich 
aber  durch  die  mangehide  Erbhchkeit  der  Bauernstellen  und  die 
fehlende  Bemessung  der  Frohnden  verschärft  war  ^). 

So  sehr  auch  die  Bauernverordnung  von  1804  nebst  ihrer 
Novelle  vom  Jahre  1809  einen  grossen  Fortscliritt  im  Vergleich  mit 
der  livländischen  Agrargesetzgebung  des  18.  Jahrhunderts  bedeutete, 
so  litt  sie  doch  an  schweren  Mängeln,  die  ihrer  AVirksamkeit  bald 
ein  Ende  setzten.  Um  die  Bauern  vor  Ueberlastung  zu  schützen, 
waren  die  Frohndienste  gemessen  und  die  gutsherrlichen  x4.ecker 
ihrem  Umfang  nach  fest  umgrenzt  worden.  Diese  dem  Dreifelder- 
system angepassten  Polizeigesetze  schlössen  jedoch  die  Möglichkeit 
einer  freieren  Bewegung  auf  landwirtschaftlichem  Gebiet  völlig  aus 
und  hinderten  die  Einführung  besserer  Wirtschaftssysteme  auf  den 
Gutshöfen.  Fühlten  sich  hierdurch  die  Herren  beengt,  so  litten  die 
Bauernwirte  unter  den  Fesseln  der  Schollenpflichtigkeit  und  dem 
Druck  des  Frohnsystems  um  so  mehr,  als  ihnen  das  Gesetz  zwangs- 
weise Landarbeiter  beigab,  die  einen  gleichen,  bis  in  das  einzelne 
vorgeschriebenen  Lohn  zu  erhalten  hatten,  gleichviel  ob  sie  tauglich 
oder  untauglich  waren.  Schlimmer  als  die  Lage  der  Bauernwirte, 
denen  immerhin  als  Aequivalent  für  ihre  Gebundenheit  das  erbliche 
Nutzungsrecht  an  ihren  Höfen  geboten  war,  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  der  Landarbeiter  oder  Knechte.  Obgleich  das  Gesetz 
ihnen  einen  bestimmten  Lohn  zusicherte,  waren  sie  doch  niclit  vor 
Entbehrungen  geschützt,  denn  die  Bauernwirte  entzogen  ihnen  von 
dem  vorschriftsmässigen  Lohn  möglichst  viel  und  keine  Strafe  half 
dagegen.  Der  härteste  Wirt  war  dessen  sicher,  auf  eine  genügende 
Zahl  Knechte  zählen  zu  können ,  denn  das  Bauerngericht  musste 
dafür  Sorge  tragen,  dass  die  zu  Frohndiensten  verpllichteten  Bauern- 
wirte mit  Knechten  ausreichend  versorgt  seien.  Die  Knechte  fühl- 
ten sich  um  so  mehr  gedrückt,  als  sie  keine  Aussicht  hatten,  in  die 
Klasse  der  Bauernwirte  hinaufzurücken,  weil  die  Erblichkeit  der 
Bauernhöfe  sie  daran  hinderte.  So  ])efriedigte  die  Bauernverord- 
nung von  1804,  die  jede  Entwickelung  der  gutsherrlichen  Betriebe 
hemmte,  die  Bauern  in  der  Gutsuntertänigkeit  gefangen  liielt  und 
die  Frohnverfassung  konsolidierte,  nach  keiner  Richtung  hin.  Um 
Missbräuche  zu  verhüten,  waren  die  wirtschaftlichen  Beziehungen 
der  Gutsherren  und  Bauern    für  beide  Teile    in  drückender  Weise 


')  Knapp:  ,  Die  Bauernbefreiung  und  (.ler  Ursprung  der  Landarbeiter",  T.Teil 
S.  17  ff.     Dekselbe:  ,Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit"  S.  75. 
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verkettet  worden^).  Diese  Fesseln  zu  lösen,  und  zwar  radikal  zu 
sprengen,  war  man  in  Livland  um  so  eher  bereit,  als  die  westeuro- 
päische abstrakte  Doktrin  von  dem  freien  Wettbewerb  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  auch  hier  Boden  gewann.  Nachdem  nun  gar 
die  beiden  Schwesterprovinzen  Estland  und  Kurland  1816  und  1817 
die  nackte  Aufhebung  der  bäuerlichen  Unfreiheit  den  ebenso  be- 
engenden wie  kostspieligen  Schutzmassregeln  Livlands  vorgezogen 
und  damit  die  lebhafte  Anerkennung  Kaiser  Alexander  I.  errungen 
hatten"-),  wurde  auch  in  Livland  die  Hörigkeit  beseitigt.  Nach  dem 
Grundsatz:  „dass  jedes  Lidividuum  sein  wahres  Literesse  leichter 
auffinden  werde,  als  es  ihm  von  der  Regierung  vorgeschrieben  wer- 
den könne",  gelangte  das  freie  Vertragsverhältnis  zwischen  Guts- 
herren und  Bauern  als  Grundlage  der  neuen  Arbeitsverfassung  in 
der  livländischen  Bauernverordnung  vom  26.  März  1819  zur  Aner- 
kennung und  ohne  Bedenken  räumte  die  Staatsregierung  den  Guts- 
herren als  Ae(|uivalent  für  die  Aufhebung  der  Gutsuntertänigkeit 
das  unbeschränkte  Eigentumsrecht  am  gesamten  Bauernlande  ein. 
Die  Bauern  sollten  dagegen  im  gemessenen  Vorschreiten  zu  „freien 
Staatsbürgern"  erhoben  und  nicht  nur  wirtscliaftlich,  sondern  auch 
IDolitisch  emanzipiert  werden.  Sie  erhielten  die  volle  Rechtsfähig- 
keit auf  dem  Gebiet  des  Vermögensrechts,  ein  eigenes  Privatrecht, 
eigene  Prozessordnung ,  ein  spezifisches  Polizeistrafrecht ,  eigene 
Richter  und  wurden  zu  Gemeinden  vereinigt,  die  sich  selbst  zu  ver- 
walten hatten-').  Ungeachtet  dieser  wertvollen  Zugeständnisse  er- 
langte al)er  das  Landvolk  tatsächlich  weder  die  volle  staatsrecht- 
liche Freiheit,  noch  die  wirtschaftliche,  denn  die  gutsherrliche  Po- 
lizeigewalt ,  von  der  die  Landgemeinde  abhängig  blieb ,  schränkte 
die  i^olitische  Freiheit  sehr  erheblich  ein  und  die  üeberlegenheit  der 
Gutsherren  auf  Avirtschaftlichem  Gebiet  trat  dem  geistig  noch  un- 
reifen, jeglichen  Schutzes  nunmehr  entbehrenden  Bauern  gegenüber 
scharf  hervor. 

Der  an  die  Spitze  des  neuen  Gesetzes  gestellte  Grundsatz :  alles 
Land  ist  unbeschränktes  Eigentum  der  Gutsherren,  hob  nicht  bloss 
das  l)isher  dem  Bauern  eingeräumt  gewesene  erbliche  Nutzungsrecht 
am  Bauernlande  auf,  sondern  beseitigte  auch  alle  Normen  der  bäuer- 
lichen Dienste,  die  1804  so  fürsorglich  festgesetzt  worden  waren. 
Die  Urbarien,  in  Livland  .,Wackenbücher"  geheissen,  verloren  ihre 

V)  ToBiEX:  „Die  livländische  Agrargeschichte''  S.  268  ff. 
•-')  Derselbe  a.  a.  0.  S.  288  if. 
3)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  372  ff. 
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öti'entlicli  rechtliche  Kraft  und  konnten  fürderhin  bloss  als  i)riA'at- 
rechtliche  Grundlage  den  wechselseitigen  Pachtverträgen  dienen. 
War  aber  so  das  Mass  der  Frohnleistungen  lediglich  von  der  freien 
Willenseinigung  beider  Teile  abhängig,  so  konnte  um  so  leichter 
eine  Ueberlastung  der  Fröhner  Platz  greifen,  als  die  Bauern  auch 
nach  dem  Eintritt  der  persönlichen  Freiheit  nicht  die  volle  Frei- 
zügigkeit erlangten,  sondern  an  die  Provinz  Livland  gebunden  blie- 
ben ')  und  daher  einer  möglichen  Koalition  der  Gutsherren  gegen- 
über schutzlos  dastanden.  Tatsächlich  galten  auch  nach  1819  meist 
die  Wackenbücher  als  Regulative  der  Prolinen,  allein  je  mehr  die 
Gutsherren  beflissen  waren,  die  alte  Dreifelderwirtschaft;  durch  neue 
Betriebsformen  zu  ersetzen,  um  so  mehr  suchten  sie  die  Arbeits- 
kraft der  Fröhner  auszunutzen  und  überwachten  namentlich  die 
Ableistung  der  vereinbarten  Hand-  und  Spanndienste  ungleich  strenger 
als  bisher.  Die  schärfere  Einforderung  der  Frohndienste  hatte  aber 
zur  Folge,  dass  auf  das  Vorhandensein  kräftiger  und  arbeitswilliger 
Knechte  Gewicht  gelegt  wurde,  und  dieser  Anforderung  versuchten 
die  frohnpflichtigen  Bauernwirte  nicht  zu  genügen.  Ob  der  Guts- 
herr mit  den  Knechten  zufrieden  sei  oder  nicht,  war  in  der  Zeit 
von  1804 — 1819  Sache  der  Gemeindegerichte  gewesen,  denn  die 
Bauernverordnung  von  1804  hatte  auch  die  Verhältnisse  der  Land- 
arbeiter öffentlich  rechtlicher  Regelung  unterworfen  und  den  Ge- 
meindegerichten die  Versorgung  der  Bauernhöfe  mit  Knechten 
übertragen.  Jetzt  dagegen  war  auch  für  das  Knechtsverhältnis  der 
freie  Vertrag  massgebend,  und  jeder  Bauernwirt  sah  sich  genötigt, 
seine  Arbeiter  besser  als  früher  zu  löhnen,  um  nur  überhaupt  Hilfs- 
kräfte zu  gewinnen,  denn  die  Knechte  machten  zuerst  und  mit  Vor- 
liebe von  der  Freizügigkeit  Gebrauch.  So  von  den  gesteigerten 
Anforderungen  der  Gutsherren  und  der  Knechte  gleichzeitig  ge- 
drängt, hielten  die  Bauern  lang  terminierte  Pachtverträge  für  un- 
vereinbar und  suchten  im  Wechsel  ihrer  Stellen  den  Ausweg.  Aber 
auch  die  Gutsherren  zeigten  sich  vielfach  nicht  gewillt,  die  Bauern- 
höfe auf  längere  Zeit  in  Pacht  zu  vergeben,  sondern  machten  von 
dem  Recht  des  freien  Vertrages  Gebrauch  und  schlössen  nur  kurze 
Zeitpachten  ab ,  weil  sie  die  Verfügung  über  die  Bauerländereien 
behalten  wollten,  um  die  erweiterten  Betriebssysteme  der  neueren 
rationellen  Landwirtschaft  auf  den  Gutshöfen  einführen  zu  können. 
Wiewohl  das  Bauernlegen  schon  deshalb  in  keinem  grossen  Umfange 


■)  ToiüKx  a.  a.  0.  S.  373. 
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betrieben  wurde,  weil  der  Gutsherr  für  das  eingezogene,  mit  den 
Hofsländereien  vereinigte  Bauernland  die  Grundsteuern  zu  tragen 
hatte  und  tatsächlich  die  bäuerlichen  Stellen  im  ganzen  nicht  nur 
verringert,  sondern  vermehrt  wurden^),  so  bewies  die  rechtliche 
Möglichkeit  des  Bauernlegens  doch  die  Unsicherheit  des  bäuerlichen 
Besitzes.  Dieser  Mangel  eines  Bauernschutzes  verleitete  die  Zeit- 
pächter dazu,  ihren  augenblicklichen  Vorteil  bestens  wahrzunehmen 
und  dem  Boden  möglichst  rasch  die  höchsten  Erträge  abzugewinnen. 
Das  hierdurch  erzeugte  Aussaugungssystem  schädigte  zunächst  die 
Gutsherren  in  hohem  Masse,  rief  aber  weiter  den  Niedergang  der 
l)äuerlichen  Wirtschaft  hervor  und  bedingte  einen  Grad  der  Ver- 
armung des  Landvolks,  der  zu  den  ernstesten  Befürchtungen  Anlass 
gab.  So  hatte  die  manchesterliche  Theorie,  die  in  der  Bauernver- 
ordnung von  1819  den  Bauernschutz  preisgegeben  hatte,  sich  als 
völlig  unzulänglicli,  ja  verderblich  erwiesen. 

Die  üblen  Zustände,  die  das  auf  abstrakten  Prinzipien  aufge- 
l)aute  Gesetz  von  1819  hervorgerufen  hatte,  führten  um  so  eher  zur 
Erkenntnis,  dass  die  Grundlagen  der  l)estehenden  Agrarverfassung 
fehlerhafte  seien,  als  das  Landvolk ,  durch  Missernten  schwer  ge- 
schädigt, in  eine  Unruhe  geriet,  die  sich  zu  bedenklichen  Auswan- 
derungsbewegungen gestaltete.  Die  anfänglich  bloss  wirtschaftlichen 
Motiven  entsprungene  Gärung  wurde  auf  das  geistige  Gebiet  hin- 
übergeleitet und  zeitigte  schliesslicli  religiöse  Wirren,  die  der  im 
Luthertum  wurzelnden  Verfassung  des  flachen  Landes  die  schwerste 
Gefahr  zu  bringen  drohten-).  Ebenso  wie  die  livländische  Ritter- 
und Landschaft  um  die  AVende  des  18.  Jahrhunderts  (1795)  die 
Initiative  zur  Milderung  der  l)äuerlichen  Unfreiheit  ergrifF-%  die 
allendlich  zur  Bauernverordnung  von  1804  fiUirte,  so  schritt  sie 
auch  jetzt  zu  einer  Reorganisation  der  geltenden,  unzureichenden 
Agrargesetzgebung,  bevor  die  Staatsregierung  ihrerseits  vorging'*). 
Während  in  der  ersten  Reformperiode,  die  von  1795—1804  anzu- 
nehmen ist,  sich  die  Regierungspolitik  anfänglich  mit  den  einheimi- 
schen Gegnern  der  Reform  verband  und  beide  Faktoren  bis  zu  dem 

>)  TüBiEx  a.  a.  0.  S.  417. 

-)  A.  VON  Tideböhl:  „Das  neue  livländische  Bauerngesetzbuchs  Baltische 
Monatsschrift,  5.  Band  1862,  S.  1  ff.  Tohien:  „Beiträge  zur  Geschichte  der 
livländischen  Agrargesetzgebung".  Baltische  Monatsschrift,  28.  Band,  1881, 
S.  706  ff. 

•^)  ToBiEX:  „Die  livländische  Agrargesetzgebung"  etc.  S.   114  ff'. 

■')  Deeselbe:  „Beiträge"  etc.  S.  708. 

9  * 
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Zeitpunkt  den  Bestrebungen  der  bauernfreundlichen  Gutsherren 
entgegenwirkten,  da  Alexander  I.  für  die  freilieitliclien  Ideen  ')  ge- 
wonnen wurde,  begegneten  sich  jetzt  die  Intentionen  der  Staats- 
regierung sogleich  mit  den  Absichten  der  liberalen  Partei  des  liv- 
ländischen  Landtages  und  qs  wurde  eine  Agrarordnung  geschaffen, 
die  den  Bauern  einen  Schutz  geAvährt,  wie  er  wirksamer  nirgends 
existiert.  Die  einzelnen  Phasen  der  Reformbewegung,  die  1841  an- 
hob, YorläuHg  zu  den  unvollkommenen  sogenannten  „77  Ergänzungs- 
Ijaragraphen"  führte-),  dann  das  provisorische  Gesetz,  die  livlän- 
dische  Agrar-  und  Bauernverordnung  vom  9.  Juli  1849  '^j  ins  Leben 
rief  und  endlich  das  heute  geltende  Gesetz  „die  livländische  Bauern- 
verordnung vom  13.  November  1860"^)  schuf,  müssen  hier  über- 
gangen werden  ■^),    da  ihre  Schilderung   uns  zu  weit   führen  würde. 

II.  Regulierung  und  Ablösung. 

Die  radikale  Verordnung  von  1819  hatte,  wie  wir  wissen,  das 
gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  aufgelöst  und  den  freien  Pacht- 
vertrag als  allein  massgebend  anerkannt.  Zwar  blieben  meist  die 
bäuerlichen  Pflichten  dieselben,  wie  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft 
und  Gutsuntertänigkeit.  Xach  wie  vor  bestanden  sie  hauptsächlich 
in  gemessenen  Frohnden,   allein  die  Regulative  der  Frohnden ,    die 

1)  Tobien:  „Die  livländische  Agrargesetzgebung-  S.  120  It'. 

-)  ,  Allerhöchst  bestätigte  ei'gänzende  Bestimmungen  zu  der  livländischen 
Bauernverordnung  von  1819,  betreffend  die  auf  Privatgüteru  wohnenden  Bauern" 
vom  23.  Januar  1845.  Riga,  Hacker  1845.  Diese  Bestimmungen  sind  weder  in 
der  vollen  Gesetzsammlung  abgedruckt,  noch  jemals  von  dem  Generalgouverneur 
oder  der  livländischen  Gouvernementsregierung  offiziell  publiziert  worden.  Ueber 
die  Geschichte  dieser  Bestimmungen  vergl.  Tobien:  ^Beiträge"  etc.  a.  a.  0. 
S.  725  ff.  und  den  anonymen  Aufsatz:  „Baron  Pahlen  und  die  77  Paragraphen"' 
Baltische  Monatsschrift,  38.  Band  1891,  !S.  561  ff. 

3)  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze  No.  23  385. 

■*)  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze  No.  36  312. 

•'')  Vergl.  über  die  Geschichte  dieser  Gesetze  A.  v.  TidebÖhl:  „Das  neue 
livländische  Bauerngesetzbuch".  Baltische  Monatsschrift,  5.  Band  1862,  S.  1  ff. 
N.  VON  WiLCKEx:  „Eine  Apologie  der  livländischen  Ideen  von  1856",  ebenda 
S.  174  ff.  W.  VON  Bock:  „Suum  cuique",  ebenda  9.  Band  1864.  S.  83  ff.  A. 
V.  Tideböhl:  -Das  Bauernland  und  die  neuere  baltische  Agrargesetzgebung", 
ebenda  14.  Band  1866,  S.  354  ft'.  Bernhard  Baron  Uioxküll:  „Erörterung 
einiger  Grundzüge  estländisch-baltischer  Agrarentwickelung  während  der  letzten 
Dezennien",  ebenda  27.  Band  1880,  S.  130  ff".  Tobien:  „Beiträge  zur  Geschichte 
der  livländischen  Agrargesetzgebung",  ebenda  28.  Band  1881,  S.  699  und  29. 
Band  1882,  S.  81  ff.^  und  370  ff. 
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„Wackenbliclier'-,  hatten  ihre  öffentlich-rechtliche  Kraft  eingebüsst 
und  dienten  bloss  als  privatrechtlich  vereinbarte  Norm  der  bäuer- 
lichen Pflichten.  Gleichzeitig  war  die  Scheidewand  beseitigt ,  die 
den  Gutsherrn  daran  hinderte,  Bauernland  nach  Belieben  einzu- 
ziehen und  mit  dem  Hofslande  zu  vereinigen.  In  dem  freien  Kon- 
traktrecht, das  die  schlimmste  Form  der  Vereinbarung :  kurzbefristete 
Zeitpachten  mit  Frohnleistungen  zuliess,  erblickte  man  den  wesent- 
lichen Grund  des  Verfalls  der  Bauernwirte,  jenes  Standes  der  Land- 
bevölkerung, dessen  Niedergang  das  Gedeihen  des  Landes  gefährdete. 
Das  erste  Ziel  der  neuen  Ordnung  war  daher  die  Unterdrückung 
der  Frohnde,  das  aber  niclit  ohne  weiteres  zu  erreichen  war.  Han- 
delt es  sich  doch  niclit  um  die  Ablösung  dringlicher  Pflichten,  denn 
solche  existierten  nicht  mehr,  seitdem  das  Emanzipationsgesetz  von 
1819  Art  und  Höhe  der  Frohndienste  von  freier  Vereinigung  ab- 
hängig gemacht  hatte.  Auch  jetzt  noch  (1849  und  1860)  hielt  man 
am  freien  Vertrage  fest')  und  unterstellte  gewissermassen  einen 
Frohnpachtvertrag.  Mit  dem  der  Sprache  der  Rechtswissenschaft 
fremden  Ausdruck  „Frohni)acht" ,  der  zuerst  in  der  livländischen 
Bauernverordnung  vom  9.  Juli  1849  vorkonnnt-),  bezeichnete  das 
Gesetz  einen  Pachtvertrag,  in  dem  der  Pächter,  d.  h.  der  Inhaber 
des  Bauernhofes  sich  verpflichtet,  dem  Verpächter,  dem  gutsherr- 
lichen Eigentümer  des  Bauernhofes,  statt  eines  Pachtzinses  in  Geld 
oder  in  anderen  vertretbaren  Sachen,  landwirtschaftliche  Dienste  zu 
leisten  ■').  Jede  gesetzliche  Bestimmung  über  das  Mass  solcher  Pacht- 
leistung im  Verhältnis  zur  Grösse  oder  Ertragsfähigkeit  des  Pacht- 
stückes wurde  ausdrücklich  verworfen,  weil  Bestimmungen  dieser 
Art  nur  auf  eine  richtige  Taxation  des  Bodens  begründet  werden 
könnten,  die  Erfahrung  aber  unabweislich  dargetan  habe,  dass  sich 
in  keiner  Weise  Prinzipien  einer  Bodentaxation  ermitteln  Hessen, 
die  in  ihrer  Anwendung  auf  ein  so  verschiedenartig  beschaffenes 
und  so  weit  ausgedehntes  Gebiet  wie  Livland  sowohl  den  Interessen 
des  Verpächters,  wie  denen  des  Pächters  entsprächen  *).  Anderer- 
seits wurde  jedoch  zugestanden,  dass  die  unbedingte  Geltung  des 
freien  Pachtvertrages  den  Bauernstand  schädigen  könnte,  indem  die 
Gutsherren  namhafte  Teile   des  Bodens   der  Verpachtung  entzögen 


')  Bauernverordnuug  v.  1849  §  1  und  ßauernverordnung  von  1860  §  1. 
■^)  Bauernverordnung    von    1849  §§  4—6  und  175.     Bauernverordnung    von 
1860  §  2  ff.    Müller  a.  a.  0.  S.  39. 

3)  Bauernverordnung  von  1849  §  175;   Bauernverordnung  von  1860  §  149. 
*)  Bauernverordnung  v.   1849  §§  2  u.  182;   im  Widerspruch  hiermit  §  142. 
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und  hierdurch  die  Bauernwirte  zwängen,  die  übrig  bleibenden  Teile 
des  Bodens  unter  erschwerten  Bedingungen  zu  pachten.  Deshalb 
wurde  das  u  n  e  n  t  z  i  e  h  b  a  r  e  B  a  u  e  r  n  1  a  n  d  konstituiert  und 
damit  gewissermassen  ein  l)äuerliches  Gesamtfideikommiss  geschaffen, 
das  einen  Aveitgehenden  Bauernschutz  bedeutete.  Als  Bauernland, 
oder  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Bauernverordnung  von  1849 
und  1860  als  „Gehorchsland",  wurde  dasjenige  Land  kartographisch 
abgegrenzt  ^ )  und  in  der  Xatur  vermarkt ,  das  nach  Anleitung  der 
Bauernverordnung  von  1804  und  ihrer  Novelle  vom  Jahre  1809  von 
den  damaligen  Katasterbehörden  als  Bauernland  bezeichnet  worden 
war-);  hierbei  durfte  jedoch  ein  aliquoter  Teil  —  „die  Quote"  — 
zu  Gunsten  der  gutsherrlichen  "Wirtschaft  ausgeschieden  und  mit 
dem  Hofslande  verbunden  werden.  Diese  eigenartige  gesetzliche 
Bestimmung  ist,  soll  sie  verständlich  sein,  zuerst  ins  Auge  zu  fassen. 

1.    Die    Quote. 

Die  Existenz  der  „Quote"  kann  nur  voll  gewürdigt  w^erden, 
wenn  von  der  Tatsache  ausgegangen  wird,  dass  die  livländische 
Agrargesetzgebung  der  beiden  ersten  Dezennien  des  19.  Jahrhunderts 
zwischen  zwei  Extremen  schwankte,  um  endlich  das  richtige  Mittel- 
mass zu  treffen. 

Die  Bauernverordnung  von  1804  schlug,  wie  wir  wissen,  die 
gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  in  enge  Fesseln ,  indem  sie 
unter  anderem  nicht  nur  das  gesamte  Bauernland  der  gutsherrlichen 
Verfügung  entzog  und  ausschliesslich  den  auf  ihm  sitzenden  Bauern- 
wirten zu  erblicher  Nutzung  überwies ,  sondern  auch  den  Umfang 
der  gutsherrlichen  Aecker  fest  umgrenzte ,  um  die  frohnpÜichtigen 
Bauern  vor  Ueljerlastung  zu  schützen.  Die  Bauernverordnung  von 
1819  dagegen  sprach  den  Gutsbesitzern  das  vmbescliränkte  Nutzungs- 
recht am  gesamten  Boden,  also  auch  am  Bauernlande  zu  und  über- 
liess  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  Herren  und  Bauern 
lediglich  privatrechtlich  frei  vereinbarten  Verträgen.  Das  unbe- 
schränkte Nutzungsrecht  am  gesamten  Grund  und  Boden  wurde  den 
Gutsbesitzern  zum  zweiten  Mal  in  den  am  23.  Januar  1845  Kaiser- 
lich bestätigten  ., ergänzenden  Bestimmungen"  zur  Bauernverordnung 
von  1819  bündig  zugesichert -M.     A"on  dieseui  Recht,  das  die  Erwei- 

')  Bauernverordnung  von  1849  §  7  —  19;  Bauernverordnung  v.  1860  §  6. 
'-')  Näheres   bei  Tohien:    „Die  Agnirgesetzgebung  Livlands"  etc.  S.  255  ff. 
•^)  §  1  dieser  Bestimmungen  siehe  oben  S.  20  Annierk.  2. 
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terung  der  gutsherrliclien  Oekonomien  durch  Hinzuziehimg  von  Bau- 
ernländereien  gestattete,  war,  wie  erwähnt,  vielfach  zu  der  Zeit  Ge- 
hrauch gemacht  worden,  da  die  neuere  rationelle  Landwirtschaft  in 
Livland  Eingang  fand ,  der  Anbau  von  Kartoffeln  und  Klee  aber 
auf  den  eng  begrenzten  Hofsfeldern  nicht  durchgeführt  w^erden  konnte. 
Als  sich  nun  hieraus  Kollisionen  ernstester  Art  ergaben,  die  das 
Gedeihen  des  Landes  zu  gefährden  drohten,  und  die  Idee  des  un- 
entziehbaren  Bauernlandes  zum  Siege  gelangte,  entstand  alsbald  die 
Frage,  wie  dieses  der  Bauerngemeinde  zu  überweisende  Land  abzu- 
grenzen sei.  Wenn  die  gesamte  Fläche ,  die  nach  Anleitung  der 
Bauern  Verordnung  von  1804  den  Bauern  zugewiesen  worden  Avar> 
als  Bauernland  konstituiert  worden  wäre,  so  hätten  alle  die  Rusti- 
kalländereicn,  die  von  den  Gutsherren  seit  1819  vollständig  gesetz- 
mässig  mit  den  Hofsfeldern  vereinigt  worden  waren,  den  Bauern- 
gemeinden zurückgege])en  und  damit  jahrelang  geführte  Hofswirt- 
schaften aufgelöst  werden  müssen.  Wäre  jedoch  bestimmt  worden, 
dass  die  seit  dem  Jahre  1819  gelegten  Bauernhöfe  mit  den  Hofs- 
ländereien  vereinigt  bleiben  dürfen ,  alles  übrige  Bauernland  al)er 
den  Bauerngemeinden  zu  ül)erweisen  sei,  so  wären  alle  diejenigen 
Gutsbesitzer  geschädigt  worden,  die  bisher  von  der  gesetzlichen  Be- 
fugnis, Bauernland  einzuzielien,  wenig  oder  gar  keinen  Gebrauch 
gemacht  hatten  und  im  Begriff  standen,  ihre  Hofsfelder  zu  erwei- 
tern, um  die  von  der  AVissenschaft  und  Praxis  empfohlenen  Betriebs- 
systeme einführen  zu  können.  Anderen  Falles  wäre  die  Fortdauer 
der  alten  Dreifelderwirtscliaft  auf  den  eng  begrenzten  Hofsäckern 
begünstigt,  die  Verbreitung  der  rationellen  Landwirtschaft  dagegen 
gehemmt,  vor  allem  aber  die  Al)lösung  der  Frohnjjacht  durch  die 
Geldpacht  wesentlich  verzögert  worden. 

Um  nun  einerseits  den  1819  beseitigten  Bauernschutz  zweck- 
mässig wieder  herzustellen,  um  andererseits  die  Betreibung  der  ra- 
tionellen Landwirtschaft  und  die  Abolition  der  Frohnden  auf  allen 
Gütern  zu  ermöglichen,  beantragte  der  livländische  Landtag  bei  der 
Staatsregierung,  das  Bauernland  den  Bauerngemeinden  zur  unent- 
ziehbaren  Nutzung  zu  überweisen,  jedem  Gutsbesitzer  aber  zu  ge- 
statten, eine  Quote  des  Bauernlandes  zum  Hofslande  schlagen  zu 
dürfen,  wobei  die  bereits  eingezogenen  Bauernländereien  in  Anrech- 
nung zu  bringen  seien  '). 

')  Ueber  den  historischen  Entwickelungsgang  dieses  Teiles  der  livländischen 
Agrargesetzcrebuncr  siehe  Tobiex:  .Beiträsfe  zur  Geschichte  der  livländischen 
Agrargesetzgebung".  Baltische  Monatsschrift,  28.  Band  1881,  S.  711  ff.,  29.  Band 
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Der  Umfang  dieser  einziehbaren  Ländereien ,  die  schlechthin 
als  „die  Quote'-  bezeichnet  zu  werden  pflegen,  wurde  nach  Anleitung 
der  Bauernverordnung  von  1804  bemessen,  wobei  der  Gesichtspunkt 
entscheidend  war,  dass  die  Erträge  der  Quotenländereien  den  Guts- 
herren dazu  dienen  sollten,  einen  Teil  des  Lohnes  der  gedungenen 
Landarbeiter,  deren  sie  nach  Beseitigung  der  FrohnpÜicht  bedürfen 
würden,  zu  bilden  ^).  Eine  Zweckbestimmung  für  diese  Bodenkate- 
gorien im  Gesetz  ausdrücklich  zu  präzesieren ,  lehnte  jedoch  der 
Landtag  mit  gutem  Grunde  ab,  indem  er  betonte,  „eine  besondere 
Nutzung  dieser  den  Gutsherren  zur  beliebigen  Disposition  vorbe- 
haltenen Landquote  gesetzlich  vorzuschreiben,  hat  nicht  angemessen 
erschienen,  da  sich  die  Nutzung  nach  Bedarf  und  Bewirtschaftung 
eines  jeden  Gutes  verschieden  gestalten  wird  und  es  zum  Wohl  der 
Gemeinde  vollkommen  indifferent  erscheint,  ob  auf  demselben  (sc. 
Landanteil)  Knechte  etabliert  oder  l)loss  von  dem  Betrage  desselben 
gelohnt  oder  aber  anderweitig  untergebracht  werden,  wenn  selbige 
überhaupt  auf  dem  Gute  vorhanden  sind"-).  Begründung  und  Fas- 
sung der  vom  livländischen  Landtage  vorgeschlagenen  Abgrenzung 
und  Zweckbestimmung  der  „Quote'-,  fanden  die  volle  Anerkennung 
der  Staatsregierung  ^)  und  daher  wurde  in  der  „Agrar- und  Bauern- 


188-2,  S.  88  fl'.  Dekselbe:  „Memorial  über  die  Quotenfrage ".  Baltische  Mo- 
natsschrift, 45.  Band  1898,  S.  359.  H.  vox  Beoecker:  ^Zur  Quotenfrage  in 
Livland^     Riga  1898,  S.  29  ff. 

1)  Bei  der  Bemessung  des  Flächeninhalts  der  Quote  ging  man  von  der  alt- 
bewährten Bestimmung  aus  (Bauernverordnuug  von  1804,  §  58,  Punkt  2),  dass 
ein  Bauernhof  von  der  Grösse  eines  Viertelhakens  =  20  Talern  (lieber  die  Wert- 
begrifi'e  „Haken  und  Taler"  vergl.  Tobiex  :  „Die  Agrargesetzgebung"  S.  60  und 
245),  mit  drei  arbeitsfähigen  Männern  besetzt  sein  müsse.  Von  diesen  drei  Ar- 
beitern wurde  einer,  der  Bauernwirt,  nicht  in  Rechnung  gezogen,  sonach  für  den 
ganzen  Haken  =  80  Talern  auf  8  Landarbeiter  normiert.  Da  ferner  die  Novelle 
zur  Bauernverordnung  von  1804  den  Landlohn  der  Frohnknechte  auf  Vj«  Lofstellen 
Acker  in  jedem  Felde  der  Dreifelderwirtschaft,  mithin  im  ganzen  auf  4V2  Lof- 
stellen festgesetzt  hatte  (Tobien:  a.  a.  0.  S.  239),  so  wurde  auch  jetzt  vom 
Landtage  vorgeschlagen,  diese  Bestimmung  beizubehalten  und  das  für  je  8  guts- 
herrliche Landarbeiter  nötige  Land  auf  8  X  47-2  Lofstellen  =  36  Lofstellen  oder 
13,38  Hektar  pro  Haken  zu  berechnen,  wobei  jedoch  die  zum  Acker  gehörigen 
Wiesen  und  Weiden  nicht  in  Anschlag  kommen  sollten. 

'^)  Landtagsrezess  vom  5.  September  1847. 

^)  In  dieser  Beziehung  ist  der  Beschluss  von  besonderer  Wichtigkeit,  den 
das  vom  Kaiser  aus  hohen  Staatsbeamten  und  Vertretern  der  Livländischen 
Ritterschaft  gebildete  Komitee  (Ostseekomitee)  am  24.  Mai  1846  in  Petersburg 
fasste.  Im  Punkt  6  des  Protokolls  vom  genannten  Tage  heisst  es:  „die  Quo- 
„tenländereien  werden  dem  Gutsherrn  zur  Vorfügung  gestellt  dergestalt,    dass 
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Verordnung'-  vom  9.  Juli  1849  das  in  jeder  Beziehung  unumschränkte 
Verfügungsrecht  der  Gutsherren  unzweideutig  zum  Ausdruck  ge- 
bracht^), die  Demarkation  des  ihnen  vom  Bauernlande  zufallenden 
Teiles  jedoch  unter  richterliche  Kontrolle  gestellt '-),  und  der  Zeit- 
punkt des  Beginnes  der  gutsherrlichen  Nutzung  von  der  fortschrei- 
tenden Beseitigung  der  Frohn^\-irtscliaft  abhängig  gemacht^). 

Die  Agrar-  und  Bauernverordnung  vom  9.  Juli  1849  sollte  nur 
als  Versuch  gelten,  der  nach  Ablauf  von  6  Jahren  einer  Prüfung 
unterzogen  Averden  musste.  Mit  dem  Jahre  1854  begannen  die  Ar- 
beiten zur  Nacliprüfung  und  fanden  ihren  Abschluss  in  der  noch 
heute  gültigen  Bauernverordnung  vom  13.  November  1860^).  In 
der  Zwischenzeit  war  die  Abgrenzung  der  „Quote'*  meist  vollzogen 
worden  und  die  Gutsbesitzer  hatten  vielfach  von  ihrem  unbeschränk- 
ten Verfügungsrecht  Gebrauch  gemacht.  Wenn  nun  die  Bestim- 
mungen des  zu  revidierenden  Gesetzes  über  die  Verwendung  der 
„Quote"  ergänzungsbedürftig  gewesen  wären,  so  hätte  die  Staats- 
regierung zweifellos  die  hierzu  notwendigen  Schritte  ergriffen.  Dieses 
ist  aber  keineswegs  geschehen  und  daher  findet  man  das  völlig  freie 
Verfügungsrecht  der  Gutsherren  in  der  Bauernverordnung  von  1860 
ungeschmälert  wieder  ■').  Beweist  schon  diese  Tatsache  genugsam, 
dass  die  ursprünglich  im  Gesetz  von  1849  allgemein  gefasste  Zweck- 
bestimmung  der  „Quote"    den  Absichten    der  Staatsregierung    voll 

^der  nächste  Landtag  die  Regeln  bescliliessen  wird,  nacb  welchen  der  Gutsherr 
^ diese  Landteile  zur  Sicherstellung  der  Knechte  und  zu  der  vom  Landtage  1842 
„y.u  gleichem  Zweck  vorgeschlagenen  Erweiterung  der 
„  H  0  f  s  f  e  1  d  e  r  zu  benutzen  ha  t.  Siehe  „Vorschläge  der  auf  AUerhöch- 
„sten  Befehl  zur  Durchsicht  der  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Livland  niedeige- 
,  setzten  Kommission.  Mit  Genehmigung  Sr.  hohen  Exzellenz  des  Herrn  Gene- 
,ral-Gouverneurs  abgedruckt  zum  Behuf  der  auf  den  25.  August  d.  J.  einste- 
chenden Landtagsberatung. "     Riga  1847,  gedruckt  bei  Wilh.  Ferd.  Hacker  S.  VI. 

>)  Bauernverordnung  von  1849  §8  —  10  und  §  122,  wo  es  heisst:  „das  ge- 
samte Hofsland,  sowohl  derjenige  Teil  desselben,  welcher  dieser  Kategorie  be- 
reits früher  angehörte,  als  der  bei  Begrenzung  des  Gehorchslandes  (Bauernlan- 
des) von  dem  ehemaligen  Bauernlande  abgeteilt  w^orden  (also  die  Quote),  ist 
in  jeder  Beziehung  gänzlich  der  unumschränkten  freien  Disposition  des  Guts- 
herrn dergestalt  anheimgegeben,  dass  selbiger  es  nach  eigenem  Gutdünken  ohne 
alle  Kontrolle  verwenden  und  benutzen  darf". 

-)  Bauernverordnung  von  1849  §  16. 

3)  Bauernverordnung  von  1849  §  125. 

■•)  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze  No.  36.  312.  A.  von  Kiese- 
ritzky:  „Livländische  Bauernverordnung  am  13.  Nov.  1860  bestätigt".  1.  Hälfte. 
St.  Petersburg  1900. 

•'')  Bauernverordnung  von  1860  §  97. 
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entsprach,  so  bedarf  es  kaum  des  Hinweises  auf  Vorgänge,  die  sich 
in  der  Nachbarprovinz  Estland,  sowie  auf  der  zu  Livland  gehören- 
den Insel  Oesel  abgespielt  haben,  um  die  rechtliche  Natur  der  Quote 
noch  mehr  jedem  Zweifel  zu  entrücken. 

In  Estland,  dessen  Agrargesetze  denen  Livlands  vielfach  glei- 
chen, entspricht  der  Begriff  des  .,Sechstels''  dem  der  .,Quote''  und 
dort  überweisen  die  Bauernverordnung  vom  5.  Juli  1856  und  die 
Novelle  vom  23.  Januar  1859  ')  den  Gutsherren  den  sechsten  Teil 
der  Bauernländereien  zu  ihrer  völlig  freien  Benutzung-). 

Eine  Reihe  von  Jahren  später  hatte  die  Staatsregierung  Ge- 
legenheit, zum  vierten  Mal  ihre  Absicht  zu  erkennen  zu  geben, 
falls  sie  etwa  eine  bestimmte  Nutzungsweise  des  einziehbaren  Teiles 
der  Bauernländereien  vorzuschreiben  für  nötig  erachtete:  bei  den 
Verhandlungen  über  die  Agrargesetze  der  zu  Livland  gehörenden 
Insel  Oesel,  wo  die  gutsherrlich-bäuerlichen  Beziehungen  seit  Auf- 
hebung der  Hörigkeit  im  Jahre  1819  noch  keine  weitere  Regelung 
erfahren  hatten.  Allein  auch  jetzt  wurde  die  Verfügungsfreiheit 
der  Gutsherren  über  diesen  Landteil  nicht  beschränkt,  sondern  nur 
bestimmt,  dass  er  Vorzugsweise  zur  Ansiedelung  von  Land- 
arbeitern verwandt  werde,  wobei  nicht  gesagt  wurde,  was  unter 
., vorzugsweise"  zu  verstehen  sei  ■^). 

Mithin  hatte  die  Erkenntnis,  dass  die  Nutzung  der  „Quote" 
oder  des  „Sechstels"  „nach  Bedarf  und  Bewirtschaftung  eines  jeden 
Gutes  sich  verschieden  gestalten  werde"  die  Staatsregierung  dazu 
geführt,  diese  Landkategorie  durch  nicht  weniger  als  vier  legislato- 
rische Akte  in  jeder  Beziehung  der  unumschränkten  Verfügung  des 
Gutsherrn  anheimzugeben.  So  lagen  die  Dinge,  als  im  Jahre  189B 
völlig  überraschend,  ohne  dass  den  Landtagen  Livlands,  Estlands 
und  Oesels,  die  bisher  in  Agrarfragen  stets  gehört  worden  waren, 
Gelegenheit  geboten  wäre,  ihre  Meinung  zur  Sache  zu  äussern,  ehi 


')  A.  VON  Geexet :  „Geschichte  und  System  des  bäuerlichen  Agrarrechts 
in  Estland"  etc.  S.  223,  262  und  329  ff.  Eduard  von  Bodisco  :  ^Die  Estlän- 
dische  Bauernverordnung  vom  5.  Juli  1856"  etc.  S.  13  ff.  und  324. 

■-)  Die  bezüglichen  Bestimmungen  in  der  estländischen  Bauernverordnung 
vom  5.  Juli  1856  Art.  18  lauten:  „Vermöge  des  unbeschränkten  Verfügungs- 
rechtes über  dieses  Sechstel  kann  der  Gutsherr  dasselbe  benutzen :  1.  Zur  Eta- 
blierung von  Hofsleuten,  Tagelöhnern  u.  s.  w. ,  2.  oder  zu  jedem  sonstigen 
Zweck"  ....     Bodisco  a.  a.  0.  S.  14. 

3)  Regeln,  betreffend  die  Ordnung  der  Agrarverhältnisse  der  „Bauern  der 
Insel  Oesel"  vom  19.  Februar  1865.  Art.  8.  Vollständige  Sammlung  der  Reichs- 
gesetze No.  41.  820,  deutsche  Ausgabe,  gedruckt  bei  Ch.  Assafrey,  Arensburg  1865. 
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Gesetz  erschien,  das  die  Frage  klar  zu  stellen  vorschrieb,  wie  mit 
der  „Quote"  und  dem  „Sechstel"  ihrer  gesetzlichen  Bestimmung 
gemäss  zu  verfahren  sei^).  Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  dass  bis 
zur  Klärung  dieser  Frage  der  Verkauf  von  Quoten-  und  Sechstel- 
land nur  dann  gestattet  sei,  wenn  der  Käufer  dem  Bauernstande 
angehört  und  weder  Eigentümer  noch  Pächter  eines  Bauernhofes 
ist,  wobei  die  zu  verkaufende  Quotenparzelle  die  gesetzlich  fixierte 
Minimalgrösse  ■-)  eines  Bauernhofes  nicht  übersteigen  darf. 

Dieses  Gesetz  l)rachte  unverkennbar  die  Al)sicht  zum  Ausdruck, 
das  bisher  freie  gutsherrliche  Verfügungsrecht  über  die  „Quote"  und 
das  „Sechstel"  im  Interesse  der  Ansiedelung  von  Landarbeitern 
einzuschränken.  Hiergegen  erhoben  die  betroffenen  Bittergutsbe- 
sitzer Livlands,  Estlands  und  Oesels  in  ausführlichen  Eingaben, 
die  von  ihren  Vertretern  der  Staatsregierung  übergeben  wurden, 
Einsprache  und  bewiesen,  dass  die  „Quote"  und  das  „Sechstel" 
stets  gesetzliche  Verwendung  gefunden  hätten,  eine  Abänderung  der 
in  den  geltenden  Gesetzen  vorgesehenen  Nutzungsart  aber  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  nicht  dienen  und  die  landwirtschaftliche 
Entwickclung  schädigen  würde  •').  Dieser  Anschauung  scliloss  sich 
der  nunmehr  verstorbene  Gouverneur  von  Livland,  Generalleutnant 
M.  Sinowjew,  vollkommen  an  und  cnipfahl  in  seinem,  der  Staats- 
regierung überreichten  Gutachten  vom  5.  November  1895'),  das 
Gesetz  vom  5.  Januar  (18.  Fel)ruar)  1893,  weil  es  auf  Missver- 
ständisse  gegründet  sei  und  in  das  ziclbewusst  errichtete  Gefüge 
der  baltischen  Agrargesetze  unheilvoll  eingreife,  möglichst  rasch  zu 
l)eseitigen.  Ungeachtet  der  sachgemässen  und  beweiskräftigen  Ein- 
wände, die  sowohl  von  den  Vertretern  der  geschädigten  Gutsbe- 
sitzer, wie  auch  von  einem  hohen  Staatsbeamten,  dessen  Wort  bei 
der  Regierung  viel  galt,  erhoben  wurden,  besteht  das    Gesetz  noch 


')  Gesetz  vom  5.  Januar  1893.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze 
No.  266.  Kaiserl.  Befehl  an  den  Senat  vom  18.  Februar  1893,  Patent  vom 
24.  März  1898  No.  23.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze  No.  9338. 
KiESEKiTZKY  a.  a.  0.  S.  74.     Bonisco  a.  a.  0.  S.  14. 

-)  Siehe  weiter  unten. 

^)  Tobien:  „Memorial  über  die  Quotenfrage"  a.  a.  0.  und  , Eingabe  des 
-Estländischen  Ritterschaftshauptmanns  an  die  Landschaftsabteilung  des  Mini- 
-steriums  der  Innern  Angelegenheiten,  betreftend  die  Entstehung  der  in  der 
,  Allerhöchst  am  .5.  Juli  1856  bestätigten  estländischen  Bauernverordnungen  ent- 
„haltenen  Bestimmungen  über  das  Sechstelland".  Als  Manuskript  gedruckt 
(deutsch).     Reval  im  Oktober  1898. 

■*)  Nur  handschriftlich  vorhanden. 
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heute  zu  Recht.  Irgend  welchen  Nutzen  hat  es  keinem  gel)racht, 
vielmehr  ausserordentlich  schädigend  gewirkt.  Der  Staatsregierung 
mag  die  an  sich  gute  Absicht  vorgeschwebt  haben,  durch  den  Druck 
des  Gesetzes  die  Gutsbesitzer  zu  veranlassen,  denjenigen  Teil  der 
Quote,  dessen  sie  zur  Erweiterung  ihrer  Hofswirtschaften  nicht  be- 
dürfen, an  Kleinbauern  oder  Landarbeiter  in  Parzellen  massigen 
Umfanges  zu  veräussern.  Da  jedoch  auf  diesen  Teil  des  Quoten- 
landes vielfach  grosse  wohlarrondierte  Bauernhöfe  angelegt  sind, 
in  denen  Grossbauern  als  Pächter  sitzen,  müsste  ein  Parzellierungs- 
verfahren vorausgehen,  das  die  grossen  Höfe  zerschlüge  und  an 
ihre  Stelle  kleine  Wirtschaftseinheiten  ins  Leben  riefe.  AVenn- 
gleich,  ebenso  wie  in  Deutschland,  auch  in  Livland  die  Entwicke- 
lung  der  Arbeiterfrage  dazu  drängt,  die  Ansiedelung  von  Landar- 
beitern möglichst  zu  fördern^),  so  trägt  jedoch  das  Quotengesetz 
vom  Jahre  1893  hierzu  gar  nichts  bei,  denn,  soweit  als  die  Quoten- 
ländereien  sich  zur  Parzellierung  eignen,  sind  auf  ihnen  Landarbei- 
ter sesshaft  gemacht  worden;  um  jedoch  die  grossen  Bauernhöfe, 
die  ebenso  wie  auf  dem  Bauernlande,  so  auch  auf  der  Quote,  seit 
alter  Zeit  bestehen,'  zu  zerstückeln  und  sie  zu  kleinen,  baulich  aus- 
gerüsteten Betrieben  umzugestalten,  dazu  bedürfte  es  erheblicher 
Barmittel,  die  den  Gutsbesitzern  nicht  zur  Verfügung  stehen  und 
vom  Staat  nicht  hergegeben  werden.  So  kann  es  denn  nicht  be- 
fremden, dass  das  Zwangsgesetz  von  1893  seinen  Zweck  völlig  ver- 
fehlt und  nur  üble  Folgen  gezeitigt  liat.  Alle  staatlichen  Versuche, 
die  auch  nur  dem  Scheine  nach  darauf  hinauslaufen,  in  die  Grund- 
besitzordnung Momente  des  Zwanges  hineinzubringen ,  scheitern 
eben  erfahrungsmässig  unbedingt  - ).  Es  sind  nur  in  ganz  verschwin- 
dendem Masse  auf  Quotenland  fundierte  Bauernhöfe  zerschlagen 
und  in  das  Eigentum  von  Landarbeitern  übergeführt  worden.  Da- 
gegen hat  dieser  misslungene  staatliche  Versuch,  auf  dem  Gebiet 
der  inneren  Kolonisation  die  sehr  üble  Folge  gehabt ,  dass  die 
völlig  irrtümliche  Ansicht,  die  Quoteuländereien  seien  ihrer  ur- 
sprünglichen Zweckbestimmung  entfrenulet  worden,  im  Wortlaut  des 
Gesetzes  Nahrung  findet  und  unter  dem  Landvolk  unerfüllbare  Holf- 


^)  Tobien:  ,Die  Minimal-  und  Maximalbestimmungen  über  den  bäuerlichen 
Grundbesitz  in  Livland".     Baltische  Monatsschrift.     59.  Band  1905,  S.  198  ft". 

')  Prof.  Dr.  Max  Serinr:  ,Die  innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutsch- 
land". Band  LVI  der  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik".  Leipzig  1893, 
S.  144.  Freiherr  VON  der  Goltz:  ^Die  ländliche  Arbeiterklasse  und  der  preus- 
sische  Staat".     Jena  1893,  S.  200. 
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nungen  erregt.  Als  nun  gar  Regierungsbeamte  in  tendenziösen 
Darstellungen  des  historischen  Herganges  die  Gutsherren  anschul- 
digten, die  „Quote"  in  Livland  und  das  „Sechstel"  in  Estland  und 
auf  Oesel  unrechtmässig  eigenen  Zwecken  dienstbar  gemacht  zu 
haben  ^),  wurden  die  Bauern  zu  raasslosen  Forderungen,  die  sie  in 
endlosen  Prozessen  geltend  zu  machen  suchten,  verleitet. 

Nach  und  nach  ist  auch  die  Staatsregierung  zur  üeberzeugung 
gelangt,  dass  das  Gesetz  von  1893,  als  ein  verfehltes  zu  beseitigen 
ist.  Ob  es  jedoch  restlos  aufgehoben  oder  aber  durch  andere  Be- 
stimmungen ersetzt  werden  wird,  ist  noch  nicht  entschieden.  Irgend 
eine  tiefeingreifende  sozialiDolitische  Wirkung  wird  man  sich  indes 
von  einer  neuen  Zweck])estimniung  der  ., Quote"  und  des  .»Sechstels" 
nicht  versprechen  dürfen,  denn  dazu  ist  der  Umfang  des  noch  ver- 
fügbaren Teiles  dieser  rechtlich  gesonderten  Bodenkategorie  zu 
klein. 

Die  ,,(^iiotcnländereien'"  dei'  Rittergüter  und  Pastorate  Liv- 
lands  umfassen  im  ganzen  259  694  Dessätinen  =:r  283  716  Hektar, 
d.  h.  etwa  den  6.  Teil  oder  genauer  17,14%  des  ursprünglichen 
Rustikallandes  (1514974  Dessätinen  =  1655109  Hektar).  Sie 
machen  vom  gesamten  Areal  dieser  Güter,  das  3  197  044  Dessätinen 
=:  3  492  771  Hektar  gross  ist,  bloss  8,09%  aus.  Nun  sind  aber 
von  den  Quotenländereien  bereits  70  987  Dessätinen  =  77  553,  Hek- 
tar durch  Verkauf  in  meist  bäuerliche  Hände  übergegangen,  so  dass 
nur  188  707  Dessätinen  =  206  163  Hektar  Quotenländereien  mit  den 
Rittergütern  und  Pastoraten  vereinigt  sind  und  sich  entweder  in 
direkter  Nutzung  der  Rittergutsbesitzer  und  Pastoren  befinden,  oder 
aber  von  diesen,  wie  in  der  Regel  geschieht '-) ,  an  Pächter  oder 
Landarbeiter  ausgetan   werden.     Sonach   könnten  nur   jene  188707 


')  So  verschniälite  es  z.  B.  der  rechtsgelehrte  Präsident  des  Liban-Hasen- 
pothschen  Friedensrichterplenunis  A.  Baschmakow  nicht,  in  seiner  Stu- 
die über  die  baltische  Agrarverfassung  (Journal  der  juristischen  Gesellschaft. 
Band  VI,  1895,  russisch)  den  Wortlaut  des  für  die  Zweckbestimmung  der  Quote 
massgebenden  Protokolls  des  Ostseekomitees  vom  24.  Mai  1846  (siehe  oben  S.  24 
Anmerkung  3)  entstellt  wiederzugeben,  indem  er  den  entscheidenden  Satz :  „und 
zu  der  vom  Landtage  1842  zu  gleichen  Zwecken  vorgeschlagenen  Erweiterung 
der  Hofsfelder "  fortlässt.  Aehnlich  verfahren  andere  russische  Kritiker  der 
livländischen  Agrargesetzgebung;  vergl.  Broecker  a.  a.  0.  S.  50. 

-)  Im  Jahre  1895  waren  von  den  Quotenländereien  277o  verkauft,  6270  ver- 
pachtet, oder  mit  Landarbeitern  besetzt  und  bloss  11%  befanden  sich  in  direk- 
ter Nutzung  der  Gutsherren  und  Pastoren.  Vergl.  Tobien:  „Memorial  über 
die  Quotenfrage "  a.  a.  0.  S.  377. 
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Dessätinen  =  5,90  »o  des  Bodens  den  Gegenstand  der  von  der 
Staatsregierung  in  Aussicht  gestellten  neuen  Zweckbestimmung, 
d.  h.  eines  gesetzgebenden  Aktes  bilden,  dessen  Berechtigung  ebenso 
zweifelhaft  wäre,   wie  seine  Zweckmässigkeit. 


2.    Das    B  a  u  e  r  n  1  a  n  d. 

Bauernland,  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Bauernverordnungen 
von  1849  und  1860  auch  Gehorchsland  ^)  genannt,  ist  das  dem  Bau- 
ernstande zur  unentziehbaren  Nutzung  überwiesene  Land.  Es  um- 
fasst  den,  nach  Anleitung  der  Gesetze  von  1804  und  1809"-)  als 
Bauernland  abgegrenzten,  jedoch  um  die  Quote  gekürzten  Grund 
und  Boden.  Da  die  Quote,  wie  wir  sahen,  nur  einen  geringfügigen 
Bruchteil  des  Bauernlandes  ehemaligen  Bestandes  ausmacht,  ent- 
fallen auf  das  heutige  Bauernland  immerhin  1 255  280  Dessätinen 
=  1371393  Hektar,  oder  39,30%  der  Gesamtfläche  aller  Ritter- 
güter und  Pastorate,  nach  Ausschluss  des  vorwiegend  im  Eigentum 
der  Grossgrundbesitzer  befindlichen  Waldes  aber  50,16%  des  land- 
wirtschaftlich genutzten  Bodens  dieser  Güter. 

Das  Bauernland  eines  jeden  Rittergutes  und  Pastorates  ist 
nicht  nur  auf  der  Gutskarte  als  solches  durch  den  sogenannten 
„roten  Strich"  abgegrenzt  und  in  der  Natur  durch  Grenzzeichen 
vermarkt'M,  sondern  auch,  seinem  Bestände  und  Steuerwert  nach, 
in  dem  Wackenbuch*),  das  staatlicher  Beurkundung  unterliegt^), 
genau  registriert. 

Ueber  den  vollen  Bestand  und  die  gesetzliche  Nutzung  des 
Bauernlandes  hat  in  erster  Reihe  der  Gemeindeälteste,  in  zweiter 
der  Bauernkommissär,  ein  Staatsbeamter,  zu  wachen,  während  in 
Streitfällen  die  Entscheidung  von  der  Gouvernementsbehörde  in 
Bauernsachen  getroffen  wird '').  Bauernland  kann  nur  auf  dem 
Wege  des   förmlichen  Austausches  Hofsland  werden,    wozu   es  der 

^)  Gehorch  =■  Frohnclienste. 

'•*)  Tobien:  „Die  Agrargesetzgebung  Livkinds"  etc.  S.  432. 

ä)  Bauernverordnung  von  1860  §  6. 

■*)  Vergl.  oben  S.  17. 

ä)  Bauernverordnung  von  1860  §  118,  Verordnungen  über  die  Reorganisa- 
tion der  Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouvernements  vom  9.  Juli  1S89. 
Vollst.  Sammlung  der  Keichsgesetze  No.  6.  187  Art.  8. 

«)  Bauernverordnung  von  1860  §§  8,  111,  395,  Landgemeindeordnung  von 
1866  §§  11  und  20  tf.  Patent  1867  No.  115  ,  Verordnung  über  die  Reorganisa- 
tion der  Bauernbehörden"  etc.  v.  9.  Juli  1889. 
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Ziistimmimg  des  Gemeindeaiisschusses,  sowie  der  Genehmigung  des 
staatlichen  Aiifsichtsorgans  bedarf)  und  zwar  müssen  die  Austausch- 
objekte gleichen  Wertes  sein  -). 

Der  Gutsherr  darf  das  ihm  gehörige  Bauernland  zwar  wirt- 
schaftlich beliebig  umgestalten  ^),  aber  nicht  anders  nutzen,  als  durch 
Verpachtung  oder  Verkauf  an  Glieder  einer  Landgemeinde^).  Frei- 
lich dürfen  Personen  jedes  Standes  Glieder  einer  Landgemeinde  zu 
dem  Zweck  werden,  um  Bauernland  pachten  oder  kaufen  zu  kön- 
nen'^), allein  sie  müssen  solchen  Falles  alle  Lasten  tragen,  die  einem 
Gemeindegliede  obliegen  und  namentlich  auch  die  kommunale  Dienst- 
pflicht auf  sich  nehmen").  Ist  hierdurch  einerseits  dem  Bauern- 
stande die  Möglichkeit  geboten,  neue  Elemente  zu  gewinnen,  so  be- 
deutet andererseits  die  obligatorische  Uebernahme  der  kommunalen 
Dienstpflicht  ein  Avirksames  Mittel  zur  Erhaltung  des  Bauernlandes 
in  der  Nutzung  des  eigentlichen  Bauernstandes,  denn  verantwor- 
tungsvoller und  zugleich  unzureichend  besoldeter  Gemeindebeamter, 
im  Kreise  lettischer  oder  estnischer  Amtsgenossen  sein  zu  müssen, 
dünkt  Personen  höherer  Gesellschaftsklassen  vielfach  als  ein  Opfer, 
dessen  Grösse  der  Besitz  eines  Bauernhofes  nicht  aufzuwiegen  ver- 
mag '). 

Die  Kautelen,  die  den  Bauernstand  im  Besitz  des  Bauernlan- 
des erhalten,  gipfeln  in  den  Bestimmungen,  die  dem  ursprünglichen 
Eigentümer  dieses  qualiflzierten  Grund  und  Bodens,  dem  Gutsherrn, 
die  beliebige  Verwendung  seines  Eigentums  auch  dann  untersagen, 
wenn  er  dem  Zwang,  das  Bauernland  zu  verpachten  oder  zu  ver- 
kaufen, nicht  genügen  kann,  weil  sich  weder  Pächter  noch   Käufer 


')  Der  Tausch  wird  nach  Vernehmung  des  Gemeindeausschusses  und  Prü- 
fung des  Sachverhalts  vom  Bauernkommissilr  der  Gouvernementsbehörde  für 
Bauernsachen  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

■-)  Bauern  Verordnung  von  1860  §§  103  ff.  Wiewohl  das  Gesetz  nur  die 
Gleichwertigkeit  der  auszutauschenden  Stücke  vorschreibt,  verlangt  die  Auf- 
sichtsbehörde nicht  nur  diese,  sondern  auch  die  Gleichheit  der  Flächenausdeh- 
nung; da  jedoch  dem  gleichen  Landwert  (Talerwert)  nur  in  den  seltensten 
Fällen  eine  gleiche  Flächenausdehnung  entsprechen  kann,  ist  die  erwähnte 
Forderung  vielfach  unerfüllbar. 

*)  Bauernverordnung  von  1860  §  102. 

*)  ßauernverordnung  von  1860  §§  3.  101  und  112;  vergl.  auch  Müller  a. 
a.  0.  S.  50  tf. 

^)  Bauernverordnung  von  1860  §§  55,  101,  112  und  Entscheidung  des  Senats 
vom  14.  Februar  1896  No.  13.     Vgl.  Kieseritzky  a.  a.  0.  Sf  76. 

'•)  Landgemeindeordnung  von  1866  §  29.     Kieseritzky  a.  a.  0.  S.  187. 

')  Wie  Müller  a.  a.  0.  S.  53  richtig  hervorhebt. 
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ündet.  In  solchem  Falle  darf  der  Gutsherr  aus  dem  ihm  gehöri- 
gen Bauernhof  nur  sechs  Jahre  lang  die  natürlichen  Früchte  ge- 
winnen; ist  dieser  Zeitraum  abgelaufen,  so  muss  er  den  Bauernhof 
entweder  verpachten  oder  verkaufen  oder  aber  unbenutzt  liegen 
lassen.  Erst  wenn  der  Bauernhof  mindestens  sechs  Jahre  lang 
verpachtet  gewesen  ist,  erlaubt  das  Gesetz  dem  Gutsherrn,  ihn 
zum  zweiten  Mal  selbst  zu  bewirtschaften,  damit  er  die  Möglichkeit 
habe,  die  etwa  verwahrloste  Pachtstelle  in  Ordnung  zu  bringen'). 
Diese  Bestimmungen  gelten  auch  dann,  wenn  der  Gutsherr  einen 
bereits  verkauften  Bauernhof  wieder  erwirljt ;  sogar  in  solchem  Fall, 
wo  doch  die  Ablösung  des  Bauernlandstücks  bereits  stattgefunden 
hat,  ist  also  der  Gutsherr  verpflichtet,  den  zurückgekauften  Bauern- 
hof Bauerngemeindegliedern  zu  verpachten  oder  zu  verkaufen "-)  und 
darf  ihn  höchstens  sechs  Jahre  lang  in  ununterbrochener  Eigenwirt- 
schaft behalten. 

Die  Gesetzgebung  hat  sich  nicht  damit  begnügt,  die  Gesamt- 
heit des  Bauernlandes  vor  einer  Zweckentfremdung  zu  sichern,  son- 
dern ist  erheblich  weiter  gegangen,  indem  sie  den  Bestand  des  ein- 
zelnen bäuerlichen  Besitztums  zu  schützen  sucht.  Um  den  Bauern- 
hof vor  Zersplitterung  zu  bewahren,  ist  seiner  Teilung  eine  Mini- 
malgrenze gesetzt,  die  auf  10  Taler  Landwert  fixiert  wurde.  Das 
Verbot  Bauernland  in  Parzellen  zu  zerstückeln,  die  weniger  als 
Vs  Haken  =  10  Taler  wert  sind,  wird  damit  begründet,  dass  kleinere 
Grundstücke  das  Gedeihen  einer  grundbesitzlichen  Familie  nicht 
gewährleisten^).  Hierbei  verfährt  jedoch  das  Gesetz  nicht  konse- 
quent, denn  die  Bestimmung,  dass  das  Bauernland  niemals,  Aveder 
zum  Zweck  der  Verpachtung,  noch  zu  dem  der  Eigentumsübertra- 
gung in  Grundstücke ,  die  kleiner  als  10  Taler  sind ,  parzelliert 
werden  dürfe,  richtet  sich  nur  gegen  den  Gutsherrn  als  Eigentümer 
des  Bauernlandes.  Ist  aber  nicht  der  Gutsherr,  sondern  eine  andere 
Person  Eigentümer  des  Bauernhofes,  so  gilt  das  Minimumgesetz 
nur  für  den  Fall  des  Verkaufs,  nicht  aber  für  den  der  Verpach- 
tung ^). 

Um   nach  der  anderen  Seite  hin  zu  verhindern,    dass  Bauern- 

^)  ßauernverordnung  von  1880  i^  106 — 110. 

-')  Bauernverordnung  von  1860  §  55  Anmerkung.  Erläuterung  der  Kommis- 
sion in  Bauernsachen  vom  21.  .Januar  1893  No.  31  (Gouvernementszeitung  vom 
10.  Februar  1893  No.  15). 

^)  Bauernverordnung  von  1860  §  114. 

*)  Bauernverordnung  von  1860  §  223.  Tobien:  „Die  Minimal-  und  Maxi- 
malbestinmiungen  über  den  bäuerlichen  Grundbesitz  in  Livland''  a.  a.  0.  S.  189. 
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höfe  vom  Grossgrundbesitz  verscblimgen  werden,  verbietet  das  Ge- 
setz die  Vereinigung  von  Bauernland  über  die  Maximalgrösse  von 
1  Haken  =  80  Taler  binaus.  Dieses  Verbot  erstreckt  sieb  jedoch 
nur  auf  den  Landgemeindebezirk  d.  b.  in  ein  und  derselben  Land- 
gemeinde darf  keiner  mebr  als  einen  Haken  zu  eigen  haben  und 
selbst  der  Landgemeinde  als  solcber  ist  es  verwebrt  das  für  ein 
bäuerliches  Grundstück  vorgeschriebene  Maximum  zu  überschrei- 
ten ').  Dagegen  ist  der  Gutsherr  befugt  Bauernland,  das  bereits 
vom  Stammgut  abveräussert  worden  war,  zurück  zu  erwerben,  ohne 
durch  die  maximale  Norm  beschränkt  zu  sein, "-)  doch  bleiben  auch 
in  solcbem  Falle  die  Bestimmungen  gelten,  die  den  Niessbrauch 
des  Bauernlandes  der  Landgemeinde  siebern.  Hervorgehoben  sei, 
dass  die  gegen  die  Zersplitterung  einerseits,  gegen  die  Anhäufung 
von  (jirinidbesitz  andererseits,  vorgesehenen  Minimal-  und  Maximal- 
l)estimmungen  lediglich  \'ür  das  Bauernland  geschaffen  sind,  wäh- 
rend das  Hofsland  ebenso  wie  die  „Quote"  diesen  Beschränkungen 
nicht   unterliegt. 

Verfolgen  alle  diese  Normen  den  Zweck  das  Bauernland  aus- 
schliesslicb  der  Bauei-ngemeinde  zu  sicliern  und  gegen  alle  erdenk- 
lieben Ein-  und  Liebergriffe  zu  schützen,  so  hat  sich  die  livlän- 
dische  Agrargesetzgebung  doch  niclit  an  dieser  generellen  Erhal- 
tung des  erweiterten  Bauernstandes  im  Grundbesitz  genügen  las- 
sen, sondern  auch  speziell  dem  einzelnen  Gliede  der  Landgemeinde 
dann  Rechte  am  Boden  gewährleistet,  wenn  ein  Pachtverhältnis 
vorliegt. 

Der  Pachtvertrag  über  Bauernland  ist  nändich  einem  Sonder- 
recht unterstellt,  das  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  baltischen 
Privatrecbts  zu  Gunsten  der  Pachtbesitzer  von  Bauernland  erheb- 
licli  modifiziert  ■'). 

l'm  dem  Pächter  den  Fruchtgenuss  seines  Pachtobjekts  zu 
sichern  und  andererseits  sein  Literesse  an  einer  sorgfältigen  Be- 
wirtscbaftung  der  Pachtstelle  zu  beleben,  ist  nicht  nur  die  Zeit- 
dauer der  Bauernlandpacht  auf  mindestens  sechs  Jahre  normiert  ^), 


')  Bauernverordnung  von  1860  §  57. 

-)  Bauernverordnung  von  1860  §  55,  Anmerkung. 

')  Eine  systematische  Zusammenstellung  des  Sonderrechts  für  Pachtver- 
träge, deren  Objekt  das  Bauernland  ist,  gibt  W.  von  Güldenstübbe  :  , Hand- 
buch des  livländischen  Bauernprivatrechts."  Dorpat  1879,  S.  130  ff.  und  Mül- 
LEK:  „Die  livUlndische  Agrargesetzgebung"  etc.  S.  60  ff. 

*)  Bauernverordnung  von  1860  §   119. 

Xcuinaiin-Festschrift.  O 
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sondern  auch  der  Gutsherr  gehalten,  den  abziehenden  Pächter  zu 
entschädigen.  Die  Entschädigungsregehi  '),  die  livUindiscben  Ur- 
sprungs sind  -),  bilden  einen  der  wertvollsten  Teile  der  baltischen 
Agrargesetzgebung^).  Sie  gewähren  dem  Xutzniesser  des  Bauern- 
hofes das  Vorpachtrecht  bei  Erneuerung  des  abgelaufenen  Pacht- 
vertrages, das  Vorkaufsrecht  bei  Veräusserung  der  Pachtstelle  und 
begründen  den  Anspruch  des  abziehenden  Pächters  nicht  nui-  auf 
Ersatz  der  von  ihm  mit  Genehmigung  des  Gutsherrn  ausgeführten 
Meliorationen,  sondern  auch  auf  eine  generelle  Entschädigung  für 
den  Verzicht  auf  sein  individuelles  Recht  am  Boden.  Läuft  ein 
über  Bauernland  abgeschlossener  Pachtvertrag  ab,  so  ist  der  Guts- 
herr verpflichtet  dem  bisherigen  Pächter  die  Erneuerung  des  Ver- 
trags anzubieten ;  will  hierbei  der  Gutsherr  die  Pachtsumme  stei- 
gern, der  Pächter  aber  den  höheren  Pachtzins  nicht  zahlen,  so  steht 
diesem  ein  Anspuch  auf  die  doppelte  oder  dreifache  Differenz 
zwischen  der  bisher  gezahlten  Pachtsumme  und  der  Mehrforderung 
des  Gutsherrn  zu,  je  nachdem  ob  der  abgelaufene  Pachtvertrag 
auf  mehr  als  24  Jahre  oder  auf  eine  kürzere  Frist  lautete  ^).  Gedenkt 
der  Gutsherr ,  nach  Erlöschen  der  Pachtzeit ,  zum  Verkauf  des 
Bauernhofes  zu  schreiten,  so  ist  dem  abziehenden  Pächter,  der  sein 
Vorkaufsrecht  nicht  geltend  macht,  die  Pachtsumme  des  letzten 
Jahres,  vom  Ersatz  der  ausgeführten  JNIeliorationen  abgesehen,  als 
Entschädigung  zu  zahlen.  Veräussert  a])er  der  Gutsherr  während 
der  Dauer  des  Pachtvertrags  die  Pachtstelle  an  eine  dritte  Person, 
so  kommt  dem  abziehenden  Pächter,  ausser  dem  Ersatz  für  beson- 
dere Melioi-ationen,  eine  Entschädigung  zu,  die  der  Pachtsumme 
des  letzten  Jahres  entspricht,  und  überdies  5%  des  Pachtzinses 
für  jedes  noch  nicht  abgelaufene  Pachtjahr  beträgt-^). 

Um  die  AVirksamkeit  aller  der  Normen,  die  dem  Pächter  den 


*)  Bauernverordnung  von  1860  §  116,  Gesetz  vom  22.  Mai  1865  (Allerhöchst 
bestätigter  Beschluss  des  Ostseekomitees)  im  Patent  vom  7.  Juli  1865  No.  67. 
Bauernverordnung  von  1860  §§  136—140,  Patent  vom  26.  April  1868  No.  29. 

^)  A.  VON  TidEböhi,:  „Das  Bauernland  und  die  neuere  baltische  Agrarge- 
setzgebung" a.  a.  0.  S.  369.  Tobiex:  Beiträge  zur  Geschichte  der  livländischen 
Agi'argesetzgebung. "     Baltische  Monatsschrift,  29.  Band,  S.  400  ff. 

3)  Sie  haben  natürlich  nur  für  das  Bauernland,  nicht  aber  auch  für  das 
Hofsland  und  die  , Quote"  Geltung.  Bauernverordnung  von  1860  §  116  und 
Patent  vom  3.  September  1865;  vergl.  auch  Güldenstubbe  a.  a.  0.  §  150  An- 
merkung. 

*)  Gesetz  vom  22.  Mai  1865  §§  1  und  4. 

6)  Gesetz  vom  22.  Mai  1865  §  11. 
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lange! auernden  Niessbraucli  seines  Pachthofes  gewährleisten  sollen, 
sicher  zu  stellen,  ist  nicht  nur  der  schriftliche  Abschluss  des  Pacht- 
vertrages in  bestimmter  Form  ^)  erforderlich,  sondern  auch  die  Prü- 
fung des  Inhalts  der  Vereinbarung  durch  den  staatlichen  Bauern- 
kommissär gesetzlich  -)  und  nur  solche  Pachtkontrakte  Imben  bin- 
dende Kraft,  die  vom  Bauernkommissär  förmlich  korroboriert  sind. 

Die  Eigenart  der  baltischen  Agrargesetzgebung  wird  durch 
die  Tatsache  charakterisiert,  dass  die  Bestimmungen  über  die 
Form  des  Pachtvertrages  nur  dann  obligatorisch  sind ,  wenn  der 
Gutsherr  der  Verpächter  ist,  während  Pachtverträge  zwischen  Land- 
gemeindegliedern auch  mündlich  durch  eine,  von  beiden  Kontra- 
henten vor  dem  Gemeindegericht  zu  Protokoll  gegebene,  Erklärung 
abgeschlossen   werden  dürfen  ■').     - 

So  fürsorglich  auch  die  livländische  Agrargesetzgebung  den 
Pächter  von  Bauernland  mit  Schutzmassnahmen  aller  Art  umgibt, 
so  ist  ihr  eigentliches  Ziel  docli  nicht  auf  die  Erhaltung  des  Päch- 
terstandes beschränkt,  sondern  auf  die  Schaffung  eines  bäuerlichen 
(Grundeigentümers  gerichtet.  Das  Recht  Grundeigentum  zu  erwer- 
ben, war  den  Bauern  zwar  schon  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1804 
eingeräumt  worden  '),  allein  erst  die  Agrarverordnung  von  1849 
l)ezeichnete  das  Eigentumsverhältnis  als  den  erstrebenswerten  Ziel- 
punkt. Sie  verwirft  ebensowenig  wie  die  Bauernverordnung  von 
1860  die  Pacht,  stellt  sie  vielmehr  i)rinzi[)iell  dem  Grundeigentum 
gleich  •"'),  trifft  aber  Bestimmungen,  die  erkennen  lassen,  dass  sie 
im  bäuerlichen  Grundeigentum  das  entgültige,  normale  Rechtsver- 
hältnis erblickt'-). 

Um  die  Bauernhöfe  in  das  Eigentum  der  Bauernwirte  über- 
zuführen, wird  nicht  etwa  eine  Zwangsenteignung  eingeleitet,  sondern 
dem  fakultativen  privatrechtlichen  Verkauf  der  Pachthöfe  der  AVeg 
geebnet.  In  Livland  war  das  Bauernland  1819  unbeschränktes 
Eigentum  der  Gutsbesitzer  geworden,  keinem  Bauern  stand  mehr 
ein  dingliches  Recht  am  Grund  und  Boden  zu  und  Reallasten  gab  es 

')  Bauernverordnung  von  1860  §§  178,   196  tf. 

-')  Bauernverordnung  von  1860  §  197.     Verordnung  über  die  Reorganisation 
der  Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouvernements  vom  9.  Juli  1889. 

^)  Bauernverordnung  von  1860  §  198. 

■*)  Bauernverordnung  von  1804  §  17.   ToBlEX  :  „Die  Agrargesetzgebung"  etc. 
S.  241. 

5)  Bauernverordnung  von  1849  §  6,   Bauernverordnung  von  1860  §   112. 

®)  A.  V.  Tidebühl:    „Das  neue  livländisclie  Bauerngesetzbuch ".    Baltische 
Monatsschrift  5.  Band,   1862  S.  9. 

3* 
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nicht  abzulösen.  Daher  biklet  nicht  eine  Grundentlastung  im  west- 
europäischen Sinne  den  Gegenstand  der  livländischen  Agrargesetze, 
sondern  die  allmähliche  Beseitigung  der  Frohndienste,  die  Geldpacht 
und  die  Ablösung  vermittelst  Kaufs,  das  sind  die  Stufen,  die  den 
Bauern  vom  Fröhner  nach  und  nach  zum  Eigentümer  hinauf  füh- 
ren sollen^). 

Die  Gesetze  räumen  zunächst  alle  rechtlichen  Hindernisse  fort, 
die  sich  dem  Bauernlandverkauf  entgegenstellen.  Hierher  gehört 
die  Bestimmung,  dass  Bauernhöfe  auf  keine  längere  Frist  als  50 
Jahre  verpachtet  werden  dürfen  -),  damit  der  Verkauf  nicht  gar  zu 
sehr  verzögert  werde -^j ;  ferner  die  Rechtsregel:  die  Veräusserung 
der  Pachtstelle  bricht  den  Pachtvertrag  ^) ;  endlich  das  Gesetz  vom 
11.  November  1874*''),  das  die  Ausübung  der  Erblosung  beim  Ver- 
kauf des  Bauernlandes  untersagt.  Auch  die  Veräusserung  von 
Bauernländereien ,  die  Teile  fideikommissarisch  gebundener  Güter 
bilden,  ist  rechtlich  möglich,  doch  bedarf  es  in  jedem  einzelnen 
Fall  Kaiserlicher  Genehmigung,  die  der  Nutzniesser  des  Fidei- 
kommissgutes  einzuholen  hat").  Dagegen  ist  der  Verkauf  derjeni- 
gen Bauernländereien ,  die  zu  den  Pastoraten  der  evangelisch- 
lutherischen  Kirche  gehören  und  zur  Zeit  unverkäuflich  sind  '),  noch 
nicht  gesetzlich  geregelt  und  die  Ablösung  des  Bauernlandes  der 
wenigen  Güter,  die  Eigentum  der  livländischen  Ritterschaft  sind  ^), 
hat  die  Staatsregierung  sistiert  •'). 

Die  Gesetze    regeln  ferner   die  Form  des  Kaufvertrages.     Der 


*)  TiDEBöHL :  „Das  Bauernland  und  die  neuere  baltische  Agrargesetz- 
gebung", a.  a.  0.  S.  354 fl'.  Müllee:  „Die  livländische  Agrargesetzgebung" 
etc.  S.  75  ff. 

'^)  ßauernverordnung  von  1860  §  122. 

3)  Die  einzige  Ausnahme  von  dieser  Regel  machen  Pachtverträge,  die  auf 
,zwei  Vererbungen"  geschlossen  werden  dürfen;  Bauernverorduung  von  1860 
§  123  ff. 

*)  Bauernverorduung  von  1860  §  140 :  Entschildigungsregeln  vom  22.  Mai 
1865  §  11. 

5)  Vollständige  Sammlung  der  Gesetze  Nr.  54  032 ;  Patent  vom  Jahre 
1875  Nr.  26. 

'■■)  Art.  887  des  Provinzialrechts  111.  Teil,  Patent  vom  Jahre  1866  Nr.  103, 
vom  Jahre  1870  Nr.  3. 

^)  Gesetz  für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  in  Russland,  Sammlung 
der  Reiohsgesetze,  Band  XI,  Teil  I.  Ausg.  vom  Jahre  1896,  Art.  715;  Provin- 
zialrecht,  III.  Teil  Art.  887. 

®)  Vergleiche  Tobien:  „Die  Agrargesetzgebung"  etc.  S.  10. 

")  Gesetz  vom  3.  März  1886.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze 
Nr.  3552. 
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Kaufvertrag  unterliegt  ebenso  wie  der  Pachtvertrag,  inhaltlich  der 
Prüfung  des  staatlichen  Bauernkommissärs  ^)  und  muss  alle  zwi- 
schen den  Vertragschliessenden  vereinbarten  Bedingungen  ohne 
Ausnahme  umfassen.  Bestehen  zwischen  den  Kontrahenten  noch 
anderweite  Abmachungen,  die  in  den  Wortlaut  des  Kontrakts  nicht 
aufgenommen  sind,  so  ist  der  Vertrag  nichtig,  als  simulierter  anzu- 
sehen und  nicht  nur  die  beiden  Kontrahenten,  sondern  auch  alle 
Mitwisser  unterliegen  der  Strafe  des  Betruges  -).  Der  Vorbehalt  ir- 
gend welcher  Leistungen  oder  Berechtigungen,  für  die  der  Kon- 
trakt kein  entsprechendes  Aequivalent  namhaft  macht,  ist  ebenso 
verboten,  wie  die  Vereinbarung  besonderer  Entschädigungen  für 
die  Nutzung  des  verkauften  Grundstücks  •^).  Hierdurch  soll  ver- 
hütet werden,  dass  die  Disposition  des  Käufers  über  das  erworbene 
Grundstück  in  irgend  einer  AVeise  vom  Verkäufer  abhängig  bleibe. 
Wiewohl  die  livländischen  Bauern  schon  zur  Zeit  der  Hörig- 
keit durch  die  Bauernverordnung  von  1804  das  Recht  errungen 
hatten,  Grundeigentum  zu  erwerben,  und  einige  Bauern  bereits  im 
ersten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  tatsächlich  Land  besessen 
haben')  sollen,  so  lassen  sich  doch  förmlich  abgeschlossene  Ver- 
träge über  den  Verkauf  von  Bauernhöfen  erst  seit  1823  nachwei- 
sen, in  welchem  -Jalir  12  Höfe  in  })äuerliche  Hände  übergingen  "). 
Die  Erwerbung  von  Grundeigentum  durch  Bauern  konnte  so  lange 
keinen  grösseren  Umfang  gewinnen,  als  das  Frohn Verhältnis  die 
Landbeviilkerung  fesselte,  und  daher  ist  der  grösste  Einfiuss  auf 
den  Fortschritt  des  Bauernlandverkaufs  der  Agrarverordnung  vom 
9.  Juli  1849  zuzuschreiben,  die  den  Uebergang  von  der  Natural- 
Avirtschaft  zur  Geldwirtscluift  regelte  und  rasch  zum  i\.bschluss 
brachte,  hierdurch  die  Wohlhabenheit  des  Bauernstandes  begründete 
und  das  Verlaneen  nach  Grundeiirentum  wachrief.    Diese  indirekte 


')  Verordnung  über  die  Reorganisation  der  Bauernbehörden  in  den  Balti- 
schen Gouvernements  vom  9.  Juli  1889  Art.  8. 

■-)  Bauernverordniing  von  18G0  S$5  204 — 206.  Diese  strenge  Vorschrift  wird 
freilich  tatsächlich  nicht  eingehalten;  Schoeler:  „Aus  dem  Gebiet  des  balti- 
schen Privatrechts  und  den  Zivilprozessen".  Baltische  Monatsschrift  39.  Band, 
1892;  S.  654. 

3)  Bauernverordnung  von  1860  §  54. 

■•)  J.  VON  SiVEEs:  „Zur  Geschichte  der  Bauernfreiheit  in  Livland,  Riga 
1878. 

■')  Siehe  Tobien:  „Quoten-  und  Bauernlandverkauf  in  Livland",  Tabelle 
in :  Baron  Hermann  Engelhardt.  Zur  Geschichte  der  Livländischen  adeligen 
Güterkreditsozietät ;  Riga  1902,  S.  209. 
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Wirkimg  des  Gesetzes  von  1849  ist  höher  anzuschlagen,  als  der 
direkte  Versuch,  durch  Errichtung  der  livländischen  „Bauernrenten- 
bank''  den  Bauern  die  Älittel  zum  Grunderwerb  zu  ])ieten. 

Die  nach  sächsischem  Muster  von  der  livländischen  Ritter- 
schaft ins  Leben  gerufene  und  verwaltete  Bauernrentenbank  ist 
sehr  wenig  benutzt  worden,  weil  die  von  ihr  gegen  Verpfändung 
von  Bauernhöfen  ausgefertigten  Rentenbriefe  bloss  40,0  trugen  und 
nicht  auf  die  solidarische  Haftung  ^)  der  Schuldner  gestützt  waren. 
Weder  die  verklausulierte  Haftung,  die  die  livländische  Ritter- 
schaft für  die  Verwaltung  der  Rentenbank ,  aber  nicht  für  de- 
ren Schulden  übernommen  hatte  -) ,  noch  das  Versprechen  der 
Staatsregierung,  den  Rentenbrief  zum  Kurse  von  85%  einzuwech- 
seln ^),  vermochten  den  Umlauf  der  Rentenbriefe  zu  begünstigen. 
Als  nun  der  Staat  gar  das  Zugeständnis  der  Einlösung  im  Jahre 
1864  zurücknahm  ^),  wurde  der  Verkehr  des  Rentenbriefes  vollends 
gering.  Wirksame  Förderung  wurde  dagegen  dem  Bauernlandver- 
kauf  durch  die  1802,  nach  dem  Muster  der  preussischen  „Land- 
schaft", gegründete  livländische  adelige  Güterkreditsozietät  ^)  zuteil. 
Schon  in  den  Ergänzuugsparagraphen  vom  23.  Jan.  1845  zur  Bau- 
ernverordnung von  1819  ")  war  die  Mithilfe  der  Kreditsozietät  bei 
dem  Bauernlandverkauf  in  Aussicht  gestellt  worden  und  dem- 
entsprechend versuchte  dieses  Listitut  noch  früher  als  die  1850  ins 
Leben  getretene  Bauernrentenbank  ')  den  Bauernlandverkauf.  zu 
beleben,  indem  sie  bereits  1845  ein  Reglement  „für  Veräusserung 
und  Verhypothezierung  von  Gesindestellen"  erliess,  dem  1849  ein 
vollkommeneres  folgte  ^).  Warum  diese,  heute  der  Vergessenheit 
anheimgefallenen,  Reglements  beiseite  geschoben  und  durch  die 
Bauernrentenbank  ersetzt  wurden,  ist  eine  interessante  Frage,  deren 

^)  Siehe  Näheres  bei  Tobiex  :  „Beiträge  zur  Geschichte  der  livländischen 
Agrargesetzgebung",  Baltische  Monatsschrift,  29.  Band.  S.  107  ff.;  Exgelhardt: 
„Zur  Geschichte  der  Livländischen  adeligen  Güterkreditsozietät"  S.   1'20  ff. 

2)  Bauernverordnung  von   1860   §  4  Beilage   Lit.  B.  §§  81,    91  u.  92  Anm. 

*)  Gesetz  vom  6.  Februar  1851,  vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze 
Nr.  24  903.     Bauernverordnung  von  1860  §  4    Beilage   Lit.  B,    §    81    Punkt  3. 

■*)  Gesetz  vom  1.  Juni  1864.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze 
Nr.  40  954.     Patent  vom  9.  November  1864  Nr.  120. 

ä)  Engelhardt  a.  a.  0.  S.  1  ff. 

®)  §  51  Anmerkung. 

')  Patent  vom  19.  April  1850  Nr.  14. 

*)  „Reglement  des  Livländischen  adeligen  Kreditvereins  zum  Behuf  des 
Kaufs  und  Verkaufs  von  Gesindestellen',  Dorpat  1849.  Engelhardt  a.  a.  0. 
S.  75  und  89. 
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Beantwortung  jedoch  hier  zu  weit  führen  würde ').  Es  bedurfte 
der  Erfahrung  von  14  Jahren,  um  die  Anhänger  der  Bauernren- 
tenbank  von  der  Unfruchtbarkeit  dieses  Instituts  zu  überzeugen, 
das  in  dem  Zeitraum  von  1850  bis  zum  31.  Dezember  1863  den 
Verkauf  von  nur  192  Bauernhöfen  für  285  500  Ebb  vermittelt  hatte  -). 
Um  das  Endziel  der  Agrargesetze,  das  bäuerliche  Grundeigen- 
tum, in  rascherem  Tempo  zu  erreichen,  wurde  daher  wieder  auf 
die  Mitbilfe  der  Güterkreditsozietät  zurückgegrifien  und  1864  ein 
neues  Reglement  geschaffen  ■^).  Dieses  gestattete  die  Uebertragung 
eines  Teiles  des  dem  Rittergutsbesitzer  auf  sein  gesamtes  Besitz- 
tum gewährten  Pfandbriefdarlehens  auf  die  verkauften  Bauernhöfe, 
so  dass  der  kaufende  Bauer  durch  die  Uebernahme  dieses  Teiles 
der  Schuld  des  Verkäufers,  Schuldner  der  Sozietät  wurde  und  hier- 
durch eine  namhafte  Quote  des  dem  (^utsbesitzer  schuldigen  Ver- 
kaufpreises  abwälzte.  Der  Gutsherr  blieb  Bürge  des  Käufers  ge- 
genüber der  Sozietät,  deren  Darlehen  nicht  nur  durch  das  beliehene 
Grundstück,  sondern  auch  durcli  die  solidarische  Bürgschaft  aller 
ilir  veipHichteten  Ritterguts])esitzer  besichert  wurde.  Diese  indi- 
rekte Beleibung  des  Kleingrund))esitzes  war  zwar  schon  in  den 
älteren  Reglements  der  Kreditsozietät  vorgesehen*),  wurde  jedoch 
in  den  „Regeln"  von  1864  dadurcli  erheblich  wirksamer  gestaltet, 
dass  die  Höhe  des  Pfandbriefdarleliens  6000  Rbl.  für  den  Haken 
Landes  erreichen  durfte  •'').  In  der  Folge  ist  nicht  nur  die  Erhm- 
gung  eines  lang  befristeten  und  billigen  Kredits  den  Bauern  durch 
die  direkte  Beleihung  der  Bauernlandgrundstücke  wesentlich  er- 
leichtert "),  sondern  auch  die  raschere  Begleichung  der  Kaufsschil- 
lingsreste durch  die  Auskehrung  des  angesammelten  Tilgungsfonds 
und  die  Gewäbrung  erhöbter  Darlehen  bis  zum  Maximalbetrage  von 
8000  Rbl.  pro  Haken,  in  Pfandbriefen  zu4'*,o  oder  4^/2  Vo,  ermöglicht 
worden").  Die  Tatsache,  dass  heute  fast  90%  aller  Bauernhöfe  Liv- 

*)  Näheres  bei  „Samsox  von  Himmelstjeena"  in  der  , Allgemeinen 
deutschen  Biographie".  30.  Band,  1890,  S.  317  ff.  und  Engelhabdt  a.  a.  0.  S.  98  ff". 

-)  Engei.hardt  a.  a.  0.  S.  217. 

')  , Regeln  über  den  Kauf  und  Verkauf  von  Gesindeatellen  mit  Hilfe  des 
Livländischen  adeligen  Kreditvereins ",  bestätigt  vom  Generalgouverneur  des 
Ostseegouvernements  am  2.  Juli  1864,  Patent  vom  Jahre  1864  Nr.  93. 

■*)  EiNGKLHAEDT    a.   a.   0.   S.   90. 

")  Deesklbe  S.  132. 

^)  Gesetz  vom  28.  Mai  1886.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze 
Nr.  3  7.39.     Engelhaedt  a.  a.  0.  S.  166. 

')  -Reglement  der  Livländischen  adeligen  Güterkreditsozietät"  vom  23.  Mai 
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laiids  im  bäuerlichen  Eigentum  befindlich  sind  ')  und  damit  das 
von  der  Agrargesetzgebung  Livlands  erstrebte  Ziel  nahezu  vollkom- 
men erreicht  werden  konnte,  ist  der  Livländischen  Ritter-  und  Land- 
schaft, der  Scliöijferin  der  Agrargesetze  von  1849  und  1860,  und 
dem  umsichtigen  Vorgehen  der  Güterkreditsozietät  zu  danken,  denn 
irgend  ein  Zwang  hat  bei  der  Ablösung  des  Bauernlandes,  die 
lediglich  durch  privatrechtliche  Transaktionen  zuwege  gebracht 
worden  ist ,  nicht  gewaltet.  Seitdem  durch  das  Emanzipationsge- 
setz vom  Jahr  1819  der  Gutsbesitzer  uneingeschränkter  Eigentümer 
auch  des  Bauernlandes  geworden  war,  hatten  die  Bauern  keinerlei 
dinglichen  Rechte  am  Boden,  und  Reallasten,  die  abzulösen  wären, 
gab  es  daher  nicht.  Hieran  änderten  auch  die  Gesetze  von  1849 
und  1860  nichts,  die  zwar  das  gutsherrliche  Recht  am  Bauernlande 
vielfach  beschränkten,  aber  nicht  aufhoben.  Zu  einer  Grundent- 
lastung westeuropäischen  Systems  fehlten  mithin  die  Voraussetzungen 
und  vor  einer  staatlichen  Zwangsenteignung  russischen  Musters  ist 
Livland,  zu  seinem  Heil,  l^ewahrt  geblieben. 

S  c  h  1 II  s  s. 

Die  Eigenart  der  Agrargesetze  Livlands  tritt  deutlicher  zu 
Tage,  wenn  sie  mit  denen  westeuropäischer  Länder  verglichen  wird, 
wobei  naturgemäss  der  Nordosten  Deutschlands  und  die  skandina- 
vischen Staaten  ins  Auge  zu  fassen  sind. 

Die  Bauernbefreiung  in  Livland  ist  nicht  wie  in  Preussen  vom 
Staat  in  Angriff  genommen  und  durchgeführt  worden  -),  sondern 
von  der  Livländischen  Ritter-  und  Landschaft,  die  seit  den  letzten 
Dezennien  des  18.  Jahrhunderts  zielbewusst  und  tatkräftig  der 
Erkenntnis  folgte,  dass  das  Wohlergehen  der  Bauern  mit  dem  wirt- 
schaftlichen Gedeihen  der  Gutsherrn  gleichbedeutend  sei  '').  In  die- 
sem Sinne  schuf  der  Landtag  die  Bauernverordnung  von  1804.  die 
das  Leibeigenschaftsverhältnis  durch  die  Schollenptlicht  ersetzte. 
Das  nun  folgende  Emanzipationsgesetz  vom  Jahre  1819,    das   dem 


1896.  Vollständige  Sammlung  der  Reichsgesetze  Nr.  1U64;  Engelhabdt  a.  a.  0. 
S.  191. 

*)  Nach  dem  Stande  vom  1.  August  1904  waren  freilich  nur  85,4  %  ver- 
kauft (von  26  213  Bauernhöfen  22  396),  seitdem  ist  aber  der  Verkauf  weiter  vor- 
geschritten. 

*)  Knapp:  „Die  Bauernbefreiung"  etc.  S.  814  ff. 

^)  Tobien:  „Die  Agrargesetzgebung  Livlands"  etc.  S.  146  ff. 
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hörigen  Bauern  zwar  die  staatsbürgerliche  Freiheit  gab,  aber  sein 
Besitzrecht  nahm,  ist  freilich  im  Grunde  eine  Schöpfung  Alexan- 
der I  ^),  der  die  innere  Ausbildung  und  Konsolidierung  einzelner 
Teile  seines  grossen  Reiches  planmässig  begünstigte  und  den  Ost- 
seeprovinzen durch  die  xA.ufhebung  der  Leibeigenschaft  eine  beson- 
dere Trennungslinie  von  dem  übrigen  ßussland  zu  geben  trachtete  -). 
Die  schweren  Mängel  dieses,  als  Morgenröte  einer  besseren  Zu- 
kunft seinerzeit  gepriesenen'"'),  Gesetzes  wurden  aber  alsbald  von  den 
Gutsherrn  Livlands  richtig  erkannt,  die  den  1819  bei  Seite  gewor- 
fenen Bauernschutz,  aus  eigener  Initiative  1849  und  1860,  wieder 
aufrichteten. 

Ist  somit  schon  der  äussere  Gang  der  Bauernbefreiung  in 
Livland  ein  anderer,  als  in  Preussen,  so  linden  sich  auch  im  Wesen 
der  Agrargesetze  hier  und  dort  erhebliche  Unterschiede. 

In  Preussen,  Pommern,  Brandenburg  und  Schlesien  wurde 
bei  der  sogenannten  Regulierung,  die  sich  nur  auf  einen  Teil  des 
von  Bauern  eingenommenen  Landes  erstreckte,  das  (3bereigentum 
der  Gutsherren  an  den  bänoriichen  Stellen  aufgehoben  und  der 
im  Hof  sitzende  Bauer  dienstfreier  Eigentümer  im  vollen  Sinne 
des  Wortes.  Die  Verbesserung  des  Besitzrechts  an  dem  ihnen 
verbleibenden  Lande  und  die  Freilieit  von  Diensten  erkauften  die 
Bauern  durch  Abtretung  eines  bedeutenden  Bruchteils  ('/s — '/s) 
des  vorher  besessenen  Landes  oder  durch  Uebernahme  einer  Ren- 
tenschuld. Ergebnis  dieser  staatlichen  Regulierung  ist  ein  gegen 
früher  weit  grösserer  Landbesitz  bei  den  Gutsherrn,  ein  weit  ge- 
ringerer bei  den  Bauern.  Und  der  bäuerliche  Besitz  geht  in  der 
Folge  noch  weiter  zurück,  da  die  Gutsherrn  nach  Wegfall  des  Bau- 
ernschutzes das  Recht  gewinnen  ihr  Gutsland  nach  Wunsch,  durch 
Ankauf  unabhängig  gewordener  Bauerngüter,  zu  vergrössern  *). 

Anders  in  Livland.  Auch  hier  wurde  die  Regulierung  nur 
auf  einen  Teil  des  von  den  Bauern  eingenommenen  Landes,  d.  h. 
auf  das  alte,  aber  durch  die  „Quote"  gekürzte  Bauernland  ausge- 
dehnt.    Der  Gutsherr  verlor  nicht    das  Obereigentum   am  Bauern- 

1)  TOBIEN  a.  a.  0.  S.  287  und  404. 

'-)  Theodor  Schiemann:  „Kaiser  Alexander  I.  und  die  Ergebnisse  seiner 
Lebensarbeit«,  Berlin  1904,  S.  495. 

3)  TOBIEN  a.  a.  0.  S.  370  und  406. 

*)  G.  F.  Knapp:  „Die  Bauernbefreiung  in  den  östlichen  Provinzen  des 
preussischen  Staats".  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  2.  Bd.,  2.  Aufl. 
Jena  1899,  S.  343  ff. 


42  Alexander  Tobien : 

lande  und  der  einzelne  Bauer  gewann  nicht  ein  dingliches  Recht 
an  seiner  Stelle ;  dagegen  wurde  das  durch  eine  Demarkationslinie 
festumgrenzte  Bauernland  zu  einem  Gesamtfideikommiss  aller  Bau- 
ern dergestalt  gemacht,  dass  die  pacht-  oder  eigentumsweise  Nut- 
zung lediglich  Mitgliedern  der  Bauerngemeinden  gesichert  ward  ^). 
Im  Gegensatz  zu  Preussen  hat  in  Livland  weder  eine  Zwangsablö- 
sung der  bäuerlichen  Lasten,  noch  eine  zwangsweise  Ueberführung 
des  bäuerlichen  Besitzes  in  das  volle  Eigentum  des  Bauern  statt- 
gefunden, der  Bauernschutz  aber,  d.  h.  die  Demarkationslinie  zwi- 
schen Guts-  und  Bauernland,  ist  auch  nach  erfolgter  Ablösung 
„mittelst  Kaufs"  erhalten  geblieben  und  eine  Schmälerung  des  bäu- 
erlichen Besitzstandes  hat  in  nennenswertem  umfange  nicht  stattge- 
funden "-). 


*)  Siehe  aucli  August  vox  Miaskowski  :  ^Das  Problem  der  Grundbesitz- 
verteilung in  geschichtlicher  Entwickelung",  Leipzig  1890,  S.  29  ff.  E.  von 
DER  Bküggex:  , Latifundien  und  Bauerngut''  in  den  „ Grenzboten ",  59.  Jahr- 
gang, 1900,  S.  263  ff. 

2)  Das  Rustikalland  alten  Bestandes  umfasste  etwa  1514  974  Dessätinen 
=  1655  109  Hektar,  .hiervon  sind  259  694  Dessätinen  =  283  716  Hektar  als 
Quote  abgetrennt  worden,  so  dass  1  255  280  Dessätinen  =  1  371  393  Hektar 
als  Bauernländereien  vermarkt  wurden.  Hiernach  hat  das  Rustikalland  aller- 
dings eine  Kürzung  um  17  °/o  erfahren,  allein  von  den  Quotenländereien  sind 
70  987  Dessätinen  =  77558  Hektar  und  von  den  Hofsländereien  65857  Dessä- 
tinen =  71949  Hektar,  zusammen:  186844  Dessätinen  =  149502  Hektar  durch 
Verkauf  in  meist  bäuerliche  Hände  übergeführt  worden,  so  dass  der  bäuerliche 
Besitzstand  nur  um  122  850  Dessätinen  oder  SjU^/o  gekürzt  worden  ist.  Wenn 
das  Quotengesetz  vom  Jahre  1898  den  Vei'kauf  der  auf  dem  Quotenlande  be- 
stehenden Höfe  nicht  gehindert  hätte,  so  wäre  das  bäuerliche  Grundeigentum 
noch  umfangreicher,  als  diese  Zahlen  erkennen  lassen. 

Der  gesamte  Besitzstand  des  bäuerlichen  Klein-,  Mittel-  und  Gross- 
besitzes war  am  1.  August  1904  folgender: 

1.    In    bäuerlichem    Eigentum: 
22  396  Höfe    des    Bauernlandes   mit     1087  915  Dessätinen  =  1188  547  Hektar, 
1654      „       der    Quote  ,  70  987  ,  =       77  5-53 

J_747      „       des    Hofslandes         ,      65857  ,  =        7J^49_ 

25  797  T22r759  Dessätinen  =  T338049"Hektar. 

2.  In  bäuerlicher  gesetzlich  gesicherter  Pachtnutzung: 

3  817  Höfe    des  Bauernlandes  mit         167  365  Dessätinen    =      182  846  Hektar, 

Summa  von  1  und  2: 


29  614  Höfe  mit      1  892  124  Dessätinen   =    1  520  895  Hektar. 

Diesem  bäuerlichen  Grundbesitz  steht  der  aus  Hofsland  und  Quote  ge- 
bildete Besitzstand  der  701  Rittergüter  und  lOl  Pastorate  mit  1804  920  Dessä- 
tinen =  1971875  Hektar  gegenüber,  so  dass  vom  Gesamtareal  (3  197  044 
Dessätinen    =    3  492  771    Hektar)    auf    den     bäuerlichen    Besitzstand    43,54  °/o 
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So  ungleich  aber  auch  das  Wesen  der  Reformen  m  Preussen  und 
in  Livland  ist,  immerhin  stellt  sich  das  Ergebnis  im  grossen  und 
ganzen  als  das  gleiche  dar.  Die  Hauptzüge  der  Neuordnung  Preus- 
sens  Averden  charakterisiert'):  durch  die  SchaÖiing  unbedingter 
persönlicher  Freiheit,  die  Aenderung  der  Bauernverfassung  aus 
Gründen  der  Wohlfahrt  unter  der  Bedingung,  dass  der  Bauer  den 
Gutsherrn  entschädige,  und  durch  die  mangelnde  Vorsorge  für  die 
wirtschaftliche  Sicherstellung    der    zugleich   befreiten   Landarbeiter. 

Ebenso  ist  auch  in  Livland  der  Inhaber  des  Bauernhofes, 
der  bäuerliche  Mittelbesitz,  von  der  Gesetzgebung  fürsorglich  mit 
Schutzmitteln  aller  Art  bedacht  worden,  nicht  aber  in  gleichem 
Maasse  der  Landarbeiter ;  hier  drängt  die  Entwiclcelung  der  Land- 
arbeiterfrage namentlich  dazu,  die  rechtlichen  Hindernisse,  die  dem 
Erwerbe  kleiner  Parzellen  des  Bauernlandes  entgegenstehen,  zu  be- 
seitigen oder  einzuschränken  -). 

Forschen  wir  in  den  Agrargesetzen  Skandinaviens  nach  Paral- 
lelen mit  den  livländischen  Normen,  so  finden  wir  dass  die  Agrar- 
verfassung  in  D  ä  n  e  m  a  r  k  eine  überraschende  AehnUchkeit  mit 
der  Livlands  aul'weist. 

In  beiden  Ländern  war  die  Leibeigenschaft  das  bestimmende 
Rechtsverhältnis  der  Bauern  zu  den  Gutslierrn  •').  Hier  wie  dort 
werden  die  unbestinnnten  Frolmdienste  im  17.  Jahrhundert  in  be- 
stinnnte  verwandelt,  die  Abgaben  jedes  einzelnen  Bauern  nach  dem 
Preise  der  gewöhnliclisten  Koniart  fixiert,  nacli  dem  die  Quantität 
und  Qualität  des  genutzten  Bodens  berücksichtigenden  Massstab 
„Hartkorn'"    bemessen    und    in  Urbarien  registriert.     Die    dänische 


und  auf  den  der  Rittergüter  und  Pastorate  56,46%  entfallen.  Wird  jedoch 
vom  Gesamtareal  die  Fliicho  der  Waldungen  und  des  Unlandes  mit  1 '274  228 
Dessätinen  =  1392  094  Hektar  in  Abzug  gebracht,  so  ergibt  sich,  dass  von 
den  landwirtschaftlich  genutzten  Ländereien  61,98  %  dem  bäuerlichen  Klein- 
und  Mittelbesitz  und  nur  38,02  "/o  den  Rittergütern  und  Pastoraten  angehören. 

')  Knapp:  „Die  Bauernbefreiung"  etc.  S.  326. 

-')  Tobikn:  „Die  Minimal-  und  Maximalbestimmungen  über  den  bäuerlichen 
Grundbesitz  in  Livland"  a.  a.  0.  S.  202:  Ch.  von  Stackelberg:  „Bemerkungen" 
zu  dem  obengenannten  Aufsatz.     Baltische  Monatsschrift  19U5,  Heft  5  S.  417  fl'. 

3)  F.  C.  Dahlmann  :  „Geschichte  von  Dänemark"  in  Heeren  und  Ukerts 
Geschichte  der  europäischen  Staaten,  3.  Band,  Hamburg  1843,  S.  83  ff.  Wilh. 
ScHAELixG:  „Die  Bauerabefreiung  in  Dänemark",  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaft, 2.  Bd.,  2.  Auflage  Jena  1899,  S.  375  ff.  Dr.  A.  H.  Hollmann: 
„Die  Entwickelung  der  dänischen  Landwirtschaft  unter  dem  Druck  der  inter- 
nationalen Konkurrenz  und  ihre  gegenwärtige  Stellung  auf  dem  Weltmarkt". 
Berlin  1904  S.  16  ff. 
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AVerteinheit  .,Hai"tkoi'ii"  entspricht  dem  livländischen  „Taler",  bei- 
de Koeffizienten  bezeichnen  ein  gewisses  Areal  Land  von  einer 
gewissen  Beschaflenheit  nnd  dienen  heute  als  Massstab ,  nach  dem 
die  Grundsteuern  umgelegt  werden').  Die  nackte  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  erfolgte  in  Dänemark  freilich  ein  Jahrhundert  frü- 
her als  in  Livland  (1702),  wurde  jedoch  auch  dort  als  ein  schwe- 
rer Fehler  erkannt,  weil  die  plötzlich  eingeführte  Freizügigkeit  eine 
verhängnisvolle  Landflucht  der  Bauern  zeitigte.  Um  die  drückende 
landwirtschaftliche  Krisis ,  die  in  Folge  dieser  Massnahme  herein- 
brach, zu  heben,  wurde  1733  die  Schollenpflichtigkeit,  der  soge- 
nannte „Schollband",  eingeführt,  der  bis  1788  bestand.  Mit  der 
Lösung  des  Schollbandes  erlangte  der  Bauer  die  persönliche  Frei- 
heit und  die  Ablösung  der  Hofdienste  nahm,  ohne  Zwangsmassre- 
geln der  Regierung,  ihren  Gang.  Die  Herrengüter,  die  unter  dem 
Einfluss  günstiger  Absatzverhältnisse  in  früheren  Epochen  durch 
Einziehung  von  Bauernland  zu  bedeutendem  Umfange  angewachsen 
waren  -),  mussten  nun  mit  freien  Landarbeitern  bewirtschaftet  wer- 
den, während  die  Bauern  statt  der  Hofdienste  Geldleistungen  auf- 
zubringen, ihre  Höfe  zu  kaufen  und  die  Kaufsummen  zu  verzinsen 
hatten. 

Wie  in  Livland,  wurde  auch  in  Dänemark  diese  Reform  nicht 
mit  einem  Schlage  durchgeführt,  sondei-n  schritt  nach  und  nach 
vor ,  und  noch  im  Jahre  1888  waren  die  Hofdienste  nicht  völlig 
durch  Geldleistungen  ersetzt,  während  in  Livland  schon  im  Jahre 
1868  alle  Frohndienste  aufgehört  hatten.  Am  schwierigsten  erwies 
sich  die  Ueberleitung  der  Bauerngüter  aus  dem  Pachtverhältnis  in 
freies  Privateigentum.  AVie  in  Livland  drohten  auch  in  Dänemark 
die  „Bauernfreunde"  mit  dem  Zwangsverkauf;  allein  die  Gesetz- 
gebung begnügte  sich  trotzdem  damit ,  lediglich  einen  Anreiz  zum 
Verkauf  zu  bieten.  Durch  die  Gesetze  von  1861  und  1872  wurde 
denjenigen  Gutsherren,  die  zum  Verkauf  schritten,  die  Vergünstigung 
geboten,  eine  Quote  der  Bauernländereien  mit  ihren  Hofsfeldern 
vereinigen  zu    dürfen  ^).     Die  Wirkung    dieser  Gesetze    ist    eine    so 


')  Dr.  J.  Graf  vox  Holstein-Lkurkbokg:  „Aus  den  landwirtschaftlichen 
Zuständen  in  Dänemark^  Berlin  1900,  S.  24  ft'.;  Hollmann  a.  a.  0.  S.  21  ff. 

^)  Dahlmaxn  a.  a.  0.  S.  85. 

^)  Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  berechtigte  den  Gutsherrn  dann, 
wenn  er  9  Pachtj^üter  (Faestegüter)  verkauft  hatte  von  dem  übrigen  Pacht- 
lande (Faestelande)  soviel,  als  'A  des  vei'kauften  Pachtlandes  ausmachte,  zu 
seiner  freien  Verfügung  einzuziehen.     Diese  Vergünstigung  knüpfte  das  Gesetz 
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günstige  gewesen,  dass  im  Jahre  1895  kaum  6"o  der  Pachthöfe  noch 
nicht  durch  Verkauf  bäuerliches  Eigentum  geworden  waren.  Die 
Tatsache,  dass  nicht  alle  Pachthöfe  verkauft  worden  sind,  erklärt 
sich  durch  die  Abneigung  der  Pächter,  Eigentum  zu  erwerben,  die 
begründet  erscheint,  weil  die  wirtschaftliche  Lage  der  Pachtbauern 
infolge  der  Ägrarkrisis  eine  geschütztere  ist,  als  die  der  Eigentümer  ^). 
Auch  hierin  sind  die  Verhältnisse  in  beiden  Ländern  gleich. 

Die  nahe  Verwandtschaft  der  Agrargesetze  Livlands  mit  denen 
eines  so  vorgeschrittenen  Staates  wie  Dänemark,  legt  ein  beredtes 
Zeugnis  ab  für  die  Einsicht  des  livländischen  Landtages,  der  die 
Agrargesetze  schuf  und  entwaffnet  die  (legner  aus  der  Reihe  der 
russischen  Bureaukratie,  die,  wie  sie  alle  nichtrussischen  Lebens- 
formen der  Grenzmarken  des  Reiches  bekämpfen,  aucli  von  Zeit  zu 
Zeit  ilire  Angriffe  gegen  die  Grundlagen  der  livländischen  Agrar- 
verfassung  richten. 


vom  9.  März  1872  an  die  Bedingung,  dass  der  Verkauf,  oder  doch  das  Ange- 
bot zum  Kauf,  einen  bestimmten  Umfang  erreicht  habe.  Von  den  1861  vor- 
handen gewesenen  Pachtgütern  muasten  bis  zum  Jahre  1880  mindestens  18  7"> 
bis  1885  mindestens  36  >,  bis  1890  mindestens  54  **/o,  bis  1895  mindestens 
72  7o  und  bis  zum  1.  Januar  1900  mindestens  90  7«  verkauft  oder  feilgeboten 
sein.  Hüllmann  a.  a.  0.  S.  32.  ScnARLixCi  a.  a.  0.  S.  379  sagt,  dass  die 
den  Gutslierren  zufallende  Quote  V»  (nicht  V*)  dei'  verkauften  Felder  betrage. 
')  ScHAELiXG   a.  a.  0.  S.  379. 
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I. 

In  der  Statistik  der  Gebürtigkeit  wird  bekanntlieh  der  Effekt 
der  nienscliliclien  Wanderungen  geschätzt  und  es  hat  diese  Seite  der 
Sozialstatistik  in  jüngster  Zeit  ganz  besonders  durch  die  Frage- 
stellung nach  der  Alinientierung  der  Städte  mit  Elementen  der  Land- 
bev(ilkerung  Bedeutung  gewonnen.  Eine  Reihe  von  Bedenken  gegen 
diese  indirekte  Feststellung  der  Wanderungsvorgänge  ist  gerade  im 
Zusammenhang  mit  diesem  neuerdings  häufiger  behandelten  Problem 
geltend  gemacht,  überschätzt  und  unterschätzt  worden.  Ein  bedeut- 
samer Fortschritt  in  der  Kritik  dieser  Methode  ist  damit  aber  kaum 
errungen  worden. 

Die  Methode  der  Wanderungsstatistik  ist  mangelhaft,  wenn  sie 
die  ortsanwesende  Beviilkerung  schlechthin  nach  dorn  Geburtsort 
kategorisiert,  sie  gewinnt  an  Vollkommenheit  v(»r  allem  durch  tun- 
lichst umfassende  Erliebung  der  Gehuj-tsbevcilkerung  der  Beobach- 
tungsgebiete, d.  h.  dnich  Eruierung  der  Geburtsbevölkerung  mög- 
lichst kleiner  Yerwaltungsgebiete  in  mcigiichst  weiten  (4ebieten.  Die 
Kombinierung  der  Gebürtigkeit  mit  der  Örtsanwesenheit  gibt  offen- 
bar nur  ein  Mass  für  die  A  1 1  r  a  k  t  i  o  n  s  k  r  a  f  t  eines  Staates, 
Bezirkes  oder  einer  Gemeinde  und  kennzeichnet  teilweise,  aber  eben 
doch  auch  nur  unvollständig,  die  Richtungen  der  Wanderbewegungen. 
Soweit  die  Intensität  der  Wanderung  in  Betracht  kommt,  wird  die 
Gebürtigkeitsstatistik  immer  nur  eine  relative  Bedeutung  erreichen 
können.  Denn  eine  der  hauptsächlichsten  Schwäclien  dieser  indi- 
rekten Methode,  die  Wanderungen  mittels  „der  intermittierenden 
Feststellung  der  jeweiligen  Augenblickseffekte  des  gesamten  Wan- 
derns"  zu  erfassen,  liegt  darin,  dass  zahlreiche  Bewegungsakte  zwi- 
schen den  Zählungsaugenblicken,  in  welchen  der  Wanderungseftekt 
mit  der  Gebürtigkeit  erfasst  werden  soll,  der  Erfassung  ^vollständig 
entgehen. 

Wenn,  um  ein  konkretes  Beispiel  herauszugreifen,  von  der  Ge- 
burtsbevölkerung Badens  im  Jahre  1900  um   38  679  Individuen  mehr 

Neum.inn-Festschrift.  4- 


50  Otto  von  Zwiedineck-Südenhorst: 

als  1890  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches  gezählt  wurden,  so  liegt 
es  nahe,  diese  Zahl  zur  Beurteilung  der  Wanderung  geborener  Ba- 
dener in  die  übrigen  Teile  des  Reiches  heranzuziehen.  Die  Zifier 
ist  aber  immer  nur  ein  mögliches  Minimum  der  tatsächlichen  Wan- 
derung. Denn  es  fehlen  einerseits  diejenigen,  welche  innerhalb  der 
10  Jahre  ebenfalls  aus  Baden  in  einen  anderen  Bundesstaat  des 
Reiches  abgewandert,  aber 

a)  in  der  Zwischenzeit  gestorben  sind, 

b)  Avieder  zurückgekehrt  sind, 

c)  nach  dem  Reichsausland  Aveitergewandert  sind. 

Anderseits  sind  freilich  diejenigen,  welche  vor  dem  Anfangs- 
zeitpunkt (1890)  aus  Baden  in  das  Reichsausland  abgezogen  waren 
und  während  der  10  Jahre  in  das  Reichsgebiet  zurückgekehrt  sind, 
aber  nicht  nach  Baden,  sondern  nach  einem  der  übrigen  Teile  des 
Reiches,  der  Abwanderungsziffer  der  genannten  Periode  zugerechnet, 
obwohl  sie  für  diese  Periode  ihr  nicht  zugezählt  werden  dürften. 
Ein  Fehler,  der  möglicherweise  recht  klein,  bei  der  zunehmenden 
Fluktuation  der  Arbeiterbevölkerung  aber  recht  gross  sein  kann  i) 
und  der  zu  einer  Ausgleichung  der  obigen  Fehler  selbstverständ- 
lich nicht  herangezogen  werden  dürfte,  aber  eben  doch  eine  solche 
bewirkt. 

Das  sind  natürlich  nur  nach  einer  Seite  die  Mängel.  Sie  kommen 
analog  vor  allem  auch  für  die  Beurteilung  der  Ziffern  der  Staats- 
Fremdgebürtigkeit  in  Baden,  also  für  die  Zuwanderung  nach  Baden 
in  Betracht. 

Mit  der  Gebürtigkeits-Methode  verzichtet  man  ja  selbstverständ- 
lich auch  auf  die  Erfassung  der  Wanderungs-Etappen  als  solchen. 
Gewiss  mit  Recht,  da  ja,  sofern  mit  der  Gebürtigkeitsstatistik  der 
Wanderungseffekt  erhoben  werden  soll,  der  Willenserfolg  erfasst 
werden  will  und  ein  Zuzugsort  den  Charakter  als  Etappen  auf  ent- 
halt normalerweise  erst  mit  dem  Wegzuge  von  dem  Orte  an  einen 
dritten  erhält. 

Eben  deshalb  ist  der  Umstand,  dass  der  intermittierenden  Fest- 
stellung der  AugenblickseÖekte  zahlreiche  Wanderungsakte,  sogar 
erhel)lich  lang  dauernde  Aufenthalte  an  einem  geburtsfremden  Orte 
entgehen,  umso  bedenkliclier  und  kommt  bei  der  Kombination  der 
Gebürtigkeit  mit  der  Ortsanwesenheit,    die  sozusagen  den  o  b  j  e  k- 

*)  Man  vergleiche  hiezu  die  Untersuchungen  Bleicheks  über  Zurückwan- 
derung  an  den  Herkunftsort  und  die  Aufenth.iltsdauer  Zugezogener.  Beiträge 
zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  am  Main  N.  F.   II.  Heft  1893. 
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tiven  Wanderungseffekt  (Zusammensetzung  einer  Gebiets- 
bevölkerung) registrieren  soll,  besonders  nachteilig  zur  Geltung. 
Bei  der  Erfassung  des  subjektiven  Wanderungs- 
effektes (in  der  Ermittlung  der  Dispersion  der  Geburtsbevölkerung 
innerhalb  eines  weiteren  Gebietes)  treten  die  hervorgehobenen  Fehler 
zurück  oder  verschwinden  zum  Teil  ganz  (im  Falle  a) ,  weil  eben 
da  das  wandernde  Subjekt  in  seinem  augenblicklichen  örtlichen  Ver- 
hältnis zum  Geburtsort  interessiert  und  der  einzelne  Wanderungsakt 
bis  zur  Erreichung  dieses  endlichen  Verhältnisses  an  Bedeutung 
zurücktritt. 

Wo  die  Kombiuierung  der  Gebürtigkeit  mit  der  Ortsanwesen- 
heit allein  erübrigt,   hat  man   sich  daher  damit  zu  begnügen,    dass 

1.  die  Fremdgebürtigkeit  ein  Ausdruck  für  die  xA.ttraktionskraft 
des  betreffenden  Zählortes  oder  Zählgebietes  in  der  allgemeinen 
Wanderbewegung  ist,  und  zwar  der  Ausdruck  für  die  durch- 
schnittliche Attraktionskraft,  gestützt  auf  die  Präsumtion,  dass 
die  Fremdgebürtigkeitszitler  im  Zählmoment  eine  mehr  oder 
minder  gleiclnuässig  sich  verändernde,  eventuell  vielleicht  kon- 
stante arithmetische  Resultierende  aus  Zuzug,  Abzug  und  Ab- 
leben der  Fremdgebürtigen  innerhalb  einer  bestimmten  Periode 
ist^); 

2.  dieser  Ausdruck  für  die  durchschnittliche  Attraktionskraft  als 
Basis  für  die  Vergleichung  verschiedener  Beobachtungsgebiete 
dienen  kann ; 

3.  die  nach  mehreren  Gebürtigkeitszonen  unterschiedene  (ent- 
zifierte)  Fremdgebürtigkeit  einen  Rückschluss  auf  die  Verschie- 
denheit der  Attraktionskraft  der  Beobachtungsgebiete  gegen- 
über den  betreffenden  Gebürtigkeitszonen  gestattet. 

Eine  Spezialisierung  der  Todfallsstatistik  nach  der  Gebürtigkeit 
würde  ebenso  wie  eine  genauere  Meldungsstatistik  nur  für  die  Zu- 
züge eine  wesentliche  Präzisierung  in  der  Beurteilung  dieser  objek- 
tiven Wanderungseffekte  ermöglichen. 


")  Z.  B.  wenn  für  Burgweiler,  eine  Landgemeinde  des  Amtsbezirks  Pfullen- 
dorf,  ermittelt  sind: 
1890  :  571  Einwohner  darunter  177  sonst  im  Reich  ausserhalb  Badens  geboren 
1900:  596  ,  „         145       ,        ,        ,  ,  ,  , 

so  wird  unter  der  Voraussetzung ,  dass  etwa  100  Wanderungsakte  innerhalb 
der  10  Jahre  überhaupt  von  dieser  Gebürtigkeitszone  her  erfolgt  sind,  vermutet, 
dass  dem  durchschnittlichen  Jahreszuzug  von  10  nicht  badischen  Reichsge- 
bürtigen jährlich  13  Fälle  von  Wegzug  und  Ableben  solcher  gegenüberstehen. 

4* 
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Ist  sonach  die  Verwertbarkeit  dieses  statistischen  Materiales, 
das  eine  Kombinierung  der  Gebürtigkeit  nur  mit  der  Ortsanwesen- 
heit bietet,  einigermassen  beschränkt,  so  ist  doch  auch  zu  berück- 
sichtigen, dass  sich  die  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  exakten 
Gesellschaftslehre  oft  genug  mit  Relativitäten  bescheiden  muss,  dass 
sie  sich  damit  begnügen  muss  mit  Hilfe  der  praktischen  Statistik 
zur  Feststellung  von  Unterschieden  in  den  Lebensäusserungen  der 
soziologisch  relevanten  Einheiten  zu  gelangen,  welche  Rückschlüsse 
auf  die  Qualitäten  dieser  Einheiten  und  auf  die  Triebkräfte,  die  in 
den  verglichenen  Einheiten  wirksam  sind,  gestatten. 

Gerade  diese  Richtung  der  Verwertbarkeit  der  Gebürtigkeits- 
statistik  lässt  es  aber  nur  besonders  wünschenswert  erscheinen,  dass 
wenigstens  für  möglichst  zahlreiche  Gebiete  die  Vergleichs-Basis 
geschaffen  werde  und  dass  die  da  und  dort  aus  verschiedenen,  na- 
mentlich finanziellen  Gründen  bei  der  Entzifferung  eingehaltenen 
Grenzen  nicht  abhalten  dürfen,  das  Material  der  Gebürtigkeitssta- 
tistik  zu  verarbeiten. 


Bei  der  Entzifferung  der  Gebürtigkeit  bei  den  letzten  Volks- 
zählungen in  Baden  sind  die  folgenden  Gebürtigkeitszonen  unter- 
schieden worden: 

1.  die  Gemeinde  des  Zählortes, 

2.  den  übrigen  Teil  des  Amtsbezirkes  der  Zählgemeinde  als  Einheit, 

3.  das  übrige  badische  Staatsgebiet  als  Einheit, 

4.  die  übrigen  Staaten  und  Landesteile  (für  Preussen  u.  Bayern)  des 
Deutschen  Reiches, 

5.  das  Reichsausland  teilweise  nach  Staaten. 

Damit  ist  eben  auch  hier  für  die  Aufbereitung  der  Gebürtig- 
keit und  für  die  Untersuchung  der  AVanderungen  eine  Grenze  ge- 
zogen, die  insbesondere  nach  jener  Richtung  der  Kausalforschung  zu 
eng  erscheinen  mag,  dass  die  Ermittlung  der  Geburtsbevölkerung 
kleinerer  Verwaltungseinheiten  innerhalb  des  Landes  (abgesehen  von 
Mannheim  als  Grossstadt)  ohne  Zurückgreifen  auf  das  Urmaterial 
nicht  möglich  ist.  Damit  soll  sell)stverständlich,  weit  entfernt  von 
irgend  einem  Vorwurfe,  nichts  anderes  gesagt  sein,  als  dass  die  fol- 
genden Ausfüllrungen,  die  ein  Bruchstück  aus  einer  grösseren  zu- 
sammenhängenden Untersuchung  sind,  im  Sinne  des  oben  Gesagten 
vor  allem  dem  Zwecke  dienen,  ein  reiches  und  interessantes  Ma- 
terial der  Vergleichung  der  Gel)ürtigkeits-  uiuMN'anderungsstatistik 
näher  zu  bringen. 
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n. 

Nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900 
verteilt  sich  die  Zählbevölkerung  Badens  auf  die  Gebürtigkeitszonen 
in  folgender   Weise: 


Es  waren  geboren 


von  der  von  je  10000 

gesamten  Personen  der 


145  211 
296  172 

777 

1586 

1  645  543 

185  423 
36  978 

8809 

993 
198 

ortsanwesenden  Bevölkerung 
in  der  Zählgemeinde  1  204  160  6446 

in  einer  anderen  Gemeinde  des- 
selben (Zähl-)Amtsl)ezirkes 
in  Baden  sonst 
demnach  im  ganzen  in  Baden 
in  anderen  Staaten  des  Deutschen 

Reiches 
im  Reichsausland 

1  867  944  10  000 

Es  waren  von  den  Urtsanwesenden  danach  fremdgeboren,  d.  h. 
zugezogen,  beziehungsweise  eingewandert  in  einer  Gemeinde  durch- 
schnittlich 35,54,  in  einem  Amtsbezirk  27,77,  im  ganzen  Staat 
11,91  Prozent.  Also  begegnet  man  auch  hier  wieder  der  ander- 
wärts oft  genug  schon  beobachteten  Tatsache,  dass  „die  Wander- 
bewegung umso  intensiver  erscheint,  je  kleinere  Gebietsabschnitte 
ins  Auge  gefasst  werden.  Allein  schon  eine  flüchtige  Vergleichung 
dieser  Verhältniszitfern  mit  den  korrespondierenden  anderer  Beob- 
achtungsgebiete lässt  vermuten,  dass  die  Wanderungen,  deren  Er- 
gebnis wenigstens  teilweise  mit  den  Gebürtigkeitsziffern  erfasst  wird, 
in  Baden  doch  etwas  anders  vor  sich  gehen  als  z.  B.  in  Preussen, 
Oesterreich  u.  a.  m.').  Auch  gegenüber  Bayerns  Gebürtigkeitsver- 
hältnissen  vom  Jahre  1871  kann  eine  Vergleichung  erfolgen  und 
führt  eine  solche  nicht  minder  zu  der  Erkenntnis,  dass  es  sich  in 
Baden  um  recht  eigenartige  Tatsachen  der  Gebürtigkeit  handelt, 
die  es  rechtfertigen,  den  die  Abweichungen  verursachenden  besonderen 
Bedingungen  der  Wanderbewegung  nachzugehen. 


^)  Ich  verweise  auf  die  Zusammenstellung  in  Wikminghaus'  Aufsatz 
Stadt  und  Land  unter  dem  Einflüsse  der  Binnenwanderung  in  den  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.  64.  Bd.  S.  161. 


m 

Preussen 

Oesterreich 

Bayern 

Baden 

1900 

1900 

1900 

1900 

509 

631 

582 

645 

144 

302  -) 

145 
205^) 

^375 

78 
158 

45 

19 

43 

119 
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Von  der  Gesamtbevölkerung  waren  geboren  unter  1000  Personen 


in  der  Zählgemeinde 

in  einer  anderen  Gemeinde  dess. 

Zäblbezirkes  ^) 
in  einem  anderen  Bezirk  des  Staates 
ausserhalb  des  Staates 

1000  1000         1000      1000 

Aufl'allend  ist  hier  ohne  weiteres  die  höhere  Gemeindegebürtig- 
keit  Badens,  sie  kontrastiert  namentlich  mit  der  bezüglichen  Yer- 
hältniszifler  Preussens.  Aber  es  ist  eine  Erklärung  dieses  schroffen 
Unterschiedes  schon  in  dem  ganz  verschiedenen  Anteil  der  Grossstädte 
an  der  Gesamtbevölkerung  zu  finden.  In  Preussen  lebten  16,9,  in 
Baden  7,5  Prozent  der  Bevölkerung  in  Grossstädten.  Gegenüber 
Oesterreich  trifi't  dieser  Erklärungsgrund  schon  nicht  zu  *  i  und  ebenso 
nicht  gegenüber  Bayern,  wo  die  Gemeindegebürtigkeit  ohne  un- 
mittelbare Städte  auch  nur  632  Promille  beträgt. 

Zur  Hervorhebung  der  höheren  Gemeindegebürtigkeit  sei  noch 
auf  die  Verschiedenheit  der  Gebürtigkeit  der  Bevölkerung  des  plat- 
ten Landes  in  Baden  gegenüber  Bayern  nach  der  Volkszählung  vom 
1.  Dezember  1871  aufmerksam  gemacht-^).  Es  waren  von  1000  Per- 
sonen der  ortsanwesenden  Bevölkerung 

■     j      r<        •    1  -i  in  Baden 

in  den  Grememden  mit     •     i      t      j 

in  den  Landge- 
meinden ") 

842 

66 

65 

21 

6 

^)  Im  Preussen  Kreis  in  Oesterreich   Bezirkshauptmannschaft. 

2)  Davon  in  derselben  Provinz  185,  in  anderen  Provinzen  117. 

3)  Davon  in  demselben  „Kronland"  145  (Provinz),  in  anderen  Kronländern  60. 
*)  In  Oesterreich    wurden    14,4  %    der  Bevölkerung ,    in    Baden    21,9  %  in 

Städten  mit  über  20000  Einwohnern  gezählt. 

5)  Mayk,  Die  bayerische  Bevölkerung  nach  der  Gebürtigkeit  (Heft  XXII 
der  Beiträge  zur  Stat.  d.  Königr.  Baj^ern). 

*)  Der  Anfechtbarkeit  dieser  Vergleicbung  in  theoretischer  Hinsicht  bin 
ich  mir  wohl  bewusst,  handelt  es  sich  doch  bei  Bayern  um  eine  Agglomera- 
tionsgruppe nach  einem  quantitativen,  bei  Baden  um  eine    solche  nach  einem 


weniger  als  200( 
Einwohnern  ß). 

Gemeindegebürtig 

680 

Sonst  im  Zählungsbezirk  gebürtig 

166 

,,       „  betr.  Staate              „ 

138 

„     in  Deutschland              „ 

9 

Tm  Ausland                             „ 

7 
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Die  sonst  naheliegenden  Erklärungsgründe  für  besonders  hohe, 
beziehungsweise  niedrige  Gemeindegebürtigkeit  werden  auch  hier  zum 
Teil  in  Betracht  kommen,  immerhin  ist  es  bezeichnend,  dass  gerade 
unter  vollständigem  Absehen  von  der  Grossstadtbevölkerung,  ja  über- 
hauj^t  von  der  Bevölkerung  in  Gemeinden  mit  halbwegs  stärkerer 
Agglomeration,  so  merkliche  Differenzen  zutage  treten,  ja  noch  mehr, 
dass  dieselben  auf  dem  platten  Lande  in  einem  Zeitpunkte  so  be- 
deutend waren,  als  die  industrielle  Entwicklung  noch  keinen  so 
massgebenden  Einfluss  auf  die  Differenzierung  der  Gebürtigkeit  aus- 
übte, wie  dies  heute  der  Fall  ist ;  denn  die  Steigerung  der  Fremd- 
gebürtigkeit  unter  dem  Einflüsse  der  industriellen  Entwicklung  kann 
wenigstens  im  grossen  und  ganzen  als  ein  unter  normalen  Beding- 
ungen zutreffender  Zusammenhang  gelten ').  Dass  die  Allgemein- 
gültigkeit dieses  Satzes  übertrieben  werden  kann,  wird  freilich  ge- 
rade für,  beziehungsweise  an  Baden  noch  zu  zeigen  sein.  Aber 
sofern  gestattet  ist  von  der  Entwicklung  der  Gebürtigkeitsverhält- 
nisse  in  Baden  in  dieser  Richtung  auf  die  Verhältnisse  in  Bayern 
zurückzuschliessen,  dürfte  auch  dort  die  Steigerung  der  Bevölke- 
rungskonzentration in  den  ( Irossstädten  und  die  Entwicklung  der 
Industrie  eine  solche  Abnahme  der  Durchschnitts-Gemeindegel)ürtig- 
keit  bewirkt  haben,  also  der  Ihiterschied  dieser  obigen  Relationen 
der  beiden  Staaten  in  ähnlicher  Weise  fortbestehen  wie  vor  30  Jahren. 

Die  Genieindegel)ü]'tigkeit  ist  allerdings  in  Baden  in  beträcht- 
licher Abnahme  begriffen.  Von  1000  Personen  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  waren  geboren : 


nach  der  Zäh- 
lung im  Jahre 

in  der  Ziihl- 
gemeinde 

in  Baden 
sonst 

in  Deutsch- 
hind  sonst 

im  Reichs- 
ausland 

im    ganzen 

1864 

769 

187 

36 

8 

1000 

1871 

759 

186 

45 

10 

1000 

1885 

713 

216 

61 

10 

1000 

1890 

687 

229 

73 

11 

1000 

1900 

645 

236 

99 

20 

1000 

Danach  hat  die  Gemeindegebürtigkeit  von  1864  bis  1900  um 
124  Promille  abgenommen,  die  Fremdgebürtigkeit  ist  unter  dem 
Einflüsse    der    gestiegenen  Wanderungsintensität    entsprechend   ge- 

rechtlicheu  Merkmale.  Allein  praktisch  ist  der  Fehler  hier  kein  nennens- 
werter, keinesfalls  auch  nur  annähernd  so  gross ,  dass  die  charakteristische 
Verschiedenheit  der  Ziftern  mit  seiner  Korrektur  beeinträchtigt  würde. 

1)  Zu  vergleichen  hierüber  insbesondere  bei  Rauchbekg  (^  Die  Bevölkerung 
Oesterreichs"  Wien  1895)  die  Kombination  der  Gebürtigkeit  mit  der  Berufs- 
tätigkeit nach  Hauptberufsklassen  S.  431. 
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stiegen,  und  z^va^  bat  nach  den  obigen  Ziffern  die  Wanderung  über 
die  Grenzen  des  Landes  scheinbar  mehr  zur  Verminderung  der  (^e- 
meindegebürtigkeits-Eelation  beigetragen  als  die  Wanderung  inner- 
halb der  Landesgrenzen,  denn  -während  sich  der  Anteil  der  in  Baden, 
aber  ausserhalb  der  Zählgemeinde  Geborenen  nur  um  49  Promille 
erhöhte,  das  ist  26%  des  Standes  von  1864,  betrug  diese  Steigerung 
bei  den  ausserhalb  Badens  Geborenen  75  Promille,  das  sind  170% 
der  AnfangsziÖ'er. 

Namentlich  im  letzten  Jahrzehnt  hat  die  Fremdgebürtigkeit  in 
Baden  einen  neuerlichen  bedeutenden  Fortschritt  gemacht,  denn  es 
erhöhte  sich  seit  1890  der  Anteil  der  Fremdgeborenen  von  313  auf 
355,  also  um  42  Promille,  während  im  Laufe  der  26  Jahre  von 
1864  bis  1890  dieser  Anteil  sich  nur  um  82  Promille  erhöht  hatte. 
Dabei  steht  diese  Steigerung  der  Fremdgebürtigkeit  im  letzten  Jahr- 
zehnt unter  einem  anderen  Zeichen  als  in  der  vorausgegangenen 
Periode.  An  der  Erhöhung  der  Fremdgebürtigkeit  um  72  Promille 
von  1871  bis  1890  nimmt  die  Vermehrung  der  in  Baden  geborenen 
Gemeinde-Fremdgebürtigen  mit  42  Promille  den  Hauptanteil  (fast 
60%)  in  Anspruch.  Gewiss  mit  unter  dem  Einflüsse  der  Beichs- 
gründung  ist  nach  1871  wohl  auch  die  Zuwanderung  aus  anderen 
deutschen  Bundesstaaten  (die  interstate  migration)  gestiegen,  gewiss 
nicht  zum  mindesten  infolge  der  durch  die  Militärkonvention  be- 
dingten Verschiebungen  von  Militärpersonen,  insgesamt  um  28  Pro- 
mille; geringfügig  war  die  Vermehrung  der  im  Auslande  Geborenen, 
sie  betrug  1  Promille.  Fast  umgekehrt  ist  die  Gebürtigkeitsänderung 
von  1890  auf  1900.  Die  Zahl  der  im  Reichsausland  Geborenen 
hat  sich  fast  verdoppelt,  die  der  ausserhalb  Badens,  aber  im  Beiche 
Gebürtigen,  hat  sich  um  mehr  als  53  Prozent  vermehrt,  so  dass  die 
Zunahme  der  Fremdgebürtigkeit  mit  62  Prozent  auf  die  letztge- 
nannte Kategorie  (Erhöhung  der  Ziffer  um  26  Promille)  mit  21,3% 
auf  die  im  Reichsausland  Geborenen  und  nur  mit  16,7%  auf  die  in 
Baden  Geborenen  sich  verteilt^). 

Diese  Ziffern  stehen  unverkennbar  in  einem  gewissen  Sinne  im 


1)  Die   absoluten  Ziffern  für  die  Gebürtigkeitsverhältnisse    der    erwähnten 
3  Zahlungstermine  sind  : 

Geboren:  1864: 

In  der  Gemeinde  des  Zählortes  :  1  097  525 

Sonst  in  Baden  :  266  541 
In  einem  anderen  deutschen  Bundesstaat:     53  931 

Im  Reiohsausland :  10  038              14  597              19  002 


1871: 

1890: 

1  109  812 

1  138  182 

272  022 

380  171 

65  126 

120  512 
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Gegensatz  zu  den  eingangs  gegebenen  Durchschnittsgebürtigkeits- 
Zablen  für  die  auseinandergebaltenen  Gebürtigkeitszonen  (S.  53), 
insofern  die  Wanderbewegung  im  letzten  Jahrzebnt  auf  eine  höhere 
Intensität  der  F  e  r  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g  als  der  Na  h  w  a  n- 
d  e  r  u  n  g  hinzuweisen  scheint,  während  die  olngen  Zifiern  das  Ueber- 
wiegen  der  Nahwanderung  erkennen  lassen.  Es  würde  ein  solches  fort- 
dauerndes Ueberwiegen  der  Fernwanderung  über  die  Nahwande- 
rung in  absehbarer  Zeit  sogar  eine  merkliche  Aenderung  in  den 
Gebürtigkeitsziffern  zur  Folge  haben,  wenn  auch  die  Differenz  der 
absoluten  Zahlen  keine  bedeutende  ist.  Es  beträgt  in  dem  Jahr- 
zehnt 1890 — 1900  von  einem  Zählungsdatum  zum  anderen  die  Zu- 
nahme 

der  in  Baden  geborenen  Fremdgebürtigen  61212 

der  ausserhalb  Badens  geborenen  Fremdgebürtigen  82  887 

mithin  mehr  an  ausserhalb  Badens  geborenen  Fremdgeborenen  21  675 

Darf  nun  aber  daraus  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  unter 
gewissen  Bedingungen,  die  vielleicht  gerade  bei  Baden  vorliegen 
mögen,  die  Fernwanderung  eines  ganzen  Staatsgebietes  die  Nah- 
wanderung zu  übersteigen  beginnt? 

Gegenüber  einem  solchen  (Tudankengang  ist  vor  allem  einzu- 
wenden, dass  die  Bewegung  über  die  Grenze  kein  Kriterium  für 
die  Unterscheidung  der  beiden  Kategorien  Fern-  und  Nahwanderung 
bilden  kann.  Der  Begriff  der  N  a  h  w  a  n  d  e  r  u  n  g  lässt  sich 
freilich  überhaupt  nicht  ohne  Schwierigkeiten  formulieren,  über  ge- 
wisse Schwächen  wird  man  dabei  nicht  hinwegkounnen.  In  der  Na- 
tur der  Sache  liegt  es  ja  .wohl,  die  absolute  Wegdistanz  als  das  in 
erster  Linie  entscheidende  Moment  zu  ))etrachten.  Daher  sind  na- 
türlich auch  die  Wanderungen  von  Schatl'hausen  nach  Konstanz,  von 
Basel  nach  Lörrach,  von  Rottweil  nach  Immendingen,  von  Strass- 
burg  nach  Kehl,  von  Darmstadt  nach  Mannheim,  von  Amorbach 
nach  Walldürn  u.  s.  f.  nicht  schon  desbalb  als  Fernwanderungen  auf- 
zufassen, weil  diese  Wanderbewegungen  über  eine  Staatsgrenze  führen, 
ebenso  ist  aber  auch  nicht  eine  AVanderbewegung  Nahwanderung, 
weil  sie  Binnenwanderung  ist.  Ob  die  Wanderung  über  eine  Grenze 
überhaupt  heute  noch  eine  stärkere  Attraktionskraft  des  Zuzugs- 
gebietes voraussetzt,  als  eine  Wanderung  innerhalb  der  Grenzen, 
ist  allgemein  wohl  nicht  feststellbar.  Die  Kenntnis  nur  der  Zahl 
der  Fremdgeborenen,  deren  Wanderung  über  die  Grenze  geführt  hat, 
ist  also  insoweit  bedeutungslos  für  die  Frage  nach  dem  Verhält- 
nisse der  Nah-  zur  Fernwanderung,  die  Beantwortung   dieser  letz- 
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teren  hat  die  weitergehende  Spezialisierung  bei  der  Auslösung  der 
Gebürtigkeitsdaten  zur  Voraussetzung,  so  dass  die  Entfernungen  zwi- 
schen Ausgangspunkt  und  Endpunkt  der  Wanderung  bekannt  werden. 

Die  ol)ige  Zifler,  die  ueuestens  einen  Ueberschuss  der  schein- 
baren Fernwanderung,  wie  wir  sie  zunächst  kurz  nennen  wollen, 
über  die  Xahwanderung  erkennen  lässt,  sagt  uns  daher  zunächst 
kaum  viel  mehr,  als  dass  die  Staatsgrenze  immer  mehr  an  Geltung 
für  die  Wanderungsrichtung  einzubüssen  scheint,  eine  gewiss  nicht 
zu  unterschätzende  Tatsache,  der  um  so  mehr  Gewicht  beizumessen 
ist,  je  ausgesprochener  wirtschaftliche  Motive,  und  vor  allem  das 
Motiv  der  besseren  Erwerbsgelegenheit  für  die  Wanderung  bestim- 
mend sind. 

Die  für  Baden  verfügbaren  Daten  ziehen  nun  der  Diiferenzie- 
rung  der  obigen  Zifler  eine  Schranke  und  es  gilt  daher,  sofern  der 
Feststellung  des  Unterschiedes  zwischen  Fern-  und  Nahwanderung 
eine  gewisse  Bedeutung  zugeschrieben  werden  kann,  dem  Problem, 
das  Vorherrschen  der  Grenzwanderung  zu  erklären,  von  einer  an- 
deren Seite  wenigstens  näher  zu  rücken. 

Tatsächlich  ist  aber  dieser  Frage,  gleichviel  ob  die  Grenzwan- 
derung tatsächlich  Fernwanderung  ist  oder  nicht,  ein  gewisses  Mass 
von  Wichtigkeit  nicht  abzusprechen.  Liegt  nämlich  überhaupt  „  Me- 
thode in  der  Sache",  hat  die  Statistik  hier  einen  Massen  willen  zu 
erfassen,  ist  die  Aenderung  des  Standortes  wirklich  in  der  Haupt- 
sache auf  das  „Streben  nach  vorteilhafteren  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Lebensbedingungen"  zurückzuführen,  dann  kann  das  üeb  er- 
wieg e  n  d  e  r  F  e  r  n-  w i  e  d  e r  G  r  e  n  z  w  a  n  d  e  r  u  n  g  in  doppelter 
Hinsicht  symptomatisch  gedeutet  werden :  Für  das  Abzugsge- 
biet der  Fern  Wanderung,  d.  h.  für  das  Gebiet,  aus  dem  die  im 
Zuzugsgebiet  als  fernzugewandert  zu  betrachtenden  Fremdgebürtigen 
abgeströmt  sind,  wird,  soweit  die  Fernabwanderuug  von  dort  allge- 
meiner hervortritt,  auf  die  geringe  Aussicht  oder  Möglichkeit  ge- 
schlossen werden  können,  durch  kürzere  bezw.  Binnenwanderung  die 
erstrebte  Verbesserung  der  Lebensbedingungen  zu  erreichen,  also 
auf  die  durch  ökonomische  Verhältnisse  bedingte  geringere  Anziehungs- 
kraft des  Abzugs-,  aber  auch  des  Zwischengebietes,  namentlich  soweit 
dieses  noch  dem  Abzugsgebiet  selbst  wirtschaftlich  zuzurechnen  ist. 
Ist  die  Fernwanderung  mit  Etappen  vor  sich  gegangen,  dann  ist 
wie  für  das  ursprüngliche  Abzugsgebiet  auch  für  das  Etappengebiet 
auf  gegenüber  dem  Zuzugsgebiet  ungünstigere  Existenzbedingungen 
zu  scldiessen.    Aber  freilich  nur  insoferne,  als  es  sich  um  das  Ur- 
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teil  der  Wandernden  über  diese  vergleichsweise  günstigeren  Ver- 
hältnisse des  Zuzugs-  bezw.  Einwanderungsgebietes  handelt  ^). 

Für  das  Zuzugsgebiet  überwiegender  Fern-  und  Einwanderung 
wird  also  zunächst  wohl  angenommen  werden  dürfen,  dass  es  im  Rufe 
steht,  einen  weiteren  Nahrungsspielraum  zu  bieten  als  das  Ab- 
zugsland Gleichzeitig  Aveist  aber  gerade  das  U  eher  wiegen  der 
Grenzwanderung  auch  —  und  darauf  ist  vielleicht  noch  sicherer  zu 
schliessen  —  auf  eine  gewisse  Ausgeglichenheit  der 
E  r  w  e  r  b  s  b  e  d  i  n  g  u  n  g  e  n  in  den  Teilen  des  Zuzugsgebietes  selbst 
hin,  da  ja  im  gegenteiligen  Falle  innerhalb  des  ganzen  Gebietes,  eben- 
so wie  auf  die  fernen,  auch  auf  die  näheren  Wanderlustigen  die 
Anziehungskraft  einzelner  Teile  wirksam  würde,  so  dass  alsbald  ein 
Gegengewicht  gegenül)er  dem  Fernzuzug  aufträte  und  demzufolge 
ein  Ueberwiegen  der  Fernzuwanderung  nicht  zur  Erscheinung  ge- 
langte. 

Diese  Erwägungen  scheinen,  wenn  auch  cum  grano  salis,  im 
vorliegenden  Falle  bezüglich  der  badischen  Verhältnisse  zuzutreffen. 

Das  Zurücktreten  der  Binnenwanderung  gegenüber  der  Zuwan- 
derung aus  ferneren  Gegenden,  kann  in  der  Tat  mit  einer  im  wesent- 
lichen für  den  grössten  Teil  des  Landes  konstatierbaren  Gleich- 
niässigkeit  der  ökonomischen  Lebensl)edingungen  erklärt  werden. 
Wenigstens  darf  für  verhältnismässig  ausgedehnte  Gebiete  des  Lan- 
des das  Zurücktreten  eines  so  markanten  Bedürfnisses  nach  Ver- 
besserung der  Lebensbedingungen,  dass  man  deshalb  zur  Abwande- 
rung schreiten  müsste,  l)eliau[)tet  werden,  wenn  auch  daneben  für 
manche  Teile  des  Landes  ein  solches  Bedürfnis  zahlreicher  Bevöl- 
kerungselemente nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist,  und  sich  für  diese 
auch  ein  nicht  unbeträchtlicher  Wanderungsverlust  berechnet.  Es 
hat  ja,  wie  wir  sahen,  die  Binnenwanderung,  die  zunächst  jeden- 
falls zum  grösseren  Teil  als  Xahwanderung  vermutet  werden  muss-), 
ein  grösseres  Kontingent  auch  neuerlich,  im  letzten  Jahrzehnt  zu 
den  Fremdgebürtigen  der  Zählung  von  1900  gestellt.  Allein  es  muss 
doch  bedacht  werden,  dass  eine  gewisse  Quote  der  Binnenwanderung 
nicht  auf  das  Normalmotiv  der  Wanderung,  nicht  auf  das  Streben 


')  Dabei  wird  man  freilich  mit  ebenso  guten  Gründen,  ja  häufiger  sogar 
mit  mehr  Bei-echtigung  auf  eine  stärkere  ökonomische  Verschiedenheit  der  bei- 
den Gebiete  schliessen  dürfen  als  auf  Gleichartigkeit. 

-)  Bei  der  oben  mitgeteilten  Ziffer:  296  172  sonst  in  Baden,  d.  h.  ausser- 
halb des  Amtsbezirkes  des  Zählortes  Geborenen,  ist  eben  auch  eine  Grenze  für 
die  Kategorisierung  der  Binnenwanderung  nach  Fern-  und  Nahzonen  gezogen. 
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nach  Verbesserung  der  Erwerbsbedingungen,  sondern  auf  andere 
vom  Willen  der  Wandernden  unabhängige  Ursachen  zurückzuführen 
ist.  Die  Beamtenverschiebungen,  die  Wohnsitzänderungen  durch  den 
Militärdienst,  durch  das  Arbeitsverhältnis  bei  Verkehrsanstalten 
u.  dgl.  m.  sind  weit  mehr  Anlässe  zur  Binnen-  als  zur  Grenzwan- 
derung, die  mit  der  fortschreitenden  Ausgestaltung  des  Verwaltungs- 
organismus, der  Entwicklung  des  Verkehrs  auch  noch  von  Jahr  zu 
Jahr  mehr  ins  Gewicht  fallen,  so  dass  der  Zuwachs  der  Fremdge- 
bürtigkeit.  soweit  er  aus  der  Nahwanderung  resultiert,  zum  grossen 
Teil  nicht  individualwirtschaftlicher  Initiative  entspringt,  vielmehr 
sozusagen  normal  erscheint  und  daher  wohl  auch  kein  Argument 
gegen  den  eben  behaupteten  Zusammenhang  bilden  kann. 

Freilich  muss  aber  noch  hervorgehoben  werden,  dass  auch  das 
Vorhandensein  eines  starken  Bedürfnisses  nach  Verbesserung  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebensbedingungen  und  dadurch  des  Ab- 
wanderungsdrangs aus  einem  Gebiet,  das  ein  Ueberwiegen  der  Fern- 
zuwanderung erkennen  lässt,  der  Gebürtigkeitsstatistik  dadurch  ent- 
gehen kann,  dass  das  Gebiet  auch  selbst  Abzugsland  für  Fernwande- 
rungen ist,  in  welchem  Falle  eben  die  betreffenden  Elemente  der  auf 
der  Gebürtigkeit  fussenden  Statistik  entrückt  Avürden.  In  anderen 
Teilen  des  Reiches  ist  die  Geburtsbevölkerung  Badens  festgestellt. 
Und  da  stehen  denn  in  der  Tat  den  185  423  aus  anderen  Teilen  des 
Reiches  gebürtigen  nach  Baden  Zugezogenen  144  746  nach  anderen 
Teilen  des  Reiches  weggezogene  geborene  Badener  gegenüber. 
Badens  Wauderungsbilanz  ist  also  in  seiner  Beziehung  zu  den  üb- 
rigen Bundesstaaten  zwar  mit  40  677  aktiv,  aber  die  Zahl  der  AVeg- 
gezogenen,  8.09%  der  Geburtsbevölkerung,  ist  nicht  gering  und  ihr 
gegenüber  scheint  die  Zunahme  der  Staatseinwanderung  in  dem  Jahr- 
zehnt 1890 — 1900  und  das  Ueberwiegen  derselben  über  die  Steige- 
rung der  Staatsbinnenwanderung  wenig  zu  sagen.  Was  will  jedoch 
gerade  diese  absolute  Zahl  der  Weggezogenen  im  Hinblicke  auf  die 
Abwanderungsintensität  anderer  Gebiete  des  Reiches  bedeuten? 
Unter  allen  40  in  der  Reiclisstatistik  auseinandergehaltenen  Landes- 
teile und  Staaten  steht  Baden  hinsichtlich  der  Sesshaftigkeit  seiner 
Bevölkerung  an  fünfter  Stelle.  „Gebietstreuer"  —  denn  der  Aus- 
druck scheint  hier  richtiger  als  staatstreu  —  scheint  nur  noch  die 
Bevölkerung  von  Elsass-Lothringen  mit  3,77,  Bayern  r.  d.  Rh.  mit 
4,19,  Königreich  Sachsen  mit  6,11  und  Rheinland  mit  6,44prozen- 
tiger  Abwanderung    der   Geburtsbevölkerung  ^),    die    innerhalb    des 

')  Statistik  des  Deutschen  Reichs  Band  150  S.  157*. 
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Reiches  festgestellt  wurde. 

Der  nach  dem  Wanderimgseffekt  zu  berechnende  Wegzug  von 
in  Baden  Geborenen  nach  den  übrigen  Teilen  des  Reiches  belief 
sich  zudem  im  Jahrzehnt  1890  —  1900  auf  nur  38  679  (Differenz  der 
ausserhalb  Badens  im  Reich  ermittelten  Geburtsbevölkerung  1890 
und  1900),  nur  wenig  mehr  als  ein  Viertel  der  1900  und  nur  36,8*^/0 
der  1890  im  Reich  überhaupt  gezählten  aus  Baden  Weggezogenen, 
während,  wie  wir  oben  sahen,  die  Vermehrung  der  aus  den  übrigen 
Teilen  des  Reiches  nach  Baden  Zugezogenen  50%  überstieg  (S.  56). 

Es  kann  danach  die  A))wauderung  über  die  Staatsgrenze,  so- 
weit sie  das  Reich  betrifft,  als  vergleichsweise  sehr  gering  bezeichnet 
werden  und  es  erübrigt  nun  noch  zu  prüfen,  ob  nicht  etwa  die  Aus- 
wanderung über  die  Reichsgrenze  Baden  als  Fernabwanderungs- 
land  erscheinen  lässt.  Diese  Frage  ist  mit  matliematischer  Sicherheit 
bekanntlich  wegen  der  unvollkommenen  Abmeldungsstatistik  nicht 
zu  beantworten.  Nur  Wahrscheinliclikeitsschlüsse  sind  bis  zu  einer 
gewissen  Annäherung  an  die   Wirklichkeit  möglich. 

Die  Ziffer  der  anwesenden  badisrhen  Geburtsbevölkerung  hat 
sich  von  1890  auf  1900  um  127  l!)()  ciliübt,  zieht  man  diese  Diffe- 
renz von  dem  Geburteniibcrscliuss,  dei-  zwischen  1.  Dezember  1890 
und  1.  Dezember  1900  erzielt  wurde,  mit  194422  ab,  so  gelangt 
man  zu  einem  Fehlbetrag  von  67  232,  der  wohl  unbedenklich  als 
Mindestzald  der  weggezogenen  Gel)uitsb('vö]kerung  angenommen  wer- 
den kann,  wenn  man  voraussetzt,  dass  die  Zahl  der  in  dieser  Periode 
in  Baden  gestorbenen  Fremdgebürtigen  die  Zahl  der  während  der- 
selben Periode  zurückgekehrton  und  in  der  Zwischenzeit  auch  in 
Baden  gestorbenen  Elemente  der  badischen  Geburtsbevölkerung  über- 
steigt ^).     Nimmt   man    nun    unter  Berücksichtigung  dieser   Fehler- 


')  Das  ist  gewiss  der  Fall.  Da  bei  dieser  Berechnung  des  Geburtenüber- 
schusses nicht  die  Geburtsbevölkerung,  sondern  die  Gesamtbevölkerung  berück- 
sichtigt wurde,  d.  h.  weil  den  badischen  Geburten  von  1890 — 1900  nicht  die 
Sterbefalle  von  in  Baden  Geborenen  gegenübergestellt  wurden,  müsste  der  oben 
genannten  Ziffer  (67  232)  noch  die  Zahl  der  in  dem  genannten  Zeitraum  in 
Baden  gestorbenen  ausserhalb  Badens  Gebürtigen  zugeschlagen  werden.  Nur 
mit  Berücksichtigung  des  Altersaufbaues  der  1890  festgestellten  ortsanwesenden 
ausserhalb  Badens  Gebürtigen  könnte  man  zu  einem  halbwegs  verlässlichen 
Näherungsresultate  gelangen.  Da  die  Kenntnis  desselben  aber  fehlt,  niüssten, 
freilich  mit  einem  weiteren  Fehler,  ebensoviele  Prozent  der  relevanten  Sterbe- 
fälle des  Jahrzehntes  auf  die  Staatsfremdgebürtigen  veranschlagt  werden,  als 
nach  der  Gebürtigkeitsziffer  im  Durchschnitt  zwischen  1890  und  1900  Fremd- 
geborne  anwesend    gewesen    sein    dürften    (1890:    8,4  und   1900:    11,9,    Durch- 
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quelle  die  Ziffer  der  in  den  10  Jahren  weggezogenen  Geburtsbe- 
völkerung mit  80  000  an  ^ ),  so  gelangt  man  immerhin  zu  einem  noch 
sehr  massigen  A  b  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  q  u  o  t  i  e  n  t  e  n  von  etwa  4^2 
Promille,  der  mittleren  Jahreshevölkerung.  Der  allgemeine 
Wanderungsgewinn  des  Landes  im  Jahrzehnt  1890 — 1900  erzielt  mit 
15  656  allerdings  nur  einen  Quotienten  von  0,89  Promille  für  die 
ganze  zehnjährige  Periode  und  scheint  gegenüber  dem  Abwanderungs- 
quotienten geringfügig,  allein  Baden  wird  darin  unter  den  deutschen 
Staaten  bezw.  Landesteilen,  abgesehen  von  den  Städten,  nur  vom 
Königreich  Sachsen,  Provinz  Brandenburg,  Westfalen  und  Rhein- 
land, ferner  in  EurojDa  von  der  Schweiz  (2,7  °/oo)  übertroffen,  von 
Frankreich  und  Serbien  (beide  mit  0,7  "/oo)  nur  annähernd  erreicht. 
Nach  allem  Gesagten  ist  Baden  in  der  letzten  Zählungsperiode 
tatsächlich  ausgesprochen  zu  einem  Zuzugsge- 
biet geworden,  jedenfalls  mehr,  als  dies  bishin  der  Fall  ge- 
wesen ist,  und  damit  gewinnt  auch  das  Zurückbleil)en  der  Binnen- 
wanderung hinter  der  Zuwanderung  von  aussen  her  noch  mehr  einen 
Charakter,  der  die.  oben  gegebene  Deutung  für  Baden  gerechtfertigt 
erscheinen  lässt:  Einzelne  Teile  Badens  sind  durch  den  Ruf,  gün- 
stige Erwerbsverhältnisse  und  Lebensbedingungen  zu  bieten,  ein 
Attraktionsgebiet  auch  für  staatsfremde  „AV anderlustige"  geworden. 
Die  Einwanderung  braucht  keine  Fernwanderung  zu  sein,  —  tatsäch- 
lich ist  sie  zum  grossen  Teil  hier  Nachbarwanderung  —  behält  dar- 
um aber  doch  mindestens  für   eine  starke  Quote  der  Wanderungs- 


schnitt 10,1)  also  etwa  von  rund  58%  der  Sterbefälle  (etwa  42%  entfallen 
auf  die  Kinder  unter  5  Jahren,  kommen  also  kaum  in  Betracht),  das  sind  etwa 
225  000,  ein  Zehntel,  so  dass  die  Maximalabwanderungsgrenze  bei  90  OUO  an- 
zunehmen wäre. 

*)  Vergl.  die  vorige  Note.  Die  dort  berechnete  Maximalgrenze  ist  aus 
verschiedenen  Gründen  nicht  zur  Berechnung  des  Abwanderungsquotienten  her- 
anzuziehen; hervorgehoben  sei  nur  der  Anteil  fluktuierender  Elemente  an  den 
Fremdgebürtigen  des  Auslandes,  dann  aber  auch  insbesondere,  dass  nur  6,8  % 
der  ortsanwesenden  Personen  im  Alter  über  70  Jahre  als  Zugezogene  (ein- 
schliesslich Binnenwanderung)  festgestellt  worden  sind ,  dass  aber  zwischen 
16  und  17  %  der  Sterbefälle  auf  über  70  Jahre  alte  Individuen  entfielen.  Von  100 
jeder  der  folgenden  Altersklassen  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  waren  1900 
Altersklassen:  Einheimische:       Zugezogene: 

unter  16 95,1  4,9 

16  bis  unter  30 80,5  19,5 

30     „         ,50 84,0  16,0 

50     „         ,      70 90,4  9,6 

70  und  mehr         93,2  6,8 
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demente  eine  andere  ökonomische  Bedeutung  als  die  Binnenwande- 
rung innerhalb  der  Staatsgrenzen,  auch  wenn  es  nur  Bundesstaats- 
grenzen sind,  denn  auch  die  Bundesstaaten  bilden  ungeachtet  der 
zahlreichen  einigenden  Faktoren  doch  noch  wirtschaftlich  organische 
Individualitäten  und  auch  die  bundesstaatliche  Nachbarwanderung 
ist  in  dem  besonderen  Sinn  zu  deuten,  wenn  sie  gegenüber  der 
Binnenwanderung  zu  überwiegen  beginnt. 

Der  hier  besprochene  Unterschied  zwischen  der  Entwicklung 
der  Binnenwanderung  einerseits,  der  des  Zuzuges  über  die  Grenze 
anderseits  ist  mit  der  oben  angegebenen  Differenz  von  21  675  übri- 
gens nur  teilweise  gekennzeichnet,  da  ja  die  Gebürtigkeitsstatistik 
mit  der  Feststellung  der  ortsanwesenden  Staatsfremd-Gebürtigen 
nur  die  eine  Richtung  der  Grenzbewegung  erfasst,  während  die 
Binnenwanderungs-Ziffer  alle  Bewegungen  umfasst.  Die  obige  Diffe- 
renz muss,  um  das  Ueberwiegen  der  Grenzbewegung  über  die  Bin- 
nenbewegung voller,  also  richtiger  zu  charakterisieren,  um  die  mut- 
massliche Sunnne  der  abgezogenen  badischen  Geburtsbevölkerung 
erhöht  werden.  Die  ]\Iässigang  der  Intensität  der  Binnenwande- 
rungszunahme findet  freilich  in  dem  bisher  Ausgeführten,  dem  etwa 
noch  schlechthin  die  Entwicklung  dos  Verkehrswesens  als  allgemeiner 
die  Sesshaftigkeit  fördernder  (ilrund  beigefügt  werden  könnte  '),  noch 
keine  ausreichende  Erklärung.  Diese  Erscheinung  fordert  das  nähere 
Eingehen  auf  die  Gemeindegel)ürtigkeit  in  den  einzelnen  Teilen  des 
Landes. 


Zur  Charakterisierung  der  Gebürtigkeitsverhältnisse  des  Gesamt- 
bevölkerungskcii-pers  empfiehlt  sich  aber  noch  ein  Exkurs  mit  einer 
kurzen  Vergleichung  der  Gebürtigkeitsverhältnisse  in  Baden  und 
Württemberg  '^). 


')  Welche  Rolle  die  Verkehrserleichterung  für  die  A  Ij  1  ö  s  u  n  g  de  r 
dauernden  N  a  h  w  a  n  d  c  r  u  n  g  e  n  durch  periodische  tägliche 
Wanderung  spielen  dürfte,  lässt  sich  einigermassen  an  der  Trennung  von 
Wohn-  und  Arbeitsort  der  berufstätigen  Bevölkerung  messen.  Hier  sei  nur 
in  Kürze  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auch  für  Baden  ähnlich  wie  für 
Württemberg  (Losch,  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  1900  Württ.  Jahrb.  f. 
Stat.  1902  S.  177  f.  und  287  f.)  dieses  periodische  Wandern  zwischen  Wohn- 
und  Arbeitsort  in  beträchtlichem  Umfange  festgestellt  wurde:  für  45  652  Männer 
und  für  11217  Frauen,  zusammen  für  56  869  Personen. 

-)  Zu  einer,  solchen  Vergleichung  der  Gebürtigkeit,  die,  wie  gesagt  der 
Ausdruck  für  die  Wanderungserfolge  sind  ,  eignet  sich  streng  genommen  nur 
ein    kongruentes    zunächst    ähnlich    grosses    Gebiet.     Das    Königreich  Sachsen 
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Von  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  waren 

,  in  Württemberg  in  Baden 

^^'ooT^^^  1890         1900  1890         1900 

im  Zälilungslande  963,1     950,6         915,8     880,9 

in  anderen  deutschen  Staaten  30,5       40,2  72,7       99,3 

in  ausserdeutschen  europäischen  Staaten     5,6         8,2    /  18,7 

in  aussereuropäischen  Staaten  0,8         1,0    S  '  1,1 

somit  ausserhalb  des  Zählungslandes      36,9       49,4  84,4     119,1 

Diese  Uebersicht  lässt  den  doch  recht  erheblichen  Unter- 
schied der  Einwanderung  über  die  Grenzen  der  beiden  Staatsgebiete 
erkennen.  Zur  Erklärung  desselben  sind  in  erster  Linie  geogra- 
phische Verhältnisse,  und  zwar  wieder  vor  allem  die  völlig  verschie- 
dene Gliederung  der  Grenzlinien  beider  Staaten  heranzuziehen.  Die 
Verschiedenheit  der  Einwanderung  tritt  nicht  allein  bezüglich  der 
Geburtsbevölkerung  anderer  deutschen  Staaten,  sondern  auch  bezüg- 
lich der  Reichsausländer  hervor. 

Für  diese  letztere  Erscheinung  mögen  wohl  auch  die  Ausländer- 
Kolonien  in  Heidelberg,  Freiburg  und  Baden  mitbestimmend  sein, 
allein  es  tritt  dieses  Moment  gegenüber  der  Grenzlage  ganz  zurück  V), 
die  namentlich  im  Wanderungsaustausch  mit  der  Schweiz  entschei- 
dend zu  sein  scheint.  Es  wurden  in  Württemberg  5958,  in  Baden 
14293  in  der  Schweiz  geborene  Personen  gezählt.  Auch  gegenüber 
Frankreich  mag  die  Grenzlage  wohl  mit  von  Einßuss  sein,  es  wur- 
den in  Württemberg  556,  in  Baden  1155  in  Frankreich  geborene 
Personen  ermittelt.  Dagegen  fehlt  dieses  Erklärungsmoment  für  die 
Diiferenz  der  in  beiden  Ländern  gezählten  in  Oesterreich-Ungarn 
(Württ.  5905,  Baden  7039),  Grossbritannien  (W.  583,  B.  936),  Russ- 


steht  in  dieser  Hinsicht  mit  14  993  qkm,  Baden  mit  15  081  qkm  am  nächsten. 
Allein  Bevölkerungsziffer  und  ökonomische  Verhältnisse,  wie  auch  eine  gewisse 
Verwandtschaft  der  natürlichen  Gliederung  verweisen  auf  Württemberg  zur 
Vergleichung  mit  Baden  u.  z.  trotz  seiner  19  513  qkm.  Das  ausgedehntere 
Staatsgebiet  ermöglicht  weit  mehr  eine  Veränderung  der  Lebensbedingungen 
und  Aenderung  der  Erwerbsschancen  durch  blosse  Binnenwanderung  als  das 
kleinere,  einer  Flächendifferenz  wie  die  zwischen  Baden  und  Württemberg  kann 
jedoch  eine  nennenswerte  Einflussnahme  auf  die  Differenzierung  der  einzelnen 
Fremdgebürtigkeits- Relationen  kaum  zugeschrieben  werden. 

')  Es  ist  hier  zu  bemerken,  dass  die  Reichsstatistik  a.  a.  0.  S.  135*  eine 
unrichtige  Relativzahl  bringt  (18,75  statt  19,29  Promille)  und  dass  für  Baden 
der  Anteil  der  Reichsausländer  an  der  Bevölkerung  nicht  als  „relativ  gering" 
bezeichnet  werden  kann,  da  der  Reichsdurchschnitt  nur  13,80  Promille  beträgt. 
Uebertroffen  wird  er  von  Berlin,  Bremen,  Hamburg,  Elsass-Lothringen,  König- 
reich Sachsen.  Schleswig-Holstein. 
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land  (W.  644,  B.  1412)  Geborenen.  Dass  den  in  Württemberg  er- 
mittelten 3563  in  Italien  Gebürtigen  in  Baden  8821  solche  gegen- 
überstehen, ist  nur  teilweise  mit  der  Anwesenheit  zahlreicher  italie- 
nischer Arbeiter  zu  Zwecken  des  Baues  der  Bodensee-Gürteibahn 
(rund  1200)  motiviert. 

Charakteristischer  aber  ist  wohl  noch  der  Kontrast  des  Anteils 
beider  Gebiete  an  der  Geburtsbevölkerung  anderer  deutschen  Staaten. 
Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  ohne  weiteres  begreiflich,  dass  gezählt 
wurden 


in  Württemberg 

in  Baden 

in  Elsass-Lothringen  geborene 

1977 

9  538 

.,   Hessen                           ,, 

2595 

18  288 

.,    der  Pfalz                        ., 

2633 

18  085 

Dagegen  überrascht  die  Ermittlung  von  nur  20  998  in  Preussen 
Gebürtigen  in  Württemberg  gegenüber  41 692  solchen  in  Baden. 
Am  schärfsten  aber  spitzt  sich  der  Gegensatz  in  dem  Bevölkerungs- 
austausch zwischen  den  beiden  Staaten  selbst  zu.  Die  W'anderungs- 
bilanz  ist  mit  46  997  zu  gunsten  Badens  aktiv,  es  wurden  gezählt  in 
AVürttemberg:  in  Baden  gel)iirtige  Männer:  13  014,  Frauen:  11960 
Baden  :    .,    W'iirttbg.      .,  ..  35  464,         „         36  507 

Auf  den  Grund  dieser  Erscheinung  zukommen,  setzt  eine  Kom- 
binierung der  Gebürtigkeitsdaten  mit  dem  Beruf  voraus ,  die  für 
Baden  eine  neue  Entzitierung  des  Zählungsmateriales  bedingen 
würde.  Nur  einzelne  Fäden,  die  sich  zwischen  dem  und  jenem  ba- 
dischen Bezirk  einerseits  und  Württeml)erg  anderseits  spinnen,  kön- 
nen bei  einem  Eingehen  auf  die  Einzelheiten  der  niedrigeren  Ver- 
waltungseinheiten   aufgedeckt  werden. 

Zum  Schlüsse  muss  noch  die  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt 
werden,  dass  der  Unterschied  der  Gebürtigkeitsziffern  beider  Länder 
zwar  wohl  schon  1890  vorhanden  war,  sich  aber  im  letzten  Jahr- 
zehnt noch  verschärft  hat.  Es  betrug  die  Difi'erenz  der  ausserhalb 
des  Staates  Geborenen 

1890:     45,3  Promille 
1900:     69,7 

Es  war  daher  der  Anteil  dieser  Fremdgebürtigkeits-Gruppe  in 
Baden  1890  um  127,  dagegen  1900  um  141  Prozent  grösser  als  in 
Württemberg. 

Dass  die  Besonderheiten  der  Verhältnisse,  die  zu  dieser  Verschie- 
denheit führen,  mehr  auf  badischer  denn  auf  württembergischer  Seite 
zu    suchen    sind,    dafür    spricht    der    Umstand,    dass    Bayern    mit 

Neumann-Festschrift.  5 
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950,5  Promille  in  Bayern  Gebürtigen,  also  49,5  Promille  Staats- 
fremclgebürtigen  den  württembergischen  ganz  ähnliche  Gebürtigkeits- 
quotienten  aufweist. 


III. 

Im  Hinblicke  auf  alles,  was  über  den  „Zug  nach  der  Stadt" 
bekannt  worden  ist,  liegt  es  nahe  die  namentlich  im  letzten  Jahr- 
zehnt mächtiger  gewordene  Einwanderung  über  die  Landesgrenze 
auch  in  Baden  auf  die  Anziehungskraft  der  Städte  zurückführen 
zu  wollen.  Allein  nach  kurzer  Orientierung  in  der  Richtung  wird 
man  gewahr,  dass ,  wenn  dieser  Zusammenhang  im  grossen  und 
ganzen  auch  zu  stimmen  scheint,  doch  auch  nicht  der  Zuzug  nach 
dem  Lande  übersehen  werden  darf. 

Wir  wissen,  dass  die  ausserhalb  Badens  Geborenen,  die  bei  der 
Zählung  im  ganzen  Lande  ermittelt  wurden,  von  1890  auf  1900  um 
82  888  mehr  geworden  sind.  Von  diesen  82  888  entfallen  nun  aber 
auf  die  Städte  mit  über  10  000  Einwohnern  etwas  über  -/s.  In 
den  14  Städten,  welche  1900  über  10  000  Einwohner  aufwiesen^), 
wurden  1900  um  56  188  ausserhalb  Badens  geborene  Personen  mehr 
gezählt  als  1890.  Der  Rest  von  26  700  verteilt  sich  auf  die  niedri- 
geren Agglomerationsgruppen. 

Wie  sehr  auch  immerhin  der  Anteil  der  Städte  an  der  Zunahme 
der  Staatsfremdgebürtigen  mit  67,8  Prozent  relativ  überwiegt,  da  ja 
die  Bevölkerung  der  Städte  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  nur 
27,2  Prozent  der  gesamten  Staatsbevölkerung  ausmacht,  so  ist  gleich- 
wohl mit  der  Tatsache,  dass  32,2  Prozent  dieser  Zunahme  auf  Agglo- 
merationsgruppen mit  unter  10  000  Einwohnern  entfallen,  auch  der 
Beweis  einer  gewissen  Ergänzung  der  Bevölkerung  dieser  niedrigeren 
x\gglomerationsgruppen  durch  fremde  Elemente  gegeben.  Diese  An- 
nahme findet  ihre  Bekräftigung  in  dem  Ausmasse  der  Fremdgebür- 
tigkeit  in  den  einzelnen  Agglomerationsgrupi)en,  das  aber  freilich 
gerade  in  den  niedrigeren  Gruppen  weit  mehr  noch  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Binnenwanderung,  und  zwar,  worauf  die  nachstehenden 
Ziffern  hinzudeuten  scheinen,  der  Binnen-Xahwanderung  sich  ge- 
staltet. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  die  Kom})ination  der  Gebürtigkeits- 


*)  Von  diesen  14  Städten  mit  einer  Gesamt-Zahlbevölkevung  1900  von 
508  082  Einwohnern  hatten  bei  der  Zähhmg  1890  vier  eine  Einwohnerzahl 
unter  10  000.     Sechs  zählten  1900  über  20  000  Einwohner. 
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Zonen  mit    den  Gruppen    der  Bevölkerimgshäufung   für   den  Stand 
am  1.  Dezember  1900. 


Agglomerations- 
gruppen 
und  Ortschaften  mit 
Einwohnern. 

V 

on  je  1000 

Personen  sind  geboren 

in  der 
Gemeinde 

des 
Zählorts 

773 

in  einer 

andern 

Gemeinde 

desselben 

Bezirkes 

sonst 

in 
Baden 

sonst  in 
Deutsch- 
land 

c 
d) 

s 

Sc 

a 

T.  bis  zu             1000 

101 

82 

32 

12 

1000 

II.  von  1000  bis  2000 

789 

71 

93 

34 

13 

1000 

III.    „     2000    ,    3000 

745 

78 

111 

50 

16 

1000 

[V.    ,     3000    ,    4000 

646 

91 

166 

78 

19 

1000 

V.    „     4000    ,     5000 

620 

87 

174 

88 

31 

1000 

VI.    ,     5000    ,  10000 

552 

98 

187 

130 

33 

1000 

VII.    „    10000    ,  20000 

414 

86 

291 

176 

33 

1000 

VIII.       über        20000 

363 

42 

304 

258 

33 

1000 

Im  ganzen 

645 

78 

158') 

99 

20 

1000 

Diese  Uebersicht  ist,  soweit  die  Gemeindcgebürtigkeit  in  Frage 
steht,  ein  neuei-  Beweis  für  die  Kiehtigkeit  der  zuerst  von  Mayr 
gemachten  Beobachtung,  dass  im  allgemeinen,  je  geringer  die  Volks- 
zahl eines  Wohnplatzes  ist,  desto  weniger  seine  Bevölkerung  mit 
fremdgeborenen,  also  zugezogenen  Elementen  durchsetzt  ist.  Von 
der  Agglomerationsgruppe  der  Gemeinden  mit  1000  bis  2000  Ein- 
wohnern steigt  die  Frenidgel)ürtigkeit  beständig,  wenngleich  nicht 
gleichmässig,  von  21,1  %  l»is  zu  der  höchsten  Gruppe  der  Gemeinden  mit 
mehr  als  20000  Einwohnern,  wo  sie  63,3%  erreicht.  Der  bedeutend- 
ste Sprung  in  den  Ziffern  der  von  1000  zu  1000  abgestuften  Agglome- 
rationsgruppen ist  offenbar  der  von  der  III.  zur  lY.,  so  dass  man 
sich  aufs  erste  versucht  fühlen  könnte,  die  Einwohnerzahl  3000  als 
eine  für  die  Wanderungen  in  Baden  besonders  bemerkenswerte 
Grenze  nach  der  Agglomeration  zu  betrachten.  Dass  hierzu  keine 
Berechtigung  vorwaltet,  weil  der  Si)rung  durch  eine  zufällige  Lage 
der  Häufungspunkte  und  die  relative  Niedrigkeit  der  absoluten 
Ziffern  der  Grupj)en  TV  und  V  bewirkt  wird,  ist  mögli(;h  und  em- 
ptiehlt  es  sich  deshalb  davon  abzusehen. 

Audi  der  zweite  Teil  der  von  Maye-)  für  Bayern  gemachten 
Beobachtung,  dass  er  auf  Grund  des  bayrischen  Materials  feststellen 
konnte,  wie  die  Ortschaften  mit  500  Einwohnern  und  weniger  eine 


*)  Die  Zifter  158  ist  gegenüber  den  oben  angegebenen  1586  (S.  53)  schein- 
bar unrichtig  korrigiert,  die  6  ist  jedoch  ein  Korrekturergebnis  einer  schwachen 
5,  das  durch  die  Abkürzung  bedingt  ist. 

■-)  V.  Mavb,  Statistik  und  Gesellschaftslehre,  IL  Band  §37,  insbes.  S.  117. 
Freiburg  1897. 
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Ausnahme  von  dem  obigen  Satze  machen,  scheint  ebenso  für  Ba- 
den zuzutreÖ'en.  Schon  die  Aufbereitung  der  österreichischen  Volks- 
zählung von  1890  hatte  seine  Beobachtung  bestätigt.  Und  nun 
hndet  sich  in  der  Tat  auch  für  unser  Beobachtungsgebiet  zwischen 
der  I.  und  II.  Stufe,  also  an  der  Grenze  von  1000  Einwjohnern 
die  gegenteilige  Beziehung  der  Gebürtigkeitszift'ern  wie  von  der 
II.  Stufe  weiter  aufwärts.  Die  Differenz  ist  bei  der  Abstufung  von 
1000  zu  1000  Einwohnern  nicht  gross.  Die  Ziffer  der  Gruppe  I 
und  ebenso  die  der  Gruppe  II  ist  aber  eben  der  Durchschnitt  von 
weit  auseinander  liegenden  Häufungspunkten.  Daher  wird  das  Bild 
wesentlich  schärfer,  wenn  man  die  beiden  Gruppen  unterteilt,  wie 
dies  für  Oldenburg  geschehen  ist,  indem  man  Stufen  von  500  zu 
500  Einwohnern  bildet  ^). 

Unter  den  1000  Personen  der  ortsanwesenden  Bevölkerung 
wurden  Gemeindegebürtige  gezählt : 

in  den  Gemeinden  mit  1900  1890 

bis     500  Einwohnern  728  751 

500  bis.  1000  Einwohnern  806  804 

1000     .,    1500  .,  800  818 

1500    .,    2000  „  772  783 

Während  die  Fremdgebürtigkeit  von  den  Gemeinden  mit  500 — 
1000  Einwohnern  bis  zu  jenen  über  20000  unausgesetzt  von  19,4 
bis  auf  über  63%  ansteigt,  ist  von  der  Gruppe  der  Gemeinden  mit 
bis  500  Einwohnern  zu  der  Gruppe  mit  500 — 1000  Einwohnern  eine 
Differenz  der  Fremdgebürtigkeit  im  Jahr  1900  von  fast  8%  zu  beob- 
achten. Es  liegt  auch  durchaus  kein  Zufall  in  diesem  Gegensatz  der 
Ziffern,  vielmehr  hat  sich  dieser  Gegensatz  im  Laufe  der  letzten  Jahre 
im  Zusammenhang  mit  der  Steigerung  der  Wanderungsintensität 
noch  verschärft,  er  betrug  1890  erst  5,3%  dagegen  1900:  7,8.  Da- 
bei hat  es  auch  den  Anschein,  als  ob  die  Zuwanderung  in  den 
Gemeinden  mit  1000  bis  1500  Einwohnern  bedeutender  wäre  als 
bei  den  Gemeinden  von  500  bis  1000.  Die  Verminderung  der 
Gemeindegebürtigkeit  in  der  Kategorie  der  Gemeinden  von  1000 
bis  1500  Einwolniern  kann  aber  auch  möglicherweise  nur  in  einer 
Verschiebung  einzelner  Gemeinden  aus  dieser  in  eine  der  beiden 
benachbarten  Gruppen  infolge  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung 
verursacht  sein,  so  dass  derselben  erst  dann  Bedeutung  zugeschrie- 
ben werden  dürfte,    wenn    die  Indentität  der  Gemeinden  für  beide 


1)  Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogtum  Oldenburg,    XIX.  Heft. 
Der  Stand  der  Bevölkerung  1880. 
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Relationen  feststünde.  Abgesehen  von  dieser  Veränderung  aber 
kann  ohne  Einschränkung  gerade  im  Hinblick  auf  die  Gleichmässig- 
keit  der  Ziffer  in  den  beiden  Zählungsjahren  die  Agglomerations- 
gruppe der  Gemeinden  von  500  bis  1500  Einwohnern  als  diejenige 
bezeichnet  werden,  für  die  durchschnittlich  die  geringste  Attrak- 
tionskraft oder  aber  (was  natürlich  nicht  ohne  weiteres  auch  als 
identisch  angenommen  werden  darf)  die  geringste  Zuzugsmögiich- 
keit  anzunehmen  ist. 

Erweist  sich  insoweit  dem  Gesagten  zufolge  die  MAYE'sche 
Hypothese  von  der  Mindest-Fremdgebürtigkeit  in  der  Agglomera- 
tionsgruppe der  Gemeinden  mit  unmittelbar  über  500  Einwohnern 
auch  für  Baden  als  zutreffend,  so  muss  jedoch  für  die  badischen 
Verhältnisse  die  von  Maye  vermutete  Steigerung  der  Fremdgebür- 
tigkeit  mit  weiterer  Unterteilung  der  geringsten  Agglomerations- 
gruppe ')  in  Abrede  gestellt  werden.  Allerdings  weisen  die  Ge- 
markungen mit  weniger  als  100  Einwohnern  eine  Gemeindegebür- 
tigkeit  von  nur  566  Promille  auf.  Allein  hiobei  darf  die  Niedrig- 
keit der  absoluten  Zahlen  nicht  übersehen  werden  und  überdies 
sind  verschiedene  dieser  Gemarkungen  in  so  enger  Beziehung  zu  einem 
grösseren  AVohni)latz,  dass  dieser  Kelativziffer  eine  gewisse  Bedenk- 
lichkeit anhängt.  Völlig  entgegengesetzt  aber  ist  das  Bild  der  Ge- 
bürtigkeit in  der  nächst  höheren  Unterteilung.  In  der  Gruppe  der 
Gemeinde  mit  100  bis  200  Einwohnern  waren  von  18  451  ortsan- 
wesenden Personen  15  393  in  der  Zählgemeinde  geboren-),  so  dass 
sich  für  diese  Agglomerationsgruppe  die  Gemeindegebürtigkeit  mit 
834  Promille  h  ö  h  e  r  stellt  als  in  irgend  einer  anderen  der 
oben  unterschiedenen. 

Es  ist  danach  die  Wahrscheinlichkeit  sehr  gross,  dass  in  die- 
ser niedrigen  Agglomerationsgrupi)e  Hemmungen  der  Mobilisierung 
der  Bevölkerung  wirksam  werden,  die  dadurch,  also  mittelbar,  auch 
auf  den  Zuzug  Einfluss  gewinnen,  insofern  mangels  entsprechender 
Abwanderung  kein  Nahrungsspielraum  frei  wird.  Es  können  sol- 
che Hemmungen  aber  selbstverständlich  nur  im  Zusammenhang 
einer  die  Details  verfolgenden  Kausalforschung  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung   geographischer    Bedingungen    festgestellt    werden  ^) 


1)  v.  Mayr  a.  a.  0.  S.  119. 

-)  Abgesehen  von  einer  Fabriksgemarkung  (Nordrau). 

^)  In  diesem  Zusammenhang  muss  ich  mich  darauf  beschränken,  hier  an- 
zudeuten, dass  mir  meine  Untersuchungen  vorläufig  zur  Annahme  eines  Zu- 
sammenhanges   zwischen    der   höheren   Gemeindegebürtigkeit  in    den   unteren 
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und  es  bedarf  wohl  kaum  einer  weiteren  Begründung,  dass  von 
dem  Versuch  einer  einheitlichen  Erklärung  der  hohen  Gemeindege- 
bürtigkeit  in  der  Genieindegruppe  mit  100  Ins  200  Einwohnern  ab- 
gesehen wird.  Dass  die  Heiratssitten,  Inzucht  und  gegenteilige  Ten- 
denzen, soziale  Gewohnheiten,  auf  die  ja  gerade  Mayr  selbst  hinweist, 
in  den  kleineren  Wohnplätzen  bei  statistischen  Untersuchungen 
in  gewissem  Sinne  i,  d.  R.  weit  stärker  zur  Geltung  kommen,  ist 
freilich  ein  Vorteil  für  die  statistische  Forschung,  in  mancher  Hin- 
sicht aber  gewiss  auch  ein  Nachteil. 

Eben  deshalb  empfiehlt  es  sich  unter  Umständen  aber  auch, 
den  Durchschnitts-Relationen,  die  sich  für  die  einzelnen  Agglome- 
rationsgruppen feststellen  lassen,  mit  grösserer  Vorsicht  zu  begeg- 
nen. Die  Ziffern  brauchen  durchaus  nicht  die  Häufungspunkte 
selbst  zu  treffen,  sobald  grossere  Gebiete  mit  relativ  ziemlich  weit- 
gehend Differenzierten  ökonomischen  Verhältnisse  der  Teile  des  Ge- 
bietes in  Betracht  kommen  ja,  im  Gegenteil  können  die  Verhält- 
niszahlen bekanntlich  gerade  auf  die  Zwischenräume  zwischen  mar- 
kanten Häufungspunkten  treffen.  So  liegen  die  Dinge  denn  auch 
in  der  Tat  in  Baden,  was  sofort  autfällt,  wenn  man  das  Material 
nach  seiner  geographischen  Zusammensetzung  gliedert.  Es  genügt 
im  vorliegenden  Fall  die  Gemeindegebürtigkeit  für  die  Agglomera- 
tionsgruppen in  den  südlichen  und  südöstlichen  Kreisen  Badens 
Konstanz,  Villingen,  Waldshut  und  Lörrach  mit  den  betreffenden 
Ziflern  für  das  ganze  Land  zu  vergleichen.  In  den  genannten 
Kreisen  zusammen  waren  von  1000  Personen  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung : 

in  den  Gemeinden  mit  bis  500  Einwohnern  721   Gemeindegebürtige 
darunter  in  Gemeinden  mit  100  bis  200  Einwohnern  668  Gemeindegebürtige 
mit     500    .,     1000  .,  747 

„      1000    .,     1500  „  670 

..,     1500    .,     2000  .,  540 

Es  ist  wohl  auch  hier  in  der  Hauptsache  die  höchste  Gemein- 
degebürtigkeit in  der  Gemeindegruppe  mit  500  bis  1000  Einwoh- 
nern und  die  übrigen  Gruppen  stehen  ebenso  im  Gegensatz  zu  die- 
ser wie  bei  den  Gebürtigkeitsziffern  für  das  ganze  Land,  allein  es 
sind   nicht  nur    die  Abstände  der  Relatierzahlen    ganz    andere  wie 


Agglomerationsgruppen  einerseits  und  dem  Vorhandensein  eines  grösseren  A  1- 
mendbesitzes  Anlass  geben.  Es  wäre  das  dann  ein  Gegenstück  zu  dem 
Einfluss  der  Ansiedlungsweise  des  Hofsystems,  das  ja  in  Baj'ern  die  Fremd- 
gebürtigkeit  in  kleineren  Gemeinden  erhöht.     (Mayr  a.  a.  0.) 
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dort,  sondern  es  sind  die  Zifiern  überhaupt  durchweg  auffallend  nied- 
riger und  auch  für  die  Untergruppe  der  Gemeinden  mit  100  bis 
200  Einwohnern  ist  hier  noch  eine  Verminderung  der  Gemeinde- 
gebürtigkeit   gegenüber   der  Hauptgruj)pe   (bis  500)  zu  beobachten. 

Die  F  r  e  m  d  g  e  I)  ü  r  t  i  g  k  e  i  t  ist  nun  wieder,  soweit  die 
Ziffern  der  obigen  Tabelle  (S.  67)  Aufschluss  geben,  sehr  verschie- 
denen Ursprungs.  Scheinbar  wenig  Regel  steckt  in  den  Zahlen  der 
sogen.  Amtsbezirksgebürtigen,  d.  h.  derjenigen,  die  im  Amtsbezirke 
der  Zählgemeinde  aber  ausserhalb  dieser  geboren  sind.  Eine  Ziffer 
tritt  gegenüber  den  übrigen  aber  gleichwohl  recht  scharf  hervor : 
in  den  Städten  mit  mehr  als  20000  Einwohnern  entfallen  auf  1000 
ortsanwesenden  Personen  nur  42  sonst  im  Amtsbezirke  geborene. 
Alle  übrigen  Gruppen  erhalten  einen  relativ  stärkeren  Zuzug  durch 
Wanderung  innerhalb  des  Amtsbezirkes,  also  durch  ausgesi^rochene 
iS'ahwanderung.  Die  geringste  Anziehungskraft  auf  die  übrige 
Bevölkerung  des  Bezirks  scheinen  unter  diesen  Gemeinde-Katego- 
i'ien  die  Gemeinden  mit  1000  bis  3000  Einwohnern  auszuüben;  die 
iil)rigen  Unterschiede  sind  wenig  markant. 

Die  erste  hervorgehobene  Erscheinung  aber,  die  sich  vielleicht 
auf  stärkere  Sesshaftigkeit  in  den  Bezirken  mit  einer  grösseren 
Stadt  (es  sind  dies  Konstanz,  Freiburg,  Karlsruhe,  Pforzheim,  Mann- 
lieim  und  Heidelberg)  zurückführen  Hesse,  ist  noch  durch  eine  an- 
dere Relation  messbar:  in  diesen  G  Städten  wurden  nur  17041 
im  Amtsbezirk  sonst  geborene  Personen  gezählt,  das  sind  11,7  0/0 
aller  in  Baden  als  Amtsbezirksgebürtige  Gezählten,  Avährend  auf 
diese  Städte  doch  21,7%  der  Gesamtbevölkerung  entfielen  und  man 
im  Hinblick  auf  die  höhere  Fremdgebürtigkeit  der  Städte  schlecht- 
hin, doch  auch  in  diesem  Zuzugselement  eine  höhere  Relation  ver- 
muten würde.  G  e  g  e  n  ii  b  e  r  der  unmittelbare  n  U  m  g  e- 
b  u  n  g  s  -  B  e  V  ö  1  k  e  r  u  n  g  der  Bevölkerung  der  nächsten  konzen- 
trischen Zone  1  ä  s  s  t  die  A  1 1  r  a  k  t  i  o  n  s  k  r  a  f  t  der  grösse- 
ren Städte  auffallend  nach.  Ob  es  sich  hiebei  um  eine 
bloss  den  badischen  Verhältnissen  eigentümliche  Erscheinung  oder 
um  eine  allenthalben  zu  beobachtende  Tatsache  handelt,  vermag 
ich  mangels  anderer  mir  zur  Verfügung  stehender  Materialien 
nicht  festzustellen.  Die  Amtsbezirksgebürtigkeit  tritt  ja  vielleicht 
auch  noch  nicht  in  dem  Masse  zurück,  dass  etwa  ferner  liegende 
Zonen  einen  grösseren  Bruchteil  der  eigenen  ortsanwesenden  Be- 
völkerung an  die  Städte  abgeben  als  eben  die  Zählamtsbezirke 
der  Städte ,    allein   zur   positiven  Gewissheit    hierüber  zu  gelangen. 
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ist  mangels  einer  Differenzierung  der  nächsten  Gebürtigkeitszone 
(Baden  sonst)  bei  der  Entziöerung  des  Urmaterials  zur  Zeit  nicht 
möglich.  Insgesamt  haben  die  6  Amtsbezirke  nur  17  041  Personen 
ihrer  Geburtsbevölkerung  an  diese  Städte  abgegeben,  das  sind  80,3 
Promille  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  ^). 

Eine  naheliegende  Erklärung  für  die  niedrige  Amtsbezirksge- 
bürtigkeit  dieser  grösseren  Städte  ist  wohl  in  der  Vervollkommnung 
der  Verkehrsverhältnisse  in  der  nächsten  Umgebung  der  grösseren 
Städte  zu  suchen,  ein  Umstand,  der  auch  im  engsten  Zusammen- 
hang steht  mit  der  Häufung  der  Personen,  die  ausserhalb  ihres 
Wohnortes  berufstätig  sind.  Diese  Häufung  ist  für  die  Amtsbe- 
zirke Karlsruhe,  Pforzheim,  Mannheim  und  Heidelberg  evident-). 
Dabei  spielt  die  konkrete  Lage  der  Städte  im  Amtsbezirk  u.  ä.  mit 
herein. 

Auch  hier  also  muss  jede  weitere  Untersuchung  der  Gründe 
der  Erscheinung  auf  die  lokalen  Verschiedenheiten  Rücksicht  neh- 
men und  es  muss  vor  allem  hervorgehoben  werden,  dass  die  nied- 
rigsten Relativziffern  für  die  Amtsbezirksgebürtigkeit  die  3  grössten 
Städte  Mannheim,  Karlsruhe  und  Freiburg  aufweisen,  während  sie 
in  Pforzheim  mit  über  97  Promille  fast  die  Verhältnisziffer  für  die 
Agglomerationsgruppe  V  erreicht. 

Wesentlich  regelmässiger  sind  die  Ziffern  der  übrigen  Gebür- 
tigkeitszonen :  durchweg  mit  zunehmender  Einwohnerzahl  der  Ge- 
meinden auch  eine  Zunahme  der  aus  den  weiteren  Zonen  Zugezo- 
genen. Die  äussersten  Differenzen  zwischen  den  Gruppen  I  und  VIII 
betragen  bei  den  in  der  Zone  Baden  sonst  geboren  222 ,  bei  der 
Zone  sonst  in  Deutschland  226 ;  bezüglich  der  aus  dieser  Zone  Ge- 
bürtigen bleiben  jedoch  die  Gruppen  IV  und  V  (mit  3000—5000 
Einwohner)  unter    dem  Staatsdurchschnitt,    während    sie    bezüglich 


^)  BüCHEK  hat  m.  W.  zuerst  das  Aufeinanderfolgen  der  Zuwanderungs- 
zonen nach  der  Dichtigkeit  abnehmend  mit  -wachsender  Entfernung  vom  Beo- 
bachtungsgebiet für  Basel  festgestellt.  (Die  Bevölkerung  des  Kantons  Basel 
Stadt  S.  68.)  Ob  sich  dieselbe  Beobachtung  bei  den  gesamten  badischen 
Städten  wiederholen  Hesse,  scheint  mir,  wenn  auch  möglich,  nicht  ganz  zwei- 
fellos.    Es  wurden  gezählt  Geborene  im : 

Zähl- Amtsbezirk  :       sonst  in  Baden: 


n  Karlsruhe 

2675 

38  822 

„    Mannheim 

1960 

35  001 

,    Freiburg 

3767 

25  337 

„    Pforzheim 

4218 

5  639, 

in  Württemberg  11  136. 

-)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Grossherzogtum  Baden,  1903,  S.  48  f. 
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der  dritten  Inlandszone  (Baden  sonst)  noch  über  demselben  stehen. 
Weit  geringer  ist  die  Verschiedenheit  der  Gruppen  untereinander 
hinsichtlich  der  Auslandsgelnirtigkeit. 


IV. 

Mit  den  nachfolgenden  Ausführungen  soll  nur  noch  ein  kurzer 
Einblick  in  die  ziemlich  beträchtlichen  Verschiedenheiten,  die  die 
einzelnen  Landesteile  hinsichtlich  der  Gebürtigkeit  aufweisen ,  ge- 
boten werden. 

Das  Grossherzogtum  Baden  gliedert  sich  in  vier  Landeskom- 
missariats-Bezirke,  zu  welchen  die  elf  Kreise  des  Landes  gruppiert 
sind.  Da  die  umfassenderen  Kommissariatsbezirke  meiner  Beobach- 
tung nach  Gebiete  zusammenfassen,  die  sich  ])ezüglich  der  Gebür- 
tigkeit aufi'allend  unterscheiden,  ist  für  die  folgende  rel)ersicht  die 
Kreiseinteilung  gewählt  worden. 

Von  je  1000  in  den  nachstehenden  Kreisen  1900  gezählten 
Personen  waren,  wenn  von  den  Städten  mit  über  10000  Einwohnern 
abgesehen  wird, 

g  e  bore  n 


in  einer 

] 

K  r  e  i  ??  e 

in  der 

Zühl- 

gemeinde 

anderen 
Gemeinde 
dess. 
Amts- 
bezirkes 

.sonst  in 
Baden 

sonst  in 
Deutsch- 
land 

im 
Reichs- 
ausland 

im 
Ganzen 

T. 

Waldshut 

641 

141 

144 

29 

45 

1000 

IL 

Villingen 

645 

127 

151 

64 

13 

1000 

IIL 

Lörrach 

648 

119 

159 

34 

40 

1000 

IV. 

Konstanz 

648 

113 

129 

77 

33 

1000 

V. 

Freiburg 

731 

HO 

120 

25 

24 

1000 

VI. 

Mannheim 

739 

51 

101 

90 

19 

1000 

VIL 

Mosbach 

773 

83 

84 

55 

5 

1000 

nii. 

Otfenburg 

782 

91 

88 

31 

8 

1000 

IX. 

Baden 

802 

65 

93 

33 

7 

1000 

X. 

Heidelberg 

805 

61 

84 

44 

6 

1000 

XL 

Karlsruhe 

808 

55 

80 

56 

1 

1000 

Diese  Uebersicht  lässt  drei  Gruppen  von  Kreisen  erkennen,  die 
hinsichtlich  der  Gemeindegebürtigkeit  ziemlich  gleichmässige  Ver- 
schiedenheiten von  einander  aufweise.    Als  ein  geschlossenes  Gebiet 
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mit  geringer  Gemeindegebürtigkeit  treten  die  südlichen  und  südöst- 
lichen Kreise  I  bis  IV  hervor,  die  alle  zwischen  35  und  36  "o  Fremd- 
gebürtige haben.  Dieser  Gruppe  (A)  zunächst  stehen  die  beiden 
Kreise  Freiburg  und  Mannheim  mit  26 — 27*^0  Fremdgebürtigen, 
Avährend  der  Kreis  Mosbach  mit  22%  Fremdgebürtigen  schon  der 
dritten  Gruppe  (C)  näher  steht,  deren  Kern  die  Kreise  Baden, 
Heidelberg  und  Karlsruhe  mit  weniger  als  20%  Fremdgebürtigen 
bilden,  und  der  der  Kreis  OÖenburg  mit  21,8%  Fremdgebürtigen 
bei  dieser  Betrachtungsweise  zugerechnet  werden  muss. 

Etwas  klarer  werden  die  Unterschiede  der  Gruppen,  wenn  die 
Amtsbezirke  Neustadt  und  Waldkirch  mit  45,8  beziehungsweise 
38,1  o'o  Fremdgebürtigen  aus  dem  Kreis  Freiburg  ausgeschieden  und 
der  Gruppe  I  zugerechnet  werden  ;  dann  steigt  die  Gemeindegebür- 
tigkeit des  Kreises  Freiburg  auf  772  Promille  und  damit  gewinnt 
die  Gruppe  (B)  der  Kreise  Freiburg  und  Offenburg  mit  Mosbach 
einen  einheitlicheren  Charakter  mit  stärkerem  Gegensatze  zu  den 
Gruppen  A  und  C,  wobei  der  Kreis  Mannheim  mit  den  schon  durch 
die  Lage  zu  Hessen  und  zur  bayrischen  Pfalz  bedingten  besonderen 
AVanderungsverhältnissen  eine  Sonderstellung  erhält. 

Auf  diese  Gruppierung  der  Landesteile  kann  freilich  kein  allzu 
grosses  Gewicht  gelegt  werden  und  es  muss  dieselbe  für  die  Kau- 
salforschung zurücktreten,  da  innerhalb  der  einzelnen  Kreise  schon, 
wie  das  ja  der  Fall  Freiburg  genügend  zeigt,  zum  Teil  recht  er- 
hebliche Verschiedenheiten  in  dem  Quotienten  der  Fremdgebürtig- 
keit  bestehen.  Wenngleich  aber  daher  die  Kausalforschung  vor 
allem  die  bezüglichen  Verhältnisse  in  den  unteren  Verwaltungsein- 
heiten, den  Amtsbezirken,  ins  Auge  fassen  muss,  so  ist  doch  der 
durch  die  Betrachtung  der  Kreis- Verhältnisziffern  gewonnene  Ge- 
gensatz zwischen  den  drei  erwähnten  Gruppen  durchaus  nicht  be- 
deutungslos und  für  Aveitere  Untersuchungen  im  Auge  zu  behalten. 

Namentlich  dass  gerade  die  vier  südlich-südöstlichen  Kreise 
ein  geschlossenes  Gebiet  hoher  Fremdgebürtigkeit  bilden ,  spricht 
fast  für  die  Wahrscheinlichkeit  eines  einheitlichen  ursäch- 
lichen Momentes,  für  die  Differenz  in  der  Wanderbewegung  in  die- 
sem gegenüber  den  übrigen  Teilen  des  Landes.  Die  [Möglichkeit 
einer  einheitlichen  Erklärung  ist  eine  ziemlich  vielfache.  Unter 
anderem  ist  es  fast  die  Grenze  des  überwiegenden  alemannischen  und 
schwäbischen  Volkscharakters,  die  den  Streifen  hoher  Fremdgebür- 
tigkeit von  den  übrigen  Landesteilen  scheidet.  Der  allgemeine  Be- 
völkerungscharakter ist  aber  selbstverständlich  nicht  schlechthin  ein 
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Element,  bei  dem  die  wissenschaftliche  Kausalforschung  still  stehen 
darf.  Ebenso  gut  wie  der  Bevölkerungscharakter  können  die  kli- 
matischen Verhältnisse  eine  besondere  Beweglichkeit  der  Bevölkerung 
mit  sich  bringen. 

Bei  der  Kritik  der  Verschiedenheiten  dieser  drei  Gebietsgruppen 
untereinander  ist  zu  beachten,  dass  keine  ein  ausgesprochenes  berutiiches 
Gepräge  hat,  dass  vielmehr  jede  dieser  Gruppen  Verwaltungsgebiete 
mit  ziemlich  autfallenden  berutiichen  Verschiedenheiten  umschliesst. 
Es  ist  das  schon  insofern  von  AVichtigkeit  für  die  Suche  nach 
den  Gründen  grösserer  oder  geringerer  Sesshaftigkeit,  als  darnach 
offenbar  für  das  Verhältnis  von  Gemeinde-  und  Fremdgebürtigkeit 
noch  andere  Gründe  als  die  berufliche  Gliederung,  als  insbesondere 
die  industrielle  Berufstätigkeit  der  Bevölkerung  massgebend  sind. 
Die  Kausalforschung  wird  eine  ganze  Reihe  von  Fäden  zu  verfolgen 
liaben ,  die  möglicherweise  zu  ursächlichen  Zusammenhängen  hin- 
führen. Zu  diesem  Ende  wird  in  Ernmnglung  einer  Kombinierung 
der  Gebürtigkeit  mit  der  Berufstätigkeit  die  enqueteartige  Spezial- 
forschung  und  tyi)ische  Einzelbeobachtung  unentbehrlich.  Zu  unter- 
suchen sind  hinsichtlich  eines  möglichen  Einflusses  auf  die  Sess- 
haftigkeit, auf  Abwanderung  und  Anziehung  Fremdgeborener  die 
sozialökonomisch  relevanten  Tatsachen  : 

1.  die  agrarische  Siedelungsweise ,  deren  Einwirkung  auf  den 
Zuzug  Fremdgebürtiger  Mayr  zuerst  für  Bayern  nachgewiesen  hat ; 

2.  die  landwirtschaftlichen  Besitz-  und  Betriebsgrössen ; 

3.  das  Vorhandensein  von  Gemeindenutzungen,  insbesondere 
die  Aufteilung  von  Allmend-Ländereien; 

4.  die  Bevölkerungsdichte; 

5.  die  Bodenfruchtbarkeit ; 

6.  die  industriellen  Standorte,  die  Dispersion  der  Industrie  im 
Lande ; 

7.  die  industriellen  Betriebsgrössen  und  Betriebsformen; 

8.  die  Lohnverhältnisse; 

9.  die  Verkehrsverhältnisse  im  Zusammenhang  mit  der  Möglich- 
keit, ohne  dauernde  Wolmsitzverlegung  gewissen  Erwerbsgelegen- 
heiten zu  folgen,  d.  h.  im  Zusammenhange  mit  der  periodischen 
Tageswanderung ; 

10.  der  Anteil  der  Geschlechter  an  der  Fremdgebürtigkeit  und 
insbesondere  der  Einlluss  der  Eheschliessung  auf  die  AVanderung, 
bezw.  Fremdgebürtigkeit ; 

11.  der  Einlluss  der  grösseren  Städte  auf  ihre  Umgebung,  über 
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den  unter  9  angedeuteten  Zusammenhang  hinaus. 

Eine  nach  diesen  verschiedenen  Richtungen  durchgeführte  Un- 
tersuchung der  einzehien  Landesteile,  beziehungsweise  ihrer  Bevöl- 
kerungselemente, wird  aber  möglicherweise  erst  neue  Perspektiven 
eröänen,  in  welchen  anderen  Beziehungen  Kausalzusammenhänge 
aufgedeckt  werden  könnten,  durch  die  sozusagen  System  in  die 
grosse  Masse  der  Wanderungstatsaclien  zu  bringen  wäre. 

Mit  Sicherheit  lässt  sich  dies  selbstverständlich  nicht  voraus- 
sehen, es  ist  ganz  wohl  denkbar,  dass  die  massenhaften  Einzeltat- 
sachen vorerst  das  Ergebnis  verhältnismässig  überwiegend  zufäUiger 
AVillensregungen  sind,  denen  die  Eignung  als  Massen- Willen  kate- 
gorisiert  zu  werden  fehlt. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutsclien  läudliclien 
Genossenschalten. 


Von 

Dr.  iMLax  Orabeiii. 
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Einleitmifi:. 

Unter  der  Fülle  neuzeitlicher  sozialer  Erscheinungen  darf 
die  ländliche  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  b  e  w  e  g  u  n  g  das  Inter- 
esse auch  des  agrarpolitischen  Fragen  fernerstehenden  Sozialpolitikers 
eingehender  beanspruchen.  Schon  ihr  äusserer  Umfang  berechtigt 
sie  hierzu.  Eine  Bewegung,  die  im  deutschen  Reich  binnen  weniger 
Jahrzehnte  über  19  000  Genossenschaften  mit  nahezu  1700  000  Mit- 
gliedern hat  entstehen  lassen  und  in  jugendlich-frischer  Entwieke- 
lungskraft  unsre  gesamte  Ijandbevölkorung  in  ihren  A\'irkungskreis 
einzureihen  bestrebt  ist,  kennzeichnet  sich  von  vornlierein  als  eine 
soziale  jMassenerscheinung  ersten  Ranges,  ilirer  äusseren  Ausbrei- 
tung ist  die  Intensität  ihrer  Bestrebungen  ebenbürtig.  Im  Gegen- 
satz zu  sonstigen  Interessenverbänden  beschränkt  sie  sich  nicht 
darauf,  den  einen  oder  anderen  wirtschaftlichen  Zweck  ihrer  Mit- 
glieder zu  fördern.  Sie  strebt  vielmehr  bewusst  danach  hin, 
die  Gesamtheit  ihrer  wirtschaftlichen  und  darüber  hinaus  ihrer 
sittlichen  und  geistigen  Verhältnisse  zu  erfassen  und  zu  beeinflus- 
sen. Eine  Bewegung  von  solchem  Umfang  und  dieser  Tiefe  äus- 
sert naturgemäss  mehr  oder  minder  bedeutsame  Rückwirkungen 
auch  auf  die  nicht  von  ihr  direkt  berüiirten  Teile  des  Volksganzen. 
In  zutreffender  Weise  wird  diese  allgemein  wirtschaftliche  und  so- 
ziale Bedeutung  der  ländlichen  Genossenschaftsbewegung  allerdings 
erst  dann  gewürdigt  werden,  wenn  sie  nicht  als  eine  spezifisch  länd- 
liche Erscheinung,  sondern  nur  als  ein  Glied  in  der  unser  gesamtes 
Wirtschafts-  und  Kulturleben  immer  stärker  durchdringenden  Ge- 
nossenschaftsbewegung überhaupt  betrachtet  wird. 

Mt  diesen  einleitenden  Sätzen  ist  zugleich  der  führende  Faden 
für  die  nachstehende  Darstellung  gewonnen.  Es  wird  zunächst  die 
ländliche  Genossenschaftsbewegung  als  eine  zwar  wirtschaftliche,  aber 
zugleich  sozialpolitische  Erscheinung  insofern  zu  betrachten  sein, 
als  sie  vornehmlich  die  wirtschaftliche  Förderung  der 
minder    begüterten    Klassen    der    Landbevölkerung    be- 
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zweckt.  Anschliessend  hieran  ^vel■den  ihre  sozialen  Wirkungen 
(im  engsten  Sinne  des  Wortes)  auf  die  G  1  i  e  d  e  r  u  n  g  und 
Beziehungen  der  verschiedenen  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t- 
1  i  c  h  e  n  K  1  a  s  s  e  n  der  L  a  n  d  1)  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  zu  schildern 
sein.  Anreihen  werden  sich  alsdann  Betrachtungen  über  ihren 
Einfluss  auf  die  sittliche  Erziehung,  die  geistige 
Ausbildung  und  wird  mit  der  Erörterung  der  Wohlfahrts- 
pflege (wiederum  im  engeren  Sinne)  ein  den  Mitgliederkreis  bzw. 
die  eigentliche  Zweckbestimmung  überschreitendes  Gebiet  ihrer  ge- 
meinnützigen Wirksamkeit  zu  berühren  sein.  Damit  leitet  die  Dar- 
stellung hinüber  zu  den  Rück  w  i  r  k  u  n  g  e  n  auf  die  gesamte 
W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  -  und  S  o  z  i  a  1  e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g. 

Als  Grundlage  für  die  folgenden  Betrachtungen  mögen  zunächst 
einige  kurze  Angaben  über  die  heutige  Ausbreitung  und  Organisation 
des  deutschen  ländlichen  Genossenschaftswesens  dienen.    Am  1.  Juli 
1905  bestanden  19  323  ländliche  Genossenschaften,    während  Mitte 
1895  7170,  Mitte  1885  etwa  1200  vorhanden  gewesen  waren.    Unter 
den  am  1.  Juli  1905  ermittelten  19  323  Genossenschaften  befanden  sich 
13  181  Spar-  und  Darlehenskassen, 
1867  Bezugs-  und  Absatzgenossenschaften, 
2832  Molkereigenossenschaften, 
1443  sonstige  Genossenschaften. 
Die    für    Ende    1902    vorliegenden    statistischen    Ermittlungen 
wiesen  nach 

bei  10  601  Spar-  und  Darlehenskassen  924425  Mitglieder 

.,       1408  Bezugs-  und  Absatzgenossenschaften  140  202  ., 

.,       1407  Molkereigenossenschaften  123  539  ., 

.,         265  sonstigen  Genossenschaften  18  754  ., 

13641  Genossenschaften  1 206  740  Mitglieder. 

Demgemäss  wird  der  Mitgliederbestand  der  gegenwärtig  vorhandenen 
19  323  Genossenschaften  auf  etwa  1  700  000  zu  veranschlagen  sein. 
Zur  Wahrung  ihrer  gemeinsamen  Interessen,  insbesondere  auch 
zur  Durchführung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Revision,  haben 
sich  die  Genossenschaften  zu  Verbänden  zusammengeschlossen.  Diese 
Verbandsorganisation  war  bis  vor  kurzem  gekennzeichnet  durch  die 
(jrruppe  des  R  e  i  c  h  s  v  e  r  b  a  n  d  e  s  der  deutschen  1  a  n  d- 
w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  G  e  n  0  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  mit  dem  Sitz  in 
Darmstadt  und  des  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  b  a  n  d  e  s  ländlicher  Ge- 
nossenschaften für  Deutschland  in  X  e  u  w  i  e  d.  Der 
Reichsverband  beruht  auf  der  Grundlage  der  Dezentralisation,  d.  h. 
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er  ist  eine  Vereinigung  selbständiger  Provinzial-  und  Landesver- 
l)ände  und  zwar  gehörten  ihm  am  1.  Mai  1905  28  in  den  einzelnen 
preussischen  Provinzen,  sowie  in  den  sonstigen  Bundesstaaten  er- 
richtete Genossenschaftsverbände  mit  zusammen  11546  Genossen- 
schaften an.  Ihm  stand  als  zentraler  Verband  der  General- 
verband gegenüber,  der  etwa  4700  Genossenschaften  im  Gebiete 
des  deutschen  Reiches  unmittelbar  umfasste,  gegliedert  in  12  formell 
unselbständige,  tatsächlich  indes  mehr  und  mehr  unabhängig  werdende 
Filialbezirke.  Im  August  1905  ist  eine  Vereinigung  dieser  beiden 
Grui^pen  in  der  "Weise  durchgeführt  worden,  dass  sicli  die  Neuwie- 
der Filialverbände  zu  selbständigen  Revisionsverbänden  umgebildet 
und  als  solche  dem  Reichsverband  angeschlossen  haben.  Die  Be- 
standsziffer des  Reichsverbandes  erhebt  sich  damit  auf  40  Verbände 
mit  über  16  000  Genossenschaften  und  1400  000  Mitglieder.  Von 
kleineren  Verbänden  abgesehen ,  hält  sich  hienach  nur  noch  der 
\'  e  r  1j  a  n  d  landwirtschaftlicher  K  r  e  d  i  t  g  e  n  o  s  s  e  n- 
s  chaf  t  e  n  im  K  g  r.  W  ü  r  1 1  e  m  1)  e  r  g  mit  etwa  1173  Genossen- 
schaften abseits  von  einer  zentralen  Genossenschaftsorganisation. 

Für  die  Durchführung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Auf- 
gaben bestehen  in  den  einzelnen  Verbänden  Zentralgenossen- 
schaften und  zwar  zum  Zweck  des  Bankverkelires  und  Geldaus- 
gleiches Z  e  n  t  r  a  1  k  r  e  d  i  t  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  für  den  ge- 
meinsamen Bezug  bezw.  Absatz  Z  e  n  t  r  a  1  e  i  n  -  und  -V  e  r  k  a  u  f  s- 
genossen  schaffen.  Entsprechend  der  zentralen  Grundlage 
des  Neuwieder  Verbandes  ist  in  dieser  Organisation  die  ländliche 
Zentraldarlehenskasse  für  Deutschland  in  Neuwied  für  sämtliche 
Spar-  und  Darlehenskassen  als  Zentralstelle  sowohl  für  den  Geld- 
und  AVarenverkchr  tätig,  während  allerdings  für  die  Neuwieder  Ab- 
satz- und  Produktivgenossenschaften  in  den  einzelnen  Verbands- 
bezirken selbständige  Landesgenossenschaftskassen  gebildet  worden 
sind.  El  wähnt  sei  endlich,  dass  auch  innerhalb  des  Reichs- 
verbandes im  Jahre  1902  eine  die  Selbständigkeit  der  terri- 
torialen Zentralgenossenschaften  freilich  unberührt  lassende  oberste 
Zentralstelle  für  den  Geld-  und  Warenverkehr  in  der  Landwirt- 
schaftlichen Reichsgenossenschaftsbank  zu  Darm- 
stadt mit  einer  Zweigniederlassung  für  den  Verkehr  mit  landwirt- 
schaftlichen Bedarfsartikeln  in  Hamburg  zur  Errichtung  gekommen 
ist.  Eine  eingehendere  Würdigung  der  verbandlichen  Organisation 
liegt  hier  ausserhalb  des  besonderen  Themas.  Jedenfalls  mag  das 
Eine  betont  werden,    dass  durch  die  straffe  geschäftliche    und  ver- 
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bandlicbe  Konzentration  der  ländlichen  Genossenschaften  die  in 
ihnen  liegenden  wirtschaftlichen  und  sozialen  Kräfte  eine  macht- 
volle Belebuns;  und  Stärkung  erfahren  hal)en. 


I.  Wirtschaftliche  Förderimg   der   minder   begüterten  Klassen 
der  Landbevölkerung. 

Vorherrschen    dieser   Klassen   in    der    Zahl   der 

Mitglieder. 

Der  wirtschaftliche  Zweckgedanke  des  Genossenschaftswesens, 
wie  seine  im  geltenden  Genossenschaftsgesetz  gegebenen  rechtlichen 
Grundlagen  machen  es  auch  ohne  nähere  Prüfung  von  vornherein 
w^ahrscheinlich ,  dass  sich  dieser  Vereinigungsform  nicht  die  wirt- 
schaftlich starken,  sondern  die  wirtschaftlich  schwächeren  Ele- 
mente bedienen.  Die  Ziffern  der  Statistik  erbringen  dafür  den  Be- 
weis. Allerdings  geben  sie  nur  indirekte  bezw.  teilweise  Anhalts- 
punkte, da  ein  vollständiger  Nachweis  über  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Stellung  sämtlicher  1,7  Millionen  Mitglieder  nicht  vorliegt. 
Zunächst  darf  schon  die  Tatsache,  dass  die  ländlichen  Genos- 
senschaften ihre  umfangreichste  Verbreitung  und  inten- 
sivste Ausgestaltung  in  den  Gebieten  des  landwirt  s  chaf  t- 
lichen  Mittel-  und  Kleinbetriebes  gefunden  haben,  als  ein 
beachtenswertes  Anzeichen  gelten.  Wird  als  Massstab  der  Ver- 
gleichung  das  Verhältnis  der  ländlichen  Genossenschaften  zur  land- 
wirtschaftlich benutzten  Fläche  betrachtet,  dann  ergibt  sich,  dass 
Mitte  1905  entfiel  eine  ländliche  Genossenschaft  auf 
in  Gebieten  des  Mittel-  in  Gebieten  mit  stark 

und  Kleinbesitzes.  vertretenem  Grossgrundbesitz 

Hektar  landw.  Hektar  landw. 

benutzter  Fläche.  l)enutzter  Fläche. 

Rhein-Pfalz  448  Brandenburg  2670 

Hessen  635  Posen  3168 

Rheinpreussen  862  Pommern  3624 

Württemberg  925  Westpreussen         4177 

Hessen-Nassau  941  Meckl.-Schwerin    4652 

AValdeck  995  Ostpreussen  5549 

Baden  1043  Meckl.-Strelitz       6732 

Es    ist   sicherlich   kein  Spiel    des    Zufalls,    sondern   die  Folge 
zwingender  wirtschaftlicher  Verhältnisse,  dass  die  ländlichen  Genos- 
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senschaften  in  der  Pfalz  und  in  Hessen  die  relativ  stärkste ,  in 
Mecklenburg-Strelitz  die  schwächste  Verbreitung  gefunden  haben. 
Diese  Gebiete  sind  eben  die  Extreme  landwirtschaftlicher  Besitz- 
verteilung, da  nach  der  Betriebsstatistik  von  1895  von  je  100  ha 
landwirtschaftlich  benutzter  Fläche  entfielen  auf  die  Betriebe 

bis  zu  2  ha     2—20  ha     20— 100  ha     über  100  ha 

in  in  Prozenten 

der  Pfalz  14,1  73,2  10,0  2,7 

Hessen  11,8  71,5  11,8  4,9 

Meckl.-Strelitz  3,4  6,8  29,1  60,7 

Mit  gleicher  Deutlichkeit  weist  auch  die  gewaltige  Höhe  der 
Mitgliederziffer  —  1  700  000  —  darauf  hin ,  dass  die  ländliche 
Genossenschaftsbewegung  ihre  Grundlage  in  den  breitesten  Schich- 
ten der  Landbevölkerung  haben  nmss.  In  erster  Linie  gilt  das  für 
die  13000  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassen  mit  ihren  ca. 
1 150000  Mitgliedern.  Unter  der  Annahme,  dass  hiervon  etwa  60% 
sell)ständige    Landwirte  ')     sind ,     würde    deren    G  e  s  a  m  t  z  i  f  f  e  r 

^)  Diese  Ziffer  stützt  sich  auf  eine  für  die  Prov.  Westfalen  gemachte  Er- 
hebung, enthalten  in  der  Westf.  Genossenschaftszeitung  1899,  S.  45.  Bei  den 
dort  Ende  1897  vorhandenen  320  Spar-  und  Darlehenskassen  waren  von  41 495 
Mitgliedern 

18  365  =  44,260/o  Landwirte 
10  445  =  25,17  „    Handwerker 
7369  =  17,76  ,    Arbeiter 
3261  =    7,86  „    Kauüeute 
2055  =    4,95  „     Beamte  u.  s.  w. 
Angesichts  der  starken,    vielfach   auch  in  ländlichen  Bezirken  verbreiteten  in- 
dustriellen Entwickelung  Westfalens    ist   hier   der   Anteil   der  Nicht-Landwirte 
erheblich  stärker   als   in   anderen   mehr   landwirtschaftlichen  Gebieten  und  ist 
demnach  für  den  Durchschnitt  des  deutschen  Reiches  die  Annahme  einer  höhe- 
ren Ziffer  etwa,    wie  oben,    von  60%  gestattet.     Mit  dieser  Annahme  stimmt 
überein,   dass  vox  Altkock:    Der  ländliche  Personalkredit  in  der  Prov.  Bran- 
denburg, Berlin  1900,    S.  37  für  die  Spar-  und  Darlehenskassen  dieser  Provinz 
den  Anteil 

der  reinen  Landwirte  auf  66  %  der  Mitglieder 

anderer  Berufsangehöriger 

mit  Landbesitz  „     21  ,       ,  „ 

anderer  Beruf  sangehöriger 

ohne  Landbesitz  „     13  ,       „  p 

berechnet.  Unter  den  , reinen"  Landwirten  rangieren  allerdings  noch  einige 
Prozent  kleiner  Landwirte,  die  wohl  kaum  ausschliesslich  aus  den  Einnahmen 
ihres  landw.  Betriebes  leben  können,  so  dass  der  Prozentsatz  von  66  etwas  zu 
hoch  ist  und  zutreffender  auf  den  oben  angenommenen  Mittelsatz  von  60%  zu 
ermässigen  sein  dürfte. 

6* 
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sich  auf  etwa  690000  stellen.  Hält  man  dem  gegenüber,  dass 
die  Betriebsstatistik  von  1895:  25000  landwirtscbaftlicbe  Betriebe 
mit  über  100  lia,  gar  nur  14000  Betriebe  mit  ühev  200  ha  land- 
wirtschaftlich benutzter  Fläche  festgestellt  hat^  dann  ist  klar,  dass  die 
Hauptmasse  der  Mitglieder  in  den  Reihen  der  mittleren  und  kleineren 
Besitzer  zu  suchen  ist.  Ganz  besonders  gehören  aber  die  nicht  Land- 
wirtschaft treibenden  Mitglieder  den  wirtschaftlich  schwächeren  Klas- 
sen an.  Hier  handelt  es  sich  um  wenig  bemittelte  ländliche  Hand- 
werker, Gewerbe-,  Handeltreibende,  landwirt- 
schaftliche und  gewerbliche  Arbeiter,  untere  B  e- 
a  m  t  e  u.  s.  w.  Mit  besonderem  Nachdruck  Avird  in  genossen- 
schaftlichen Kreisen  immer  darauf  hingewiesen,  dass  die  ländlichen 
Spar-  und  Darlehenskassen  tatkräftig  die  Interessen  auch  dieser 
Klassen  der  Landbevölkerung  fördern  wollen,  wie  sie  es  schon  äus- 
serlich  in  ihrer  Firma  :  „ländliche"  nicht  „landwirtschaftliche"  Spar- 
und  Darlehnskasse  zum  Ausdruck  bringen.  In  industriell  hochent- 
wickelten Gebieten  bilden  daher  diese  nicht  der  selbständigen 
Landwirtschaft  angehörigen  Klassen  bereits  die  Mehrheit  unter  den 
Kassenmitgliedern,  wie  die  unten  aufgeführte  Statistik  für  "West- 
falen nachweist. 

Endlich  sei  vermerkt,  dass  ein  für  das  Grossherzogtum  Hessen 
vorliegender  Nachweis  über  die  Einkommens-  und  Vermögensver- 
hältnisse der  Mitgheder  dortiger  Spar-  und  Darlehenskassen'  eine 
ziffernmässige  Bestätigung  der  vorangegangenen  Schlüsse  gibt.  Es 
betrug  das  durch  die  Besteuerung  bezw.  bei  deren  Fehlen  durch 
Schätzung  nachgewiesene  Einkommen  pro  Mitglied  bei  den 
ländlichen  Spar-  und  Darlehenskassen  ^) : 

in  der  Prov.  Oberhessen         898  Mark 
„      „         .,       Starkenburg     1028      „ 
„     „        „      Rheinhessen     1434      „ 
im  Grossherzogtum  Hessen  1107       „ 

Interessant  ist  an  diesen  Ziffern  einmal  die  Tatsache,  wie  er- 
heblich die  Unterschiede  im  Durchschnittseinkommen  zwischen  der 
in  ihrem  grösseren  Teil  von  Natur  wenig  begünstigten,  industriell 
schwächer  entwickelten  Provinz  Oberhessen  und  der  die  entgegen- 
gesetzten Verhältnisse  aufweisenden  Provinz  Rheinhessen  doch  sind. 
Im  üljrigen  ist  der  D  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1  s  1)  e  t  r  a  g  des  Ein- 
kommens   von    1107  Mark    in   einem   im   ganzen   doch   relativ 

1)  Geschäftsbericht  der  Landwirtschaftlichen  Genossenschaftsbank  zu  Darm- 
stadt für  1903,  S.  24. 
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wohlhabenderen  Staate,  wie  Hessen,  ein  uniimstösslicher  Beweis 
f  ü  r  die  Rekrutierung  der  K  a  s  s  e  n  m  i  t  g  1  i  e  d  e  r  v  o  r- 
n  e  h  m  1  i  c  h  aus  den  wirtschaftlich  schwächeren 
Schichten  der  Bevölkerung.  Die  für  die  Yermögens- 
verhältnisse  vorliegenden  Angaben  bestätigen  diesen  Schluss  s  p  e- 
ziell  für  die  selbständigen  Landwirte  unter  den  Mitglie- 
dern, da  für  die  Xichtlandwirte  das  Einkommen  wohl  nur  in  sel- 
teneren Fällen  aus  nennenswertem  Vermögen  fliessen  wird.  Sie  geben 
den  Durchschnittsbetrag  des  Vermögens  pro  Mitglied 
auf  15  602  Mk.  an. 

In  entsprechender  Weise  Hesse  sich  für  die  übrigen  Arten  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  dartun,  dass  auch  sie  in  der  Haupt- 
sache Angehörige  des  mittleren  und  kleinen  landwirtschaftlichen 
Besitzes  umfassen.  Für  die  Bezugs-  und  Absatzgenossen- 
schaften  ergibt  sich  ein  indirekter  Beweis  wiederum  aus  ihrer 
ganz  überwiegenden  V e r  1j  r  e  i t u n g  in  den  Gebieten  des  land- 
wirtschaftlichen Klein-  und  Mittelbesitzes.  In  den  7 
östlichen  Provinzen  Preussens  und  in  den  beiden  Grossherzogtümern 
Mecklenburg  sind  nur  220,  in  dem  übrigen  Reichsgebiet  1428  Ge- 
nossenschaften dieser  Art  zu  zählen.  Bei  den  ]\Io  Iker  eige  n  o  s- 
sen schaffen  begegnet  zwar  in  Ost-,  Westpreussen,  Pommern, 
Schlesien,  Mecklenburg  eine  relativ  recht  starke  Beteiligung  des 
Grossgrundbesitzes,  doch  wiegt  in  den  meisten  übrigen  Bezirken  die 
Anteilnahme  des  Klein-  und  Mittelbesitzes  vor.  Nach  der  Betriebs- 
statistik von  1895  waren  an  Molkereigenossenschaften  bezw. 
Sammelmolkereien  beteiligt  ') : 

10300  Betriebe  bis  zu  2  ha  mit 

31819  .,  mit     2-     5    .,       ., 

53  597  „  „       5—  20    „      „ 

43  561  .,  „    20—100    .,       ., 

8805  „  über  100    „      „ 

Wie  sehr  in  Gebieten  des  kleinbäuerlichen  Besitzes  selbst  der 
kleinere  Landwirt,  der  blosse  Häusler  am  molkereigenossenschaft- 
lichen Betrieb  Anteil  nimmt,  bringen  die  nachstehenden  Ermitt- 
lungen für  einige  kleinbäuerliche  Gemeinden  im  Vogelsberg  zur  An- 
schauung.    Es  betrug  in  der  Gemeinde  -) 

1)  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge.  Bd.  112:  Die  Landwirt- 
schaft im  Deutschen  Reiche.     S.  42*. 

'-)  Hessische  landwirtschaftliche  Zeitschrift,  Organ  des  hessischen  Land- 
wirtschaftsrates, 1904,  S.  12. 
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Die  Zahl     tt-  -i      ,  ,     Gesamte  Davon  wurden  verbraucht 

der    Kuh-       "of^ii    Milchpro-    im  Haus-  zur  Ver-    zur  Molkerei 
haltungen  ^^^^     ^         duktion  halt      fütterung    abgeliefert 

in   Litern 

Gersfeld  52  2,3       236  281 

Schachen  17  2,5  65  602 

Kippelbach         19  2,6         67  781 

Maiersbach         13  2,7  61354 

Es  handelt  sich  in  diesen  Gemeinden  im  Durchschnitt  um  klein- 
bäuerliche Besitzer,  da  eine  Kiihzahl  von  2,3 — 2,7  im  Mittel  einen 
Besitz  von  etwa  4  Hektar  entsprechen  mag.  Trotz  des  relativ 
stärkeren  Konsums  von  Milch  im  eigenen  Haushalt  und  zu  Ver- 
fütterungszwecken  liefern  selbst  diese  kleinbäuerlichen  Besitzer  die 
Hälfte  bis  zu  zwei  Drittel  ihrer  gesamten  Milcherzeugung  an  die 
Genossenschaft  ab  und  nehmen  an  den  Vorteilen  der  gemeinsamen 
Milchverwertung  dementsprechenden  Anteil. 

Endlich  umfasst  die  überaus  bunte  und  mannigfaltige  Gruppe 
der  „sonstigen"  Genossenschaften  in  der  Hauptsache  Unter- 
nehmungen, die  im  besonderen  den  Interessen  des  Klein-  und  Mit- 
telbesitzes dienen.-  Namentlich  gilt  das  für  die  den  gemeinsamen 
Absatz  bezw.  gemeinsame  Verarbeitung  bezweckenden  Getreide-, 
Vieh-,  Eier-,  Obst-,  Gemüse-Verkaufsgenossenschaf- 
ten, für  Maschinen-,  Winzergenossenschaften  u.  a. 
mehr.  Wenn  die  amtliche  Denkschrift  über  die  staatlichen  Getreide- 
lagerhäuser in  Preussen  ein  relativ  starkes  Hervortreten  des  Gross- 
grundbesitzes unter  den  Mitgliedern  der  betreffenden  Getreide- 
verkauf sgen  os  senschaften  ^)  zeigt,  so  sind  diese  Ziffern  eben 
nicht  typisch.  Von  35  Genossenschaften  haben  12  ihren  Sitz  in 
Pommern  und  nimmt  der  dort  stark  vertretene  Grossgrundbesitz  in 
innfangreicher  Weise  an  der  genossenschaftlichen  Getreideverwertuug 
teil.  Bei  den  sehr  zahlreichen  Getreideverkaufsgenossenschaften  in 
Bayern,  Baden,  Württemberg,  Elsass-Lothringen  herrscht  hingegen 
wiederum  der  kleine  und  mittlere  Besitz  fast  ausschliesslich  vor. 
Bezeichnend  für  die  Anteilnahme  dieser  Besitzgruppen  auch  an  den 
örtlichen  Vi  e  h  v  e  r  w  e  r  t  u  n  g  s  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c h  a  f  t  e  n  ist  die  Fest- 


^)  Die  genannte  amtliche  Denkschrift    für    1903   gibt   an,    dass    unter    den 
Mitgliedern  sich  befanden: 

2  ha  landw.  benutzter  Fläche 
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• 
Stellung,  dass  13   derartige  Genossenschaften  in  den  Reg.-Bezirken 

Hannover  und  Auricli  3600  Mitglieder  zählen,  während  nach  der 
Betriebsstatistik  von  1895  dort  nur  115  landwirtschaftliche  Betriebe 
von  über  100  ha  vorhanden  waren.  AVie  ferner  auch  in  den  Win- 
zer genossen  sc  haften  fast  ausschliesslich  nur  die  kleineren 
Winzer  beteiligt  sind,  die  grösseren  meist  ausserhalb  der  Genossen- 
schaft stehen,  zeigt  die  Darstellung  von  Deichen  ^).  So  beträgt 
der  Weinbergsbesitz  des  einzelnen  Mitglieds  bei  der  Winzergenos- 
senschaft Walporzheim  nur  12  Ar,  in  Ahrweiler  14  Ar,  in  Filzen 
16  Ar,  bei  9  weiteren  Genossenschaften  der  Rheinprovinz  39  Ar ; 
die  durchschnittliche  Traubenernte  stellte  sich  bei  19  bezw.  20 
rheinischen  Winzergenossenschaften  pro  Mitglied  auf: 
1897:  2318  Pfund  Trauben 
1898:  892 
Die  Zifl'ern  der  Statistik  bestätigen  hienach  allenthalben,  was  schon 
von  vornherein  als  wahrscheinlich  gelten  musste.  Die  Genossen- 
schaft ist  die  Wirtschaftsform,  in  der  sich  der  landwirtschaftliche 
Mittel-  und  Kleinbetrieb  und  die  übrigen  den  wirtsclurftlich  schwäche- 
ren Klassen  angehörenden  Elemente  der  Landbevölkerung  zur  ge- 
meinsamen Förderung  ihrer  Interessen  zusammengeschlossen  haben. 
Freilich  trägt  die  ländliche  Genossenschaft  nicht  den  Typus  einer 
einseitigen  Klassenorganisation ;  allenthalben  nimmt  vielmehr  in  mehr 
oder  minder  starkem  Masse  auch  der  Grossgrundbesitz  und  die 
sonstigen  oberen  Klassen  der  Landbevölkerung  an  den  genossen- 
schaftlichen Bestrebungen  tätigen  Anteil.  Bei  einigen  Genossen- 
schaftsarten, wie  Brennerei-,  Stärke-Spiritusverkaufs-Genossenschaf- 
ten  dominiert  sogar  der  Anteil  des  Grossgrundbesitzes,  das  Ge- 
samtbild bleibt  jedoch  ein  starkes  Hervortreten  des  mittleren  und 
kleinen  Besitzes. 

AN'ie  die  Wirksandceit  der  verschiedenen  Genossenschaftsarten 
das  wirtschaftliche  Wohl  der  an  ihnen  hauptsächlich  beteiligten 
minderbegüterten  Klassen  nun  fördert,  kann  mit  Rücksicht  auf  den 
zur  Verfügung  stehenden  beschränkten  Raum  hier  nicht  ausgeführt 
Averden  und  ginge  eine  solche  Darstellung  auch  über  den  engeren 
Rahmen  des  Themas  hinaus. 

Es  genüge  der  Hinweis,  dass  den  S  p  a  r  -  und  Darlehens- 
kassen das  hohe  Verdienst  zukommt,  gerade  dem  kleinen  Sparer 
eine  besonders  bequeme,  dabei  sichere  und  relativ  hohe  Zinsen  ge- 

^)  Deichen:  Die  Winzergenossenschaften  und  die  deutsche  Gesetzgebung 
über  Wein.     Schmollers  Jahrbücher,  1900,  Heft  4  S.  227  und  228. 
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• 
währende  Spargelegenbeit,  den  Kreditbedürftigen  eine  reelle,  be- 
queme, billige,  den  besonderen  Bedürfnissen  der  Landbevölkerung 
angepasste  Kreditquelle  erschlossen  zu  haben.  Nicht  minder  bietet 
der  genossenschaftliche  Bezug  durch  Zusammenfassung  des 
zersplitterten  Bedarfes  die  Vorteile  eines  billigen  Einkaufs  im  gros- 
sen, vor  allem  eine  Gewähr  für  die  Güte  der  Ware,  und  endlich 
haben  die  verschiedenen  Arten  der  Verkaufs-  und  Verarbei- 
tungsgenossenschaften gerade  dem  mittleren  und  kleinen 
Besitz  die  Möglichkeit  einer  höheren  Verwertung  seiner  Erzeugnisse 
verschafft. 


II.  Zusammeuarbeit  der  yerscliiedeuen  Klassen  der 
Laiidbeyölkerung. 

Trotz  des  ziffernmässigen  Uebergewichts  der  minderbegüterten 
Klassen  der  Landbevölkerung  unter  den  Mitgliedern  ländlicher  Ge- 
nossenschaften sind  diese  keineswegs  einseitige  Klassenorganisationen. 
Auch  die  höheren  Klassen  —  Grossgrundbesitzer.  Verwaltungsbe- 
amte, Geistliche,  Lehrer  und  andere  Berufsstände  —  nehmen  an 
ihren  Bestrebungen  einen  tätigen  Anteil.  In  dieser  Zusammenarbeit 
der  verschiedenen  sozialen  Klassen  liegt  ein  sozialpolitisch  überaus 
erfreuliches  Moment.  Sie  bewirkt  ein  genaueres  Sichkennenlernen, 
Verstehen,  Achten  und  trägt  damit  zu  einem  Ausgleich  vorhandener 
sozialer  Gegensätze  in  gewissem  Umfang  sicherlich  liei. 

a)  Anteilnahme  der  Grossgrundbesitzer. 

Die  Teilnahme  der  G  r  o  s  s  g  r  u  n  d  1)  e  s  i  t  z  e  r  an  der  länd- 
lichen Genossenschaftsbewegung  Avird  nun  vielfach  gerade  aus  Ge- 
nossenschaftskreisen als  nicht  lebhaft  genug  bezeichnet.  Nament- 
lich beklagt  man  ihr  Abseitsstehen  von  den  Spar-  und  Darlehens- 
kassen und  örtlichen  Bezugsgenossenschaften. 

Gewiss  hat  genossenschaftliche  Propaganda  Anlass,  die  noch 
vielfach  vorhandene  Zurückhaltung  des  Grossgrundbesitzes  zu  be- 
klagen und  zum  Anschluss  zu  werben.  Der  blosse  Berichter- 
statter darf  indes  mit  Bef r ie digung  feststellen,  dass 
schon  heute  in  weitem  Umfang  der  Grossgrundbesitz 
an  den  genossenschaftlichen  Bestrebungen  tätigen 
Anteil  nimmt.  Das  ist  namentlich  in  Pommern  und  der  Pro- 
vinz Sachsen  der  Fall.     Als  Grund  wird  hier  die  Wahl  der  be- 
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schränkten  Haftpflicht  bei  den  Spar-  und  Darlehenskassen,  in  Pom- 
mern überdies  noch  die  Bildung  von  Ein-  und  Verkaufsvereinen 
für  die  Kreise  bezeichnet.  Diesen  Kreisein-  und  -Verkaufsvereinen 
sind  die  grossen  Besitzer  direkt,  die  kleinen  und  mittleren  durch 
das  Bindeglied  der  örtlichen  Spar-  und  Darlehenskassen  angeschlos- 
sen. Die  Bildung  solcher  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  für 
die  Kreise  schafft  weit  leistungsfähigere,  auch  dem  Grossbetrieb 
Nutzen  bringende  Bezugsorganisationen ,  als  kleine  örtliche  Ge- 
nossenschaften es  sind;  sie  trägt  auch  dem  gesellschaftlichen  Zu- 
sammenhang der  Grossgrundbesitzer  eines  Kreises  Rechnung.  Aehn- 
liche  Gesichtspunkte  haben  denn  auch  vor  3  Jahren  im  Reg.-Bez. 
C  a  s  s  e  1  dazu  geführt,  eine  besondere,  allerdings  gleich  den  ganzen 
Regierungsbezirk  umfassende  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  für 
die  grösseren  Besitzer  zu  errichten.  Die  Zulassung  der  direkten 
Älitgliedschaft  von  Grossgrundl)esitzern  bei  zahlreichen  Zentralein- 
und  -verkaufsgenossenscliaften  entspringt  den  gleichen  Beweggründen. 

Leider  fehlen  nun  umfassende  Erhebungen  über  die  soziale 
und  wirtschaftliche  Stellung  der  Mitglieder  ländlicher  Genossen- 
schaften und  können  zahlenmässige  Anga])en  über  die  Anteilnahme 
des  Grossgrundbesitzes  nicht  gemacht  werden.  Lediglich  über  die 
Stellung  der  Verwaltungsorgane  —  Vorstand,  Aufsichtsrat,  Ren- 
dant  —  haben  einige  Verbände  Mitteilungen  veröffentlicht.  Li- 
teressant  sind  die  für  die  Provinz  Schlesien,  gerade  weil  hier  Klagen 
über  ungenügendes  genossenschaftliches  Interesse  der  grösseren  Be- 
sitzer laut  wurden.  Trotzdem  lässt  sich  feststellen,  dass  bei  den 
619  Spar-  und  Darlehenskassen  des  dortigen  Pi'ovinzialverbandes 
schlesisclier  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  1903  :  308  grössere 
Besitzer  als  Direktoren,  98  als  Rendanten,  273  als  Aufsichtsrats- 
präsidenten tätig  waren.  Beschränkt  man  die  Betrachtung  ledig- 
lich auf  die  Klasse  der  „Rittergutsbesitzer'",  so  ergibt  sich,  dass  in 
der  Statistik  für  1902  48  Rittergutsbesitzer  als  Vorsitzende  des  Auf- 
sichtsrates —  darunter  Mitglieder  des  bekanntesten  schlesischen 
Hochadels  — genannt  werden.  Als  Vorsitzende  des  Vorstandes  (Direk- 
toren) walten  11  Rittergutsbesitzer.  Dabei  kommen  sozialpolitisch 
so  interessante  Fälle  vor,  Avie  der,  dass  je  ein  Rittergutsbesitzer, 
Majoratsherr  und  ein  gräflicher  Besitzer  als  Direktoren  der  Kassen 
fungieren,  während  ihr  gestrenger  Herr  „Vorgesetzter"  —  der  Vor- 
sitzende des  x4.ufsichtsrates  —  dem  Stande  der  Freistellenbesitzer, 
Inspektoren,  Bauerngutsbesitzer  angehört. 

Relativ  stärker  als    es   ihrer  Vertretung   in  den    örtlichen  Ge- 
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nossenschaften  entspiiclit,  ist  erklärlicherweise  die  Teilnahme  des 
Grossgrimdbesitzes  an  der  Leitung  und  Kontrolle  der  genossen- 
schaftlichen Zentralstellen  —  der  Verbände,  Zentralkassen,  Zentral- 
ein- und  -vei'kaufsgenossenschaften.  In  den  Verwaltungsorganen 
dieser  Körperschaften,  in  dem  Vorstand,  Aufsichtsrat,  Beirat,  Aus- 
schuss  sind  die  durch  Bildung,  Besitz,  soziale  Stellung,  zur  Füh- 
rung der  Landbevölkerung  berufenen  grösseren  Besitzer  zahlreich 
zu  linden.  Bei  dem  Eaiffeisenschen  Verbände  in  Westj^reussen,  der 
bewegliche  Klage  über  zu  geringe  Teilnahme  der  Grossgrundbesitzer 
führte,  sind  unter  den  48  Mitgliedern  bezw.  ihren  Stellvertretern 
des  Verbandsausschusses  11  als  „Rittergutsbesitzer"  bezeichnet  und 
unter  den  19  „Gutsbesitzern"  dürfte  gleichfalls  noch  eine  Anzahl 
grosser  Besitzer  enthalten  sein.  Beim  Verband  Pommerscher  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  sind  von  8  Mitgliedern  des  Ver- 
bandsausschusses 4  Grossgrundbesitzer,  geringer  ist  hingegen  ihr 
Anteil  in  den  Verbandsbezirken  Schlesien,  Posen,  Brandenburg,  Li 
Posen  werden  von  13  Mitgliedern  des  Verbandsausschusses  5,  in 
Schlesien  bei  einem  Verband  in  Breslau  von  15 :  4,  bei  einem  Ver- 
band in  Xeisse  von  7  allerdings  nur  1  Mitglied  als  Rittergutsbesitzer 
bezeichnet.  Entspricht  das  starke  Hervortreten  des  grossen  Besitzes 
in  den  Zentralstellen  einzelner  Verbandsbezirke  dem  dort  herrschen- 
den Typus  der  Agrarverfassung  und  der  traditionellen  Stellung  der 
Grossgrundbesitzer  im  öfientlichen  Leben,  so  sei  doch  zugleich  an 
dieser  Stelle  bemerkt,  dass  in  jenen  Kollegien  zahlreiche  Vertreter 
anderer  sozialen  Klassen  mit  gleichem  Recht  und  gleichem  Einfluss 
einträchtig  zusammenarbeiten. 

b)  Anteilnahme  der   Geistlichen,  Lehrer,  V  e  r  w  a  1- 

t  u  n  g  s  I3  e  a  m  t  e  n. 

Li  besonders  starkem  Masse  nehmen  Geistliche  und  Volks- 
s  c  h  u  1 1  e  h  r  e  r  an  der  ländlichen  Genossenschaftsbewegung  An- 
teil. Sie  haben  sich  zu  solcher  Mitarbeit  in  erster  Linie  durch 
die  sittliche  und  geistige  Bedeutung  des  ländlichen  Genosseur 
Schaftswesens  bestimmen  lassen.  Demgemäss  geht  gerade  von 
ihrer  Mitwirkung  ein  hoher  idealer  und  sittlicher  Zug  aus.  Nicht 
zu  unterschätzen  ist,  dass  durch  eine  solche  Mitarbeit  Geistliclie 
und  Lehrer  mit  den  wirtschaftlichen  und  i)ersönlichen  Verhält- 
nissen ihrer  Gemeindemitglieder  engere  Fühlung  gewinnen  und 
erhöhtes    Vertrauen    für    ihre    Hauptberufstätigkeit    erlangen.     Zu 
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diesen  idealen  gesellen  sich  selbstverständlich  auch  ^vil•tschaft- 
liche  Gründe.  Ihre  höhere  Bildung,  ihre  Gewandtheit  im  schrift- 
lichen Verkehr,  ihre  Beherrschung  des  Wortes,  vielfach  auch  grös- 
sere Müsse  machen  sie  für  eine  solche  Tätigkeit  mehr  befähigt, 
als  im  Durchschnitt  den  mittleren  und  kleinen  Landwirt.  Am 
stärksten  tritt  die  Teilnahme  der  Geistlichen  und  Lehrer  bei  den 
Spar-  und  Darlehenskassen  in  Gebieten  des  Mittel-  und  Kleinbe- 
sitzes hervor.  Hier  wird  in  ül^eraus  zahlreichen  Fällen  das  Amt 
des  Geschäftsführers  (Rendant,  Kochner)  vom  Lehrer,  das  des  Auf- 
sichtsratsvorsitzenden vom  Geistlichen  verwaltet.  Selbst  in  der  keines- 
wegs durch  ein  besonderes  Vorherrschen  des  Klein-  und  Mittelbe- 
sitzes gekennzeichneten  Provinz  Schlesien  sind  bei  den  schon 
genannten  619  Kassen  des  Provinzialverbandes  88  Geistliche 
als  Vorsitzende  des  Aufsichtsrates,  45  als  Direktoren,  10  als  E,en- 
danten  tätig.  Von  Lehrern  fungieren  239  als  Rendanten,  34 
als  Direktoren,  39  als  Aufsichtsratsvorsitzende.  Auch  in  den  ge- 
nossenschaftlichen Zentralstellen  sind  beide  Klassen,  namentlich  im 
Xeuwieder  Verband,  stark  vertreten.  Unter  den  3G  Aufsichtsrats- 
mitgliedern der  Xeuwieder  Organisation  befinden  sich  17  Geistliche, 
ähnliche  Verhältnisse  walten  auch  l)ei  einer  Anzahl  A'erbände  im 
Reichsverband  ob.  An  der  Spitze  des  Verbandes  schlesischer  länd- 
licher Genossensciuifton  in  X  e  i  s  s  e  steht  ein  katholischer,  an  der 
des  schlesischen  Provinzialverbandes  landwirtschaftlicher  Genossen- 
schaften ein  evangelischer  Geistlicher  als  Verbandsdirektor,  ein  ka- 
tliolischer  xliutsbruder  fungiert  als  Stt'llvertreter,  von  15  Verbands- 
ausschussmitgliedern sind  3  Geistliche  und  3  Lehrer.  Ln  Bayeri- 
schen Landesverband  fungiert  ein  Geistlicher  als  stellvertretender 
A'erbandsdirektor,  und  behnden  sich  unter  den  10  Ausschussmit- 
gliedern 5  Geistliche.  Keiner  näheren  Erläuterung  bedarf  es,  dass 
die  staatlichen  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  b  e  a  m  t  e  n  in  zahlreichen  Fällen 
überaus  eifrige  Förderer  der  ländlichen  Genossenschaften  sind.  Li- 
teressant  ist  dabei  die  Tatsache,  dass  die  beiden  Schöpfer  bezw. 
Organisatoren  des  deutschen  ländlichen  Genossenschaftswesens  Raipf- 
EiSEN  und  Haas  Verwaltungsbeamte  gewesen,  jener  Bürgermeister 
in  rheinischen  Landgemeinden,  dieser  Kreisrat  (Landrat)  eines  hes- 
sischen Kreises.  Xiclit  zuletzt  war  es  eben  die  soziale  Bedeutung 
des  ländlichen  Genossenschaftswesens,  die  sie  die  Förderung  von 
Verwaltungsbeamten  gewinnen  Hess. 
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c)    ]\I  i  t  w  i  r  k  u  n  g    sonstiger    B  e  r  u  1"  s  s  t  ä  ii  d  c    u  n  d 

Klassen. 

Hinter  den  Führern  der  Genossenschaftsbewegung  marschiert 
eine  gewaltige  Armee,  buntgemischt  aus  allen  Kreisen  der  Land- 
bevölkerung. Es  begegnen  alle  Abstufungen  landAvirtschaftlichen 
Besitzes,  der  gutsituierte  Grossbauer  —  Gutsbesitzer,  Oekonom  — 
neben  dem  mittleren  und  kleinen  Bauern  bis  herab  zum  Häusler 
und  landlosen  Tagelöhner.  Auch  zahlreiche  Angehörige  anderer 
Berufsarten  —  Handwerker,  Kaufieute,  Beamte,  industrielle  xlrbei- 
ter  —  mit  und  ohne  Landbesitz  sind  namentlich  in  den  Spar-  und 
Darlehenskassen  zu  finden.  Hier  interessiert  nun  ganz  besonders 
die  Tatsache,  dass  diese  Klassen  nicht  nur  Mitglieder  von  Genossen- 
schaften sind,  vielmehr  in  nicht  seltenen  Fällen  leitende,  verant- 
wortliche Aemter  in  ihren  örtlichen  Genossenschaften  ausüben.  In 
der  Statistik  des  Provinzial  verband  es  schlesisclier 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  sind  81 
kleinere  Besitzer  als  Direktoren,  68  als  Eendanten,  70  als  Auf- 
sichtsratsvorsitzende tätig.  Stellenl)esitzer,  selbst  blosse  Häusler 
finden  sich  nicht  nur  als  Eechner,  sondern  selbst  als  Direktoren 
und  Aufsichtsratsvorsitzende.  Kennzeichnend  für  ein  solches  Zu- 
sammenwirken der  verschiedenen  Berufsarten  und  sozialen  Klassen 
ist  z.  B.  die  Kasse  S.  im  Kreise  Gross-Strehlitz,  bei  der  als  Direk- 
tor ein  Geistlicher,  als  Eechner  ein  Postagent,  als  Vorsitzender  des 
Aufsichtsrates  ein  Häusler  tätig  ist. 

d)  Annäherung  der  verschiedenen  Gesellschaft  s- 

k  1  a  s  s  e  n. 

Das  Zusammenwirken  im  Dienste  der  Genossenschaften  trägt 
unzweifelhaft  zu  einem  gewissen  Ausgleich  der  vorhandenen  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Unterschiede  bei.  Die  enge  räumliche  Berührung 
hat  auf  dem  Lande  die  sozialen  Unterschiede  nicht  verwischt,  son- 
dern vielfach  nur  gesteigert.  Hohe  Scheidewände  trennen  in  weiten 
Bezirken  nicht  nur  den  Grossgrundbezitz  vom  Klein-  und  Mittelbe- 
sitz, sondern  zum  mindesten  in  gleicher  Schärfe  die  verschiedenen 
Klassen  der  letztgenannten  Besitzgruppen.  In  diese  ständisch-exklu- 
sive Ordnung  der  ländlichen  Gesellschal't  l)ringt  die  Genossenschafts- 
bewegung eine  Art  demokratischen  Elements.  Schon  ihre  rechtliche 
Grundlage  Avirkt  nach  dieser  Eichtung.     Das  Genossenschaftsgesetz 
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gibt  jedem  Mitglied  —  ganz  unabhängig  von  der  Anzahl  etwaig 
erworbener  Geschäftsanteile  —  nur  eine  Stimme.  Es  untersagt  zu- 
gleich eine  Stimraenübertragung,  wodurch  ein  Mitglied  tatsächlich 
liöheren  Einfluss  als  andre  gewinnen  würde.  Die  Verwaltungsorgane 
—  Vorstand,  Aufsichtsrat  —  wählt  die  Generalversammlung  und 
kann  sie  beim  Vorhandensein  triftiger  Gründe  auch  wieder  absetzen. 
Entsprechende  Rechte  haben  die  einzelnen  Genossenschaften  in  den 
genossenschaftlichen  Zentralstellen  —  den  Verbänden  und  Zentral- 
genossenschaften. Im  Gegensatz  zur  kapitalistischen  Aktiengesell- 
schaft, in  welcher  der  Geldsack  herrscht  und  über  Bildung,  Ein- 
sicht und  Charakter  zu  siegen  vermag,  kommt  in  der  Genossenschaft 
die  Persönlichkeit  zur  vollen  Geltung.  Der  Häusler  vermag  seine 
Interessen  mit  dem  gleichen  Gewicht  zu  vertreten,  wie  sein  sonst 
so  mächtiger  Nachbar,  der  Grossgrundbesitzer.  Das  könnte  zu  einer 
]\rajorisierung  der  Grossen  durch  die  Kleinen  führen,  wenn  nicht  ein 
harmonischer  Ausgleich  der  vorhandenen  Interessengegensätze  sich 
anbahnte,  wie  ihn  das  gemeinsame  Zusammenarbeiten  ermöglicht. 
Es  vermittelt  eine  nähere  gegenseitige  Kenntnis,  die  freie  Aus- 
sprache über  die  verschiedenen  Bedürfnisse  und  Wünsche,  wodurch 
Verständnis  und  Achtung  vor  der  gegenseitigen  Lebenssphäre  geweckt 
und  gestärkt  Averden.  Der  kleine  Besitzer  lernt  im  l)enachbarten 
(Tutsherrn  einen  INIann  kennen,  mit  dem  ihm  nicht  bloss  zahlreiche 
wirtscJiaftliche  Interessen,  sondern  auch  eine  aus  der  Eigenart  des 
Landlebens  entstehende  sittliche  und  geistige  Lebensauffassung  viel- 
fach verknüpfen.  Und  der  Grossgrundbesitzer  lernt  das  hohe  Ptliclit- 
gefühl,  Selbstlosigkeit,  Ausdauer  und  die  klare  Verständigkeit  ken- 
nen und  achten,  die  nicht  selten  mit  schlichter  äusserer  Lebens- 
stellung und  gesellsciiaftliclier  Erscheinung  verbunden  sind. 

e)  Heb  u  n  g  d  e  r  u  n  t  e  r  e  n  K  1  a  s  s  e  n. 

Neben  der  Annäherung  der  verschiedenen  sozialen  Klassen 
geht  unbewusst  oder  auch  bewusst  eine  soziale  Hebung  der  unteren 
Klassen  einher,  ü  n  b  e  w  u  s  s  t  dient  diesem  Ziele  die  wirtschaft- 
liche Förderung  der  minderbegüterten  Klassen,  b  e  w  u  s  s  t  will  na- 
mentlich die  Erleichterung  des  Erwerbes  von  Haus 
und  L  a  n  d  dem  besitzlosen,  aber  strebsamen  Arbeiter  ein  soziales 
Emporsteigen  ermöglichen.  An  dieser  Aufgabe  einer  inneren  Koloni- 
sation arbeiten  die  Genossenschaften  sowohl  auf  dem  besonders 
empfänglichen  Boden  der  östlichen  Provinzen  P)'eussens,    wie  auch 
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im  Westen  iiud  Süden.  So  schilderte  auf  einem  Yerbandstag  in 
Schleswig -Holstein  im  Jahre  1903  ^)  ein  Geistlicher  die  Be- 
mühungen, die  kleinen  Kolonisten  in  einem  armen  Heidedorf  wirt- 
schaftlich und  sozial  durch  die  Tätigkeit  der  Spar-  und  Darlehenskasse 
zu  heben.  Ihn  leitete  dabei  die  Auffassung,  ..eine  jede  Gemeinde 
und  unser  ganzes  Volk  habe  das  allergrösste  Interesse  daran,  dass 
ein  Emporarbeiten  von  unten  nach  oben  möglichst  erleichtert  werde. 
Es  liegt  auf  d  e  r  H  a  n  d  ,  dass  man  mit  3  0  0  M  a  r  k, 
m  i  t  d  e  n  e  n  m  a  n  e  i  n  e  m  Arbeiter  zu  e  i  n  e  r  K  u  h  v  e  r- 
hilft,  ebensoviel  oder  viel  wohl  grössere  Hilfe  leisten 
kann,  als  m  i  t  1  0  0  0  0  M  a  r  k  ,  die  etwa  e  i  n  ^'  i  e  h  h  ä  n  d- 
1  e  r  f  ü  r  e  i  n  i  g  e  F  r  i  s  t  braucht  und  erhält.  Die  zwei 
schwersten  Hindernisse  für  den  kleinen  Mann  und  Arbeiter  in  land- 
wirtschaftlichen Verhältnissen,  der  vorwärts  will,  sind  aber  die 
Schwierigkeiten  des  Haus-  und  Bodenerwerbes,  und  die  Schwierig- 
keit, einen  massigen  Kredit  zu  erhalten".  Solche  Beweggründe  be- 
stimmten zur  Errichtung  einer  Spar-  und  Darlehenskasse.  Ihr  tra- 
ten „fast  lauter  Leute  bei,  die  als  Arbeiter  oder  Handwerker  mit- 
tellos begonnen  hatten  oder  auch  jetzt  noch  von  der  Hand  in  den 
Mund  leben  .  .  .  Taglöhner  ohne  Landbesitz  oder  mit  ein  wenig 
Land  für  1  oder  2  Kühe'-,  Die  Haftpflicht  und  Bürgschaft  solcher 
Leute  bestand  in  ihren  gesunden  Armen  und  ihrem  kraftvollen 
Willen,  und  auf  dieser  Grundlage  hat  ihnen  die  Kasse  helfen  kön- 
nen, ihnen  Geld  zum  Erwerb  von  Land,  Vieh,  Hausbau  gewährt. 
Eine  wirksame  Unterstützung  erfährt  diese  AVirksamkeit  der  Kas- 
sen neuerdings  durch  die  L  a  n  d  e  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1- 
t  e  n.  Sie  geben  den  einzelnen  Baulustigen  Baudarlehen  zu  sehr 
günstigen  Bedingungen  —  3  bzw.  3^/2%  Verzinsung  und  1%  Amor- 
tisation — ,  s  o  f  e  r  n  die  Spar-  und  D  a  r  1  e  h  n  s  k  a  s  s  e  n  die 
Bürgschaft  übernehmen.  Auf  diesem  Wege  wurden  im 
Reg.-Bez.  Cassel  unter  Bürgschaft  der  dortigen  Kassen  vermittelt 
1900  an  35  Arbeiter  100  000  Mark 


1901  . 

.  54 

165  000 

1902  . 

,  61 

162  015 

1903  , 

.  61 

168  000 

1904  . 

,  48 

167  750 

Vornehmlich  haben  gewerbliche  und  weniger  ländliche  Arbeiter 
von  dieser  Kreditquelle  Gebrauch  gemacht.    Die  älteren,  über  hohe 

1)  Referat  des   Pastor    Schmidt -Wodcler    auf    dem  Yerbandstag   1903  des 
Verbandes  schleswig-holsteinischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften. 
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Spareinlagen  verfügenden  Kassen  in  Süd-  und  Westdeutschland 
geben  in  umfangreicher  Weise  direkt  Baudarlehen  an  Arbeiter.  Ist 
hier  der  Zinsfuss  auch  höher,  47-2%  oder  5%,  so  bleibt  das  Verdienst, 
dem  wenig  vermöglichen  aber  strebsamen  Arbeiter  überhaupt  eine 
Gelegenheit  zum  Haus-  und  Landerwerb  zu  bieten,  doch  unbe- 
streitbar. 

Erwähnung  mag  endlich  finden,  dass  die  Genossenschaftsbe- 
wegung —  wie  eine  jede  junge  Wirtschaftsorganisation  —  befähig- 
ten, tüchtigen  Leuten  aus  einfacheren  Verhält- 
nissen ein  Emporsteigen  zu  angesehenen,  relativ 
gut  bezahlten  Stellungen  i  m  D  i  e  n  s  t  d  e  r  V  e  r  b  ä  n  d  e 
u  n  d  Z  e  n  t  r  a  1  g  e  n  0  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  ermöglicht  hat.  Freilich 
wohl  nicht  in  dem  Masse,  wie  in  der  ausgesprochen  demokratischen, 
neuzeitlichen  städtischen  Konsumvereinsbewegung.  Sind  doch  in 
dieser  sehr  viel  frühere  Arlieiter  —  Tischler,  Schlosser,  Schriftsetzer, 
Zigarrenarbeiter,  Schmiede,  Bergleute  —  als  Leiter  grosser  städti- 
scher Konsumvereine,  selbst  ihrer  Zentrale  —  der  Grosseinkaufs- 
gesellschaft deutscher  Konsumvereine  —  mit  ihren  Millionenumsätzen 
in  verantwortungsvollen ,  gutbezahlten  Stellungen  tätig  ^).  In  der 
ländlichen  Genossenschaftsbewegung  tritt  diese  Erscheinung  Aveniger 
stark  zu  Tage ,  weil  an  ihr  die  höher  gebildeten,  gesellschaftlich 
oberen  Klassen  von  vornherein  beteiligt  waren.  Immerhin  hat  auch 
hier  ein  Emi)orsteigen  begabter  Leute  aus  einfachen  Bildungs-  und 
Lebensverhältnissen  zu  angesehenen  gutbesoldeten  Stellungen  im 
Dienste  der  Verbände,  Zentralgenossenschaften,  grösserer  Produk- 
tiv- namentlich  Molkereigenossenschaften  stattgefunden.  Das  ist 
nicht  nur  ein  sozialpolitisch  erfreulicher,  sondern  auch  der  Sache 
selbst  nützlicher  Vorgang.  Er  begünstigte  die  Auswahl  tüchtiger 
Elemente,  förderte  den  Zusammenhang  mit  der  breiten  Masse  der 
Genossenschaftsmitglieder  und  ergänzte  so  wirksam  die  Mitarbeit 
der  zur  Führung  unserer  Landbevölkerung  im  öffentlichen  Leben  tra- 
ditionell berufenen  Klassen. 


')  H.  Kaufmann:    Geschichte    des    konsumgenossenschaf'tlichen  Grossein- 
kaufs.    Hamburg  1904,  S.  140  ff. 
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III.  Sittlich-erzieherische  Wirkuiigeu. 

a)  S  i  1 1 1  i  c  h  e  B  e  d  e  u  t  u  n  g  der  u  n  b  e  s  c  h  r  ä  n  k  t  e  n  H  a  f  t- 
j)  f  1  i  c  h  t ,     der    D  i  v  i  d  e  n  d  e  ii  b  e  s  c  b  r  ä  n  k  u  n  g     des    B-  e- 

s  e  r  Y  e  -  S  t  i  f  t  II  n  g  s  -  f  o  11  d  s. 

1 .    Unbeschränkte    Haftpflicht. 

„Bei  der  gesamten  Eiiiricbtung  und  Wirksamkeit  der  Genossen- 
schaften soll  neben  dem  Streben  nacb  materieller  Förderung  der 
Mitglieder  hauptsächlich  d  i  e  R  ü  c  k  s  i  c  h  t  a  u  f  d  i  e  g  e  i  s  t  i  g  e 
sittliche  Hebung  derselben  massgebend  sein",  so  heisst  es  im 
Statut  der  bisherigen  Xeuwieder  Spar-  und  Darlehenskassen,  und 
dieser  Grundsatz  leitet  dieGenossen  Schäften  anderer 
Verbände  auch  ohne  s t  a t u t a r i s c h e  F e s tl e g u n g.  Schon  die 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes  bzw.  der  Statuten  wirken 
dahin.  In  der  unbeschränkten  Haft  j)  flicht,  der  Beschrän- 
kung der  Dividendenzahlung,  der  Ansammlung  von 
Reserven,  des  •  S  tiftungsfon  d  s  ,  wie  sie  bei  den  ländlichen 
Spar-  und  Darlehenskassen  gehandhabt  wird,  liegen  Faktoren  von 
sittlich-erzieherischer  Bedeutung.  Der  Beitritt  zu  einer  Spar-  und 
Darlehenskasse  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  setzt  für  den  Wohl- 
habenden, der  den  Kredit  der  Kasse  wenig  oder  gar  nicht  in  An- 
spruch nimmt,  in  gewissem  Sinne  gemeinnützige  Motive  voraus. 
Ohne  erheblichen  persönlichen  Vorteil  übernimmt  er  das  Risiko, 
unter  Umständen  mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Genossenschaft  einzutreten.  Tatsächlich  ist  bisher  eine 
so  weitgehende  Inanspruchnahme  der  Haftptiicht  nie  oder  nur  ganz 
vereinzelt  vorgekommen,  aber  immerhin  sind  doch  eine  Reihe  von 
Fällen  zu  verzeichnen,  wo  einzelne  wohlhaliende  Mitglieder  mit  Be- 
trägen von  mehreren  Tausenden,  selbst  Zehntausenden  zur  Verlust- 
deckung herangezogen  wurden.  An  diesem  Sachverhalt  wird  wirt- 
schaftlich dadurch  nicht  viel  verändert,  dass  diese  Mitglieder  zu- 
gleich Mitglieder  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrates  waren,  ihre 
PHichten  vernachlässigt  hatten  und  daher  gesetzlich  zum  Schaden- 
ersatz verpHichtet  waren.  Denn  die  üebernahme  jener  Aemter  ist 
in  den  seltensten  Fällen  erstrebt  worden,  gedrängt  vielmehr  durch 
die  Wünsche  der  ^Mitglieder  wurden  sie  üliernommen.  An  sich 
ist  es  daher  begreiflich ,  dass  Männer ,  die  durch  ihre  Berufs- 
tätigkeit,   durch  zahlreiche    Ehrenämter    voll  in    Anspruch    genom- 
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men  und  mit  den  einschlägigen  kaufmännischen  Fragen  nicht  allent- 
halben sehr  vertraut  sind,  den  Pflichten  ihres  Amtes  in  der  Genos- 
senschaft nicht  immer  so  nachkommen  können ,  wie  es  gesetzliche 
Vorschrift  verlangt.  Es  konnte  daher  in  mehreren  Fällen  nicht  aus- 
bleiben, dass  sie  in  zu  weit  gehender  Vertrauensseligkeit  raffinierten 
Betrügereien  ungetreuer  Geschäftsführer  und  Beamten  zum  Opfer 
fallen.  Klüger  und  bequemer  wäre  ein  entschiedener  Verzicht  auf 
die  üebernahme  derartiger  dornenvoller  Ehrenpflichten.  Bei  dem 
Vorherrschen  einer  solchen  Gesinnung  wäre  aber  auch  die  Errich- 
tung und  AVirksamkeit  ländlicher  Genossenschaften  vielfach  unmög- 
lich gemacht.  Gemeinsinn  und  Opferwilligkeit  müssen  sich  daher 
regen  und  die  AVohlhabenden  an  ihre  sozialen  Pflichten  den  ^Nlin- 
derbegüterten  gegenüber  erinnern. 

2.    Beschränkung    der    D  i  v  i  d  e  n  d  e  n  v  e  r  t  e  i  1  u  n  g. 

Ebenso  stellen  die  Bestimmungen  über  Dividendeverteilung  einen 
Appell  an  den  Genieinsinn  dar.  Bei  den  bisherigen  Neuwieder  Spar- 
und  Darlehenskassen  wird  der  Verzicht  auf  eine  Verzinsung  der 
Geschäftsguthaben  überhaupt  empfohlen,  bei  den  Kassen  des  Reichs- 
verbandes ist  sie  in  der  Regel  nur  bis  höchstens  ■i'^/o  gestattet. 
D  e  r  ,T  a  g  d  n  a  c  h  hohe  n  G  e  w  i  n  n  e  n  ,  wie  sie  sonst 
im  Erwerbsleben  Triebfeder  ist,  wird  dadurch 
von  vornherein  ein  Riegel  vorgeschoben  und  so 
verhütet,  dass  die  Gewinnsucht  den  Geschäftsverkehr  l)eeintlusse. 
Manch  selbstsüchtig  denkendes  Mitglied  mag  das  „im  stillen  wur- 
men, ihn  ärgert  es,  dass  er  die  paar  Mark  Anteil,  die  ilim's  trüge, 
nicht  bekommt.  In  Wirklichkeit  aber  liegt  es  bei  unseren  Kassen 
so,  dass  sie  durch  ihren  Geschäftsbetrieb  das  ganze  Jahr  über  Di- 
vidende denen  austeilen,  die  ihre  Dienste  benutzen.  Der  Gewinn  wäre 
überhaupt  nicht  da,  wenn  nicht  die  \^erwaltungsorgane  auf  eine  Ver- 
gütung ihrer  Dienste  verzichteten.  Es  könnte  somit  gar  nichts  Un- 
gerechteres geben,  als  wenn  man  das,  was  durch  die  Tätigkeit  von 
Männern,  die  für  das  allgemeine  Wohl  selbstlos  arbeiten,  erworben 
ist,  verteilen  wollte.  Was  der  Gemeinsinn  erworben  hat,  das  soll 
gemeinnützig  verwandt  werden,  darum  konnnt  der  Ueberschuss  in 
den  S  t  i  f  t  u  n  g  s  f  o  n  d  s'" '). 

3.    S  t  i  f  t  u  n  g  s  -    und    R  e  s  e  r  v  e  -  F  o  n  d  s. 
Die    dem    RaiÖeisenschen    System    eigentümliche  Einrichtung 


^)  Raifteisenbote  für  den  Verbandsbezirk  Cassel  1903,  S.  105. 
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des  Stiftungsfonds  bezweckt  neben  den  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Reserven  einen  Fonds  zu  schallen ,  welcher  nach  Möglichkeit  vom 
fremden  Kapital  unabhängig  machen  und  gemeinnützigen  Zwecken 
dienen  soll.  Der  Stiftung  s  fonds  ist,  was  allerdings  gesetzlich 
nicht  völlig  unanfechtbar  ist,  unteilbar,  im  Falle  einer  Auf- 
lösung der  Genossenschaft  ist  er  von  der  Neuwieder  Zen- 
traldarlehenskasse so  lange  in  Verwahrung  zu  nehmen,  bis  in  dem 
betreuenden  Bezirk  eine  Genossenschaft  mit  ahnlicher  Tendenz  sich 
bildet.  Nach  den  Anschauungen  von  EaiÜ'eisen  soll  der  Stiftungs- 
fonds ein  „Patrimonium  der  Enterbten'-  werden,  das  zumeist  ver- 
loren gegangene  Gemeindevermögen  an  Flur,  Weide,  Wald  ersetzen: 
„Er  schützt  vor  zu  grosser  Xot  und  bietet  den  einzelnen,  sparsamen 
Gliedern  des  Yereinsbezirkes  stets  die  Mittel,  sich  wieder  in  bessere 
Verhältnisse  hineinzuarbeiten.  Es  ist  für  die  gesunkenen 
Glieder  der  Ges  ells  c  haf  t  gleichsam  die  Lei  ter,  um  wie- 
der emporsteigen  zu  könne n".  Im  speziellen  kann  der  Fonds 
dazu  dienen,  „Einrichtungen  zur  Hebung  der  Gesamtwolilfahrt  der 
Bevölkerung,  wie  Kleinkinderbewahranstalten,  Fortlnldungsschulen. 
Hospitäler  und  Krankenhäuser,  Asyle  für  Hilfsbedürftige,  alters- 
schwache Personen  u.  a.  mehr  ins  Leihen  zu  rufen". 

Von  der  Erreichung  dieser  hohen  Ziele  sind  allerdings  ange- 
sichts der  bescheidenen  Höhe  der  angesammelten  Reserven  und  Stif- 
tungsfonds die  Kassen  zur  Zeit  im  allgemeinen  noch  weit  entfernt. 
Indes  darf  erwartet  Averden,  dass  beim  konsequenten  Festhalten 
an  den  gekennzeichneten  Grundsätzen  im  Laufe  von  Jahrzehnten 
die  praktischen  Erfolge  sich  dem  vorschwebenden  Ideal  annähern 
werden  und  die  Ansammlung  bedeutender  eigener  Kapitalien  die 
Kassen  zu  einer  umfassenden  gemeinnützigen  Fürsorge  befähigen 
wird.  Dafür  bietet  die  später  zu  schildernde  Tätigkeit  zahlreicher 
älterer  Kassen  auf  dem  Gebiet  der  Wohlfahrtspflege  i.  e.  S.  schon 
heute  ein  praktisches  Beispiel,  das  die  hoffnungsvollen  Keime  einer 
machtvollen  zukünftigen  Entwickelung  erkennen  lässt. 

b)  S  i  1 1 1  i  c  li  e  G  r  u  n  d  s  ä  t  z  e  h  e  i  d  e  r  G  e  s  c  h  ä  f  t  s  f  ü  h  r  u  n  g. 

Bewirken  die  gesetzlichen  und  statutarischen  Grundlagen  eine 
Unterbindung  der  egoistischen  und  die  Förderung  altruistischer  Mo- 
tive, so  zieht  sich  diese  Tendenz  auch  tatsächlich  durch  die  ge- 
samte Geschäftsführung.  Der  schrankenlose,  sonst  im  Erwerbsleben 
herrschende  Egoismus,  der  den  })rivat(,'n  rnterni'hmer,  den  Händler 
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bestimmt,  seine  überlegenen  Kenntnisse,  stärkere  finanzielle  Stellung 
gegenüber  der  Unkenntnis,  Leichtgläubigkeit,  wirtschaftlichen  Schwä- 
che seiner  bäuerlichen  Abnehmer  bzw.  Lieferanten  bisweilen  in  gröb- 
lichster Weise  auszubeuten,  wird  ausgeschaltet  und  durch  die  Herr- 
schaft wirtschaftlicher  Gerechtigkeit  und  BilHgkeit  ersetzt.  Eine 
solche  Verschiebung  der  Triebfedern  wirtschaftlichen  Handelns  er- 
gibt sich  aus  dem  Wesen  der  Genossenschaft,  die  nicht  das  wirt- 
schaftliche Interesse  ihrer  selbst  oder  der  an  ihrer  Spitze  stehenden 
Personen,  sondern  nur  das  ihrer  Mitglieder  fördern  will.  Nicht 
verdienen,  sondern  dienen  soll  und  will  sie.  Die  gleiche  Zu- 
rückdrängung selbstsüchtiger  zu  Gunsten  gemeinnütziger  Motive  wird 
aber  auch  von  den  Mitgliedern  im  Verkehr  mit  ihrer  Genossen- 
schaft verlangt.  Auch  sie  müssen  lernen,  augenl)lickliche  persön- 
liche Vorteile  im  Interesse  der  genossenschaftlichen  Gesamtheit  hint- 
anzustellen. Von  diesem  idealen,  auf  die  Dauer  freilich  höchst 
reale  Vorteile  in  sich  schliessenden  Grundsatz  sind  viele  Genossen- 
schaftsndtglieder  heute  noch  weit  entfernt.  „Bei  der  Kreditge- 
nossenschaft'', so  erschallt  z.  B.  eine  typische  Klage  aus  West- 
falen i),  „möclite  man  den  billigen  Kredit  so  hoch  wie  nur  irgend 
möglich  ohne  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Kasse  und  der  an- 
dern Mitglieder  ausnutzen.  Geld  bringt  man  ihr  iiui-,  wenn  es  sich 
nicht  anderwärts  besser  anlegen  lässt.  Bei  der  Molkereige- 
nossenschaft ist  man  im  Sommer  so  grossmütig,  ihr  die  Milch 
zu  überweisen,  im  Winter  verkauft  man  am  liebsten  an  Private. 
Bei  der  Bez  ugsgenos  sens  chaf  t  kauft  man  nur  dann,  wenn 
man  durch  sorgfältige  Erkundigung  festgestellt  hat,  dass  sie  billiger 
als  der  Händler  ist ;  bietet  dieser  aber  nur  einige  Pfennige  billiger 
an,  so  kauft  man  nicht  von  der  Genossenschaft,  selbst  auf  die  Ge- 
fahr hin,  dass  diese  ihre  Waren  nicht  los  wird.  Bei  der  Vieh- 
verkauf sgen  oss  ens  chaf  t  möchte  man  das  gute  Vieh  dem 
Händler  verkaufen,  für  den  Verkauf  des  minderwertigen  soll  dann 
die  Genossenschaft  sorgen.  Die  grossen  und  schönen  Eier  will 
man  direkt  verkaufen,  kleine,  schmutzige  und  angebrütete  bringt 
man  zur  Eierverkaufsgenossenschaft." 

Klagen,  wie  diese,  sind  vielfach  zu  hören,  und  beweisen,  dass 
der  Genossenschaftsorganisation  noch  ein  gutes  Stück  Erziehungs- 
arbeit zu  tun  übrig  bleibt.  Gewiss  werden  noch  Jahrzehnte  dar- 
über vergehen,    bis   auch   das  letzte    Mitglied  einer  Genossenschaft 


*)  Westfälische  Genossenschaftszeituug,  1902,  S.  126. 
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es  lernt,  auf  kleine  persönliche  Vorteile  vorübergehender  Art  im 
Interesse  einer  dauernden  Stärkung  der  genossenschaftlichen  Ge- 
samtheit zu  A'erzichten.  Der  mangelnden  Einsicht  wird  bis  dahin 
mehr  und  mehr  durch  Einführung  einer  Liefer-  bzw.  BezugsiDtlicht 
bei  den  Absatz-,  Produktiv-,  Bezugs-Genossenschaften  nachgeholfen 
werden  können.  Im  übrigen  betont  die  zitierte  Darstellung  aus 
Westfalen,  dass  die  geschilderten  Fälle  .,nicht  die  Regel  bilden. 
Es  stossen  uns  im  genossenschaftlichen  Leben  auch  oft  genug  Bei- 
spiele auf,  die  geradezu  rühmendes  Zeugnis  dafür  ablegen,  dass  die 
Mitglieder  wohl  wissen,  was  sie  ihrer  Genossenschaft  gegenüber 
schuldig  sind.  So  hatte  vor  mehreren  Jahren  eine  Genossenschaft 
unseres  Verbandes  Mais  gekauft.  Das  Schiff,  in  das  der  Mais  ge- 
laden w^ar,  fror  in  der  Weser  fest,  die  Genossenschaft  musste  über 
4  Wochen  auf  den  Mais  warten.  Mittlerweile  war  der  Preis  von 
Mais  ganz  erheblich  gefallen,  die  Händler  boten  zu  viel  billigeren 
Preisen  an,  als  die  Genossenschaft.  Und  dennoch  wurde  die  Ge- 
nossenschaft den  Mais  zu  dem  höheren  Preis  los,  nicht  ein  Sack 
blieb  übrig". 

c)     Erziehung     der    Verwaltungsorgane     zum    G  e- 

m  e  i  n  s  i  n  n. 

Ganz  besonders  hohe  Anforderungen  werden  an  den  Gemein- 
sinn und  die  O  p  f  e  r  w  i  1 1  i  g  k  e  i  t  der  V  e  r  av  a  1 1  u  n  g  s  o  r  g  a  n  e  — 
Vorstand,  Aufsichtsrat,  Beamte  (Rechner  u.  s.  w.)  —  gestellt.  Ihre 
verantwortungsvolle  und  umfangreiche  Arbeit  üben  sie  bekanntlich 
zumeist  ehrenamtlich  oder  gegen  eine  höchst  bescheidene 
Vergütung  aus.  Lediglich  die  geschäftlichen  Leiter  bzw.  Beam- 
ten der  Verbände,  Zentralgenossenschaften,  grösserer  Produktiv- 
und  Absatzgenossenschaften  erhalten  ein  ihrer  Arbeit  angemessenes 
Gehalt.  Wie  wenig  für  die  geschäftsführenden  Organe  der  lokalen 
Genossenschaften  z.  B.  für  die  Rechner  (Rendanten)  der  Spar- 
und  Darlehenskassen  von  einer  ausreichenden  Bezahlung  ihrer  Dienste 
gesprochen  werden  darf,  erhellt  aus  der  Tatsache,  dass  bei  den  2071 
Spar-  und  Darlehenskassen  des  Bayerischen  Landesverbandes  das 
Durchschnittsgehalt  des  Rechners  etwa  118  Mark,  im  Schleswig- 
Holsteinschen  Verband  etwa  147  Mark  beträgt.  Man  wolle  sich 
vergegenwärtigen,  dass  die  dem  Rechner  obliegende  Arbeit:  Ver- 
einnahmung und  Verausgalnnig  sämtlicher  Gelder,  Führung  des 
Journals  und  der  Kontobücher,   Herstellung  von    monatlichen  und 
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Jahresabschlüssen,  Uebernahine  der  Korrespondenz,  des  persönlichen 
"N'erkehrs,  Yermitthmg  etwaiger  Warenbezüge,  Vorbereitung,  Teil- 
nahme an  den  Vorstands-,  Aufsichtsrats-,  Generalversammlungen 
u.  s.  w."  selbst  bei  den  kleinsten  Genossenschaften  die  Arbeitskraft 
des  Rechners  auch  bei  nur  mechanischer  Erledigung  der  Amtspflichten 
reichlich  in  Anspruch  nimmt.  AVieviel  mehr,  wenn  er  aus  innerer 
Begeisterung  rastlos  um  die  Ausarbeitung  und  Vervollkommnung 
der  Genossenschaft  sich  bemüht !  Noch  weniger  stellt  die  Gewäh- 
rung kleiner  Vergütungen  bzw.  von  Tagegeldern  an  Vorstand  und 
Aufsichtsrat  eine  nur  irgendwie  der  Arbeit  und  Verantwortung  ent- 
sprechende Entschädigung  dar.  Gering  ist  speziell  die  Verantwor- 
tung sicherlicli  nicht,  da  die  ^Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  für 
den  durch  Verletzung  ihrer  Obliegenheiten  entstandenen  Schaden 
persönlicli  und  solidarisch  haften.  Eine  goldene  Sinekure  ist  der 
Vorstands-  oder  Aufsiclitsratsposten  einer  Genossenschaft  also  nicht. 
Gehört  zur  Uebernahme  jener  Aemter  Gemeinsinn  und  Opfer- 
willigkeit, so  müssen  solche  Motive  noch  mehi-  bei  der  Führung  der 
Geschäfte  leiten.  Alle  persönlichen  Interessen  und  Rücksichten,  die 
gerade  in  kleinen,  örtlichen  Bezirken  sich  stark  fühlbar  machen^ 
sind  zurückzustellen,  nur  sachliche  Interessen  und  das  AVohl  der 
Gesamtheit  dürfen  entscheiden.  Vorstand  und  Aufsichtsrat,  insbe- 
sondere der  Spar-  und  Darlehenskassen,  haben  dabei  die  sittlichen 
Ziele  des  ländlichen  Genossenschaftswesens  nicht  ausser  acht  zu 
lassen  und  ilim-n  z.  B.  bei  der  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  Kredit- 
gewährung an  unbemittelte,  abi-r  tüchtige,  strebsame,  sparsame  Ge- 
meindegenossen, oder  an  leichtsinnige,  säumige,  i)riichtvergessene 
Schuldner  Rechnung  zu  tragen.  Ein  interessantes  Beispiel  dafür, 
wie  die  nüchtern-kaufmännische  Tätigkeit  durchdrungen  und  geleitet 
sein  muss  von  idealen  Zielen  und  Beweggründen,  wird  von  einer 
Spar-  und  Darlehenskasse  in  Posen  berichtet:  „Ein  Mitglied  der 
dortigen  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskasse  W.  hatte  vor  2  Jah- 
ren einen  grösseren  Kredit  in  laufender  Rechnung  eingeräumt  er- 
halten. Er  wirtschaftete  anfangs  ganz  gut,  gab  sich  dann  aber 
plötzlich  dem  Spiel  und  Trünke  hin  und  war  mehr  im  Wirtshaus 
wie  zu  Hause.  Der  sehr  eifrige  und  tüchtige  Vorstand  der  Kasse 
sah  das,  Hess  sich  den  Mann  kommen  und  ermahnte  ihn  eindring- 
lich, doch  davon  zu  lassen  und  seine  Familie  nicht  ins  Unglück  zu 
stürzen.  Die  Ermahnungen  fruchteten  aber  nichts  und  so  beschloss 
der  Vorstand,  das  letzte  ihm  zu  Gebote  stehende  Mittel  in  Anwen- 
dung zu  bringen  und  dem  Manne  das  Geld  zu  kündicren.    AVer  aber 
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nicht  zahlte,  war  Genosse  H.,  er  miisste  verklagt  werden ;  da  erst 
erschien  er  und  hat  den  Vorstand  himmelhoch,  ihn  doch  nicht  un- 
glücklich zu  machen.  Und  was  geschah?  Nachdem  H.Besserung 
gelobt,  legte  die  Kasse  noch  die  Gerichtskosten  für  ihn  aus.  H. 
ist  durch  diese  Mahnung  des  Vorstandes  wieder  zur  Besinnung  ge- 
langt, er  ist  tieissig  und  nüchtern  geworden  und  macht  zu  aller 
Freude  regelmässig  seine  Abzahlungen.  Wie  wir  sehen,  ist  nur 
durch  das  rechtzeitige  Eingreifen  der  Genossenschaft  die  Existenz 
der  Familie  gerettet  worden^  die  fraglos  verloren  war,  wenn  sich 
der  Vorstand  nur  von  rein  kaufmännischen  Motiven  hätte  lei- 
ten lassen,  denn  der  Kredit  war  durch  gute  Bürgschaft  gedeckt." 

d)  Erziehung  der  Genossenschaftsmitglieder  zur  Spar- 
samkeit und  0  r  d  n  u  n  g. 

Allgemein  anerkannt  und  hoch  bedeutsam  ist  ferner  das  Ver- 
dienst, das  sich  besonders  die  Spar-  und  D  a  r  1  ehnskassen 
durch  konsequente  Erziehung  zur  Sparsamkeit  und  0  r  d- 
nung  erworben  haben.  Durch  Eröfihung  bequem  zu  erreichender, 
sicherer  und  günstiger  Sparstellen,  durch  systematische  Pflege  des 
Kleiusparkassenverkehrs  haben  sie  in  bewusster  Absicht  gerade  die 
ärmeren  Gemeindeangehörigen  zum  Sparen  angeregt,  vor  mancher 
überflüssigen,  nicht  selten  nachteiligen  Ausgabe  bewahrt,  zur  Selbst- 
beherrschung, zum  fürsorgenden  Denken  an  die  Zukunft  erzogen. 
Ein  recht  anschauliches  Beispiel  für  solche  erziehliche  Tätigkeit  teilt 
der  AVestpreussische  Raifleisenbote  mit.  In  einem  Dorfe  des  Stuh- 
mer  Kreises,  so  heisst  es  in  der  dort  gegebenen  Schilderung,  ging 
es  früher  zur  Martinszeit  —  dem  Zeitpunkt  des  Dienstwechsels  — 
hoch  her.  „Bei  Bier  und  Branntwein,  beim  Klange  von  Klarinetten, 
Harmonika,  Bass  und  Geige  feierten  die  ländlichen  Tagelöhner  den 
Tag.  Am  nächsten  Tag  sah  man  dieselben  Männlein  und  Weib- 
lein trinkend  und  springend  in  den  Gasthäusern  und,  nachdem  sie 
des  guten  genug  getan,  singend  und  taumelnd  nach  Hause  gehen. 
So  ging  es  mehrere  Tage  hindurch.  Der  Besitzer  hatte  keine  Dienst- 
leute, musste  seine  Kinder  zu  Hause  halten,  und  die  Schule  gab 
Martiniferien.  Die  letzteren  hörten  zwar  in  letzter  Zeit  auf,  aber 
noch  immer  dauerte  es  3—4  Tage,  ehe  die  Dienstleute  ihren  Dienst 
antraten.  Seit  dem  vorigen  Martinstag  (1902)  ist  nun  hierin  ein 
Wandel  eingetreten.  Mehr  als  60  Dienstleute,  ausserdem  fast  70 
kleine  Leute  —  Einwohner,  Kätner,  Handwerker  —  begaben   sich 
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am  11.  Xovember  v.  J.  zum  Rechner  der  dortigen  Spar-  und  Dar- 
lehnskasse  und  überlieferten  ihm  ihre  Ersi^arnisse.  Xur  wenig  hörte 
man  infolgedessen  von  dem  früheren,  lustigen  Martinitreiben,  um 
9  Uhr  abends  waren  die  sonst  hell  erleuchteten  Fenster  dunkel. 
Woher  dieser  Wandel?  Er  rührte  daher,  dass  die  Schulsparkassen 
auch  den  Erwachsenen  eine  Mahnung  zur  Sparsamkeit  geben.  Als 
die  Schulkinder  allmählich  in  den  Besitz  von  zwar  kleinen  aber 
sich  stetig  mehrenden  Ersparnissen  kamen,  da  haben  sie  mit  Freude 
und  Stolz  ihren  dienenden  Geschwistern  ihre  Sparkarten  gezeigt. 
Diese  bedauerten,  dass  nicht  schon  zu  ihrer  Zeit  Schulsparkassen 
])estanden  und  suchten  das  Versäumte  nachzuholen." 

Wie  im  S  p  a  r-  so  liegt  auch  im  K  r  e  d  i  t  v  e  r  k  e  h  r  ein 
sittlich-erziehliches  Moment.  Schon  der  von  Raift'eisen  aufgestellte 
Grundsatz,  .,Faulenzern,  Verschwendern,  Trunkenbolden,  nachlässi- 
gen Wirtschaftern"  Darlehen  zu  versagen,  den  .,F  1  e  i  s  s  i  g  e  n  , 
Strebsamen,  S  p  a  r  s  n  m  e  n  ,  denjenigen  Mitgliedern,  die  in 
ihrer  Persönlichkeit,  d.  li.  in  Zuverlässigkeit  des  Charakters  und 
mit  aufrichtigem  ernsten  Bestreben,  sich  emporzuarbeiten,  die  er- 
forderliche (iarantie  für  eine  gute  Verwendung  der  Darlehen  bieten 
und  gute  Sicherheit  stellen  können,  u  n  t  c  r  a  1 1  »•  n  U  m  ständen 
zu  helfen",  wirkt  in  dieser  Riclitung.  Xiclit  iiiindcr  die  Forderung 
pünktlicher,  regolmä'^siger  Zins-  und  Ratenzahlungen.  Hiemit  nahm 
es  der  früliere  juivate  (leldgel)er  vielfach  nicht  genau.  Er  stundete 
Zins  und  Rück-  bzw.  Abzalilung  gerne,  natürlich  nicht  aus  Men- 
schenliebe, sondern  um  den  Schuldner  immer  mehr  in  Abhängig- 
keit zu  verstricken  und  dann  bei  gegebener  Zeit  das  wehrlose  Opfer 
gründlich  auszubeuten.  Solchem  unlautrem  Tun  tritt  die  Spar- 
und  Darlehnskasse  mit  Bewusstheit  entgegen.  Sie  l)esteht  auf  ])ünkt- 
liche,  regelmässige  Zins-  und  Abzahlungen,  weil  sie  weiss,  dass  nur, 
wenn  der  Schuldner  das  Gleichgewicht  z^vischen  Einnahmen  und 
Ausgaben,  die  Ordnung  in  seinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
l)eliaui)tet,  er  zur  Ablösung  seiner  VerpHichtungen,  zur  Verbesserung 
seiner  wirtschaftlichen  Lage  gelangen  kann.  Höher  als  solche 
wirtschaftlichen  Vorteile  sind  indes  die  e  t  h  i- 
s  c  h  e  n  z  u  v  e  r  a  n  s  c  h  1  a  g  e  n.  Erziehung  zur  Ordnung  und  Spar- 
samkeit bedeutet  Erziehung  zur  Selbstl)eherrschung  und  Ueberle- 
gung.  Das  Bewusstsein  der  Selbstüberwindung,  der  Sieg  über  die 
Wünsche  des  Augenblicks  lässt  den  Menschen  mehr  Achtung  und 
Vertrauen  zu  sich  selbst  gewinnen  und  festigt  damit  die  letzte  Grund- 
lage aller  menschlichen  Erfolge,  den  Charakter. 


104  Max  Grabein: 

IT.  Geisti2:e  Aus-  und  Fortbildung. 

a)  Allgemeine  geistige  Anregung  und  Belehrung. 

Xeben  der  sittlicli-erzieberischen  Bedeutung  des  ländlichen  Ge- 
nossenschaftswesens ist  auch  sein  Wert  als  eines  tiefgreifenden 
Bildungsmittels  für  unsre  Landbevölkerung  zu  beachten.  Die  Teil- 
nahme an  den  Genossenschaftsbestrebungen  bringt  unsre  Landbe- 
völkerung mit  zahlreichen,  ihr  bis  dahin  wenig  bekannten  wirt- 
schaftlichen und  technischen  Fragen  in  Berührung  und  gibt  ihnen 
damit  Gelegenheit,  mehr  oder  minder  mit  ihnen  vertraut  zu  wer- 
den. So  rückt  die  Mitgliedschaft  bei  S  p  a  r-  und  D  a  r  1  e  h  e  n  s- 
kassen  mannigfaltige  Einrichtungen  und  Grundsätze  des  moder- 
nen Geld-  und  Kreditwesens  dem  Gesichtskreise  näher:  die  ver- 
schiedenen Rechts-  und  Geschäftsformen  des  Darlehnsverkehrs,  des 
Kontokorrentverkehrs,  die  Grundsätze  für  die  Kreditbemessung, 
Zinspolitik,  die  Einrichtungen  des  Scheck-  Wechsel-  Likassover- 
kehrs,  Grundsätze  für  die  Beleihung  von  Grundstücken,  für  die 
Beurteilung  von  Wertpapieren  u.  a.  mehr.  Der  genossenschaft- 
liche Bezug  bringt  vielfältige  Aufklärung  über  Zusammensetzung, 
Wert,  Verwendbarkeit  von  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln,  über 
die  im  Handel  mit  ihnen  bestehenden  rechtlichen  Bestimmungen 
und  Usancen.  Aehnlich  erschliesst  die  Beteiligung  an  Molkerei-, 
Brennerei-,  Getreide-,  Vieh-,  E  i  e  r  v  e  r  k  a  u  f  s  -,  W  i  n  z  e  r- 
g e  n 0 s s e  n s  c h a f t e n  und  den  überaus  mannigfaltigen  sonstigen 
Genossenschaftsarten  das  Verständnis  für  die  mit  ihnen  verknüpf- 
ten wirtschaftlichen  und  technischen  Fragen.  Ganz  allgemein  Aver- 
den  Interesse  und  Kenntnis  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  —  in  den 
ausgedehnten  und  nicht  selten  komplizierten  Vorschriften  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes, —  sowie  in  der  Buchführung  geweckt  und 
gefördert. 

b)  Veranstaltung  von  I  n  s  t  r  u  k  t  i  o  n  s  k  u  r  s  e  n  für  die 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  o  r  g  a  n  e. 

Für  die  grosse  Mehrheit  der  Mitglieder  bleibt  zunächst  eine 
solche  Erweiterung  ihres  Wissens  eine  nicht  sehr  eindringliche. 
Tieferes  Verständnis  erwerben  die  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane 
Vorstand,  A  u  f  s  i  c  h  t  s  r  a  t ,  Rechner.  Bei  den  vorhan- 
denen 19  000  Genossenschaften  wird  damit  ein  Personenkreis  von 
etwa  200  000,    also   ein  erheblicher  Bruchteil  der  Landbevölkerung 
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ergriti'en.  Um  ihnen  die  Erlangung  der  erforderlichen  Kenntnisse 
zu  erleichtern,  sind  in  den  meisten  Genossenschaftsverbänden  In- 
formationskurse für  \^orstands- Aufsichtsratsmitglieder,  Rechner  üb- 
lich geworden.  Mit  Rücksicht  auf  die  sonstige  Berufstätigkeit  der 
Teilnehmer  ist  die  Dauer  solcher  Kurse  nur  eine  kurze,  2 — 6  Tage. 
Gegenstand  des  Unterrichtes  l)ildet  vornehmlich  die  praktische  Unter- 
weisung in  der  genossenschaftlichen  Buchführung,  daneben  werden 
Vorträge  über  die  Einrichtungen  des  Genossenschaftsverbandes,  über 
besonders  wichtige,  zeitgcmässe,  genossenschaftliche,  namentlich  ge- 
nossenschaftsrechtliche Fragen  gehalten.  Anerkennenswert  ist  da- 
bei die  Hingabe,  mit  der  Männer,  denen  eine  intensive  geistige 
Arbeit  im  allgemeinen  ungewohnt  ist,  an  diesen  arbeitsreichen,  an- 
strengenden Kursen  teilnehmen.  So  wurden  auf  einem  sechstägigen 
Kursus  täglich  6  Stunden,  von  8 — 11,  von  2 — 5  Uhr,  Unterwei- 
sungen in  der  Buchführung  erteilt,  von  11  — 12  Vorträge  gehalten, 
und  allabendlich  Diskussionsabende  veranstaltete,  so  dass  sich  ein 
tägliches  Arbeitsiiensum  von  9 — 10  Stunden  ergab.  Daher  ist  er- 
klärlich, dass  einem  Teilnehmer  an  einem  älmlichen,  arbeitsreichen 
Kursus  des  Verbandes  s  c  h  1  e  s  w  i  g  -  h  o  1  s  t  e  i  n  s  c  h  e  r 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  sich  der 
Stossseufzer  entringt:  „Das  war  fast  etwas  zu  viel  für  einen  nor- 
malen Landbewohner  (und  das  waren  die  Teilnehmer  alle),  der  ge- 
wohnt ist,  den  grössten  Teil  des  Tages  in  freier  Luft  zuzubringen. 
Um  so  erfreulicher  ist  es,  konstatieren  zu  können,  dass,  von  weni- 
gen durch  die  schlechte  Reisegelegenheit  bediiigten  Ausnahmen  ali- 
gesehen.  alle  bis  zu  p]n(le  aushielten.  Der  Eifer,  mit  dem  begonnen 
wurde,  hielt  ununterbröclicn  bis  zu  Ende  an,  ja,  gar  viele  der  Kur- 
sisten  waren  sogar  in  den  Pausen  bemüht,  entstandene  Lücken 
auszufüllen  und  sich  über  Sachen,  die  ihnen  unklar  geblieben  waren, 
ergänzende  Liformationen  einzuholen.'' 

Mit  Bewusstsein  sollte  bzw.  wird  dahin  gestrebt,  neben  den 
geschäftsführenden  Beamten  (Rendanten,  Rechner)  gerade  die  übri- 
gen Mitglieder  des  Vorstands  und  die  des  Aufsichtsrates 
zur  Teilnahme  an  den  Kursen  heranzuziehen.  Diesen  Gesichtspunk- 
ten hat  z.  B.  der  A"  e  r  b  a  n  d  P  f  ä  1  z  i  s  c  h  e  r  1  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t- 
licher  Genossenschaften  schon  seit  längerer  Zeit  durch 
Abhaltung  getrennter  Liformationskurse  für  Rechner  und  für  Vor- 
stands- und  Aufsichtsratsmitglieder  entsprochen  und  im  Jahre  1904 
nicht  weniger  als  9  je  dreitägige  Instruktionskurse  für  die  letztge- 
nannte Gruppe  veranstaltet.     Mit  der  Förderung  der  Kenntnis  al- 
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lein  ist  es  allerdings  nicht  getan,  es  gilt  auch,  die  Gleichgültigkeit, 
die  Arbeitsunlust,  mit  der  vielfach  namentlich  die  Aufsichtsratsmit- 
glieder ihr  Amt  versehen  bzw.  nicht  versehen,  zu  überwinden.  An 
dahingehenden  Hinweisen,  Mahnungen,  Verweisen  und  sonstigen 
geeigneten  Mitteln  lassen  es  die  Genossenschaftsverbände  nicht 
fehlen. 

c)    Einrichtung    der    deutschen    landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftsschule. 

Neuerdings  ist  nun  auf  dem  Gebiete  des  genossenschaftlichen 
Unterrichtswesens  ein  weiterer,  bedeutsamer  Schritt  zu  verzeichnen, 
insofern  die  systematische  Fachausbildung  der  berufsmässigen  Genos- 
senschafts- und  Verbandsbeamten  in  Angriff  genommen  worden  ist. 
Diesem  Ziel  dient  die  vom  Reichsverband  der  deutschen  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  im  Jahr  1904  errichteten  1  a  n  d- 
wirtschaftliche  Genossenschaftsschule  in 
Darmstadt.  Sie  begann  im  Herbst  1904  ihre  Tätigkeit  mit 
der  Veranstaltung  eines  5  wöchentlichen  ünterrichtskursus  für  be- 
rufsmässige Verbands-  und  Genossenschaftsbeamte,  Anwärter  auf 
derartige  Stellungen,  sowie  sonstige  Interessenten.  Der  günstige 
Erfolg  des  sehr  gut,  von  ca.  40  Teilnehmern  besuchten,  anregend 
verlaufenen  Kursus  hat  den  Plan  zu  einer  weiteren  Vertiefung  und 
systematischen  Gliederung  des  Unterrichtsbetriebes  reifen  lassen. 
In  Zukunft  werden  A  n  w  ä  r  t  e  r  auf  die  Stellungen  l)erufsmässiger 
Verbands-  und  Genossenschaftsbeamten  —  angehende  Revisoren, 
Wanderlehrer,  kaufmännische  und  technische  Beamte  von  Zentral- 
genossenschaften ,  grösseren  Produktiv- Absatzgenossenschaften  — 
in  einem  halbjährigen  Lehrgang  gründliche,  systematische 
Unterweisung  im  ländlichen  Genossenschaftswesen  erhalten.  Aelteren, 
erfahreneren  Verbands-  und  Genossenschaftsbeamten  soll  durch  Ver- 
anstaltung von  vierwöchentlichen  Fortbildungskursen  Gelegenheit  zur 
Vertiefung  und  Ergänzung  ihrer  durch  die  Praxis  erworbenen  Kennt- 
nisse geboten  werden.  Endlich  sind  kürzere  Informationskurse  für 
solche  Interessenten  geplant,  die  dienstlich  mit  dem  Genossenschafts- 
wesen in  nähere  Berührung  kommen,  für  Landwirtschaftslehrer,  an- 
gehende Justiz-  und  Verwaltungsbeamte.  Unzweifelhaft  werden  diese 
Bestrebungen  nach  einer  Vervollkommnung  der  Fachbildung  für 
die  Berater  und  ausführenden  Organe  der  ländlichen  Genossen- 
schaftsbewegung auch  ihre  Rückwirkungen  auf  die  breite  Masse  der 
Genossenschaftsmitglieder  ausüben. 
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d)  Beleb  r  u  n  g  durch  Y  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  e  u. 

"Wendet  sich  die  Betrachtung  wiederum  den  breiten  Schichten 
der  MitgHeder  zu,  dann  bedürfen,  neben  den  werktäglichen  Vor- 
gängen des  Geschäftsverkehrs,  die  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  e  n, 
genossenschaftliche  Bezirks  Versammlungen,  die 
Yerbandstage  besonderer  Erwähnung.  Allerdings  herrscht 
auf  manchen  Generalversammlungen  der  nicht  löbliche  Brauch,  in 
hastiger,  trockener,  wenig  anregender  Weise  nur  rein  geschäftliche 
Angelegenheiten  zu  erledigen.  GlückHcherweise  finden  sich  indes 
Vorstands-  Aufsichtsratsmitglieder  und  sonstige  Mitglieder  genug, 
die  auch  diese  rein  geschäftliclien  Angelegenheiten  anregend  und 
belehrend  zu  behandeln  wissen.  Vielfach  werden  auch  Vorträge  ge- 
nossenschaftlichen oder  landwirtschaftlichen  Inlialts  erstattet,  wie 
das  auf  den  genossenschaftliclien  Bezirksversammlungen  und  Ver- 
bandstagen durchweg  der  Fall  ist.  Mit  der  Belehrung  für  die  Zu- 
hörer gibt  eine  solche  Versammlungstätigkeit  den  Berichterstattern, 
Diskussionsrednern,  Versammlungsleitern  Gelegenheit,  sich  im  Hal- 
ten von  Vorträgen,  im  freien  Gedankenaustausch,  in  der  Handha- 
l>ung  gesehäftsordnungsmässiger  \'erhandlungsformen  zu  üben.  Wie 
wertvoll  diese  Scliulung  in  einer  Zeit  sehr  umfassender  Selbstver- 
waltung ist,  das  bedarf  keiner  weiteren  ErUiuterung. 

e)    Belehr  u  n  g     d  u  r  c  h     genossenschaftliche     F  a  c  h- 

1)  1  ä  1 1  e  r. 

Vielfältige  Belehrung  geht  weiter  von  den  g  e  n  o  s  s  e  n  s  ch  a  f  t- 
liehen  F  a  c  h  b  1  ä  1 1  e  r  n  aus.  Die  Mehrzahl  der  Genossen- 
schaftsverbände gibt  eigene  Fachzeitschriften  heraus,  andere  benützen 
für  ihre  Verötfentlichungen  die  Organe  der  allgemeinen  landwirt- 
schaftlichen Interessenvertretungen.  Der  R  e  i  c  h  s  v  e  r  b  a  n  d  lässt 
z.  B.  allen  ihm  angeschlossenen  Verbänden  und  deren  Einzelgenos- 
senschaften die  monatlich  zweinull,  in  einem  Umfang  von  je  3  Druck- 
bogen erscheinende  Deutsche  landwirtschaftliche  Genossenschafts- 
presse unentgeltlich  zugehen.  Fünfzehn  seiner  Verbände  lassen 
eigene  Verbandszeitungen  erscheinen,  die  in  die  Hände  vieler  tau- 
sender  Mitglieder,  insbesondere  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  ge- 
langen. Im  X  e  u  w  i  e  d  e  r  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  b  a  n  d  dient  das  „Land- 
wirtschaftliche Genossenschaftsblatt  für  Deutschland"  als  Zentral- 
organ,   für    die    einzelnen  Verbandsbezirke    werden  Baifieisenboten 
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herausgegeben,  deren  Auflage  1903  108168  Stück  betrug.  Das 
Halten  von  Zeitungen  beweist  freilich  noch  nicht  ihr  Lesen,  In- 
des ist  das  Lesebedürfnis  des  kleinen  Mannes,  dessen  Lesestoff  im 
Gegensatz  zu  dem  mit  Druckschriften  überschütteten  grösseren  Be- 
sitzer auch  nur  ein  beschränkter  ist,  keineswegs  so  gering,  wie  wohl 
geglaubt  wird.  Wenn  z.  B.  in  einem  vorponimerschen  Kirchspiel 
von  1410  Seelen  allein  117  politische  Zeitungen  gehalten  und  dafür 
1200  Mk.  Abonnementsgelder  entrichtet  wurden,  so  deutet  das  auf 
ein  recht  reges  Leseinteresse  hin.  Man  darf  daher  wohl  annehmen, 
und  vielfältige  Erfahrungen  beweisen  es,  dass  die  genossenschaft- 
lichen Fachblätter  nicht  nur  Abnehmer,  sondern  auch  Zehntausende 
von  Lesern  finden  und  damit  mancherlei  nützliche  Belehrung  und 
Anregung  bieten.  Neben  genossenschaftlichen  Mitteilungen  bringen 
sie  auch  Aufsätze,  Notizen  landwirtschaftlichen,  allgemeinen  Lihal- 
tes,  die  Raiffeisenboten  auch  solche  volkstümlicher  belletristischer 
Natur. 

f )  Errichtung   von   B  i  1:)  1  i  o  t  h  e  k  e  n. 

In  enger  Beziehung  hiermit  steht  die  Fürsorge  der  Ge- 
nossenschaften für  eigene  Bibliotheken,  bezw. 
Aufwendungen  für  die  im  Bezirk  v  o  r  h  a  n  d  e  n  e  n 
Schul-,  Vereins-  und  öffentlichen  Bibliotheken 
bezw.  Lesehallen,  Bei  der  Beschränktheit  der  zur  Zeit  für 
solche  Bildungszwecke  verfügbaren  Mittel  sind  bisher  im  allgemeinen 
solche  Aufwendungen  allerdings  relativ  gering.  Immerhin  ist  es 
doch  schon  bemerkenswert,  dass  in  den  Jahren  1899 — 1902  elf 
hessische  Kassen  für  die  bezeichneten  Zwecke  insgesamt  940  Mk,, 
darunter  Beträge  von  100,  150,  200  Mk,  stifteten.  Interessant  ist 
die  im  Kasseler  Raiffeisenboten  für  1903  enthaltene  Schilderung 
der  Einführung  einer  solchen  Bibliothek,  Der  Vorschlag  wird  zu- 
nächst von  wenig  fortschrittlich  gesinnten  Elementen  bekämpft : 
„Wir  aus  der  Bauernschaft  sind  gegen  den  Antrag,  Denn  wir  lesen 
die  Bücher  doch  nicht,  haben  sie  auch  nicht  nötig,  da  wir  auch 
ohne  Bücher  wirtschaften  können.  Zudem  kosten  sie  Geld.'-  Ein 
Befürworter  des  Antrags  erwidert:  „Gewiss  kann  man  auch  ohne 
Bücher  wirtschaften,  aber  man  frage  nicht,  wie?  Unser  Vorsitzen- 
der ist  doch  sicherlich  ein  tüchtiger  und  gescheiter  Landwirt,  aber 
trotzdem  ist  er  der  Ueberzeugung,  dass  man  nie  genug  lernen  kann." 
Durchschlagend  wirkt  dann  freilich  das  Argument,  dass  die  Bücher 
den  einzelnen  Mitgliedern  nichts  kosten,   sondern  aus  der  Vereins- 
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kasse  bezahlt  werden  sollen.  So  wurde  denn  in  der  folgenden  Ab- 
stimmung der  Antrag  mit  92  Stimmen  angenommen,  wobei  sich  5 
(es  waren  jene  .,Hinterwäldler")  der  Abstimmung  enthielten.  Das 
war  der  Anfang  der  Bibliothek,  deren  Segen  inzAvischen  so  allge- 
mein eingesehen  worden  ist,  dass  nunmehr  regelmässig  Jahresbei- 
träge zu  ihrer  Unterhaltung  und  Erweiterung  bewilligt  werden.  Um 
die  Anschaffung  von  geeigneten  Bibliotheken  zu  erleichtern,  ver- 
mittelt seit  einigen  Jahren  der  Neuwieder  Generalverband  derartige 
Büchersammlungen  —  im  Werte  von  30  hk  300  Mark.  Andere 
rienossenschaften  haben  sich  der  Hilfe  des  Zentralvereins  für  Volks- 
bibliotheken bedient.  Durch  seine  Vermittlung  hat  z.  B.  eine  pom- 
mersche  Spar-  und  Darlehenskasse  100  Bände  meist  volkstümlicher 
Erzählungen  zum  Preise  von  48  Mk.  bezogen.  Sie  verleiht  die 
Bücher  an  Mitglieder  unentgeltlich,  an  Nichtmitglieder  gegen  eine 
Gebühr  von  5  Pfg.  pro  Band  und  Monat.  Die  Bücherei  soll  sich 
eifriger  Benützung  erfreuen ;  einfache  Tagehihner,  die  ihre  Erspar- 
nisse zur  Kasse  tragen,  nehmen  mit  der  (Quittung  gerne  Lesestoff 
lieim  •),  Neben  den  Aufwendungen  für  Bibliotheken  begegnen  solche 
für  verwandte  Bildungszwecke,  Ueberweisungen  für  Gewerbe-Fach- 
schulen, für  Lehrmittel,  Inventar,  Prämien  in  Volksschulen,  für  Sti- 
l)endien  und  ähnliches  mehr. 

g)  V  e  r  a  n  s  t  a  1 1  u  n  g    v  o  n    U  n  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  s  -   ( F  a  m  i  1  i  e  n)- 

Abende  n. 

Endlich  sei  erwähnt,  dass  in  den  letzten  Jahren  vielfach  länd- 
liche Spar-  und  Darlehenskassen,  namentlich  solche  Neuwieder  Rich- 
tung, mit  der  Veranstaltung  von  Ln  t  er  h  alt  u  ngs-  (Familien)- 
ab enden  l)egonnen  haben.  An  einem  solchen  Familienabend  einer 
braunschweigischen  Kasse  leiteten  zunächst  ein  gemeinsames  Lied, 
dann  ein  Prolog  die  Zusammenkunft  ein,  woran  sich  der  Vortrag 
eines  Lehrers  über  die  Wartburg  in  Geschichte  und  Gegenwart 
schloss.  Nach  einer  durch  musikalische  Vorträge  ausgefüllten  Pause 
sprach  der  Ortsgeistliche  über  Frithjof  Nansens  Polarfahrt  und  ein 
Mitglied  erstattete  Bericht  über  den  letzten  genossenschaftlichen 
Verbandstag.  Die  letzte  Stunde  diente  heiterer  Unterhaltung :  „Ein 
Heutervortrag,  sowie  besonders  eine  von  einem  Mitglied  (dem  Ver- 
fasser des  Prologes)  gedichtete  Gesangsposse,  in  welcher  Ortseigen- 


')  Pommersches  Genossenschaftsblatt,  1904,  Nr.  22. 
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tümlichkeiten  und  Schäden  in  zarter  A\'eise  gebrandmarkt  wurden, 
versetzten  die  Anwesenden  in  die  lieiterste  Stimmung.  Mit  einem 
Volkslied  schloss  unser  Familienabend  rechtzeitig  genug,  so  dass 
ein  jeder  am  andern  Morgen  wieder  frisch  und  munter  seiner  Be- 
rufstätigkeit nachgehen  konnte.'-  (Raiffeisenbote  Erfurt,  1903, 
S.  155/56).  Bei  einer  Reihe  von  Familienabenden  im  Verbands- 
bezirk Cassel  wurden  neben  musikalischen  Darbietungen  Lichtbil- 
dervorträge über  den  Krieg  von  1870/71  gehalten.  Angesichts  des 
Mangels,  welchen  das  Land  in  bezug  auf  leichte,  anregende,  geistige 
Unterhaltung  gegenüber  der  mit  Theatern,  Konzerten,  Vorträgen 
überfluteten  grösseren  Stadt  erklärlicherweise  aufweisen  muss,  ver- 
dienen derartige  Bestrel)ungen  ländlicher  Spar-  und  Darlehenskassen 
ganz  besondere  Anerkennung. 

T.  Förderung:  der  Wohlfahrtspflege  i.  e.  Siune. 

Die  der  ländlichen  Genossenschaftsbewegung  zu  Grunde  liegen- 
den sittlichen  Triebfedern  und  Ideale  machen  es  begreiflich,  dass 
die  ländlichen  Genossenschaften  auch  über  den  Rahmen  ihrer  Ge- 
schäftstätigkeit hinaus  sich  als  Mitarbeiter  in  der  Förderung  ge- 
meinnütziger Bestrebungen  betätigen.  Soweit  sich  diese  in  mate- 
rieller Unterstützung  zeigt,  ist  sie  freilich  bescheidenen  Umfangs. 
Das  jugendliche  Alter  der  Genossenschaften  und  ihre  vorerst  noch 
geringe  Kapitalkraft  gestatten  es  nicht,  durch  äusserlich  im^ionie- 
rende  finanzielle  Leistungen  das  vorhandene  gemeinnützige  Literesse 
zu  bekunden.  Wertvoll  ist  indes  schon  die  ideale  Unterstützung, 
die  sie  den  vielgestaltigen  Bestrebungen  zur  Hebung  des  leiblichen, 
geistigen,  sittlichen  AVohles  der  Landbevölkerung  zu  teil  werden 
lässt.  Häufig  wird  auf  den  Generalversammlungen  der  Genossen- 
schaften und  Verbände  auf  diese  Wohlfahrtsbestrebungen  verwiesen 
und  die  tatkräftige  Mitarbeit  der  durch  Besitz  und  Bildung  hierzu 
befähigten  Klassen  angelegentlichst  erbeten.  Ueber  diese  ideale 
Unterstützung  hinaus  haben  ältere,  finanziell  schon  mehr  gekräftigte 
Genossenschaften  auch  eine  materielle  nicht  versäumt. 

Eine  interessante  Erhebung  über  solche  gemeinnützige  Auf- 
wendungen liegt  für  den  zum  Reichsverband  gehörenden  Verbau  d 
der  hessischen  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften vor.  Hienach  wurden  aus  dem  Reingewinn  für  ge- 
meinnützige bzw.  öfl'entliche  Zwecke  bestimmt  ^) : 

')  Deutsche  landwirtschaftliche  Genossenschaftspresse,  1904,  Nr.  8  S.  130. 
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im  Jahre  1899  von  36  Kassen  17  028  M. 

1900  „  53  „    16  297  .. 

1901  „     46  .,          16  806    „ 
,,       1902  „     55  „         27  409    „ 

Sa.:  190  Kassen  77  468  M7 
Von  diesen  Aufwendungen  dienten 

Zahl     ^  ,  .: 
r>  VI  1  Betraee 

Pos.  AwQc  k  der  * 

Kassen        M. 

a     Für  Bildungszwecke 36         2  866 

b     Für  Krankenpflege       35         3  486 

c     Dienstbotenprämien,  mildtätige  Zwecke  .     .         41         2  088 
d     An  die  Gemeinden  zu  öÖentlichen  Zwecken        11       13  814 

e     Für  kirchliche  Zwecke 18         2  738 

f     Für  sonstige  Zwecke 83       52  548 

Sa.  "224  ^77  468~ 
Unter  den  schon  an  anderer  Stelle  erwähnten  A  u  f  w  e  n  d  u  n- 
g  e  n  f  ü  r  B  i  1  d  u  n  g  s  z  w  e  c  k  e  linden  sich  Beiträge  für  Kloin- 
kinderschulen,  Schulmai)pen,  Lehrmittel,  Lesevereine,  Volksbiblio- 
theken, Schulbänke,  (Tiewerbeschulen,  Schulprämien,  Stii)endien;  un- 
ter den  A  u  f  w  v  u  d  u  n  g  e  n  f  ü  r  K  r  a  n  k  e  n  p  f  1  e  g  e  Beiträge 
für  Sanitätsvereine,  Krankenhäuser,  Diakonissen-  und  Schwestern- 
heime ;  unter  den  A  u  f  w  e  n  d  u  n  g  e  n  für  D  i  e  n  s  t  b  o  t  e  n  p  r  ä- 
m  i  e  n  u  ii  d  m  i  I  d  t  ä  t  i  g  c  Z  w  e  c  k  e  neben  den  Dienstbotenprä- 
mien Beiträge  für  Wasserschäden,  Armenunterstützung.  Besonders 
umfangreicli  sind  die  U  e  1)  e  r  w  e  i  s  u  n  g  e  n  an  die  G  e  m  e  i  n- 
d  e  n  zu  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  li  e  n  Z  w  e  t-  k  e  n.  Meist  fehlen  hier  Angaben 
über  den  besonderen  Verwendungszweck,  vereinzelt  wird  angeführt, 
dass  diese  Beiträge  für  AV'egeanlage,  Pflasterung  bestimmt  sind. 
Unter  den  Aufwendungen  für  kirchliche  Zwecke  begeg- 
nen Beiträge  für  Anschaffung  von  Särgen,  Leichenwagen,  Altar- 
decken, Orgeln,  Kirchenuhren,  für  Kirchenbau,  für  allgemeine  kirch- 
liche Zwecke.  Den  grüssten  Betrag  machen  die  Aufwendungen 
für  sonstige  Zwecke  aus.  Es  sind  das  zum  grossen  Teil 
Beträge,  bei  denen  ein  bestimmter  Verwendungszweck  gar  nicht  ge- 
nannt ist,  zum  andern  finden  sich  hier  Beiträge  für  die  mannig- 
faltigsten, zum  Teil  auch  wirtschaftlichen  Zwecke  —  Spritzen  der 
Weinberge,  Fuhrwerkswagen,  Unterstützung  notleidender  Genossen- 
schaften, Beiträge  an  landwirtschaftliche  Vereine,  Errichtung  eines 
Kriegerdenkmals,  Burenunterstützung,  Beitrag  an  den  Tierschutzver- 
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ein,  an  den  Verschönerungsverein,  an  Kriegervereine,  an  Turnvereine. 

Einzelne  Kassen  haben  sehr  beträchtliche  Aufwendungen  zu 
verzeichnen.     So  stiftete 

die  Spar-  und  Darlehenskasse  G  a  u  -  0  d  e  r  n  h  e  i  m  1900: 
2000  M.,  1901:  2731  M.,  1902:  7808  M.,  Sa:.  12  539  M. :  die  Spar- 
und  Darlehenskasse  D  o  r  n  -  D  ü  r  k  h  e  i  m  1899 :  8000  M.,  1900 : 
5025  M.,  1901:  4600  M.,  1902:  4000  M.,  Sa.:  21625  M.;  die 
Spar-  und  Darlehenskasse  W  al d -  U  e  1  v  e  r  s  h  e  i  m  1899  :  1294  M., 
1900:   3224  M.,  1901:  2686  M.,  1902:  3867  M.,  Sa.:   11071  M. 

Es  handelt  sich  hier  um  Kassen,  die  mit  einem  Betriebskapital 
von  600  000  bis  1  250  000  M.  arbeiten  und  Reingewinne  von  4000 
bis  9300  M.  erzielen.  Die  im  Verhältnis  zu  letzteren  ungemein 
hohen  gemeinnützigen  AufAvendungen  beweisen  also  ein  überaus  reges 
soziales  Interesse  und  Verständnis. 

Im  N  e  u  w  i  e  d  e  r  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  I)  a  n  d  wurde  1902  eine 
Erhebung  über  ländliche  Wohlfahrtspflege  durch  Spar-  und  Dar- 
lehenskassen veranlasst.  Von  3573  versandten  Fragebogen  kamen 
1577  beantwortet  zurück.  Danach  bestanden  im  Bezirk  von  927 
Genossenschaften  insgesamt  2037  Wohlfahrtseinrichtungen  unter 
Ausscheidung  landwirtschaftlich-technischer  öffentlicher  Einrichtun- 
gen. Von  diesen  2037  Wohlfahrtseinrichtungen  waren  350  von  den 
Genossenschaften  selbst  ins  Leljen  gerufen,  190  im  Vereinsbezirk 
bestehende  wurden  von  ihnen  materiell  unterstützt.  Unter  den  von 
den  Genossenschaften  selbst  errichteten  Wohlfahrtseinrichtungen  l)e- 
fanden  sich:  77  Sterbekassen,  36  Vereinsbibliotheken,  17  Einrich- 
tungen zur  Armenunterstützung,  11  Anschaffungen  von  Apotheken- 
schränken,  10  Vereinshäuser,  in  je  3  Fällen  Errichtung  von  Volks- 
bädern und  Telephonanschlüssen  u.  s.  w.  xVus  den  erteilten  Ant- 
worten ist  ersichtlich,  dass  nicht  nur  die  zumeist  noch  fehlenden 
materiellen  Mittel,  sondern  mehrfach  auch  mangelnde  Anregung  und 
Belehrung  eine  gesteigerte  Betätigung  hindern.  Um  letztere  Hinder- 
nisse zu  beseitigen,  ist  seitens  des  Generalverbandes  eine  besondere 
Kommission  für  ländliche  Wohlfahrtspflege  eingesetzt  und  die  be- 
sondere Förderung  dieser  Bestreitungen  in  den  Arbeitsplan  der  Neu- 
wieder Organisation  beschlossen  worden.  Ueber  dieses  Programm 
äusserte  sich  der  Berichterstatter  Pfarrer  SELL-Stepfershausen  auf 
dem  Neuwieder  Generalverbandstag  in  Berlin  1903  in  nachstehen- 
der Weise: 

„Die  Aufgal)en  unserer  Organisation  werden  hauptsächlich  auf 
folgende  Einrichtungen  abzielen:  1.  Vercinsbibliothek  (unser  Gene- 
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ralverband  hat  ein  sehr  empfehlenswertes  Verzeichnis  von  Büche- 
reien ausgehen  lassen).  2.  Krankenpflege.  3.  Apothekenschrank. 
4,  Volksbad.  5.  Sterbekassen.  6.  Kinderheime.  7.  Fortbildungs- 
und Haushaltungsschulen.  8.  Viehversicherung.  9.  Raifieisen-  und 
Familienabende  mit  Bezahlung  der  Redner  .  .  .  Warnen  möchten 
wir  vor  einem  übereiligen  Vorgehen  in  der  Wohlfahrtspflege. 
Es  ist  entschieden  schwer  zu  beklagen,  wenn  irgendeine  Wohl- 
fahrtseinrichtung ohne  einen  genügenden  Urund  innerer  oder 
äusserer  Art  kaum  ins  Leben  gerufen  bald  wieder  einen  sanften 
Tod  erleidet  ....  Dagegen  ist  mit  aller  Entschiedenheit  jene  trau- 
rige Gleichgültigkeit  abzuweisen  ,  die  ruhig  die  Hände  in  den 
Schoss  legt  und  meint:  „die  Sache  ist  hier  nicht  angebracht"  — 
„das  Volk  ist  für  derartige  ideale  Güter  doch  noch  zu  jung".  Das 
sind  doch  nur  Ausflüchte.  Freilich  ist  es  wahr,  was  in  einem  der 
Fragebogen  stand:  „Der  Bnuer  begreift  den  Geist  Raifl'eisens  nicht 
recht  und  ist  zur  Uneigennützigkeit  schwer  zu  erziehen;  wenn  der 
eigene  Vorteil  nicht  auf  der  Hand  liegt,  bleibt  er  indifl'erent".  Aber 
andrerseits  lebt  doch  diircli  den  Raitt'eisen-fiedankcn  eine  ganz  neue 
Gesinnung  in  der  Bauernschaft  auf,  und  es  ist  geradezu  rührend, 
wie  weitgehendes  Verständnis  und  oflenherzige  Teihialnnc  auch  die 
einfachsten,  scldiclitesten  Bauern  für  unsere  Saclie  in  fieimütigem 
Bekenntnis  otfenbaren" '). 

Es  darf  für  die  Zukunft  erwartet  werden,  dass,  angeregt  durch 
die  Propaganda  der  Genossenschaftsverbände,  sowie  des  verdienst- 
vollen Vereins  für  ländliclie  Wohlfahrtspflege,  unterstützt  durch  ihre 
zunehmende  flnanzielle  Ivräftigung,  die  Betätigung  der  ländlichen 
Genossenschaften  auf  dem  Gel)iete  gemeinnütziger  Fürsorge  um- 
fassender und  eindringlicher  als  bisher  sich  entfalten  wird. 

VI.  Allgemeine  volksAvlrtschaftliche  und  soziale  Rückwirkungen. 

Eine  soziale  Massenerscheinung,  die  bereits  heute  fast  1  700  000 
unserer  Landbevölkerung  als  Mitglieder  umfasst  und  ihren  Einfluss 
auch  auf  Hunderttausende  von  Nichtmitgliedern  geltend  macht, 
stellt  schon  an  sich  ein  beachtenswertes  Moment  unserer  volkswirt- 
schaftlichen und  sozialen  Gesamtentwickelung  dar.  Ihre  Bedeutung 
steigert  sich  aber  um  so  mehr,  als  in  ihr  Grundsätze  und  Ziele 
zum    Ausdruck    kommen ,    die   in    starkem   Gegensatz   zu    der    her- 


')  Landwirtschaftliches  Genossenschaftsblatt,  1903,  S.  321. 
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sehenden  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  stehen.  „Es  ist  ein 
überaus  merkwürdiges,  unser  volkswirtschaft- 
liches L  e  1)  e  n  und  T"  r  e  i  b  e  n  g  e  w  i  s  s  e  r  ni  a  s  s  e  n  auf 
einen  a  n  d  e  r  e  n  B  o  d  e  n  s t  e  1 1  e  n  d  e  s  P  r  i  n  z  i p  ,  das  sich 
hier  durchringt"  —  so  charakterisiert  Schmoller  den  Kern 
der  Genossenschaftsbewegung  ^)  und  dieser  Charakteristik  möchten 
sich  die  nachstehenden  Betrachtungen  anschliessen. 


a)  Z  u  r  ü  c  k  d  r  ä  n  g  u  n  g    des    kapitalistische  n    Gros  s- 

b  e  t  r  i  e  b  s. 

In  einer  Zeit,  in  welcher  der  kapitalistische  Grossbetrieb,  so- 
wohl in  der  Erzeugung,  wie  Verteilung  der  Güter,  mehr  und  mehr 
zum  Durchbruch  kommt,  ist  der  gemeinschaftliche  Geschäftsbetrieb 
kleiner  und  mittlerer  Erzeuger  bzw.  Verbraucher  auf  genossenschaft- 
licher Grundlage  sicherlich  eine  ebenso  merkwürdige,  wie  bedeutungs- 
volle Erscheinung.  Es  erscheint  wie  eine  Art  Sozialismus,  der  sich 
hier  in  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  hineinbaut,  und  daher 
hat  es  an  mehr  oder  minder  sozialistisch  denkenden  Genossenschaftern 
nicht  gefehlt ,  welche  in  der  Genossenschaftsbewegung  ein  Mittel 
zur  Herbeiführung  einer  neuen  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsord- 
nung erblickten  und  mit  Bewusstsein  propagierten.  Aeltere  Apostel 
des  Genossenschaftsgedankens,  halbe  und  ganze  Sozialisten,  wie  R. 
Owen,  Buchez,  Maurice,  Ludlow,  Holyoake,  V.  A.  Hüber 
u.  a.  gingen  von  solchen  Anschauungen  aus,  und  ebenso  ist  bekannt, 
dass  die  sog.  .,moderne"  städtische  Konsumvereinsbewegung  von 
diesem  Gedanken  vielfach  beseelt  wird. 

Die  deutsche  ländliche  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  b  e- 
Av  e  g  u  n  g  steht  nun  allerdings  einer  solchen  sozia- 
listischen Betrachtung  des  Genossenschaftsge- 
dankens durchaus  fern.  Der  „deutsche  Bauernschädel'- 
denkt  zwar  genossenschaftlich,  aber  doch  nicht  ., kollektivistisch''. 
Eine  sozialistische  AVirtschaftsordnung  erscheint  weder  dem  Gross- 
grundbesitzer, noch  dem  kleinen  und  mittleren  Besitzer,  der  mit 
zäher  Treue  an  der  Scholle  hängt  und  auf  ihr  sein  eigener  Herr 
sein  will ,  als  erstrebenswertes  Ideal.  Sozialistische  Ideen  kön- 
nen um  so  weniger  Anklang  linden,  als  bokanntermassen  in  der 
Landwirtschaft  der  Klein-  und  Mittelbetriel)  keineswegs  einer  Auf- 
saugung durch  den  Grossbetrieb   entgegengeht,  sondern   im  Gegen- 

*)  SCHMOLLKRs  Grundriss,  Teil  I.,  S.  444. 
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teil  durch  innere  Kolonisation  fortgesetzt  an  Boden  gewinnt.  Die 
deutsche  ländliche  Genossenschaftsbewegung  weist  eine  solche  be- 
absichtigte oder  ungewollte  Umgestaltung  der  heutigen  Wirtschafts- 
ordnung nicht  nur  von  sich  zurück,  nein,  sie  betrachtet  sich  sogar 
häutig  als  ihr  Schützer.  Sie  legt  sich  Schranken  auf,  um  nicht 
Glieder  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  auszuschalten.  Den  man- 
gelnden Ausbau  des  genossenschaftlichen  Bezuges  von  Lebensmit- 
teln auf  dem  Lande  begründete  unlängst  ein  Aufsichtsratsmit- 
glied der  Raift'eisenorganisation,  Amtsgerichtsrat  Klingenbiel,  auf 
dem  internationalen  Genossenschaftskongress  in  Budapest'):  „Wir 
haben  in  Deutschland  einen  kaufmännischen  und  gewerblichen  Mit- 
telstand, welcher  sehr  zahlreiche  selbständige  wirtschaftliche  Exi- 
stenzen umfasst,  der  im  grossen  und  ganzen  gewiss  nicht  bestrebt 
ist,  das  Publikum  ;uiszul)euten.  Bei  der  grossen  Bedeutung  dieses 
Mittelstandes  vermeiden  wir  es,  die  letzten  Konse(iuenzen  zu  ziehen, 
und  vermeiden  es,  diesen  Stand,  wenn  uns  nicht  die  Not  dazu 
zwingt,  zu  gefährden  oder  auch  nur  zu  beeinträchtigen.'*  Eine  solche 
mittelstandspolitischen  Ansciiauungen  entspringende,  vielfach  verbrei- 
tete Rücksichtnahme  findet  nicht  nur  dem  Zwischenhandel  in  Lebens- 
mitteln gegenüber,  sondern  auch  kleineren  und  mittleren  Gewerl)e- 
treibenden,   INIüllern,  Bäckern,  Schlächtern   u.  a.   mehr  statt. 

Liegt  mithin  der  1  ä  n  d  1  i  c  ii  e  n  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  b  e- 
w  e  g  u  n  g  der  Gedanke,  eine  Umgestaltung  der  heutigen  Wirtschafts- 
ordnung herbeizuführen,  an  sich  fern,  so  t  ragt  sie  tat  s  ä  c  h- 
1  i  c  h  im  m  e  r  li  i  n  d  ;i  zu  hei.  die  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  d  e  s 
K  a  p  i  t  a  1  i  s  m  u  s  in  h  ä  u  e  r  li  c  li  e  n  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  n  h  i  n  t- 
a  n  z  u  h  alte  n.  Diese  Wirkung  ist  eine  direkte  und  indirekte. 
Indirekt  äussert  sie  sich  in  der  von  ihr  erreichten  wirtscliaftlichen 
Kräftigung  des  Mittel-  und  Kleinbetriebs,  direkt  in  dem  Ersatz  der 
kapitalistischen  Betriebsform  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Kre- 
ditwesens, Gewerbes,  Handels  durch  die  Genossenschaft.  So  hat 
die  kräftige  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  der  ländlichen  S  j)  a  r- 
u  n  d  Darlehenskassen  unzweifelhaft  einer  Aus- 
breitung der  kapitalistischen  Gross  b  a  n  k  e  n  a  u  f 
d  e  m  f  1  a  eben  Ij  a  n  d  e  e  n  t  g  e  g  e  n  g  e  a  r  b  e  i  t  e  t.  An  Bemühun- 
gen, durch  Errichtung  von  Zweigstellen  in  kleinen  Städten  bzw.  in 
grösseren  Dörfern  die  Landbevölkerung  zur  Geschäftsverbindung, 
insbesondere  zur  Hergabe  ihrer  Spargelder  zu  gewinnen,    haben  es 

*)  Mitteilungen  über  den  sechsten  Kongress  der  internationalen  Genossen- 
schaftsallianz Budapest  1904.     Berlin  1905.     Puttkammer  k  Mühlbrecht  S.  249. 
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die  Banken  nicht  felilen  lassen,  Oefters  sind  an  Kreditgenossen- 
schaften allerdings  erfolglose  Angehote  ergangen,  sich  in  solche 
Zweigstellen  umzuwandeln.  Die  hreite,  durch  ihre  zentrale  Verbiur 
düng  gefestigte  Organisation  der  bäuerlichen  S})ar-  und  Darlehens- 
kassen hat  erfreulicherweise  einen  kräftigen  Schutzdamm  gegen  die- 
ses Anfluten  des  Grossbankentums  gebildet,  und  verhütet,  dass  das 
Grosskapital  zum  Beherrscher  des  ländlichen  Geldverkehres  wurde. 
Eben  so  haben  Molkerei-,  Brenn  er  ei-,  Stärke-  und 
sonstige  P  r  o  d  u  k  t  i  v  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  der  Aus- 
breitung der  kapitalistischen  B  e  t  r  i  e  b  s  f  o  r  m  auf 
diesen  Gebieten  Schranken  gezogen.  Allerdings  sind 
die  hierhin  gehörigen  genossenschaftlichen  und  privaten  Unter- 
nehmungen meist  solche  mittleren  oder  kleineren  Umfangs,  so  dass 
von  einer  Verdrängung  des  ..kapitalistischen  Grossbetriebes"  in  der 
Regel  nicht  gesprochen  werden  kann.  Immerhin  sind  doch  z.  B, 
unter  den  Molkereigenossenschaften  eine  Reihe  genos- 
senschaftlicher Grossbetriebe  vorhanden,  z.  B.  in  S  t  o  1  p  ,  S  t  a  r- 
g  a  r  d  ,  Breslau,  S  c  h  w  i  e  n  t  o  c  h  1  o  w  i  t  z  ,  F  r  e  y  b  u  r  g  a.  U., 
Chemnitz,  L  e  i  jj  z  i  g  ,  Plauen,  die  mit  einem  Kapital  von 
200  000  bis  600  000  M.  arbeiten  und  die  Beherrschung  der  städti- 
schen Milchversorgung  durch  kapitalistische  Grossbetriebe  nach  dem 
Vorbild  von  BOLLE-Berlin,  PrUND-Dresden  verhütet  haben. 

b)  Gegengewicht  gegen  industrielle  und  komme  r- 
z  i  e  1 1  e  K  a  r  t  e  1 1 13  i  1  d  u  n  g. 

Auf  dem  Gebiete  des  genossenschaftlichen  Bezuges 
lässt  sich  zunächst  gleichfalls  eine  teilweise  Ablösung  der  grosskapi- 
talistischen Betriebsform  durch  die  genossenschaftliche  wahrnehmen, 
insofern  die  Zentralstellen  für  den  Ein-  und  Verkauf  genossen- 
schaftliche Grossbetriebe  darstellen.  Weit  bedeutsamer  ist  jedoch, 
dass  durch  den  zentralisierten  genossenschaftlichen  Bezug  ein  Ge- 
gengewicht gegen  die  in  Kartellen  und  Syndika- 
ten g  e  e  i  n  i  g  t  e  Produktion  und  A 1)  s  a  t  z  v  e  r  m  i  1 1 1  u  n  g 
geschaffen  wird.  Die  unser  neuzeitliches  Wirtschaftsleben  kennzeich- 
nende, immer  mehr  fortschreitende  Kartellbildung  hat  mit  besonderer 
Schärfe  auch  Erzeugung  und  Vertrieb  der  wichtigsten  landwirtschaft- 
lichen Bedarfsartikel  ergriffen.  In  einem  zur  Zeit  lückenlosen  Syndikat 
ist  Erzeugung  und  Vertrieb  von  Kalisalzen  gebunden,  nahezu  ein- 
heitlich ist  die  P)-oduktion  von  Thomasmehl  im  Verein  deutscher 
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Thomasmehlfabrikeii  zusammeiigefasst,  die  Erzeugung  von  Salpe- 
ter steht  unter  der  Herrschaft  der  chilenischen  Salpeterkonvention. 
Machtvollen  Organisationen  der  Produzenten  sieht  sich  der  ver- 
brauchende Landwirt  in  der  Steinkohlen-,  Braunkohlen-, 
Koks-,  Brikett- Erzeugung  gegenüber,  mehr  oder  minder  ein- 
liussreiche  Konventionen  begegnen  ihm  in  der  S  u  p  e  r  p  h  o  s  p  h  a  t  - , 
Knochenmehl-,  Kai  k  Industrie.  Weniger  stark  tritt  eine 
solche  Kartellbildung  im  F  u  1 1  e  r  m  i  tt  e  1  h  a  n  d  e  1  zu  Tage,  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  die  Mehrheit  der  hierhin  gehörenden  Artikel 
bzw.  RohstoÖ'e  ihre  Herstellung  in  dem  dezentralisierten  landwirt- 
schaftlichen Gewerbe  erfahren.  Neuerdings  bekunden  indes  auch 
hier  Produktion  und  Handel  eine  Neigung  zu  kartellartigem  Zu- 
saramenschluss.  Die  Vereinigung  der  deutschen  Reismühlen  zu  einer 
Reis-  und  -  H  a  n  d  e  1  s  a  k  t  i  e  n  g  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t ,  die  X  e  r- 
e  i  n  i  g  u  n  g  d  c  r  H  a  in  b  u  r  g  e  r  B  a  u  u\  w  o  II  c  n  s  a  a  t  m  o  h  1- 
Im  porteure,  zahlreiche  Kartelle  in  der  ( )  e  1  i  n  d  u  s  t  r  i  e 
Nordamerikas,  dahinziclendc  Ringversuche  in  S  c  h  1  e  m  })  e  ,  B  i  e  r- 
t  r  e  b  (>  !•  11  und  M  a  1  z  k  e  i  m  e  n  sind  fühlbare  Anzeichen.  Endlich 
sei  der  Ringbildungen  in  Erzeugung  und  A'ertrieb  von  1  a  n  d  w  i  r  t- 
s  c  h  a  f  t  1  i  c  h  e  n  Maschinen  gedacht,  wie  sie  u.  a.  in  der  „1  n- 
t  e  r  n  a  t  i  o  n  a  1  H  a  r  v  e  s  t  e  r's  C  o  m  j)  a  n  y  '■  in  ( '  h  i  c  a  g  o  , 
einem  die  leistungsfähigsten  landwirtschaftlichen  Maschinenfabriken 
umfassenden  Trust,  zum  Ausdruck  kommen. 

Ist  auch  der  wirtschaftliche  EiiiHuss  und  die  volkswirtscliaft- 
liche  Bedeutung  dieser  mannigfachen  Kartellbildungen  ein  verschie- 
denartiger, im  Endziel  gehen  sie  doch  alle  darauf  hinaus,  ihre  Macht- 
stellung dem  zers})litterten  K(nisum  gegenüber  tunlichst,  ohne  sich 
selbst  zu  schädigen,  auszunutzen.  Damit  entsteht  die  Gefahr,  dass 
sowohl  in  der  Pieisstellung,  wie  in  den  sonstigen  Kauf-  und  Tjiefe- 
rungsbedingungen  die  Interessen  der  Konsumenten  eine  ungenügende 
Berücksichtigung  erfahren.  Dieser  Gefahr  gegenüber  gibt  es,  wenn 
von  einer  Erörterung  staatlicher  Regelung  des  Kartellwesens  hier 
abgesehen  wird,  nur  ein  Rettungsmittel :  die  Vereinigung  der  Kon- 
sumenten zu  Verbraucher  ( Bezugs-)  Genossenschaften.  Nur  ein  sol- 
cher, möglichst  lückenloser  Zusammenschluss  kann  die  in  ihrer  Ver- 
einzelung ohnmächtigen  A^erbraucher  zu  einem  widerstandsfähigen, 
mitl)estimnienden  Faktor  des  heutigen  Wirtschaftslebens  machen. 
W^ie  die  städtischen  Verbraucher  in  ihren  Konsumvereinen,  so  ha- 
ben die  Landwirte  diesen  AVeg  mit  der  Bildung  von  Bezugs- 
genossenschaften  und   anderen    dem   gemeinsamen  Einkauf 
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von  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln  dienenden  Genossenschaften 
und  Vereinigungen  beschritten.  Allerdings  sind  sie  von  der  Er- 
reichung des  Endzieles  noch  weit  entfernt,  da  die  gemeinsam  be- 
zogenen Rohstofie  im  Werte  von  etwa  170  Millionen  Mark  nur  et- 
wa Vo — V't  des  Gesamtbedarfes  ausmachen  dürften.  Für  einzelne 
landwirtschaftliche  Bedarfsartikel  —  namentlich  für  Kalisalze 
und  Thomas  m  e  h  1  —  ist  zwar  der  Anteil  der  genossenschaft- 
lichen Vermittlung  schon  ein  Avesentlich  stärkerer.  So  beziehen  die 
genossenschaftlichen  und  landwirtschaftlichen  Körperschaften  etwa 
die  Hälfte  des  Kalisalzes,  vom  Thomasmehl,  für  dessen  Bezug  eine 
fast  alle  diese  Körperschaften  umfassende  zentrale  Einkaufsstelle, 
die  Bezugs  Vereinigung  der  deutschen  Landwirte, 
besteht,  mehr  als  zwei  Fünftel  des  Gesamtverbrauches.  Indes  auch 
diese  Mengen  sind  noch  zu  klein,  um  den  fast  lückenlos  geeinten 
Produzenten  ebenbürtig  zu  sein.  Das  haben  die  deutschen  Land- 
wirte neuerdings  bei  dem  Ende  1904  bewirkten  Neuabschluss  des 
Kali-  bzw.  Thomasmehlvertrages  wiederum  erfahren,  Nicht  nur 
blieb  eine  ganze  Reihe  massvoller,  berechtigter  Wünsche  unerfüllt, 
sondern  im  Kalibezug  büssten  sie  ihre  seit  15  Jahren  innegehabte 
Vorzugsstellung  gegenüber  dem  Handel  ein.  Mag  man  diese  Vor- 
zugsstellung durch  die  besonders  umfassende  und  wirksame  Pro- 
paganda der  landwirtschaftlich-genossenschaftlichen  Körperschaften 
begründet  erachten  oder  nicht,  jedenfalls  deutet  der  Verlust  eines 
seit  so  langen  Jahren  innegehabten  Vorzugs  auf  die  üeberlegenheit 
des  Kontrahenten  —  des  Kalisyndikats  —  hin. 

Durch  solche  Erfahrungen  sind  genossenschaftliche  Kreise  be- 
lehrt worden,  dass  es  noch  einer  weit  stärkeren  Schulung  des  Korps- 
geistes der  Land^virte  und  einer  erheblicheren  Konzentration  und 
Erweiterung  des  genossenschaftlichen  AVarenbezuges  bedarf,  ehe 
dies  Gleichgewicht  zwischen  den  organisierten  Konsumenten  und 
Produzenten  hergestellt  ist.  Erst  wenn  durch  die  genossenschaft- 
lichen Zentralstellen  75  Prozent,  besser  80  oder  90  Prozent  des  Ge- 
samtverbrauches der  fraglichen  Bedarfsartikel  bezogen  werden,  dürften 
sie  den  Unternehmersyndikaten  ebenbürtig  sein.  Die  Unternehmer- 
verbände werden  es  dann  vermeiden,  den  Bogen  allzu  straff  zu  span- 
nen und  es  auf  einen  sie  schwer  schädigenden  Kampf  ankommen 
zu  lassen.  Denn  die  Kriegskosten  müssen  in  der  Hauptsache  sie 
in  Gestalt  verminderten  Absatzes  und  entgangener  Gewinne  tragen, 
während  die  Landwirte  wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
andere  Bedarfsartikel  als  Ersatz  benutzen,  bzw.  ohne  grossen  Scha- 
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den  zeitweise  den  Konsum  einstellen  können.  Ein  Wachsen  der 
Wünsche  der  organisierten  Konsumenten  ins  Masslose  ist  hierbei 
nicht  zu  besorgen.  Der  Rückhalt  an  ihren  nach  Hunderttausenden 
und  Millionen  zählenden  Mitgliedern  ist  nicht  überall  ein  unbedingt 
sicherer  und  die  Machtmittel  der  Unternehmersyndikate  sind  von  ge- 
waltiger Bedeutung.  Es  darf  daher  gehofft  werden,  dass  eine  mög- 
lichst gleich  starke  Organisation  der  Produzenten  und  Konsumen- 
ten nicht  zu  einem  erbitterten  Kampf,  sondern  zu  einem  gewapp- 
neten Frieden  führt,  in  welchem  gebührende  Rücksicht  auf  die  ge- 
genseitigen Interessen  von  beiden  Teilen  geübt  wird. 

c)  A  u  s  s  c  h  a  1 1  u  n  g    des    k  1  e  i  n  c  n    u  n  d    m  i  1 1 1  e  r  e  n    pri- 
vaten Handelsbetriebes. 

Gegen  die  vorangegangene  Scliilderung  des  antikapitalistischen 
Einflusses  der  ländlichen  Genossenschaftsbewegung  liegt  allerdings 
ein  Einwand  nahe.  Man  kann  ihr  vorwerfen,  sie  wirke  selbst  kapi- 
talistisch, insofern  sie  den  kleinen  und  m  i  1 1 1  e  r  e  n  H  a  n  d  e  1 
durch  Errichtung  von  lokalen,  an  grosse  Zentralstellen  angeglieder- 
ten Genossenschaften  ausschalte.  Im  Prinzip  ist  ein  solcher 
YorNvurf  wohl  berechtigt,  für  die  Praxis  gilt  er  bisher  nur  in  ge- 
ringem Masse.  Bislang  hat  die  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  li  a  f  t  s  b  e- 
wegung  —  allerdings  wider  Willen  —  im  allgemeinen  eher  zu 
einer  Vermehrung  und  Förderung  des  Privathandels 
namentlich  des  Grosshandels,  als  zu  seiner  Ausschaltung  Anlass  ge- 
geben. Die  Propaganda  genossenschaftlicher  und  landwirtschaftlicher 
Körperschaften  hat  in  den  letzten  20 — 30  Jahren  eine  gewaltige  Zu- 
nahme des  Verl)rauches  an  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln,  sowie 
der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  bewirkt,  wovon  auch  der  i)rivate 
Händler  Nutzen  zog.  So  erklärte  1902  auf  der  Düsseldorfer  Gene- 
ralversammlung des  Vereins  der  Grosshändler  in  Düngstoffen  und 
Futtermitteln  ein  Händler:  .,Es  sei  nicht  zu  verkennen,  dass  der 
Anschluss  der  kleinen  Bauern  an  Berufsgenossenschaften  dazu  bei- 
getragen hat,  diese  zur  Verwendung  von  Kunstdüngern  und  Kraft- 
futtermitteln anzuhalten ,  Avodurch  indirekt  der  Konsum  gehoben, 
was  teilweise  auch  den  Händlern  zu  gute  kam".  Eine 
Bestätigung  bieten  die  Ziffern  der  Berufs-  und  Gewerbezählung  vom 
14.  Juni  1885  im  Vergleich  zu  der  entsprechenden  Aufnahme  des 
Jahres  1882.  Es  wurden  nämlich  im  Handel  mit  landwirtschaft- 
lichen Produkten  gezählt : 
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1882:     63  884  Hauptbetriebe  mit     93  325  beschäftigten  Personen, 
1895:     89  522  „  „     151248 

Obwohl  um  die  Mitte  der  90er  Jahre  das  ländliche  Genossen- 
schaftswesen sich  schon  recht  ansehnlich  entfaltet  hatte  —  am 
1.  Juli  1895  gab  es  bereits  7170  ländliche  Genossenschaften  —  ist 
von  einem  Eiickgang  des  privaten  Handels  in  landwirtschaftlichen 
Produkten  und,  Avie  regelmässig  mit  ihm  verbunden,  in  landwirt- 
schaftlichen Bedarfsartikeln  nichts  zu  spüren.  Im  Gegenteil  ist  die 
Zahl  der  Haupthetriebe  und  noch  mehr  die  Ziffer  der  be- 
schäftigten Personen  recht  beträchtlich  gestiegen.  Ge- 
rade die  letzte  Tatsache  ist  besonders  beachtenswert.  Sie  deutet 
die  innere  Kräftigung  der  privaten  Betriebe  an. 

Allerdings  ist  es  das  bewusste  und  beharrliche  Streben  der 
ländlichen  Genossenschaftsbewegung,  den  Bezug  von  landwirtschaft- 
lichen Bedarfsartikeln  und  den  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeug- 
nisse immer  mehr  in  die  Hand  zu  bekommen.  Eine  Schädigung, 
vielfach  gänzHche  Ausschaltung  des  privaten  Handels  ist  damit 
unvermeidlich.  Namentlich  wird  der  kleine  und  mittlere  Händler 
hiervon  betroffen  werden,  während  der  Grosshändler  sich  noch  für 
lange  Zeit  als  ein  ebenbürtiger  Konkurrent  behaupten  dürfte.  So 
schmerzlich  die  Ausschaltung  kleiner  und  mittlerer  Händler  für 
diese  selbst  sein  mag  und  ,  soweit  tüchtige  ,  reelle  Glieder  des 
Handelsstandes  in  Betracht  kommen ,  auch  vom  sozialpolitischen 
Standpunkt  bedauerlich  erscheint,  für  die  Volkswirtschaft  im  gan- 
zen bedeutet  sie  einen  Gewinn.  Sie  stellt  den  Sieg  der  wirtschaft- 
lich vollkommenen  Organisation  über  eine  veraltete,  teurer  arbei- 
tende, entbehrlich  gewordene  Form  der  Absatzvermittlung  dar.  Die 
Genossenschaften  sind,  mit  Schmoller  zu  reden:  „Grossbetriebe, 
Vertreter  des  Neuen,  des  Fortschrittlichen.  Es  wäre  falsch,  sie 
durch  Steuern  oder  sonstwie  erdrücken  zu  wollen  .  .  .  Jedenfalls 
aber  kann  es  nie  eine  richtige  Politik  sein,  alte  absterbende,  einer 
vergangenen  Technik,  einem  alten  Verkehr  entsprechende  Lebens- 
formen um  jeden  Preis  und  in  alter  Ausdehnung  künstlich  erhalten 
zu  wollen.  Es  kann  in  einer  Zeit,  in  welcher  die  Handelsvermittler 
auf  die  dreifache  Zahl  gestiegen  sind,  in  der  diese  Vermittlung 
einen  steigenden  Teil  der  Preise  ausmacht  und  ausmachen  muss, 
nicht  angezeigt  sein,  jedes  bestehende  Glied  in  der  Kette,  jedes 
Geschäft,  ol)  es  notwendig  ist  oder  nicht,  gut  oder  scblecht  funk- 
tioniert, zu  erhalten.  ]Man  kann  wohl  etwa  den  Landmann,  vielleicht 
auch  den  Handwerker  als  gesellschaftlichen  Selbstzweck  betrachten. 


Die  soziale  Bedeutung  der  devitsclien  Uuidliclien  Genossenschaften.     121 

al)er  nicht  leicht  irgend  einen  Händler." 

Der  Sozialpolitiker,  der  im  technischen  und  wirtschaftlichen 
Fortschritt  nicht  ohne  weiteres  auch  stets  den  sozialen  erblickt,  wird 
eine  solche  Ausscheidung  reeller  Mitglieder  des  alten  Mittel- 
standes nicht  ohne  Bedauern  sehen.  Ihn  kann  indes  die  Erwägung 
trösten,  dass  die  yerl)illigung  der  Bezugs-  und  Absatzvermittlung 
durch  genossenschaftliche  Organisationen  Hunderttausende ,  selbst 
Millionen  des  ländlichen  Mittelstandes  wirtschaftlich  kräftigt. 


d)    D  u  r  c  h  d  r  i  n  g  u  n  g    des    Wirtschaftslebens    mit 
sittlichen    Grundsätze  n. 

Höher  noch  als  vom  wirtschaftlichen,  ist  vom  sittlichen 
Standpunkt  das  Vordringen  der  Genossenschaftsbewegung  zu 
bewerten.  Sie  stellt  den  Sieg  der  Rechtlichkeit  und 
Billigkeit  über  einen  s  c  li  r  a  n  k  e  n  1  o  s  e  n  ,  von  sitt- 
lichen Grundsätzen  wenig  oder  gar  nicht  beeng- 
ten G  e  s  c  h  ä  f  t  s  e  g  o  i  s  m  u  s  da  r.  „Ihre  allgemeine  Bedeutung 
liegt"  —  wie  der  mehrfach  genannte  Volkswirtschaftslehrer  erklärt  — 
„in  dem  siegreichen  Kampf  füi'  ehrliche  Geschäftsmaximen,  für  Bar- 
zahlung, für  Sparsamkeit  ,  in  der  Bekäm])fung  des  Wuchers ,  der 
Warenverfälschung.  Die  übrige  Geschäftswelt,  wo  sie  einseitig  und 
schroff  ohne  sittliche  Schranken  dem  Erwerbstrieb  folgt,  arbeitet 
mit  der  Losung:  .,Jeder  für  sich,  jeder  gegen  seinen  Bruder  und 
den  letzten  beissen  die  Hunde"  ,  die  Genossenschaft  mit  der  Lo- 
sung :  .,Einer  für  alle  und  alle  für  einen".  Dort  der  alte  Kampf 
ums  Dasein  ,  hier  seine  Aufhebung  im  Kreise  der  Genossen  und 
aucli  darüber  hinaus  reelle  gerechte  Gegenseitigkeit  und  Ehrlich- 
keit; dort  der  Egoismus,  hier  die  Sympathie,  dort  Niederwerfung 
der  Schwachen,  hier  Hebung  und  Erziehung  derselben".  Die  Sätze 
bedürfen  kaum  einer  Erläuterung.  Welchen  grol)en  Täuschungen 
und  Uebervorteilungen,  selbst  wucherischer  Ausbeutung  namentlich 
der  kleinbäuerliche  Besitzer  beim  Bezug  und  Absatz  ausgesetzt  war 
und  zum  Teil  noch  ist,  dafür  findet  grade  der  Sozialpolitiker  in  den 
ihm  gut  bekannten  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die 
„bäuerlichen  Zustände"  und  den  „ländlichen  Personalkredit"  ge- 
nug authentisches  Material.  Die  Unreellitäten  im  privaten  Handel 
mit  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln  gaben  den  Anstoss  zur 
Entstehung  der  genossenschaftlichen  Bezugsorganisation,  und  diese 
war  es,  welche  den  Kauf  nach  Gehaltsgarantie  und  damit  die  Ge- 
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währ  für  die  Preiswürdigkeit  der  Ware  rechtlich  und  praktisch  zur 
Durchführung  brachte.  Mit  vollem  Recht  durfte  daher  vor  kurzem 
im  preussischen  Abgeordnetenhaus  erklärt  werden  ,  „dass  tatsäch- 
lich bei  vielen  grade  zum  Gebiet  des  genossenschaftlichen  Bezuges 
gehörigen  Artikeln  die  Reellität  in  der  Erzeugung  und  im  Handel! 
erst  durch  den  genossenschaftlichen  Zusammenschluss  überhaupt] 
herbeigeführt  worden  ist"  ^).  Vereinzelte  Ausnahmen,  wo  besonders 
„geschäftsmännisch"  veranlagte  Beamte  von  Genossenschaften  nicht 
nur  ihre  Lieferanten,  sondern  selbst  die  Mitglieder  zu  übervorteilen 
suchen,  können  nichts  gegen  jene  grundsätzlichen  Tendenzen  be- 
weisen. Festen  Fuss  können  Leute,  die  ohne  Verständnis  für  die 
sittliche  und  soziale  Bedeutung  des  ländlichen  Genossenschaftswe- 
sens sind,  hier  nicht  fassen,  sie  vermögen  daher  auch  seine  Grundlagen 
und  Ziele  nicht  auf  die  Dauer  nachteilig  abzuschwächen.  Mit  ihrem 
Kampf  für  ehrliche ,  der  Billigkeit  entsprechende  Geschäftsgrund- 
sätze trägt  sie  ein  sittliches  Moment  in  das  sonst  fast  schrankenlos 
vom  Egoismus  l)eherrschte  Wirtschaftsleben  hinein.  Sie  mildert  die 
extremsten  Schärfen  wirtschaftlichen  Wettbewerbes,  weist  die  Aus- 
beutung der  Xotlage,  der  Unkenntnis,  des  Leichtsinnes  zurück,  for- 
dert eine  Beachtung  sittlicher  Grundsätze  ,  In-üderliche  Nächsten- 
liebe auch  im  Wirtschaftsleben. 

Schlusswort. 

Gewaltig  ist  das  Gebäude,  das  bäuerlicher  Gemeinsinn,  getrie- 
ben durch  den  Druck  ungünstiger  wirtschaftlicher  Zeiten ,  geleitet 
durch  die  ideale  Begeisterung  ,  das  taktische  Geschick  führender 
Männer  binnen  weniger  Jahrzehnte  errichtet  hat.  Wenn  der  rück- 
wärts gewendete  Blick  des  Geschichtsschreibers  zum  Auge  des 
Sehers  wird,  dann  ist  es  wohl  verständlich,  dass  jirophetische  Apo- 
stel des  Genossenschaftswesens  für  die  Zukunft  die  Einreihung  des 
gesamten  landwirtschaftlichen  Mittel-  und  Kleinbetriebes  in  die  ge- 
nossenschaftliche Wirtschaftsordnung  erwarten.  Selbst  ein ,  das 
kapitalistische  Wirtschaftsprinzip  so  hoch  wertender  Autor ,  wie 
Sombart  hält  die  Genossenschaftsorganisation  „als  Grundlage 
einer  Bauernwirtschaft  des  20.  Jahrhunderts  nicht  für  völlig  uto- 
pistisch". Mögen  die  kommenden  Jalirzehiite  nun  den  völligen 
Durchbruch  der  Genossenschaftsorganisation  in  der  Landwirtschaft 

')  Abgeordneter  v.  BKOCKHAUSEN-Dramburg    in    der    Sitzung  des    prenss, 
Abgeordnetenhauses  vom  1.3.  März  1905.    Stenographische  Berichte.     S.  11583. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  ländlichen  Genossenschaften.     123 

bringen,  oder  neben  ihr  der  Privatbetrieb  im  Handel  mit  landwirt- 
schaftlichen Bedarfsartikeln,  in  dem  Absatz,  der  Verwertung  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  in  erheblichem  Umfang  erhalten  blei- 
ben, zweifellos  wird  indes  ihr  wohltätiger  Eintluss  auf  die  Hebung 
der  wirtschaftlichen ,  geistigen  und  sittlichen  Wohlfahrt  wachsen. 
Wohl  mögen  die  sie  beherrschenden  idealen  Anschauungen  und 
Bestrebungen  nicht  Gemeingut  aller  genossenschaftlichen  Kreise 
sein  und  vielleicht  auch  nie  werden.  Ein  solches  Schicksal  teilt 
indes  die  ländliche  Genossenschaftsbew^egung  mit  allen  idealen,  ge- 
meinnützigen Bewegungen ,  so  lange  ein  naturwüchsiger  kräftiger 
Egoismus  die  mächtigste  Triebfeder  menschlichen  Handelns  ist  und 
auch  wohl  bleiben  wird.  Sie  muss  sich  bescheiden ,  für  ihre  sitt- 
lichen Ziele  und  Bestrebungen  hier  und  da  willige  Ohren  ,  w^arme 
Herzen  und  tätige  Hände  zu  finden.  Sie  kann  die  menschliche 
Natur  und  die  bestehende  Wirtschaftsordnung  nicht  von  Grund  aus 
ändern,  aber  doch  allmählich  zu  ihrer  Versittlichung  l)eitragen.  In 
die  Reihen  der  Kämpfer  für  die  sittliche  Vervollkommnung  stellt 
sie  sich  als  ein  machtvoller,  willkommener  Bundesgenosse.  Sie 
möge  auch  im  Werktagsleben  die  Bewertung  immer  mehr  verdienen, 
die  jüngst  bei  festlichem  Anlass  ihr  erfahrener  und  warmherziger 
Förderer,  der  derzeitige  Oberpräsident  der  Provinz  Schlesien,  Graf 
Zedlitz-Truetzschler,  ihr  zuteil  werden  Hess:  .,In  unsrer  Zeit, 
in  der  der  Menschen  Strom  durcheinanderwirbelt,  losgelöst  von  der 
schirmenden  Hand  der  alten  überkommenen  Ordnung,  da  ist  der 
Z  u  s  a  m  m  e  n  s  c  h  1  u  s  s  in  genossenschaftlichen  V  e  r- 
e  i  n  i  g  u  n  g  e  n  eine  nicht  bloss  der  ersten  Voraussetzungen 
wirtscliaftlichen,  sondern  auch  sozialen  und  politischen  Ge- 
deihens". 
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Wir  untersclieideii  eine  dreifache  Auffassung  von  der  Arbeit : 
die  materialistische,  die  idealistische  und  die  realistische.  Der  Kul- 
turstand eines  Volkes  misst  sich  daran,  Avelche  von  diesen  Anschau- 
ungen die  herrschende  ist.  Unter  materialistischer  Wertung 
der  Arbeit  verstehen  wir  ihre  Schätzung  allein  nach  Gesichtsi)unkten 
des  Erwerbs.  Man  lebt  v  o  n  seiner  Arbeit.  Die  Arbeit  gilt  nur 
als  Mittel;  der  einzige  Zweck  ist  Erwerl).  Die  Arbeitsberufe  werden 
in  der  Reihenfolge  geordnet,  in  welcher  sie  am  meisten  Gewinn 
versprechen.  Der  Arbeits  b  e  r  u  f  sinkt  an  selbständiger  Geltung. 
Ob  man  Mietskasernen  baut  oder  Zeitungen  schreibt  oder  Gifte 
fabriziert  oder  Nahrungsmittel  schafft  —  das  ist  zuletzt  einerlei, 
wenn  nur  die  Hauptfrage  entschieden  ist:  wobei  man  am  meisten 
verdienen  kann.  Selbstverständlich  wird  auch  die  ganze  Technik 
der  Arbeit  auf  diesem  Standpunkt  von  materialistischen  Gesichts- 
punkten beherrscht.  Fremdartige  Richtlinien  zwingen  sich  der  Ar- 
beitsform auf.  Natürlicherweise  müsste  jede  Arbeitsmethode  ihrem 
Arl)eitsstoff  am  besten  angepasst  sein.  Sie  müsste  mit  den  Eigen- 
schaften des  Stoffs  rechnen,  ihn  in  seinen  Lebensbedingungen  er- 
forschen und  mit  der  selbstverständlichen  Achtung,  die  jedem  Na- 
turprodukt gegenüber  erforderlich  ist,  an  die  Ausnützung  heran- 
gehen. Wo  dagegen  der  Gesichtspunkt  des  Privatgewinns  der  einzig 
massgebende  ist,  erscheint  dieser  Weg  der  Natürbeherrschung  zu 
lang  und  zu  gewunden.  Gewinn  muss  rasch  erworben  Averden.  So 
treibt  er  zum  Raubbau,  von  dem  die  Geschichte  der  kolonialen  Un- 
ternehmungen aller  Länder,  die  Geschichte  der  Erzgewinnung  und 
der  Seefischerei  traurige  Kapitel  zu  erzählen  wüssen.  Obgleich  jede 
technische  Verbesserung  des  Arbeitsprozesses  sich  in  letzter  Linie 
auch  rentabel  erweist,  kann  man  doch  beobachten,  wie  oft  der  Ge- 
sichtspunkt der  augenblicklichen  Dividendenerhöhung  die  technische 
Reform  eines  Werkes  hindert.  Dem  kommt  die  grosse  Leichtig- 
keit des  Kapitals,  sich  zu  mobilisieren,  noch  entgegen.  Das  Ge- 
schäft wird  unter  solchen  rein  utilitaristischen  Gesichtspunkten  des 


128  Traub : 

Privaterwerbs  zu  leicht  der  Gefahr  ausgesetzt,  dass  das  befruchtende 
Geld  andere  Felder  bevorzugt .  sobald  ein  höherer  Gewinn  auch 
nur  von  der  Ferne  winkt.  Kurz  überall  erscheint  die  Arbeit  nur 
als  vorübergehende  Notwendigkeit.  Sie  ist  in  sich  nichts  wert.  Sie 
bekommt  ihren  Wert  allein  durch  die  Rente,  die  sie  abwirft.  Ar- 
beitsbegriff und  Arbeitsprozess  werden  entleert.  Ihr  einziger  Er- 
folg wird  in  dem  zuletzt  abfallenden  Verdienst  erblickt.  Der  Er- 
Averbssucht  entspricht  die  Arbeitssucht.  Die  Arbeit  selbst  wird  in 
krankhaftem  Eifer  gesteigert ;  sie  verzehrt  die  Kraft,  und  raubt  die 
notwendige  Freude  an  ihrem  eigenen  Schaffen.  Man  schleppt  sich 
unter  der  Last  von  Ueberstunden  auf  selten  des  Arbeiters ,  wi( 
unter  der  Last  von  Aufträgen  auf  selten  des  Unternehmers.  Dei 
Rhythmus  der  Arljeit  geht  verloren.  Sie  verliert  das  menschliche 
Mass  und  zwingt  zur  Konkurrenz  mit  Dampf-  und  Elektrizitätsge- 
schwindigkeit. Die  Arbeit  geht  unter  in  der  Jagd  nach  Gewinn. 
Anders  die  idealistische  Auffassung  der  Arbeit.  Man 
lebt  nicht  v  o  n  der  Arbeit ,  sondern  i  n  ihr.  Die  Arbeit  bekommt 
selbständigen  AVert.  Sie  füllt  den  Menschen  aus.  Er  freut  sich 
dessen,  was  er  arbeitet,  und  wie  er  arbeitet.  Die  Hauptsache  ist, 
dass  die  Arbeit  selbst  gelingt ,  dass  der  technische  Erfolg  erzielt 
wird.  Was  dabei  an  materiellem,  klingendem  Ertrag  herauskommt, 
ist  Nebensache.  Die  Energie  des  Findens  und  Erfindens,  das  Ringen 
mit  dem  Stoff,  die  Freude  des  Bezwingens,  Formens,  Gestaltens  — 
das  sind  hier  die  Haupttriebfedern.  Die  Arbeit  wird  zur  Ehre. 
Sie  ist  nicht  verdammte  Ptlicht  und  verfluchte  Schuldigkeit ;  sie  ge- 
hört zum  geistigen  Inhalt  des  menschlichen  Lebens.  Nicht  der  Leib 
allein  bedarf  ihrer ,  sondern  die  Seele.  Sie  nimmt  sich  selbst  und 
den  Körper  in  Zucht  durch  Konzentration.  Sie  zwingt  sich  zur 
Ruhe  und  Beobachtung ,  indem  sie  Gesetz  und  Mass ,  Kraft  und 
Art  des  Naturprodukts  erforscht,  das  sie  nach  eigenen  Zwecken 
neu  benützen  und  brauchen  will.  Sie  erzieht  sich  zur  Geduld,  in- 
dem sie  mit  allen  möglichen  Methoden  des  Stoffes  Herr  zu  werden 
sucht  und  nicht  aufhört,  ehe  sie  einen  Weg  zur  Seele  des  Dings 
gefunden  hat,  das  sie  nun  zur  Antwort  zwingt.  Sie  erzeugt  in  sich 
heilige  Ehrfurcht  vor  dem,  was  in  der  Welt  der  Erscheinungen  ihr 
gegeben  ist,  weil  sie  immer  deutlicher  den  Reichtum  und  die  Man- 
nigfaltigkeit der  Natur  erkennt.  Dass  man  arbeitet  und  wie  man 
arbeitet,  das  sind  die  ausschlaggebenden  Gesichtspunkte  idealisti- 
scher Arbeitsauffassung.  In  der  Arbeit  erblickt  man  die  Werk- 
statt der  Menschwerdung  selbst.     Mit  seiner  Arbeit,  ihrer  steigen- 
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den  Intensität  und  ihrem  wachsenden  Umfang,  wächst  der  Mensch 
selbst.  In  der  Treue  der  Arbeit  und  ihrem  peinlichen  Gefühl  für 
die  kleinsten  Werte  liegt  die  Erziehung  des  Menschen  zur  sittlichen 
Grösse  eingeschlossen.  Gedanken  und  Worte,  Empfindung  und 
Haltung  werden  gesund  und  kräftig,  wo  sie  aus  dem  Boden  der 
Arbeit  erwachsen.  Wie  der  w^erkzeugmachende  Mensch  nicht  nur 
die  Möglichkeit  seiner  Händearlieit  vertausendfachte ,  sondern 
damit  auf  sein  eigenes  Handeln  und  Denken  den  nachhaltigsten 
Einfluss  ausübt,  so  schätzt  man  die  Arbeit  erst  recht,  wenn  man 
ihren  geistigen  Ertrag  begreift:  sie  ist  es,  welche  Menschen  und 
Völker  gesund  erhält.  Von  hier  aus  werden  die  Hymnen  verständ- 
lich, welche  die  begeisterten  Apostel  der  Arbeit  auf  sie  gesungen 
haben.  Das  Evangelium  der  Arbeit,  wie  es  uns  Carlyle  geschenkt 
hat,  ist  der  höchste  Ausdruck  dieser  idealistischen  Auflassung.  Der 
Privatgewinn  geht  unter  in  der  Arbeit.  Die  Arbeit  ist  selbst  Ge- 
winn. Sie  gestaltet  den  Menschen  um  und  hebt  ihn  auf  höhere 
Stufe.  Auch  die  Last  der  Arbeit  wird  vergessen.  Sie  ist  ja  nun 
zum  Selbstzweck  geworden.  In  ilir  erlebt  man  eigene  Schöpfung. 
Nicht  um  des  Gewinns  an  Geld  und  Gut,  der  nur  äusserlich  mit 
der  Arbeit  zusammenhängt ,  vielmehr  um  des  geistigen,  innerlichen 
Gewinns  willen,  der  den  Kern  der  Arbeit  selbst  ausmacht,  Avird 
die  Arbeit  getrieben. 

Diese  beiden  Auflassungen  gehen  in  der  Geschichte  der  Völker 
neben  einander  her.  Sie  ringen  mit  einander,  bekämpfen  einander 
und  verstehen  einander  oft  überhaupt  nicht  mehr.  Schon  allein 
um  der  Kontinuität  der  Arbeit  Avillen  sollte  man  der  idealistischen 
Auflassung  danken.  Sie  hat  an  der  Arbeitsgeschichte  der  Völker 
grösseren  Anteil,  als  man  vermutet.  Denn  die  Verklärung  der  Ar- 
l^eit  hat  ihrer  Tüchtigkeit  nie  geschadet,  wohl  aber  die  Entleerung 
derselben  unter  reinem  Utilitätsgesichtspunkt.  Hier  ist  der  Ort, 
wo  die  Religion  direkt  nationalökonomisch  wirkt.  Ihre  Motive  und 
ihre  Ausdrucksweise  sind  durchaus  verschieden  von  den  volkswirt- 
schaftlichen Gedankengängen.  Allein  der  nationalökonomische  Grund- 
satz, dass  die  sittliche  Auflassung  von  Arbeit,  Arbeitskraft  und  Ar- 
beitsmethode in  letzter  Linie  allein  dauernde  Rentabilität  verbürgt, 
wird  gerade  mit  den  Mitteln  religiöser  Darbietung  gefördert.  Und 
doch  hat  der  religiöse  Einfluss  im  einzelnen  auch  geschadet,  indem 
er  feststehende  Grenzen  verwischte  und  die  Ansprüche  an  die 
Leistungsfähigkeit  auf  ein  so  hohes  Durchschnittsmass  hob ,  dass 
eine  Vergeudung  der  Kraft  eintreten  musste.     Wir  können  uns  dies 
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an  einem  Beruf  klar  machen,  der  die  Beweise  uneigennütziger  Opfer- 
Avilligkeit  reichlich  erbringt,  an  dem  der  Krankenpliege.  Noch  heute 
wird  die  weibliche  Krankenpflege  in  Deutschland  zu  ^/s  von  dem 
Geist  und  der  Disziplin  religiöser  Gemeinschaften  getragen.  Trotz 
alledem  ist  in  der  letzten  Zeit  die  Zahl  der  hier  Beschäftigung 
Suchenden  nicht  in  demselben  Mass  gewachsen,  wie  früher.  Wäh- 
rend (nach  dem  Bericht  von  Halles  in  der  sozialen  Praxis  XIV,  36) 
England  und  Amerika  einen  grösseren  Zustrom  weiblicher  Arbeits- 
kraft zu  diesem  für  Frauenarbeit  ausserordentlich  günstigen  Beruf 
zu  verzeichnen  haben,  weil  sie  dort  den  Stand  der  weltlichen  Schwe- 
stern haben ,  sinken  verhältnismässig  die  Ziffern  der  direkt  religiös 
geleiteten  Krankenschwestern.  Die  Frauen  urteilen  selbst  über 
diese  Erscheinung.  Es  wird  ein  Urteil  aus  dem  LaJsGE-Bäumee- 
schen  Buch  über  die  Frauen])erufe  angeführt.  Dort  lesen  wir:  „In- 
dem man  mit  Billroth  die  Krankenpflege  als  eine  Arbeit  erfasst, 
die  nur  um  des  inneren  Lohns  willen  geleistet  werden  kann ,  ist 
man  dabei  in  eine  allzuenge  Auffassung  des  Berufs  verfallen ,  die 
der  Krankenpflegerin  weniger  Freiheit,  weniger  Erholung,  weniger 
Lohn  als  dem  Dienstmädchen  zuteil  werden  lässt,  sie  von  allen 
andern  Kulturgütern  ausschliesst  und  sie  zwingt ,  sich  in  wenigen 
Jahren  aufzuarbeiten.  So  hat  man  mit  den  wertvollen  Kräften, 
die  sich  der  Krankenpflege  widmen,  eine  Verschwendung  getrieben, 
die  einen  allgemeinen  Mangel  an  solchen  zufolge  hat.  '•  Hiemit  ist 
jedenfalls  eine  wirkliche  Schwäche  der  Position  aufgewiesen.  "Was 
der  einzelne  durch  persönliche  Anspannung  aller  Kräfte  und  in 
hingebendem  Eifer  leisten  kann  ,  kann  doch  nicht  als  Grundlage 
für  die  Organisation  eines  Berufsstandes  gewählt  werden.  Nicht 
weil  der  Durchschnitt  immer  etwas  am  Ideal  abmarkten  wäll,  son- 
dern weil  es  dem  beruflichen  Ideal  selbst  nicht  entspricht,  dass  die 
Erwerbsfrage  in  Widerspruch  mit  dem  geistigen  Inhalt  des  Berufs 
tritt,  kann  die  Nationalökonomie  sich  nicht  mit  dem  rein  idealisti- 
schen Arbeitsideal  zufrieden  geben ,  so  sehr  sie  für  die  Durchfüh- 
rung ihrer  Grundsätze  der  ethisch-religiösen  Kräfte  bedarf. 

Neben  die  beiden  genannten  Auffassungsw^eisen  der  Arbeit 
tritt  deshalb  als  dritte  die  realistisch  e.  Damit  meinen  wir 
keine  im  schlechten  Sinn  des  Worts  vermittelnde.  Jede  Vermitt- 
lung einfach  der  Vermittlung  wegen  taugt  als  Grundsatz  ausgespro- 
chen nichts ;  denn  sie  übernimmt  dann  einfach  von  beiden  Seiten 
irgend  etwas  und  fügt  das  ohne  neuen  tragenden  Gedanken  beliebig 
zusammen.      Die    realistische    Auffassung    gleicht    solch    schlechter 
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Kompromissliebhaberei  nicht.  Sie  erkennt  zwar  in  jeder  der  beiden 
Auffassungen  eine  berechtigte  Tendenz  an;  aber  sie  nimmt  nicht 
willkürlich  einfach  von  beiden  einen  eigentümlichen  Gedanken  her- 
aus ,  sondern  sie  ordnet  die  Gesichtspunkte  nach  neuer  ßichtungs- 
linie.  Diese  finden  wir  in  folgenden  Gedankengängen.  Die  Arbeit 
ist  ein  sozialer  Dienst.  Nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Gemein- 
schaft wird  die  Arbeit  ihre  rechte  Stellung  erhalten.  Ihr  Zweck 
ist,  der  Gemeinschaft  zu  dienen ,  weil  sie  ihre  eigene  Heimat  nur 
in  der  Gemeinschaft  besitzt.  Es  erübrigt  sich,  die  Probleme  der 
Kobinsonaden  hier  zu  erörtern ,  inwieweit  die  Beschäftigung  eines 
isoliert  gedachten  Menschen  als  „Arbeit'-  im  kulturellen  Sinn  zu 
werten  ist.  Tatsächlicli  ist  heute  die  gesamte  Arbeit  Gemeinschaft- 
sache, in  jedem  Werkzeug  steckt  Gedanke  und  Erfindung  von 
Geschlechtern ;  in  jeder  Arbeitsmethode  handeln  wir  mit  den  Hand- 
griffen und  Gewohnheiten  der  Jahrhundei-te ;  in  der  gesamten  Ar- 
l)eit  des  Menschengeschlechts  sehen  wir  seine  gemeinschaftbildende 
Kraft.  Die  Kulturmenschheit  ist  damit  beschäftigt ,  den  gesamten 
Arbeitsprozess  möglichst  intensiv  zu  gestalten,  um  iliu  i'ür  den  ein- 
zelnen Arbeiter  verhältnismässig  al)zukürzen,  aber  docli  den  Ertrag 
für  das  (^anze  möglichst  zu  steigern.  Mit  mögUchst  geringem  Kraft- 
aufwand in  möglichst  geringer  Zeit  das  höchstmögliche  Arbeitspro- 
dukt zu  erreichen,  das  ist  die  Tendenz  der  Arbeit  vom  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkt  aus.  iVIag  die  privatwirtschaftliche  Er- 
werbsucht diese  Linien  aus  engen  und  willkürlichen  Rücksichten  da 
oder  dort  kreuzen ,  tatsächlich  setzt  sich  die  volkswirtschaftliche 
Regel  doch  immer  wieder  durch.  Die  Arbeit  als  Methode  des  Kul- 
turmenschen, sich  der  Naturstoffe  zu  bemächtigen,  ist  Gemeinschaft- 
sache, und  je  weiter  die  Kulturmenschheit  sich  einheitlich  gestaltet, 
desto  mehr  wird  auch  der  Ertrag  der  Arbeit  gemeinschaftlicher 
Nutzen  werden.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  verlangt  die  rea- 
listische Auffassung  der  Arbeit,  dass  der  Erwerb  bei  der  Berufsar- 
beit möglichst  sichergestellt  werde.  AVenn  wir  das  Wort  „mög- 
lichst'- einschalten,  so  denken  wir  dabei  nur  an  die  Menge  von  un- 
berechenbaren Zufällen,  die  auch  die  vollkommenste  Erwerbsver- 
sicherung illusorisch  machen  können.  Ist  aber  die  Erwerbsfrage 
innerhalb  der  Berufsarbeit  denkbar  sichergestellt,  dann  hat  der 
Berufsarbeiter  Zeit  und  Sinn,  wirklich  seinem  Beruf  innerlich  sich 
zu  widmen,  in  ihm  geistig  zu  Haus  zu  werden  und  an  seiner  sozialen 
und  technischen  Vervollkommnung  zu  arbeiten.  Die  Erwerbsfrage 
belastet  den  Arbeiter  dann  nicht;    sie  nimmt  keine  Zeit  mehr  weg 
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und  rauljt  die  Gedanken  nicht,  die  für  die  eigentliche  soziale  Ver- 
tiefung der  Berufsarbeit  viel  notwendiger  verwandt  werden  müssen. 
Die  realistische  Auffassung  der  Arbeit  ist  also  weit  entfernt,  die 
Erwerbsfrage  als  quantite  negligable  zu  betrachten.  Sie  erfasst  sie 
in  ihrem  ganzen  Ernst.  Der  Mensch  muss  von  seinem  Beruf  leben 
können.  Es  wäre  ungesund ,  wenn  er  in  unverantwortlicher  Weise 
sich  von  andern  Gliedern  der  arbeitenden  Gemeinschaft  unterhalten 
lassen  wollte ;  auch  wirkt  es  gleich  drückend,  wenn  er  in  seiner  Ar- 
beit nicht  den  entsprechenden  Erwerb  findet,  der  es  ihm  ermög- 
licht, die  technisch-kulturelle  Seite  seines  Berufs  zu  erfassen,  oder 
wenn  er  sich  gezwungen  sieht,  alle  physische  Kraft  bis  zur  vollen 
Erschlaffung  rein  auf  die  erwerbende  Tätigkeit  zu  verwenden.  Die 
realistische  Auffassung  unterscheidet  sich  demnach  dadurch  von  der 
idealistischen,  dass  sie  die  Erwerbsfrage  zuerst  gelöst  sehen  will, 
ehe  sie  das  Recht  für  die  Verpflichtung  zu  eigentlicher  Berufsar- 
beit für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Sie  will  die  Erwerbsfrage  nicht 
dadurch  erledigen,  dass  sie  dieselbe  als  scheinbare  Nebensache  eli- 
miniert. Sie  fordert  ihre  volle  Befriedigung.  Aber  sie  ist  der  An- 
schauung, dass,  wenn  die  Erwerbsfrage  dadurch  erledigt  ist,  dass  sie 
keine  geistige  Erschwerung  bedeutet ,  dann  erst  die  Haupttätigkeit 
in  der  Arbeit  einzusetzen  hat :  die  wirkliche  Durchdringung  der- 
selben vom  sozialethischen  Berufsgedanken  aus.  Die  realistische 
Auffassung  ordnet  diesen  Gesichtspunkt  dem  utilitarischen  durch- 
weg über.  Sie  erkennt  die  Arbeit  nur  als  sozialen  Beruf  an.  Sie 
betont  aber,  dass  zur  Ermöglichung  dieser  Auffassung  der  Erwerbs- 
frage ihre  Bitterkeit  und  ihr  Druck  genommen  sein  muss.  Ist  dies 
geschehen ,  oder  wird  das  auch  nur  ernstlich  gewollt ,  so  wird  sie 
nicht  müde,  die  höhere  Auffassung  der  Arbeit  zu  vertreten.  Ge- 
nauer gesagt:  diese  soziale  Berufsauffassung  der  Arbeit  ist  ilir 
eigentlicher  Zweck.  Nur  um  ihn  nicht  zu  stören ,  will  sie  den 
Erwerbsrücksichten  das  Recht  nehmen,  sie  zu  hindern.  Man  soll 
sich  der  Rücksicht  auf  den  Erwerb  nicht  zu  schämen  brauchen,  wie 
es  nach  der  idealistischen  Auffassung  erscheinen  könnte.  Aber  man 
vergeht  sich  an  dem  Arbeitsliegriff  selbst,  wenn  man  ihn  im  Erwerb 
aufgehen  lässt.  Deshall)  wird  gerade  auf  dem  Boden  wirklicher 
pjrkenntnis  der  Verhältnisse  die  Erziehung  der  arbeitenden  Gemein- 
schaft zur  Erfassung  ihres  Berufs  als  sozialer  Grösse  aufs  nach- 
drücklichste l)etont.  Der  Beruf,  in  dem  der  einzelne  lebt,  verbürgt 
ihm  sein  Recht  in  der  Gemeinschaft:  diese  lel)t  ihrerseits  nur  von 
der    verantwortlichen    Erfüllung    der    ineinandergreifenden    Berufe. 
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Die  soziale  Auffassung  der  Arbeit  als  gegliederte  Erfüllung  gemein- 
schaftlicher Pflichten ,  Avie  sie  aus  dem  Verkehr  einer  Gesellschaft 
unter  sich  entspringen,  verleiht  ihr  erst  den  vollen  Wert,  ohne  den 
sie  auf  die  Dauer  nicht  existieren  kann.  So  allein  ist  die  Arbeit 
Kulturfaktor.  Andernfalls  wird  sie  zum  notwendigen  Uebel.  Die 
wahre  Berufsbildung  zielt  nicht  auf  Förderung  der  Sonderinteressen 
eines  Standes  oder  eines  Berufes  ab ;  vielmehr  muss  sie  die  Ein- 
sicht in  den  Zusammenhang  der  gesamten  Wirtscliaft  eines  Volkes 
erzeugen  und  die  Lebensansicht  des  einzelnen  von  der  Rücksicht 
auf  die  sozialen  Zusammenhänge  bestimmen  lassen.  Als  isolierter 
Utilitarist,  der  die  gesamte  Arbeit  unter  den  Gesiclitspunkt  des 
Privaterwerbs  stellt,  sinkt  der  Kulturmensch  von  seiner  Kulturstufe 
lieral)  zur  animalischen  Stufe  reiner  Bedürfnisbefriedigung.  Nur 
die  soziale  Erfassung  der  Arbeit  als  Beruf  ermögliciit  dem  Men- 
schen sein  Recht  in  dieser  Gemeinschaft. 


„Wir  arbeiten,  damit  wir  nicht  mehr  zu  arbeiten  brauchen".  — 
So  haben  wir  manchmal  reden  hören.  Wir  rechten  nicht  mit  de- 
nen, welche  darin  nur  ihre  Verachtung  für  die  Arlieit  selbst  zum  Aus- 
(h'uck  bringen  wollen.  AVo  damit  nur  die  Faulheit  des  Geniessens 
gedeckt  werden  soll,  verlieren  wir  kein  Wort  des  Einspruchs.  Es 
fragt  sich  nur,  ob  damit  nicht  im  Ernst  die  Stimmung  bezeichnet 
ist,  in  der  wir  alle  lel)en ,  die  wir  uns  vielleicht  nur  nicht  zu- 
gestehen, die  aber  trotzdem  unsere  Sehnsucht  ausdrückt.  Jenes 
Wort  ist  auch  von  solchen  gesproclien  worden,  die  nicht  nur  den 
ausgeprägtesten  Sinn  für  den  Kulturwert  der  Arbeit  besitzen,  son- 
dern selbst  leuchtende  Vorbilder  fleissigster  wissenschaftlicher  Ar- 
beit sind.  Deshalb  ist  es  der  Mühe  wert,  dem  Schlagwort  und  seiner 
Bedeutung  nachzugehen. 

Sehr  oft  bedeutet  dieses  Wort  nichts  weiter  als  die  Sehnsucht 
des  Menschen  von  seiner  Erwerbsarbeit  befreit  zu  sein,  und  das 
arbeiten  zu  können,  was  er  wünscht.  Nicht  Freiheit  von  jeder  Ar- 
beit, sondern  innerliche  Freiheit  zu  der  passenden  Arbeit  ist  das 
Ziel  solcher  Wünsche.  Dabei  mag  die  neue  Arbeit  noch  so  an- 
strengend sein:  sie  ist  dann  gcAvollt,  erwählt;  sie  „liegt"  dem  Men- 
schen, und  sie  liegt  ihm  nicht  mehr  „auf".  Die  andere  Arbeit  reizt 
ihn,  Avährend  er  von  der  eigenen  Arbeit  innerlich  ausgehöhlt  wird. 
Das  entfernte  xVrbeitsgebiet  lockt  ihn,  während  er  das  gewohnte 
hasst.     In    all    diesen  Gedanken  kommt  zu  einem  grossen  Teil  die 
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menschliche  Neugier  zum  Ausdruck.  Das  Fremde  reizt,  weil  man 
es  in  seiner  Neuheit  anf  sich  wirken  lässt.  Es  -würde  in  der  Nähe 
besehen  oft  an  Reiz  verlieren.  Wir  erinnern  an  die  Erfahrungen 
manches  Studenten,  der  sich  aus  der  dogmatischen  Luft  seines  Be- 
rufs heraussehnt,  nur  um  in  einem  andern  die  betrübende  Erfah- 
rung zu  machen,  dass  dort  auch  Dogma  und  Fortschritt  mit  ein- 
ander ringen.  Das  Handwerksmässige,  Traditionelle  aller  Berufe, 
auch  der  geistigen,  wird  uns  erst  offenbar,  wenn  wir  uns  einem  ganz 
verschreiben.  Abgesehen  aber  von  diesem  Tribut  an  die  allgemein- 
menschliche Neugier  liegt  in  jenem  Wunsch  eine  berechtigte  Sehn- 
sucht. Man  möchte  vielleicht  nicht  einmal  mit  seiner  Berufsarbeit 
wechseln;  man  möchte  nur  seine  Arbeit  wirklich  als  Berufsarbeit 
treiben  und  empfinden  können.  Man  emj^findet  es  hässlich  und 
drückend,  dass  die  Beschäftigung,  die  wir  haben,  gewissermassen 
unser  Brotgeber  ist,  in  dessen  Dienst  wir  unweigerlich  stehen.  Wir 
möchten  Herr  unserer  Beschäftigung  sein  und  nicht  ihr  Knecht. 
Wir  wollen  bei  der  Arbeit,  die  wir  tun,  nicht  stets  an  den  Pfennig 
denken,  den  die  Arbeitsstunde  abwirft.  Wir  möchten  auch  gerne 
einmal  pausieren,  einige  Augenblicke  über  unsere  eigene  Arbeit 
einen  Ueberblick  gewinnen,  sie  im  grossen  Zusammenhang  auffassen, 
in  ihr  selbst  etwas  Geistiges  erleben.  Damit  haben  Avir  genau  das- 
selbe Problem  wieder  vor  uns,  das  wir  vorhin  streiften.  Man  möchte 
los,  nicht  von  der  Berufsarbeit,  sondern  von  der  reinen  Erwerbslast, 
welche  die  Aussicht  auf  die  sittliche  Höhe  der  Berufsarbeit  benimmt. 
Wir  arbeiten,  damit  wir  nicht  mehr  zu  arbeiten  brauchen.  Der  Ton 
liegt  dann  allein  auf  dem  Wörtlein  „brauchen".  Freilich  verschlingen 
sich  damit  noch  andere  Gedanken.  Der  Mann  der  geistigen  Arbeit 
dürstet  oft  nach  körperlicher  Beschäftigung  und  der  Mann  mit 
Schwielen  an  der  Hand  schaut  sehnsüchtig  in  das  Reich  der  geisti- 
gen Arbeit.  Beide  sind  der  Technik  des  eigenen  Berufs  satt  und 
erwarten  von  der  Abwechslung  ne^en  Gewinn.  Sicher  bedeutet 
auch  die  Zerreissung  der  Berufsarten  eine  grosse  Gefahr,  die  wir 
nachher  noch  weiter  würdigen  werden.  Die  Rabbinen  handelten 
klug,  als  sie  jedem  Schriftgelehrten  vorschrieben,  dass  er  zugleich 
eines  Handwerks  kundig  sein  müsste.  Allerdings  Avird  der  Hand- 
arbeiter zuerst  auch  enttäuscht  sein  von  der  Oede  der  A^orarbeit, 
welche  die  Technik  moderner  methodischer,  wissenschaftlicher  Un- 
tersuchung dem  Forscher  vorschreibt.  Und  der  geistige  Arbeiter 
wird  zunächst  nur  indirekten  Nutzen  aus  einem  Wechsel  der  Be- 
schäftigung ziehen,  insofern  dadurch  seine  geistige  Frische  belebt  wird. 


Arbeit  und  Arbeiterorganisation.  135 

Trotzdem  bleibt  das  Problem,  inwiefern  Berufsarbeit  als  detaillierte 
Arbeit  für  den  Kulturmenschen  möglich  oder  gar  nötig  ist,  und  die 
Frage,  ob  nicht  gar  ein  beliebiges  Vertauschen  und  Wechseln  der 
Berufe  notwendig  ist,  um  eine  höhere  Stufe  der  Kultur  zu  erreichen. 
"Wir  denken  an  die  heute  uns  phantastisch  erscheinenden  Ausma- 
lungen ferner  sozialer  Zukunft,  in  der  die  Massenarbeit  so  weit 
mechanisiert  ist,  dass  sie  Avesentlich  mit  Handgriffen  erledigt  ward, 
und  infolgedessen  die  einzelnen  Menschen  je  nach  gesellschaftlichem 
Bedürfnis  bald  diese,  l)ald  jene  Berufsstelle  annehmen  können.  Wir 
streiten  uns  nicht  um  die  Möglichkeit  der  technischen  iVusführung 
solchen  „Ideals" ;  man  dürfte  in  der  Beziehung  vielleicht  nach  den 
Fortschritten  der  Technik  gemessen  vorsichtiger  werden.  AYir  kon- 
statieren aber,  dass  mit  der  fortschreitenden  masrliinellen  Technik 
zwar  die  Bedienung  der  Maschinerie  im  einzelnen  vielleicht  weniger 
berufliche  Kenntnis  voraussetzt,  dass  aber  die  Beherrschung  der 
Maschine  im  ganzen  Betrieb  viel  intensivere  Vorkenntnisse  crlieischt, 
als  man  insgemein  annimmt.  Die  Intensivierung  des  Betriebs  be- 
deutet also  keine  Ausschaltung  beruflich-technischer  Fachkenntnisse 
des  Arbeiters,  sondern  im  Gegenteil  eine  Vertiefung  und  Erweite- 
rung derselben.  Infolgedessen  dürfte  ein  beliebiger  Wechsel  der 
Berufsart  auch  in  einer  künftigen  Gesellschaftsordnung  nicht  zu 
den  normalen  Verliältnissen  zu  rechnen  sein.  Im  Interesse  der 
sozialethischen  Durchbildung  des  Berufsbewusstseins  ist  das  auch  gar 
nicht  zu  wünschen.  Die  moderne  Technik  und  der  gesamte  wis- 
senschaftliche Fortschritt  zwingt  die  ^Menschen  schon  von  selbst, 
eine  Unmenge  von  Vorstellungen,  Begriffen,  Methoden  einfach  nach- 
zuahmen und  anzuwenden,  oline  dieselben  innerlich  zu  beherrschen, 
geistig  zu  verstehen.  Der  Mensch  wird  aber  in  sich  li altlos,  wenn 
er  an  keinem  Ort  der  Arbeit  wirklich  zu  Hause  ist.  Dann  tritt 
gerade  jener  unglückselige  Zustand  ein,  dass  man  nur  Arljeitsange- 
stellter,  aber  nicht  Arbeitsverständiger,  Arbeitsherr  wird.  Wir  zer- 
tlattern,  wenn  wir  nicht  irgend  etw^as  gründlich  verstehen,  wirklich 
k  ö  n  n  e  n.  Keine  Leistung  wird  uns  innere  Befriedigung  abnötigen, 
wenn  sie  nicht  aus  der  genauesten  Kenntnis  der  technischen  Seite 
unseres  Berufs  entsprungen  ist.  Dann  ist  es  ein  Erfolg,  aber 
nicht  unser  Erfolg.  Der  Mensch  braucht  ein  berufliches  Rückgrat 
um  an  irgend  einer  Stelle  des  volkswirtschaftlichen  Prozesses  ein 
Urteil  über  Arbeit  und  Leistung  zu  gewinnen.  Die  Stelle  kann 
eng  und  beschränkt  sein.  Aber  wer  nie  mit  der  Technik  eines 
einzigen  Berufs  sich  voll  vertraut  ffemacht  hat,  wird  sich  auch  kein 
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fruchtbares  urteil  über  andere  Berufe  und  keinen  Einblick  in  die 
Volkswirtschaft  selbst  zutrauen  dürfen.  Man  muss  von  irgend  einem 
sicheren  Standpunkt  aus  längere  Zeit  die  Entwicklung  beobachtet 
haben,  sonst  kann  man  überhaupt  kein  klares  Bild  gewinnen.  In 
der  Beschränkung  zeigt  sich  der  Meister.  Jede  Vertiefung  setzt 
ein  relativ  kleines  Gebiet  voraus,  das  man  liearbeiten  will.  Man 
hat  da  genug  zu  tun  mit  dem  Wegschieben  des  Schutts  der  Vor- 
urteile, ehe  man  überhaupt  auf  den  Boden  kommt,  den  man  nun 
fruchtbar  bearbeiten  will.  Deshalb  halten  wir  die  einzelne  technische 
Berufsarbeit  für  unerlässlich  zur  gesamten  Charakterentwicklung.  Wer 
nirgends  graben  gelernt  hat,  wird  überall  an  der  Obertiäche  haften. 
Und  die  Spanne  des  menschlichen  Lebens  ist  zu  kurz,  als  dass  wir 
sprungweise  von  einer  Arbeit  zur  andern  greifen  könnten.  Inso- 
fern halten  wir  den  Satz  „war  arbeiten,  damit  wir  nicht  mehr  zu 
arbeiten  brauchen",  für  eine  gefährliche  Sentenz. 

Sie  ist  ja  harmlos,  wenn  sie  sich  nur  auf  den  Wunsch  nach 
einem  Feierabend  des  Lebens  konzentriert.  Aber  selbst  hier  wird  der 
Kulturmensch  die  Zeit  nur  benützen,  um  in  der  Stille  seine  Lebenser- 
fahrungen zu  „verarbeiten".  Die  Arbeit  am  Stoff  hat  dann  aufge- 
hört ;  es  beginnt  die  reine  Arbeit  an  sich.  Und  hier  darf  die  Pa- 
rallele „Müh"  und  „Arbeit"  nicht  mehr  abschrecken.  Freilich  taucht 
endlich  noch  eine  Frage  auf,  nämlich  die :  ob  es  nicht  in  der  Tat 
eine  Reihe  von  Berufen  gibt,  welche  eine  Verquickung  mit  dem  Er- 
werb von  vornherein  ausschliessen,  so  dass  der  Satz  sich  doch  bewahr- 
heitete :  wir  arbeiten,  damit  wir  nachher  nicht  mehr  arbeiten  müssen 
und  unserem  eigentlichen  höchsten  Beruf  leben  können.  Wir  denken 
an  den  alten  Schuhmacher  Hans  Sachs,  der  sich  im  Handwerk  Geld 
erarbeitete,  damit  er  dichten  konnte.  Wir  hören  fragen :  ist  es 
denn  denkbar,  dass  ein  Dichter  Avirklich  von  seinen  Gedichten  lebt? 
V^erdirbt  hier  nicht  der  Erwerbsgedanke  die  ganze  Tatkraft  und 
Anschauung  des  Dichters  ?  Oder  kann  ein  Seelsorger  im  Augenblick 
einer  Predigt  daran  denken,  dass  er  dafür  bezahlt  wird,  ohne  in 
seinen  innersten  Empfindungen  gestört  und  damit  l^erufsuntüchtig 
zu  werden  ?  Wird  eine  Ertindung  nicht  dadurcli  beHeckt,  dass  der 
Erfinder  sie  direkt  in  Geldgewinn  umsetzt,  und  ninnnt  er  sich  nicht 
die  Gabe  zu  erfinden,  indem  die  Geduld  l)ei  ausbleibender  Aner- 
kennung erlahmt  y  Ist  es  hier  niclit  tatsächlich  so,  dass  man  von 
gar  keiner  „Arbeit"  mehr  reden  kann  und  sagen  sollte:  wir  wol- 
len arbeiten,  damit  wir  niclit  mehr  zu  arbeiten  brauchen,  sondern 
frei    zu   dienen    imstande  sind.     Es    ist   wirklich    nicht    leicht ,    die 
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Fäden  zu  lösen.  Wir  müssen  daran  festhalten,  dass  fast  jeder 
Beruf  in  seiner  Art  eine  Entwicklung  zur  Genialität  zulässt,  dass 
aber  die  Massstäbe  für  die  Auffassung  des  Berufs  nicht  von  je- 
nen einzelnen  genialen  Naturen,  sondern  von  dem  Durchschnitt  her- 
genommen Averden  müssen.  Es  gibt  in  der  Technik  ebensoviel  Na- 
turen, die  es  wie  stete  Nadelstiche  empfinden,  dass  sie  an  kleine  Ar- 
beit gefesselt  sind  und  nicht  ihrer  Erfindergabe  frei  die  Zügel  schies- 
sen lassen  können,  wie  es  der  Dichter,  der  von  der  Dichtung  lebt, 
als  Qual  empfinden  muss,  dass  er  ab  und  zu  um  des  Geldes  we- 
gen schreiben  muss.  Ebensogut  aber  muss  gesagt  werden,  dass 
auch  unter  den  Dichtern,  wie  in  den  übrigen  geistigen  Berufen  die 
„Handwerker"  die  überwiegende  Mehrzahl  bilden,  und  das,  was  aus 
ihrer  Natur  herausgeholt  werden  kann,  allein  durch  Beschränkung 
auf  ein  Arbeitsfeld  gewonnen  werden  kann.  Die  genialen  Naturen 
haben  sich  meist  trotz  oder  vielleicht  eben  infolge  des  Widerstan- 
des durchgesetzt.  Freilich  bleibt  wohl  eine  grosse  Massenschuld 
auf  dem  Menschengeschlecht  liegen;  denn  wir  erfahren  zwar  von 
denen,  die  sich  trotz  der  widrigsten  Umstände  Bahn  brechen,  aber 
nicht  von  denen,  die  trotz  genialer  Anlagen  auf  der  Strecke  liegen 
bleiben.  Und  insofern  mag  immer  die  Frage  erwogen  werden,  wie 
oft  die  Gesellschaft  die  A'erpilichtung  hat,  einem  Menschen  die 
Berufsarbeit  als  Erwerbsarbeit  abzunehmen ,  damit  er  sich  frei 
entwickeln  und  mit  der  reichen  Fülle  seiner  Gaben  den  IVIenschenge- 
nossen  hundertfach  zurückbezahlen  kann,  was  sie  ihm  gaben.  Nur 
wird  der  Ehrgeiz  des  sittlichen  Genies  meist  darin  bestehen,  dass 
es  nicht  gern  auf  Kosten  der  andern  lebt. 

Alle  diese  Dinge  würden  viel  weniger  hart  empfunden,  wenn 
der  „Verdienst"  mehr  dem  „Dienst"  entspräche.  Eine  Erfindung  wie 
die  Radiumstrahlen  oder  ein  Göthesches  Gedicht  oder  eine  Kling- 
ersche  Schöpfung  in  Geld  umsetzen  Avollen,  ist  ein  törichtes  Ver- 
langen, wenn  es  sich  darum  handelte,  den  Preis  derselben  festzu- 
setzen. Aber  solchen  Männern  die  Arme  frei  machen  für  unge- 
hemmte Arbeit  des  Lebens  :  das  ist  ein  Kulturziel,  mögen  sie  von 
unten  heraufsteigen  oder  schon  oben  stehen.  Dies  wird  sich  ermög- 
lichen lassen,  wenn  viele  Geldsummen,  die  heute  nicht  wirklichen 
Diensten  zu  gut  koumien,  anderwärts  verwendet  werden.  Nur  der 
verdient  etwas,  der  wirklich  dient.  AVer  aber  nur  eine  Stelle  aus- 
füllt, oder  repräsentiert,  oder  andern  eine  Stelle  wegnimmt,  oder 
sich  für  nichts  enorme  Sunnnen  bezahlen  lässt,  hat  nichts  verdient. 
Es  gibt  Dienste,  die  zu  bezahlen  eine  Geschmacklosigkeit  wäre.    Aber 
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es  gibt  tausende  Dienste,  die  nicht  bezahlt  werden,  obgleich  sie  es 
könnten  und  die  verschwinden  unter  dem  „Verdienst"  von  Drohnen. 
Diese  ungesunden  Verhältnisse  sind  schuld  an  dem  Wort:  wir  ar- 
beiten, damit  wir  nicht  mehr  zu  arbeiten  brauchen. 

Obgleich  darin  manche  geistvolle  Anregung  zur  Erkenntnis  der 
Wirklichkeit  liegt,  lehnen  wir  das  Wort  im  ganzen  doch  ab. 


Welche  Bedeutung  für  die  angeregten  Fragen  haben  die  mo- 
dernen Arbeiterorganisationen?  Stärken  sie  idealistische  oder  ma- 
terialistische Auffassung  des  Arbeitsverhältnisses?  AVer  die  ver- 
schiedenen Berichte  über  die  Streiks  und  alle  modernen  Lohnaus- 
einandersetzungen oberflächlich  liest,  wird  mit  seinem  Urteil  rasch 
fertig  sein  und  behaupten:  diese  Organisationen  sind  nichts  als 
neue  Träger  grober  materialistischer  Gedanken.  Es  wird  dabei 
vergessen,  dass  man  unwillkürlich  meist  sich  selbst  mit  diesem  Ur- 
teil triö't ,  weil  man  doch  auch  einer  Standesorganisation  (Pfarr-, 
xAerzte-,  Lehrer-,  Philologenverein  oder  dergl.)  angehört.  Aber  ab- 
gesehen von  dieser  Ungerechtigkeit,  welche  der  Empfindung  unserer 
Gebildeten  viel  näher  gebracht  werden  müsste ,  enthält  das  Urteil 
nichts  von  geschichtsphilosophischem  Blick    und  ist  deshalb  falsch. 

Zugegeben ,  dass  der  Kampf  sich  wesentlich  um  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  und  Erhöhung  des  Lohnes  dreht.  Ja  noch  mehr 
sei  zugegeben.  Die  modernen  Arbeiterorganisationen  betrachten 
diesen  Kampf  zunächst  als  ihre  Hauptsache.  Welches  sind  denn 
aber  die  Motive  dieses  Kampfes  ?  Der  moderne  Arbeiter  weiss,  dass 
er  gesellschaftlich  nichts  bedeutet  hat,  weil  ihm  die  nötige  Standes- 
achtung fehlte.  Damit  nun  der  einzelne  anerkannt  werde,  gibt  es 
zwei  Wege.  Entweder  ist  er  ein  Genie.  Das  bricht  sich  meist  seine 
Bahn  und  erzwingt  sich  die  Geltung  auch  dort,  wo  man  es  für  un- 
möglich gehalten  hatte.  Aber  all  die  andern  Dutzendmenschen  er- 
reichen die  Anerkennung  nur  durch  Erziehung  zu  kräftigem  Stan- 
desbewusstsein.  Solches  Standesgefühl  kann  eine  Menge  hohler 
Existenzen  decken.  Sie  zehren  aber  dann  wenigstens  von  der  Tüch- 
tigkeit ihrer  übrigen  Standesgenossen  in  Vergangenheit  oder  Gegen- 
Avart.  Jedes  Standesbewusstsein  behauptet  sein  Recht  nur  durch 
Erkenntnis  des  Dienstes,  den  man  der  Gesamtheit  leistet,  und  der 
selbständigen,  nicht  erzwungenen  Bejahung  dieses  Dienstes.  Diese 
und  ähnliche  Gedanken  schufen  die  moderne  Arbeiterbewegung. 
Nicht  die  Not  allein  triel)  die  Massen    dazu;    die   Not  musste    er- 


Arbeit  und  Arbeiterorganisation.  139 

kannt,  nmsste  von  starken  sieb  dagegen  aufbäumenden  Naturen  em- 
pfunden werden,  in  denen  der  Wille  nocb  zäb  genug  war,  in  lang- 
samer Arbeit  das  Solidaritätsbewusstsein  beranzubilden.  So  ist  der 
Gedanke  der  Solidarität  eine  praktische  Macht  geworden,  so  sehr, 
dass  sogar  Ethiker  meinen,  mit  diesem  einen  Gedanken  als  Fundament 
der  gesellschaftlichen  Zukunft  auszukommen.  Es  ist  unbestreitbar, 
dass  diese  neue  Macht  der  Solidarität  ein  neues  Arbeitergeschlecht 
herangezogen  hat.  Man  sehe  sich  ein  einzigesmal  das  Kapital  an, 
das  diese  Massenorganisationen  mit  kleinsten  Beiträgen  in  wöchent- 
lichen Sammlungen  aufgehäuft  haben.  Man  berechne  die  Millionen, 
die  sie  für  die  Kameraden,  für  die  Organisation  ausgeben.  Es  ge- 
hört wirkliche  Blindheit  dazu,  um  hier  nicht  einen  ungeahnten  Fort- 
schritt zu  erkennen.  Die  Oi)fer\villigkeit,  die  durch  das  Schlagwort 
„Organisation'-  ausgelöst  worden  ist,  hat  in  den  bürgerlichen  Krei- 
sen im  ganzen  genommen  keine  xA.nalogie.  Für  den  Sozialethiker 
bedeutet  dies  eine  wirkliche  Etappe  in  der  Ueberwindung  des  Pri- 
vategoismus. Der  Weg,  auf  welchem  diese  rein  auf  den  eigenen  Vor- 
teil bedachte  Gesinnung  überwunden  werden  kann,  geht  über  die 
Organisation.  Der  Privategoismus  muss  überwunden  werden  durch 
den  Standesegoismus.  Das  ist  gewissermassen  die  Schule ,  in  wel- 
cher man  neue  Disziplin  lernt.  Freilich  ist  die  Schule  nicht  das 
Letzte,  Avas  der  Mensch  durchmacht ;  es  sollte  eine  ganz  bestimmte, 
verhältnismässig  kurze  Zeit  sein,  in  Avelcher  er  methodischer  Schul- 
disziplin unterworfen  ist.  Xachher  kommt  man  aus  der  Schule. 
So  sind  auch  die  modernen  Formen  der  Arbeiterorganisationen, 
wie  wir  sehen  werden,  noch  nicht  das  letzte  Wort.  Aber  sie  sind 
ein  solch  bedeutsames  Wort,  dass  wir  uns  immer  gründlicher  mit 
der  kulturellen  Bedeutung  dieser  Organisationen  befassen  müssen. 
Der  Schlüssel  zum  Verständnis  ihrer  Erfolge  liegt  in  der 
Praxis:  Avas  für  den  Arbeiter  geschieht,  muss  durch  den  Arbeiter 
geschehen.  Das  Prinzip  der  Selbsthilfe  im  tiefsten  und  umfang- 
reichsten Sinn  des  Worts  hat  die  Bewegung  gross  gemacht.  Um  sie 
Avirklich  durchzuführen,  braucht  man  Wissen,  Bildung.  Die  nötig- 
ste Vorbedingung  dazu  ist  Zeit.  Der  moderne  Kamp  f  u  m 
Verkürzung  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s  z  e  i  t  ist  e  i  n  e  r  d  e  r  i  n  t  e  r  e  s- 
s  a  n  t  e  s  t  e  n  kulturellen  G  e  s  a  m  t  f  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1  e.  Er  er- 
möglicht nicht  nur  dem  Arbeiterstand  das  Aufsteigen  zur  kulturellen 
Gemeinschaft  und  bewirkt  dadurch,  dass  das  Gesamtvolk  immer  mehr 
an  einheitlicher  Bildung  zunimmt.  Er  zwingt  die  bürgerlichen  und 
anderen  Schichten  zur  geistigen  Konkurrenz.     Vor  allem  ist  es  ein 
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manclmial  unangenehm  empfundener,  aljer  lebhaft  zu  begrüssencler 
Motor  zum  technischen  Fortschritt.  Der  gesamte  industrielle  Ent- 
wicklungsgang unseres  Volks  wird  auf  das  heilsamste  beeinflusst 
gerade  von  den  Forderungen  aufstrebender  Arbeiterschaft,  Einzelne 
kleinere  und  mittlere  Betriebe  mögen  ernstlich  in  Sorge  geraten 
und  mancher  wackere  Mann  wird  mit  seinem  Geschäft  auf  der 
Strecke  bleiben.  Aber  für  die  gesamte  Entwicklung  ist  die  mög- 
lichste maschinelle  Durchdringung  des  Arbeitsprozesses  ausseror- 
dentlich wünschenswert  und  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  kommt 
jener  Intensivierung  der  Arbeitsmethode  nur  zu  gut.  Ebenso  wirkt 
aber  die  Erhöhung  des  L  o  h  n  s  a  1  s  S  t  a  n  d  e  s  f  o  r  d  e  r  u  n  g 
d  e  r  A  r  b  e  i  t.  Sie  verteilt  nicht  nur  die  Gewinne  des  Kapitals 
über  weitere  Volksteile  und  erzielt  dadurch  eine  sicherere  Finanziie- 
rung  des  Volksganzen.  Sie  gibt  der  wachsenden  Masse  des  Volks 
reichlicher  Gelegenheit,  sich  geistig  zu  entwickeln.  Ein  Kulturvolk 
wird  stets  darauf  bedacht  sein,  dass  die  Masse  an  den  Schätzen 
der  Kultur  möglichst  gleichmässigen  Anteil  bekommt.  Das  ist  nur 
möglich  durch  jene  Arbeit  mächtiger  Organisationen.  Denn  so  wer- 
den die  Kulturmittel  durch  eigene  Anstrengung  erworben  und 
dementsprechend  auch  gewertet,  während  sie  in  der  Form  des  Ge- 
schenks oder  der  Auflassung  als  reiner  Wohltat  nicht  zum  eigenen 
Besitz  des  Empfängers  werden.  Wir  sehen  dabei  ab  von  den  rein 
nationalökonomisch  günstigen  Folgen,  welche  eine  Erhöhung  der 
Lohnrate  im  allgemeinen  für  den  Verbrauch  sowohl  wie  für  die 
Qualität  der  Massengüter  mit  sich  bringt.  Es  handelt  sich  hier 
allein  um  die  Folgen,  die  sich  für  die  soziologische  Schätzung  der 
Arbeit  selbst  ergeben. 

Die  Arbeiterorganisationen  von  heute  stellen  sich  bewusst  unter 
die  Tendenz  der  maschinellen  Entwicklung.  Diese  geht  dahin,  die 
reine  körperliche  Muskelarbeit  des  Arl)eiters  möglichst  einzuschrän- 
ken. Die  brutale  Kraftanstrengung  auch  der  stärksten  Menschen 
ist  ein  verschwindendes  Nichts  gegenüber  den  Wirkungen  unserer 
Elektromotoren.  Die  alte  „Müh"  der  Arbeit,  das  Schwerfällige 
derselben,  wird  immer  mehr  in  den  technischen  Prozess  hinüberge- 
leitet. Allerdings  verzehrt  nun  der  moderne  ArbeitsjDrozess  min- 
destens ebensoviel  Kraft ;  aber  es  ist  Xervenkraft.  Die  Ausnützung 
des  Menschen  am  maschinellen  Webstuhl  ist  schliesslich  dieselbe, 
wie  zu  Grossvaters  Zeiten ,  vielleicht  noch  eine  grössere.  Allein 
dort,  wo  die  Arbeitsleistung  des  JMenschen  mehr  durch  psychische 
Eigenschaften    charakterisiert    wird    (Aufmerksamkeit  ,    Ueberblick, 
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rasche  Entschlossenheit,  Kenntnisse)  uiiiss  immer  steigender  Wert 
auf  wachsende  Bildung  gelegt  werden.  Solche  ist  nur  möglich  bei 
steigendem  Lohn.  An  sich  könnten  ja  alle  Bildungsmittel  und 
Bildungsanstalten  frei  der  Masse  zur  Verfügung  stehen.  Aber  die 
Praxis  weicht  sehr  davon  ab.  Solche  ., Freiwilligkeit"  der  führen- 
den Klassen  muss  erzwungen  werden;  die  wenigen  „Menschen- 
freunde" beweisen  als  Ausnahme  nur  die  Regel.  Man  lässt  sich 
aber  etwas  abzwingen  nur  von  solchen ,  welche  wirkliche  Bezie- 
liungen  eingehen  können ;  ein  gewisser  Grad  von  Bildung  muss 
stets  vorausgesetzt  werden,  um  die  Forderung  nach  höherer  Bildung 
eindringlich  zu  machen.  Dazu  kommt,  dass  die  Berührung  mit  der 
Bildung  stets  den  Wunsch  wachruft ,  materiell  so  gestellt  zu  wer- 
den, dass  man  sich  immer  mehr  mit  ihr  beschäftigen  kann. 

So  sehen  wir  in  den  beiden  Hauptforderungen  der  modernen 
Arbeiterorganisationen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  Erhöhung 
des  Lohnes  einen  wesentliclien  kulturellen  Fortschritt,  dessen  sicli 
der  Vaterlandsfreund  nur  freuen  darf.  Wir  sehen  auch  ,  dass  ge- 
rade die  Organisation  dazu  notwendig  ist;  denn  sie  weckt  das  In- 
teresse, erzieht  zum  Standesbcwusstsein  ,  hel)t  den  einzelnen  über 
seinen  Privategoismus  hinaus  und  gibt  ihm  höhere  Ziele.  Insofern 
bedeutet  die  Organisation  eine  wirkliche  Abkehr  von  dem  materia- 
listischen Prinzi])  der  Arbeitsaufiassung.  Man  kann  geradezu  sagen, 
der  Arbeitgeber  früherer  Zeit,  der  Nurunternehmer,  der  für  sein 
eigenes  Geschäft  allein  nuiterialistische  Erwerbsrücksichten  gelten 
liess ,  zwang  durch  seine  Auffassung  des  Arbeitsprozesses  auch 
den  Arbeiter  in  dieselbe  Meinung  hinein.  Dadurch  dass  der  Ar- 
beiter von  dem  gesamten  Gang  der  Technik  und  des  Geschäfts  aus- 
geschlossen wurde  und  man  ihm  einfach  die  Arbeitsbedingungen 
vorlegte ,  ohne  ihm  einen  Einl)lick  in  den  Arljeitszusammenhang 
und  ein  Recht  zur  Arbeitsordnung  zu  gevv'ähren,  musste  der  Arbei- 
ter schliesslich  dazu  kommen ,  die  gesamte  Arbeit  nur  unter  dem 
Erwerbsgesichtspunkt  anzusehen.  Und  wenn  heute  der  Materialismus 
der  Gesinnung  tatsächlich  in  weiten  Kreisen  der  Arbeiterschaft  vor- 
handen ist,  so  sehen  wir  darin  nur  einen  Niederschlag  derselben  Ge- 
sinnung in  Unternehmerkreisen.  Die  wirklich  genialen  Unterneh- 
mer, die  ihr  Herz  an  den  Fortschritt  der  Technik  verloren  hatten, 
Avaren  stets  gegen  die  Arbeiter  anders  gestimmt,  wie  die  anderen, 
die  den  Arbeiter  nicht  als  Arbeitsgenossen,  sondern  als  lästige  Zu- 
gabe emptinden.  Wir  sehen  deshalb  in  dem  Streben  der  modernen 
Arbeiterschaft,  im  Arbeitskontrakt  mitzusprechen,    in  Arbeiteraus- 
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schlissen  zu  wirken,  Tarife  zu  verabreden,  die  Konjunkturen  des  Ge- 
schäftsgewinns zu  verfolgen,  eine  Idealisierung  der  Arbeit  selbst,  eine 
Erhebung  derselben  über  die  rein  naturalistische  Auffassung.  Un- 
sere grosse  Industrie  m  ü  s  s  t  e  dankbar  sein,  d  a  s  s 
der  A  r  b  e  i  t  e  r  s  t  a  n  d  sich  nicht  mehr  mit  der  Rolle 
des  maschinellen  Anhängsels  begnügt,  sondern 
m  i  t  r  a  t  e  n  will.  Die  moderne  T  a  r  i  f  b  e  w  e  g  u  n  g  be- 
deutet einen  grossen  Schritt  auf  dem  Weg  zur  Na- 
tionalisierung und  Idealisierung  der  Arbeit.  Denn 
die  Arbeit  selbst  wird  so  immer  mehr  als  nationale  Aufgabe  erfasst, 
au  deren  Ordnung  die  Gesellschaft  mitzuarbeiten  hat.  Damit  sind 
die  ideellen  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  gerückt,  welche  das 
Erwerbsinteresse  zurückdrängen.  Wie  der  Arbeiter  heute  den  Kurs- 
zettel studiert,  so  wird  er  bald  die  internationale  Lage  in  Betracht 
ziehen  müssen  und  von  da  aus  auf  eine  wirklich  national  ökono- 
mische Berücksichtigung  der  industriellen  Fragen  geführt  werden. 

Freilich  ist  der  Weg  dahin  noch  lang.  Wir  hören  schon  lange 
den  Einwurf,  dass  sich  durch  die  Organisationen  das  materialistische 
Prinzip  nur  noch- verfestigt  hat.  Der  Egoismus  des  einzelnen  sei 
zu  überwinden,  der  Egoismus  der  Stände  und  Klassen  dagegen 
unerträglich.  Xun  ist  es  richtig,  dass  die  Gefahr  altzünftlerischer 
Tage  vorliegt,  wonach  die  Arbeiterorganisation  nur  eigene  Interessen 
rücksichtslos  durchführen  will.  Es  ist  unbestreitbar,  dass  die  Ver- 
suchung stark  ist,  in  dem  Kampf  um  einige  Pfennige  Lohnerhöhung 
die  grossen  Gesichtspunkte  hintanzusetzen ,  welche  ihn  von  kul- 
turellen Rücksichten  aus  rechtfertigen.  Der  materialistische  Er- 
werbsgedanke kann  die  Massen  ebenso  fesseln  und  niederhalten, 
wie  den  einzelnen.  Auch  muss  daran  gedacht  werden ,  dass  das 
Solidaritätsbewusstsein  ein  sittliches  Recht  erst  beweisen  kann,  wenn 
die  Mitglieder  der  Korporation  ,  die  miteinander  und  zueinander 
stehen,  die  Sache  selbst  über  die  Person  stellen,  m.  a.  W.  wenn  sie 
die  technische  Leistungsfähigkeit  als  das  ausschlaggebende  Merkmal 
betrachten.  Sollte  eine  Arbeitergruppe  einen  schwachen,  faulen, 
unbotmässigen  Kameraden  einfach  deshalb  mit  ihrem  Schutz  decken, 
weil  er  ein  Kamerad  ist ,  so  hat  das  Solidaritätsbewusstsein  keine 
sittliche  Berechtigung,  sondern  wird  zum  reinen  politischen  Macht- 
mittel des  Kampfes.  Der  oberste  Gesichtspunkt  bleibt 
die  Leistungsfähigkeit  der  Industrie.  Ja  der 
t  e  c  h  n  i  s  c  h  e  F  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1  des  i  n  d  u  s  t  r  i  c  1 1  e  n  P  r  o  z  e  s- 
s  e  s  s  0  1 1 1  e  g  e  r  a  d  e  d  e  n  A  r  b  e  i  t  e  r  n  d  a  s  o  b  e  r  s  t  e  G  e  s  e  t  z 
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sein.  Das  Arbeitermaterial  selbst  muss  durch  die  Organisationen 
nicht  in  seiner  technischen  Leistung  konserviert,  sondern  zu  steti- 
ger Vervollkommnung  angetrieben  und  gespornt  werden.  Wo  nicht 
zu  jenen  materiellen  Fragen  die  Gesichtspunkte  der  ethischen  Er- 
ziehung treten ,  da  werden  die  Arbeiterorganisationen  auf  die 
j)  a  u  e  r  ihrer  Aufgabe  nicht  gerecht.  Wenn  sie  wirklich  die  Stützen 
zukünftiger  Gesellschaft  bilden  wollen,  dann  müssen  sie  sich  einreihen 
in  die  Gesellschaft  selbst.  Das  Erbe  der  geschichtlichen  Kultur  lässt 
sich  nicht  im  Handumdrehen  von  einer  neu  aufsteigenden  Schicht 
aneignen  und  vermehren.  Vielmehr  wird  sie  erst  dann  von  kultu- 
rellem Segen  für  das  Ganze  sein,  wenn  es  ihr  gelingt,  ihren  Beruf 
innerhall)  der  ganzen  Gesellschaft  richtig  zu  ])estimmen  und  gründ- 
lich zu  erfüllen.  Dieser  Beruf  soll  ihr  nicht  von  den  alten  Schichten 
diktiert  werden;  aber  er  muss  dem  Mass  voller  eigener  Verant- 
wortlichkeit und  geschichtlicher  Bildung  entsprechen,  das  in  den 
Organisationen  immer  höher  anzusetzen  ist.  AVir  haben  die  feste 
Zuversicht,  dass  dies  den  Arbeiterorganisationen  auf  die  Dauer  ge- 
lingen wird.  So  sehen  wir  in  ihnen  einen  erfreulichen  Beitrag  zur 
Entmaterialisierung  des  Arbeitsi)rozesses. 


Die  Preise  in  der  Städtestatistik. 

Von 

Karl  Seuteuiaiin. 
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Wenn  wir  Fe.  J.  Neumanns  Untersuchung  über  die  Gestaltung 
der  Preise  im  SCHÖNBERGschen  Handbuch  der  pohtischen  Oekono- 
mie  durchlesen,  so  ergeben  sich  für  die  sich  mit  der  lokalen  Preis- 
gestaltung befassende  Städtestatistik  mehrere  wertvolle  Betrach- 
tungen. Die  Fülle  der  Erscheinungen  des  tatsächlichen  Lebens 
lässt  den  Wert  der  alten,  in  jedermanns  ]\Iunde  betindlichen  Preis- 
gesetze nicht  mehr  so  bedeutend  erscheinen.  Nicht  bloss,  dass  die 
Preise  mancher  Lebensgebiete  eine  ganz  gesonderte  Betrachtung 
erfordern ,  wenn  diese  Betrachtung  mehr  als  theoretischen  Wert 
haben  soll  und  bestinnnt  ist,  zur  Lösung  wichtiger  wirtschaftlicher 
Fragen  beizutragen ;  auch  innerhalb  dieser  Kreise  zeigt  die  auf- 
merksame Untersuchung ,  dass  hier  viele  früher  wenig  beachtete 
Preiseinfiüsse  bemerkbar  sind ,  deren  Beachtung  erst  Klarheit  in 
Unerklärliches  zu  bringen  vermag.  Sind  diese  Einflüsse  nun  auf 
den  ersten  Blick  auch  so  mannigfaltiger,  so  konkreter  Art,  dass  sie 
der  theoretischen  Gliederung  zu  widerstreben  scheinen,  so  ergeben 
sich  doch  bei  weiterem  Nachdenken  wieder  manche  Regelmässig- 
keiten, die  in  der  Sache  wiederkehren,  wenn  sie  auch  in  der  Form 
wecliseln. 

Angesichts  dieser  Erkenntnis  entsteht  für  die  Preisstatistik  die 
Notwendigkeit ,  an  die  Stelle  der  blossen  kategorienweisen  Preis- 
durchschnitte oder  Preisskalen  mehr  wie  bisher  eine  individua- 
lisierende Behandlung  der  Preise  treten  zu  lassen,  die  auf  der 
Preisentwicklung  bestimmter  einzelner  Objekte  gegründet  ist  und  die 
Preiswandlungen  nach  ihrer  Stärke  und  nach  Ursach  en- 
g  r  u  p  p  e  n  statistisch  gliedert.  Nur  so  wird  der  Aufforderung 
Fr.  J.  Neumanns,  das  bereits  Erkannte  durch  eine  sorgsame  Be- 
obachtung der  uns  umgebenden  Erscheinungen  weiter  auszubauen, 
genügt  werden  können ;  nur  so  werden  die  Erwartungen,  die  Neu- 
mann an  die  fortschreitende  Untersuchung  der  tatsächlichen  Preis- 
wandlungen knüpft,  in  Erfüllung  gehen.  Ein  sehr  weites  Arbeits- 
feld hat  die  Städtestatistik  auf   dem  Gebiete    der  Preise:    da    sind 
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die  Preise  der  Lebensbedürfnisse,  vor  allem  die  der  Lebensmittel, 
der  Grundstücke,  der  Wobnungen  und  der  Arbeit.  Da  sind  ferner 
die  für  die  Finanzen  der  Städte  so  überaus  wichtigen  monopolisti- 
schen Preise,  wie  sie  für  Licht,  Kraft,  Wasser  u.  s.  w.  erhoben  wer- 
den. Sie  alle  sind  mehr  oder  minder,  in  dieser  oder  jener  AVeise 
einer  individualisierenden  Behandlung,  einer  Gruppierung  nach  U  r- 
Sachen-  bezw.  —  wo  die  Preise  Gegenstand  einseitiger  Fest- 
setzungen sind  (Gas-  und  Wassertarife  u.  s.  av.j  —  nach  Wirkungs- 
gruppen zugänglich.  Aus  den  Erfahrungen  der  praktischen  Arbeit 
heraus  soll  hier  einiges  zur  Statistik  der  Lebensmittel-  und 
der  G  r  u  n  d  s  t  ü  c  k  s  -  und  W  o  h  n  u  n  g  s  p  r  e  i  s  e  beigetragen 
werden. 


1.  Preise  der  Lebensmittel. 

Wenn  man  die  statistischen  Monatsberichte  und  Jahrbücher 
der  Städte  durchsieht,  so  wird  man  sich  über  einen  Mangel  an 
Statistik  auf  dem  Gebiete  der  Lebensmittelpreise  nicht 
beklagen  können.  "  Im  statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  hndet 
man  für  viele  Städte  die  städtevergleichenden  Daten;  Jastrows 
Arbeitsmarkt  bietet  sogar  einen  statistischen  Gesamtausdruck  für 
die  Ernährungskosten  mehrerer  Grossstädte.  Sieht  man  aber  näher 
zu,  so  findet  man  l)ald,  dass  alle  diese  Preisangaben  entweder  auf 
den  Mitteilungen  einer  einzigen  Verkaufsstelle  beruhen ,  oder 
Durchschnitte  aus  einer  Anzahl  von  Angaben  verschiede- 
ner Verkaufsstellen  sind.  Es  verschlägt  dabei  nichts,  wie  dieser 
Durchschnitt  gewonnen  ist,  ob  er  die  Mitte  zwischen  den  beiden 
Preisextremen  ist,  oder  ob  er  aus  den  notierten  gängigsten  Preisen 
oder  aus  der  x\dditionssumme  aller  notierten  Preismaxima  und  -mi- 
nima gewonnen  ist.  Das  wichtige  ist ,  alle  sich  aus  ganz  ver- 
schiedenen Einflüssen  ergebenden  und  daher  auch  Ver- 
schiedenes besagenden  Preisgestaltungen  in  den  einzelnen  Verkaufs- 
stellen werden  Monat  für  Monat  zusammengeworfen ;  die  Tatsache, 
dass  in  den  einzelnen  Preisen  individuelle  Einflüsse  enthalten 
sind,  wird  nicht  beachtet. 

Nun  fehlt  es  zwar  nicht  an  V  e  r  s  u  c  h  e  n ,  einheitlichere 
Preise  zu  gewinnen.  Man  hat  hierbei  aber  überwiegend  nur 
an  die  Einheit  der  Qualität  gedacht  und  musste  sich  deshalb  bald 
von  dem  Unzulänglichen  aller  dieser  Bemühungen  überzeugen. 
W^ährend  man  auf  der  einen  Seite  so  weit  ging,  zur  Sicherung  der 
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Qualitätseinheit  die  chemische  Untersuchung  der  AVaren  zu  fordern, 
kam  man  auf  der  anderen  Seite  zu  dem  Schkiss,  dass  ein  Fest- 
halten ganz  bestimmter  Qualitäten  unmöglich  sei,  dass  man  auf  die 
gewöhnlich  an  bürgerliche  Kundschaft  verabfolgte  Ware 
zurückgreifen  müsse. 

Bei  Durchführung  des  letzten  Grundsatzes  lässt  sich  vielleicht 
bestimmen,  was  der  Bürger  zu  einer  bestimmten  Zeit  an  einem  be- 
stimmten Orte  für  Lebensmittel  der  betreffenden  Art  anzulegen 
pflegt.  Aber  eine  Preisstatistik  ist  das  nicht.  Wir  denken  an  ein 
liandgreifliches  Beispiel.  Wenn  das  Pfund  Kaffeebohnen  einer  be- 
stimmten Art  von  1,10  Mk.  auf  1,50  steigt  —  solche  vSchwankungen 
sind  ja  häutiger  beobachtet  —  so  wird  der  Käufer  wohl  nicht  um- 
hin können,  nu'lir  CTcld  für  Kaffee  anzulegen,  aber  sicherlich  wird 
er  nicbt  40  Pfg.  mehr  ausgeben,-  sondern  er  wird  den  Einfluss  der 
Preissteigerung  z.T.  durch  denUebergangzu  einer  schlechteren  Quali- 
tät, die  z.  B.  1,20  Mk.  oder  1.30  :\Ik.  kostet,  ausgleichen.  Ist 
hier  der  Preis  etwa  nur  um  10  bezw.  20  Pfg.  gestiegen?  Sicher- 
lich nicht!  Deshall)  ist  auch  das,  was  SCHÖBEL  (Mitteilungen  des 
Dresdner  Statist.  Amts)  als  das  Ideal  der  Preisstatistik  hinstellt, 
nämlich  die  A'erwertung  aller  tatsächlich  gezahlten  Preise,  zu  ver- 
werfen. Das  könnte  nur  zu  einem  richtigen  Ergebnis  führen,  wenn 
an  jedem  Beobachtungstage,  an  jedem  Beobachtungsorte  diesell)en 
Qualitäten  in  demselben  l'mfange  zu  Markt  gebracht  würden.  Denn 
von  einer  Preisstatistik  kann  nur  die  Rede  sein,  wenn  die  notierten 
Preiseinträge  sich  auf  gen  a  u  diese)  1)  e  n  W  a  r  e  n  u  n  d  L  e  i- 
stungen  beziehen.     Darüber  kein  Wort  weiter! 

Diese  Einheit  des  Objekts  für  die  Preisbestimmung 
wird  nun  aber  sell)st  durch  eine  chemische  Untersuchung  der  Lebens- 
mittel —  wenn  sie  praktisch  durchführbar  wäre  —  keineswegs 
sichergestellt.  Wir  überblicken  die  Gestaltung  der  Fleischpreise, 
neben  den  Brotpreisen  die  wichtigsten  und  die  komi)liziertesten  zu- 
gleich. Es  gibt  Statistische  Aemter,  die  glauben,  durch  eine  sehr 
weitgehende  Zergliederung  der  Fleischstücke  zu  einer  richtigen  Er- 
fassung der  Preise  für  die  einzelnen  Sorten  zu  kommen,  aber  das 
ist  ein  Irrtum.  Unter  denselben  Bezeichnungen  wird  in  den  ver- 
schiedenen Geschäften  ganz  Verschiedenes  verkauft.  Je  nach  ihrer 
Kundschaft  schlachten  die  einzelnen  Metzger  nur  1.,  2.  oder  3. 
A'  i  e  h  (j  u  a  1  i  t  ä  t :  bei  gehacktem  Fleisch,  bei  Wurst  und  infolge 
der  üblichen  Beilage  ist  selbst  eine  Vermengung  verschiedener  Qua- 
litäten möglich.     Damit  nicht  genug.     Das   was    unter  bestimmten 
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S  o  r  t  e  11  b  e  z  e  i  c  h  n  u  11  g  e  n  geliefert  wird,  entspricht  oft  genug 
gar  nicht  der  angegebenen  Sorte;  wer  Lende  verlangt,  wünscht 
im  allgemeinen  Bratentieisch,  und  er  erhält  ein  hierfür  geeignetes 
Stück,  vielleicht  von  einem  ganz  anderen  Teile  des  Tieres,  weil 
die  übrigen  Teile  doch  auch  verkauft  sein  wollen.  Welche  Ver- 
schiedenheiten sind  hier  möglich!  Wie  verschieden  —  verschieden 
besonders  auch  nach  der  Art  der  Kundschaft  —  ist  ferner  die  Art 
der  A  u  s  s  c  h  ä  1  u  n  g  und  der  Beilage.  In  dem  einen  Geschäft 
wird  nur  ganz  mageres  Suppentieisch  verkauft,  die  fetten  Teile  müssen 
dann  billig  fortgegeben  werden,  in  einem  zweiten  Geschäfte  gelingt 
es,  halbmagere  Stücke  noch  etwas  teurer  abzusetzen,  ein  drittes  Ge- 
schäft lässt  sich  auf  eine  Herausschälung  der  mageren  Stücke  über- 
haupt nicht  ein.  Das  eine  Geschäft  bietet  die  absolute  Gewähr, 
stets  nur  gute  Stücke  zu  liefern,  es  trägt  das  Risiko  einer  miss- 
glückten Yiehauswahl  selbst,  es  sorgt  für  eine  anderweite  Verwer- 
tung minderwertiger  Stücke;  das  andere  Geschäft  hingegen  wälzt 
das  Risiko  auf  die  Kunden  ab,  die  gelegentlich  auch  einmal  vor- 
lieb nehmen  müssen.  Das  eine  Geschäft  hat  stets  eine  vollständige 
Auswahl,  im  änderen  muss  man  nehmen,  was  da  ist.  AVelcher 
Unterschied  ist  ferner  in  der  Ausstattung  des  Ladens  und  in 
der  Güte  der  Bedienung  vorhanden.  Wenn  deshalb  die  Preise  von 
Geschäft  zu  Geschäft  abweichen,  so  kann  man  doch  nicht  ohne 
weiteres  sagen,  das  eine  Geschäft  sei  wirklich  teurer,  wirklich 
billiger  wie  das  andere,  vielmehr  lassen  diese  Preisdifierenzen  zu- 
nächst eine  Verscliiedenheit  der  Geschäftspraxis  vermuten. 

Daran  ist  also  nicht  zu  denken,  dass  es  möglich  wäre,  die 
Warenpreise  verschiedener  Läden  als  gleichwertig,  als  das- 
selbe sagend  zu  behandeln.  Andererseits  kann  aber  auch  die  Preis- 
normierung eines  einzelnen  Ladens  keineswegs  als  ty- 
pisch genommen  werden.  Das  eben  Gesagte  zeigt  deutlich,  wie 
viele  Dinge  in  jedem  Laden  den  „angemessenen"  Preis  bestim- 
men ,  Dinge ,  die  der  Käufer  gar  nicht  alle  übersehen ,  werten 
und  gegeneinander  abwägen  kann.  Er  sieht  wohl  ein,  dass  mehr 
oder  weniger  bezahlen,  nicht  gleichbedeutend  ist,  mit  teurer  oder 
billiger  kaufen.  Ob  es  aber  angemessen  ist,  dass  er  in  dem 
einem  Laden  gerade  5  Pfg.,  10  Pfg.,  15  Pfg.,  20  Pfg.  mehr  für  ein 
Stück  Bratentieisch  als  in  einem  andern  bezahlt,  das  ist  Sache  un- 
bestimmten Gefühls.  Daher  ist  es  möglich,  dass  jedes  Ge- 
schäft in  gewissem  Umfange  seine  eigenen  Kalkulationen 
und  Preisberechnungen  hat.     Es   hängt  das  andererseits    auch   mit 
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einer  Art  Monopolstellung  jeden  Geschäfts  in  seiner  Nach- 
barschaft nnd  seiner  Kundschaft  zusammen.  AVer  kauft  denn  die 
verschiedenen  Fleischwaren  mit  Rücksicht  auf  die  Preise  in  fünf 
verschiedenen  Läden  und  scheut  weder  Zeit  noch  Unbe(|uemlichkeit  ? 
Auch  die  l)losse  Unkenntnis  spielt  natürlich  eine  Rolle  ^). 
Auch  das  ist  möglich,  dass  ein  meist  von  einfacherer  Kundschaft 
besuchtes  Geschäft  für  die  besten  Stücke  zu  angemessenem  Preise 
gar  keine  Abnehmer  findet  und  daher  versuchen  muss,  bei  anderen 
Stücken  oder  bei  der  Art  der  Zurichtung  Avieder  auf  die  Kosten 
zu  kommen.  Die  ganz  besondere  Preiskalkulation  wird  also  gerade- 
zu eine  Notwendigkeit.  Das  Rabattwesen  darf  auch  nicht  über- 
sehen werden  . 

Wir  wiederholen  es,  die  Preissätze  eines  einzelnen  Ge- 
schäfts sind  niemals  t  y  })  i  s  c  h.  Auch  darf  eine  Statistik  nicht 
auf  einer  Grundlage  ruhen,  die  bei  einem  Eingehen  des  Geschäfts 
oder  einem  Wechsel  der  (aeschäftspraxis  hinfällig  wird.  Der  ein- 
zige Ausweg  ist  also,  dass  zwar  die  Preisnotierungen  mehrerer 
Läden  benützt  werden,  die  P  r  e  i  s  w  a  n  d  1  u  n  g  e  n  eines  jede  n 
Ladens  aber  individuell  l)e]iandelt  werden.  Man  wird  dann 
vor  einer  Vielheit  von  prozentualen  Preiswandlungen  stehen,  von 
denen  man  besondere  Fälle  ausscheiden,  die  übrigen  gruppieren 
oder  zusammenfassen  kann. 

Die  unbedingte  V  o  r  a  u  s  s  e  tz  u  n  g  für  die  Feststellung  i  n- 
dividu  eller  Preiswandlungen  ist  aber,  dass  mit  der  Uebung, 
höchste,  niedrigste,  eventuell  auch  nocli  gängigste 
Preise  aus  den  Läden  einzuholen,  vollständig  gebrochen  wird ;  denn 
die  niedrigsten  und  iKichsten  Preise  wechseln  auch  bei  gleich- 
l)leibender  Geschäftslage  und  bei  gl  e  i  c  h  I)  1  e  i  b  e  n  d  e  n 
Preisen  in  demselben  Laden  ständig  und  sind  auch  wegen  der 
Verschiedenheit  der  PreisV)ereclinungen  in  demselben  Laden  keines- 
wegs charakteristisch.  Zunächst  haben  nämlich  die  Geschäfte  für 
ihre  verschieden  zahlungsfähigen  Kunden  oftmals  vei-schiedene 
Preise,  wie  das  insbesondere  auch  von  NeU3IANN  erörtert  wird ;  die 
Möglichkeit  dazu  ergibt  sich  im  Fleischladen  ganz  natürlich  daraus, 
dass  der  Zahlungsfähige  die  L  Qualität  und  die  ersten  Stücke,  unter 

')  In  einer  grossen  Stadt  ist  festgestellt  worden ,  dass  die  verschlossene 
Dose  einer  berühmten  Kakaoniarke,  über  deren  übereinstimmende  Qualität  kein 
Zweifel  möglich  war,  in  9  Läden,  die  im  Umkreise  von  5  Minuten  lagen,  ko- 
stete: ein  Mal  i'  M.  60  Pfg..  zwei  Mal  2  M.  70  Pfg.,  ein  Mal  2  M.  75  Pfg. 
drei  Mal  3  M. 
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Umständen  unter  Mitteilung  besonderer  Spezialwünsche  verlangt, 
der  ärmere  sich  mit  der  3.  Qualität  und  den  zweitklassigen  Stücken 
begnügt.  Die  Wohlhabenderen  können  hierliei  unverfänglich  auch 
über  die  bessere  Leistung  hinaus  höher  Ijelastet  werden.  Ausser- 
dem besteht  stets  ein  Unterschied  zwischen  K  und  en  preisen  und 
Ladenpreisen.  Die  oft  bedeutend  höheren  Kundenpreise  be- 
zahlen diejenigen,  die  nach  dem  Fleischbedarf  abends  fragen  lassen, 
und  denen  am  anderen  Morgen  das  Fleisch  ins  Haus  gebracht 
wird.  Ein  höherer  Preis  ist  hier  nur  in  massigem  Grade  durch 
die  Mehrbelastung  des  Fleischers  infolge  der  Botengänge  be- 
gründet, da  diese  sich  schon  durch  die  Erhaltung  eines  ständigen, 
wohlhabenden  Kundenkreises  hinreichend  bezahlt  machen.  Weiter 
kommen  noch  die  Preise  an  W  iede  rver  käu  f  e  r  in  Betracht,  die 
namentlich  bei  den  Schweinemetzgern  eine  ganz  erhebliche  Rolle 
spielen,  weil  diese  manche  Fleischprodukte  wie  Speck  und  Schmalz 
in  solcher  Menge  gewinnen,  dass  ihre  Kundschaft  dieselben  nicht 
in  zureichendem  Masse  abnehmen  kann.  Mancherorts  ist  es  auch 
üblich,  überschüssige  Fle  is  ch waren,  die  liegen  zu  bleiben 
drohen,  ins  Fenster  zu  legen,  nachdem  sie  mit  einem  ermässigtem 
Preise  bezeichnet  sind.  Hierdurch  wird  die  Kauflust  der  Yolks- 
kreise  angeregt,  deren  Bedürfnis  sich  dem  Preise  anpasst.  Welche 
Wandlungen  in  den  Preisen  desselben  Ladens  können  sich  hieraus 
ergeben !  Und  die  Aveitere  Tatsache,  dass  der  einfachere  Metzger  gar 
nicht  immer  dies  elben  Qualitäten  führt,  sondern  zuweilen 
nur  1.  Qualität,  zuweilen  auch  2.  und  3.  Qualität  hat,  soll  nur  ab- 
schliessend noch  erwähnt  werden. 

Die  Span  n  u  n  g  z  w  i  s  c  h  e  n  d  e  m  h  ochste  n  u  n  d  n  i  e- 
d  r  i  g  s  t  e  n  Preise  ist  daher  —  man  blicke  nur  in  die  Dres- 
dener Statistischen  Monatsberichte  —  gewöhnlich  auch  sehr  gross 
und  die  Wandlungen  in  den  Preisextremen  infolgedessen  oft  ver- 
blüffend. Die  unliebsame  Nötigung,  höchste,  niedrigste  und  gän- 
gigste Preise  zu  erfragen,  fällt  aber  auch  durchaus  weg,  wenn  man 
die  Preiswandlungen  eines  jeden  Ladens  —  wie  oben  angedeutet 
ist  —  ganz  gesondert  behandelt.  Jeder  Ladenbesitzer  mag  nun 
innerhalb  der  angegebenen  Warengattung  die  Sorten,  die  er  der 
Preisbestimmung  zu  gründe  legen  will,  so  genau  umgrenzen,  so  ver- 
engern, dass  er  hierfür  nur  einen  Preis  angeben  kann,  und  er 
mag  an  dieser  genau  bestimmten  Ware  für  die  Folge  festhalten. 
Zur  Sicherheit  kann  auf  jeder  Fragekarte  der  vorlier  angegebene 
Preis  wiederholt  werden. 
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Natürlich  werden  die  Preisangaben  jetzt  in  den  Läden,  z.  B. 
für  Rindslenden,  sehr  Verschiedenes  besagen;  wir  sahen 
ja  auch,  es  ist  unmöglich,  dass  sie  dasselbe  besagen.  Aber  die  a  u  f- 
e  i  n  a  n  d  e  r  f  o  1  g  e  n  d  e  n  Preise  in  den  einzelnen  Läden 
besagen  jetzt  dasselbe  - —  oder  wo  ein  Wandel  der  Verhältnisse  vor- 
liegt, wird  er  festzustellen  sein.  Wenn  aber  eine  korrekte  Bezie- 
hung des  letzten  Preises  auf  den  vorhergehenden  in  den  einzelnen 
Läden  ermöglicht  ist,  so  kann  man  auch  zu  einem  korrekten  G  e- 
s  a  m  t  a  u  s  d  r  u  c  k  der  Preiswandlung  der  betreftenden  Ware  kom- 
men, denn  man  braucht  nur  die  gewonnenen  Steigerungsprozente  zu 
addieren,  durch  die  Zahl  der  berücksichtigten  Posten  zu  dividieren 
und  den  nunmehr  gewonnenen  Quotienten  auf  den  als  Ausgangs- 
punkt genommenen  Preis  (Preisindex)  zu  beziehen.  Ein  Beispiel 
wird  das  ganz  deutUch  machen.  Die  Preise  für  1  kg  einer  be- 
stimmten Fleischsorte  (z.  B.  Rindskeule)  lauten  so: 

Ende  Januar         Ende  Februar         also  Steigerung 
Geschäft 
I 
IT 

lll 

IV 

y 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 


Pf. 

Pf. 

% 

180 

175 

2,22 

170 

175') 

'.  ') 

170 

175 

2,94 

160 

160 

— 

160 

165 

3,13 

160 

165 

3,13 

160 

170 

6,26 

150 

•  ') 

•  ') 

150 

160 

6,66 

150 

155 

Zus. 

3,33 
27,23 

bar. 

Das 

Geschäft 

ist  in  andere 

Hände 

übergegangen 

')  Nicht  vergl 

-')  Die  näher  umgrenzte  Ware  ist  Ende  Februar  nicht  geführt. 

Die  Summe  27,23  ist  durch  8  zu  dividieren ;  das  ergibt  also 
im  Durchschnitt  eine  Zunahme  des  Preises  um  3,40%.  Haben 
Avir  als  Ausgangspreis  z.  B.  1,60  Mk.  genommen,  so  würde  der  Preis- 
index für  Februar  lauten : 

160  Pf.  +(4'oo'  •    16^  P*^-)  =  1*55,44  Pf. 

Yon  der  Einzelprozentberechnung  darf  niemals  abgesehen  werden: 
ein  Preisunterschied  von  zusammen  50  Pf.  in  10  Geschäften,  er- 
gibt natürlich  im  Durchschnitt  immer  5  Pf.  Es  ist  aber  doch  von 
Einfluss,    ob   die  Steigerunsj   bei   den  hohen  Preisnotierungen    oder 
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bei  den  niedrigen  stattgefunden  hat. 

Ganz  gleichgültig  ist  es,  von  Avelchem  Preissatz  man  ausgeht; 
ob  man  in  einer  Stadt  für  Rindskeule  160  Pf.,  165  Pf.,  170  Pf., 
oder  175  Pf.  notiert,  ändert  an  der  Richtigkeit  der  Angabe  nichts; 
es  fragt  sich  eben ,  wie  man  Rindskeule  näher  umschreibt.  Prak- 
tisch wird  man  natürlich  einen  in  der  Mitte  liegenden  Preis  wählen. 

Aus  alledem  kann  freilich  nur  die  zeitlich  vergleichende 
Lokalstatistik  Nutzen  ziehen  ;  für  die  die  Lebenskosten  vergleichende 
inter lokale  Statistik  ist  damit  nichts  gewonnen.  Ja  wenn  es 
richtig  ist,  dass  man  den  ersten  Preisansatz  mit  einiger  Willkür  so  oder 
so  wählen  kann,  so  wird  deren  Haltlosigkeit  erst  recht  aufgedeckt. 
Die  interlokale  Preisstatistik  kann  in  der  Tat  nichts  weiter  leisten, 
als  dass  sie  die  P  r  e  i  s  w  a  n  d  1  un  g  e  n  der  einzelnen  Städte  ver- 
gleicht. Im  übrigen  genügt  ein  Blick  in  das  Statistische  Jahrbuch 
deutscher  Städte,  um  zu  erkennen,  dass  aus  den  Preisübersichten 
keine  Einsicht  über  die  Lebenskosten  der  Städte  zu  holen  ist. 
Um  nur  ein  krasses  Beispiel  von  vielen  zu  nennen,  so  soll  inlän- 
discher geräucherter  Speck  1903  in  Lübeck  1,43  Mk.  in  Leipzig 
1,61  Mk.  in  München  aber  2,40  Mk.  gekostet  haben. 

Recht  schlecht  machen  sich  solche  Vergleiche  besonders,  weil 
praktischen  Zwecken  dienend,  in  JASTßOWs  Arbeitsmarkt.  Jastrow 
hat  überdies  hier  einen  wenig  glücklichen  Gedanken  verwirklicht. 
Er  sucht  nach  einem  einheitlichen  Ausdruck  für  den  Le- 
bensmittelaufwand in  verschiedenen  Städten,  und  er  hndet  den 
S  t  a  n  d  a  r  d  k  o  n  s  u  m  e  n  t  e  n  in  dem  deutschen  Marinesoldaten, 
dessen  Lebenskosten  in  den  Städten  nach  Massgabe  der  dortigen 
Preise  festgestellt  werden.  Die  lokale  Verschiedenheit  des  Kon- 
sums wird  also  gewissermassen  ausgeschaltet.  Das  wäre  auch  be- 
rechtigt, wenn  die  Konsumrichtung  etwas  Zufälliges,  vom  Preise 
Unabhängiges  wäre.  Gerade  das  Gegenteil  ist  aber  der  Fall.  Man 
isst  nicht  deshallj  hier  mehr  Kartofteln,  dort  mehr  Brot,  hier  mehr 
AVeizenbrot,  dort  mehr  Roggen-  oder  Speltbrot,  hier  viel  Fisch,  viel 
frisches  Gemüse,  dort  wenig,  weil  es  IjIoss  so  der  Gewohnheit  ent- 
spricht; diese  Gewohnheit  hat  sich  eben  wesentlich  unter  dem  Ein- 
tluss  der  Preise  gebildet.  Ein  Ort  ist  erst  dann  teurer  wie  ein 
anderer,  wenn  in  ihm  für  teure  Waren  nicht  gleichwertige  Ersatz- 
nahrungsmittel in  massiger  Preislage  vorhanden  sind. 

Der  interlokalen  Preisstatistik  kann  nur  durch  eine  genaue 
1)  e  t  a  i  1  u  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  d  e  r  P  r  e  i  s  e  e  i  n  z  e  1  n  e  r  L  e  b  e  n  s- 
mittel  aufgeholfen  werden.    In  erster  Linie  kommt  hier  das  wich- 
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tige  N'olksnahriingsmittel  die  Milch  in  Betracht.  Im  übrigen 
kommt  man  immer  noch  am  weitesten  mit  der  Benutzung  der  Gross- 
handels- und  der  Börsenpreise. 


2.  Wolnuiiigs-  und  Orimdstückspreise. 

Neben  den  Lebensmittelpreisen  sind  es  insbesondere  die  Preise 
der  "Wohnun  gen  und  des  Grund  und  Bodens,  von  denen  die 
Lebenskosten  und  das  Wohlbetinden  der  städtischen  Bevölkerung 
abhängig  sind.  Sie  haben  auch  eine  so  grosse  Bedeutung  für  die 
Wohnungs-  und  Bodenpolitik  der  Gemeinden,  sie  wirken  auf  deren 
Finanzen  so  bedeutend  ein,  wenn  es  gilt,  Grundstücke  für  Stras- 
senverbreiterungen,  Durchbrüche,  Yerwaltungszwecke,  Plätze  und  An- 
lagen zu  erwerben,  dass  ihre  aufmerksame  Beobachtung  durch  die 
städtische  Statistik  selbstverständlich  ist.  Man  könnte  sich  nun 
vielleicht  auch  hier  damit  begnügen,  wie  es  allgemein  üblich  ist, 
D  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1  s })  r  e  i  s  e  zu  Ijerechnen  und  eine  Gliederung  der 
Objekte  nach  Preisklassen  vorzunehmen,  wenn  es  auf  weiter 
nichts  ankäme,  als  Stand  und  faktische  Ent^vicklung  dieser  Preise 
festzustellen.  Aber  selbst  l>ei  diesem  einfachen  Ziele  stösst  man 
schon  auf  Schwierigkeiten ,  indem  Ijei  den  \\'()linungen  die  neu 
hinzukommenden  Wohnungen  den  Vergleich  stören ,  und  bei  den 
(jirundstückspreisen,  die  meist  an  der  Hand  der  jährlichen  Liegen- 
schaftsumsätze ermittelt  werden,  der  Mangel  jeder  .Identität  der  ver- 
glichenen Grundstücksgesamtheiten  höchst  störend  hervortritt.  Ganz 
versagt  diese  Statistik  aber,  wenn  es  gilt,  die  Preisentwicklung  von 
AVohnungs-  und  Grundstücksgesamtheiten  zu  verfolgen,  die  nach  i  n- 
d  i  V  i  d  u  e  1 1  e  n  ]\I  e  r  k  m  a  1  e  n  bestimmt  sind  (z.  B.  einerseits  Woh- 
nungen in  deklassierten  Häusern  oder  gut  erhaltenen  älteren  Häusern, 
anderseits  Geschäfts-,  AVirtschafts-,  Apothekengrundstücke) ,  oder 
wenn  es  darauf  ankommt,  z.  B.  das  Mass  der  Ueberwälzung  von 
Wasser-,  Kanal-,  Abfuhrgebühren  u.  s.  w.  festzustellen,  oder  wenn 
schliesslich  allgemein  in  eine  Ermittelung  der  treibenden  Ur- 
sachen der  Preiswandlung  oder  der  verschiedenen  Stärke  der 
Preissteigerungen  und  -Senkungen  eingetreten  werden  soll. 

In  diesen  Fällen  hat  die  Statistik  Avieder  den  Weg  der  Indi- 
vidualisierung zu  beschreiten ;  die  Preisentwicklung  ist  für  das 
einzelne  0))jekt  besonders  festzustellen  und  die  Gesichts- 
punkte für  die  statistische  Gruppierung  werden  der  Art  und  dem 
Masse  der  Preiswandlung  selbst  entnommen.    Technisch 
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gesprochen,  hat  die  Anlage  eines  statistischen  W  o  h  n  u  n  g  s-  o  d  el• 
G  r  u  n  d  s  t  ü  c  k  s  k  a  t  a  s  t  e  r  s  zu  erfolgen ,  in  dem  —  wenn  der 
Ausdruck  erlaubt  ist  —  die  Biograj^hie,  insbesondere  die  Preis- 
geschichte des  Grundstücks  eingetragen  wird.  Die  Anlage  die- 
ses Katasters  erfolgt  praktisch  in  der  Form  des  Zettelkatalogs, 
dessen  Einrichtung  und  Handhabung  durch  neue  Erfindungen,  die 
auch  ein  Verstellen  verhüten,  ganz  ausserordentlich  verbessert  ist 
(Kartothek).  Ein  Nachteil  dieser  individualisierenden  Statistik  (von 
V.  Mayr  Statistik  der  Entwicklungsgesamtheiten  genannt)  ist.  dass 
die  betrachteten  Objekte  (Wohnungen,  Grundstücke)  fortwährenden 
Y  e  r  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n  unterliegen.  Das  darf  aber  nicht  dazu  ver- 
anlassen, solche  Objekte  kurzer  Hand  aus  der  Statistik  auszuschei- 
den, da  wenigstens  bei  Grundstücken  häufig  erst  Um-  und  Neu- 
bauten den  gestiegenen  Bodenwert  vollständig  auslösen. 

Die  Städtestatistik  hat  bisher  nur  in  sehr  geringem  Grade  von 
dieser  hier  ül)eraus  ergiebigen  Methode  Gebrauch  gemacht ;  das 
Feld  ist  vorwiegend  der  privaten  Arbeit  überlassen,  die  aber 
doch  im  allgemeinen  über  die  monographische  Behandlung 
einzelner  Fälle  oder  über  die  statistische  Bearbeitung  der  Preisent- 
wicklung älterer,  zentral  gelegener  Grundstücke  mit  sehr  grosser 
AVertsteigerung  nicht  hinausgekommen  ist.  Die  Entwicklung  der 
AV  o  h  n  u  n  g  s  p  r  e  i  s  e  nach  der  individualisierenden  Methode  ist 
bisher  nur  vom  L  ei  p  z  i  g  e  r  Statistischen  Amte  ermittelt 
worden.  Es  werden  von  diesem  Amte  die  Mietpreisergebnisse  aller 
einzelnen  Wohnungen  in  zehnjährigen  Abständen  an  der  Hand  der 
allgemeinen  Wohnungszählungen  verglichen^).  Die  statistische  Glie- 
derung erfolgt  nach  der  Stärke  der  Preissteigerung  oder  -Sen- 
kung. Eeclit  fruchtbar  würde  dies  Unternehmen  allerdings  erst 
werden,  wenn  gewisse  individuell  gebildete  Wohnungsgruppen,  z.  B. 
nach  dem  Alter  und  der  Beschaffenheit  der  Häuser,  gesondert  be- 
handelt würden,  oder  wenn  —  wenigstens  bei  extremeren  Preisun- 
terschieden —  eine  Einzelfeststellung  der  Ursachen  erfolgte,  die  je- 
denfalls eine  ganze  Fülle  neuer  Gesichtspunkte  zutage  fördern  würde. 

Recht  nachteilig  ist  es,  dass  zwischen  den  Yergleichstagen  meh- 
rere Jahre  liegen.  Viele  Wohnungen  sind  dann  gründlich  verändert, 
parzelliert  oder  zusammengelegt.  Leichter  zum  Ziel  kommt  man, 
wenn  man  die  den  allgemeinen  Wohnungszählungen  zunächst  fol- 
genden Zählungen  der   1  e  e  r  s  t  e  h  e  n  d  i'  n    A\'  o  h  n  u  n  g  e  n 

^)  In  Hamburg    finden    solche  Feststellungen    schon    seit  längerer  Zeit  t'iu- 
eine  Anzahl  ausgewählter  Grundstücke  statt. 
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zu  diesem  Vergleiche  benutzt.  Das  kleinere  Vergleichsmaterial  er- 
laubt dann  auch  eine  intensivere  Ursachenfeststellung,  soweit  grös- 
sere Preisveränderungen  hervortreten.  Schon  aus  Gründen  der  sta- 
tistischen Technik  sollte  man  solche  Vergleiche  nicht  versäumen, 
denn  sie  decken  manchen  eigentümlichen  Fehler  in  den  Mietpreis- 
angaben der  Zählpapiere  auf. 

Ganz  besonders  wichtig  ist  für  die  Städtestatistik  die  An- 
lage einer  individualisierenden  Statistik  der  Grund- 
stückspreise. Denn  diese  Statistik  und  das  dazu  nötige 
Zettelkataster  wird  zur  Begründung  und  Durchführung  der  W  e  r  t- 
zuwachsteuer  leicht  erhöhte  praktische  Bedeutung  erlangen 
können.  Die  warme  Befürwortung  dieser  Steuer  durch  Neumann, 
"Wagner  u.  a.  hat  bereits  j)raktische  "Wirkungen  gezeitigt.  Frank- 
furt und  Cöln  haben  diese  Steuern  eingeführt,  in  mehreren  anderen 
Städten  sind  Entwürfe  ausgearbeitet,  in  Sachsen  soll  die  Steuer 
den  Gemeinden,  wenigstens  für  unbebautes  Land,  zur  Pflicht  gemacht 
werden.  In  allen  Fällen  hat  man  sich  für  die  Anlehnung  der  Steuer 
an  die  Umsatzsteuer  entschieden.  Und  das  bietet  vor  der 
Feststellung  des  Wertzuwachses  im  Wege  der  periodischen  Grund- 
und  Gebäudesteuerveranlagung  —  wie  sie  Neumann  mit  Rücksicht 
auf  die  lange  Zeit  unveräusserten  Grundstücke  em])fohlen  hat  —  den 
Vorteil,  dass  die  Steuer  so  in  dem  Augenblicke  und  in  dem  Masse 
erhoben  wird,  als  der  Wertzuwachs  wirklich  realisiert  wird. 
Denn  bei  der  periodischen  Veranlagung  wäre  es  möglich,  dass  je- 
mand einen  Wertzuwachs  versteuern  müsste,  den  er  später  nicht 
realisieren  könnte,  sei  es  nun  infolge  Veränderung  der  Konjunktur, 
infolge  Entwertung  des  Grundstücks  (z.  B.  Fabrikbau  in  der  Nähe) 
oder  aus  persönlichen  Gründen  (z.  B.  Zwangsversteigerung  ;  drin- 
gender Verkauf  wegen  Wohnsitz  Verlegung  oder  Geldbedarfs;  verfehlte 
Umbauten  auf  dem  Grundstück  u.  s.  w.). 

Richtet  die  Städtestatistik  nun  eine  individualisierende  Stati- 
stik der  Liegenschaftsumsätze  ein,  so  wird  die  Bearbeitung  ganz  von 
selbst  die  wichtigsten  Gesichtspunkte  über  Grösse, 
Art  und  Ursachen  des  AVertzuwachses  zutage  fördern  und  da- 
mit für  die  Umgrenzung  des  Begriffes:  Wertzuwachs,  und  für  die 
Anlage  des  Steuergesetzes  das  trefflichste  Material  liefern.  Denn 
wenn  die  Cölner  Steuerordnung  auch  gegenüber  der  Frankfurter, 
augenscheinlich  das  Ergebnis  eines  Kompromisses  sehr  verschiedener 
Anschauungen,  einen  Fortschritt  bedeutet,  so  ist  doch  eine  weitere 
Vervollkommnung  anzustreben.    Denn  so  wenig  heute  schon  in  der 
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Steuerpraxis  volle  Sicherheit  in  der  Al)grenzung  des  Begriffs  „ge- 
meiner Wert"  gegenüber  den  anderen  Wertformen  besteht,  weil 
die  praktische  Bedeutung  einer  feineren  theoretischen  Zerlegung  des 
Wertbegriffs,  wie  sie  Neumanx  erstrebt,  nicht  genügend  gewürdigt 
wird,  so  wenig  ist  auch  der  Begriff  „Wertzuwachs"  in  seinen  man- 
nigfachen Elementen  der  Praxis  geläufig.  Ist  hier  doch  selbst  die 
Theorie  noch  nicht  zu  einer  abschliessenden  Erkenntnis  vorgedrungen. 

Zunächst  wird  die  statistische  Bearbeitung  der  Preisentwick- 
lung der  einzelnen  Grundstücke  klarlegen,  bis  zu  w  e  1  ch  em  J  ahre 
zurück  überhaupt  ausreichende  Kaufpreisermittlungen  möglich  sind. 
Meist  wird  sich  ergeben,  dass  die  Berechnung  des  Wertzuwachses 
im  Anfang  notwendig  auf  die  weniger  weit  zurückliegenden  Jahre 
beschränkt  werden  muss. 

Neu  bestätigt  wird  —  was  man  ja  aus  der  Umsatzsteuer- Ver- 
anlagung schon  weiss  — dass  die  Kaufpreise  häufig  hinter 
d  e  m  K  a  u f  w  e  r  t  e  ganz  auffallend  zurückbleiben.  Man  braucht 
gar  nicht  an  Steuerhinterziehung  zu  denken.  Da  liegen  Käufe 
zwischen  Ehegatten,  Vater  und  Sohn,  sonstigen  Verwandten,  Ge- 
sellschaftern u.  s.  w.  vor ;  da  sind  billige  Käufe  aus  wohltätigen  und 
gemeinnützigen  Gründen ;  neben  vielen  Käufen  laufen  besondere 
Verabredungen  und  Auflagen  her;  man  denke  weiter  an  Käufe  von 
Hypothekengläubigern  u.  s.  w.  Wo  daher  der  „gemeine  AVert"  höher 
ist  wie  der  Veräusserungspreis,  wird  man  diesen  zugrunde  legen ; 
dahingegen  wird  ein  zu  niedriger  Erwerbspreis  den  „AVertzuwachs" 
ja  nur  vergrössern.  Deshall)  wird  man  aber  dem  Steuerpflichtigen 
den  Beweis  gestatten  müssen,  dass  der  Erwerbspreis  aus  Schen- 
kungsabsicht oder  aus  anderen  zum  Ausdruck  gebrachten  Gründen 
hinter  dem  damaligen  AVerte  zurückblieb. 

Dass  die  Kosten  von  Neu-  und  Umbauten  von  dem  „AVert- 
zuwachs"  abzurechnen  sind,  steht  überall  fest.  Selbst  dann  muss 
der  Abzug  geschehen,  wenn  die  Bauten  sich  als  verfehlt,  wertver- 
mindernd erwiesen  und  spätere  Beseitigung  oder  A^eränderung  nach 
sich  zogen.  AVerden  diese  Dinge  von  der  Statistik  in  die  Rech- 
nung eingestellt,  so  ergibt  sich  bald,  dass  der  Versicherungs- 
wert schlechterdings  keine  Handhabe  zur  Einschätzung  des  Ge- 
bäudewerts l)ietet,  da  regelmässig  der  Grund  und  Boden  zu  einem 
ganz  beträchtlichen  Teile  mit  versicliert  ist.  Nur  soweit  wirkliche 
Bauwertschätzungen  vorliegen,  kann  die  Berechnung  der  Preisent- 
wicklung richtig  weitergeführt  werden. 

AV eitere  Aufwendungen    für    das  Grundstück    kann    die 
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Statistik,  solange  die  Wertzuwachssteuer  nicht  besteht,  kaum  in 
Ansatz  bringen,  da  sie  nur  durch  besondere  Darlegungen  des  Grund- 
eigentümers, die  im  Falle  der  Steuerptiicht  zu  geschehen  hätten,  be- 
kannt werden.  Dahin  gehören  Strassenbau-,  Kanalbaukosten,  Melio- 
rationen des  Ackers  oder  Gartens,  Erwerb  von  Gerechtigkeiten, 
Aufwendungen  zwecks  Yeräusserung  des  Grundstücks,  ferner  auch 
tatsächliche  (nicht  bloss  rechtliche)  Beiträge,  z.  B.  zur  Asphal- 
tierung der  Strasse,  zur  Anlage  eines  Schmuckplatzes  vor  dem 
Hause,  zur  Freilegung  des  Platzes  u.  s.  w. 

Ein  i^bzug  von  Zinsen  des  E  r  w  e  r  b  s  p  r  e  i  s  e  s  wird  in  den 
Steuerordnungen  bei  unbebauten  Grundstücken  gestattet,  soweit 
nicht  entsprechende  Nutzerträge  gegenüberstehen.  Die  statistische 
Arbeit  wird  daran  nicht  vorübergehen ;  wird  doch  oftmals  der  Wert- 
zuwachs durch  die  kolossal  außaufenden  Zinsen  vollständig  aufge- 
zehrt. Und  die  Ansicht  v.  Mangoldts  (Städtische  Bodenfrage)  er- 
weist sich  als  vollkommen  richtig,  dass  der  Spekulation  in  unbe- 
bautem Lande  die  Zinslasten  weit  mehr  als  die  Zuwachssteuer  ent- 
gegenarbeiten. Es  ist  al)er  inkonsequent,  diese  Zinsen  nur  bei  un- 
l)ebautem  Lande  vom  „Wertzuwachs"  abzurechnen.  Liegt  die 
Sache  nicht  genau  so  bei  b  e  b  a  u  t  e  n  Grundstücken,  deren  Er- 
werbspreis den  Ertragswert  deshalb  bedeutend  übersteigt,  weil  von 
An-  und  Umbauten,  von  Abbruch  und  Neubau  eine  Wertsteigerung 
erwartet  wird '?  Man  wird  allgemein  Zinsen  von  d  e  m  Teile  des 
Erwerbspreises  in  Abzug  bringen,  der  den  momentanen  Ertagswert 
übersteigt,  und  zwar  so  lange,  als  durch  Um-  und  Neubauten  oder 
anderweite  Verwendung  des  Grundstücks  der  Ausgleich  nicht  er- 
folgt ist. 

Bei  der  Berechnung  der  Stärke  des  Wertszuwachses  stösst 
man  auf  Schwierigkeiten,  die  in  den  bisherigen  Steuerordnungen 
nicht  berührt  sind,  obwohl  die  Steuer  regelmässig  nach  der  Stärke 
der  Wertvermehrung  abgestuft  ist.  Ein  Bauplatz  wird  gekauft  für 
10000  Mk.,  es  wird  ein  Haus  zu  20  000  Mk.  daraufgestellt,  das 
Grundstück  wird  für  40  000  Mk.  verkauft.  Der  Wertzuwachs  be- 
trägt 10000  Mk.;  bezieht  man  ihn  auf  den  Erwerbspreis,  so  ergibt 
(las  eine  Zunahme  von  100  »o.  Billig  ist  es  aber,  den  Wert  von 
Vm-  und  Neubauten  dem  Erwerbspreise  erst  zuzurechnen,  dann  ist 
die  Zunahme  nur  33^3%;  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein 
A\'ertobjekt  von  10  000  Mk.  nicht  so  leicht  um  10  000  Mk.  steigen 
kann  wie  ein   Wertobjekt  von  30  000  Mk. 

Endlich  wird  die  Ursachenerforschung  der  Wertveränderungen 
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bald  dartim,  dass  nicht  alles  das,  was  hier  als  Wertzuwachs  er- 
scheint, auch  restlos  „unverdienter"  AVertzuwachs  ist,  geschaffen 
durch  die  Tätigkeit  und  die  natürliche  Entwicklung  von  Staat  und 
Gemeinwesen.  So  wie  jemand  durch  ein  für  den  Platz  ungeeig- 
netes Gebäude  den  Bodenwert  ruinieren  kann,  so  kann  jemand  durch 
geschickte,  auf  guter  Kapitalbasis  ruhende  Ausnutzung  eines  Platzes 
den  Wert  unendlich  über  den  Wert  des  gleich  grossen  und  gleich  gün- 
stig gelegenen  Grundstücks  seines  Nachbars  hinausheben.  Ganze 
Fabrik-,  ganze  Villenviertel  mit  höchstem  Bodenwerte  sind  durch 
die  Initiative  und  die  kluge  Umsicht  von  Privaten,  die  teure  An- 
lagen schufen,  i^assende  Baubeschränkungen  durchführten,  entstan- 
den. AVird  nicht  manches  Haus  den  späteren  AVertzuwachs  seiner 
soliden,  wohnlichen,  einfach-künstlerischen  Anlage  verdanken,  nach- 
dem die  benachbarten  Stuck-Palazzi  längst  von  ihrer  ersten  Herr- 
lichkeit herabgestürzt  sind?  Der  hohe  Wert  vieler  Häuser  ist 
ferner  ausschliesslich  durch  das  darin  betriebene  Geschäft,  durch 
die  darin  betriebene  AVirtschaft,  an  der  die  Kundschaft  nun  ein- 
mal hängt,  bedingt.  AVie  vieles  wird  die  individualisierende  Grund- 
stücksstatistik zu  "diesem  Thema  noch  beisteuern  können !  Und 
diese  Erwägungen  werden  wieder  fruchtbringend  für  die  Formu- 
lierung der  Steuerbestimmungen  verwertet  werden  können. 


AVelch  wertvolle  Gesichtspunkte  die  individualisierende  Stati- 
stik auf  dem  Gebiete  der  Preise  eröffnet,  lässt  sich  hinreichend  aus  den 
hier  überblickten  Lebensmittel-,  AVohnungs-  und  Grundstückspreisen 
erkennen.  Die  Anwendung  dieser  Methode  führt  wie  keine  andere 
zu  einer  innigen  A^erbindung  von  Statistik  und  Einzelbeobachtung, 
wobei  aus  der  Einzelbeobachtung  AVesen  und  Farbe,  aus  der  Sta- 
tistik das  Alass  der  Dinge  entnommen  wird.  Und  diese  A^erbin- 
dung,  die  wir  in  Xeu3IANNs  statistischen  AVerken  mit  solcher  Liebe 
und  so  vorbildlich  gepflegt  finden,  ist  es  allein,  die  der  Statistik 
auf  allen  ihren  Gebieten  Teilnahme    erwecken    und  erhalten  kann. 


Zur  Logik  clor  sozialwisseiiscliaftliclieii 
Begriftsbildung. 

Von 

Dr.  Othinar  Spann  (Wien). 


Neumann-Festschiift.  11 


I.  Analyse.  1.  Abhängigkeit  der  Begriffsbildung  vom  Objekte  überhaupt. 
—  2,  Die  Natur  des  sozial  wissenschaftlichen  Objektes.  Wesens-  und  Funktions- 
begriff. —  3.  Der  Unterschied  von  Wesens-  und  Funktionsbegriff  erkenntnistheo- 
retisch betrachtet.  —  4.  Der  Begriff  der  Funktion.  —  5.  Das  methodologische  Ver- 
hältnis von  Wesens- und  Funktionsbegriff  in  der  Sozialwissenschaft.  —  II.  Fol- 
gerungen. 1.  Die  Bedeutung^  der  gewonnenen  Erkenntnis.  —  2.  Die  Sozialwis- 
senschaft als  ein  System  von  Funktionsbegriffen.  —  3.  Das  Verhältnis  von 
Psychologie  und  Sozialwissenschaft.  —  4.  Das  Verhältnis  von  induktiver  und 
deduktiver  Operation  in  der  Sozialwissenschaft. 
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I.  Analyse. 

1.  Das  AVesen  der  naturwissenschaftlichen  d.  i.  kaiisaltheore- 
tischen  Begriffshikhmg  besteht  darin,  die  extensive  und  intensive 
Mannigfaltigkeit,  welche  die  Wirklichkeit  uns  darlnetet,  zu  über- 
wänden ').  Dies  geschieht  durch  die  Mittel  der  Allgemeinheit  — 
(1.  i.  der  Heraushebung  der  g  e  m  e  i  n  s  a  m  e  n  Eigenschaften  meh- 
rerer Dinge  — ,  der  Bestimmtlieit  —  d.  i.  der  festen  Abgren- 
zung der  allgemeinen  Vorstellung  —  und  der  Gültigkeit  des  Be- 
griffes —  d.  i.  der  Eigenschaft,  auf  jeden  Einzelfall,  wo 
immer  er  im  Räume  sein  mag,  zu  passen. 

Ist  die  Aufgabe  des  Begriffes  die  Ueberwindung  einer  be- 
stimmten Mannigfaltigkeit,  dann  ist  offenbar  von  der  Eigenart  der- 
selben, also  von  der  Eigenart  des  Objektes,  die  Eigen- 
art des  Begriffes  in  irgend  einem  Sinne  abhängig.  So  stellt  sich 
die  Physik,  w^elche  eine  allgemeine  Theorie  der  Körperwelt  ist,  eine 
andere  Aufgabe,  (d.  h.  sie  hat  eine  andere  anschauliche  Mannigfaltig- 
keit durch  ilire  Begriffe  zu  überwinden),  als  z.  B.  die  Chemie,  welche 
Eigenschaften  der  Stoffe  untersucht,  von  denen  die  Physik  abstra- 
hiert hat;  und  die  Chemie  hat  wieder  eine  andere  Aufgabe  als  die 
Biologie  und  die  beschreibenden  Wissenschaften  der  organischen 
Natur.  Den  Unterschieden  in  den  Objekten  dieser  Wissen- 
schaften entsprechen  in  der  Tat  Unterschiede  in  ihren  Begriffen. 
Während  in  der  Physik  der  vollständige  Begriff  jedes  j^hysikali- 
schen  Dinges  grundsätzlich  ein  Gesetzes-Begriff  ist,  — 
z.  B.  ist  der  Begriff  der  Gravitation  identisch  mit  dem  Gravita- 
tionsgesetz ,  der  Begriff  des  freien  Falles  identisch  mit  dem  Fall- 
gesetz — ,  ist  bei  den  beschreibenden  Naturwissenschaften  der  Be- 
griff einer  Erscheinung  nicht  viel  mehr  als  ein  Klassitikationsbe- 
griff.     Der   klassifikatorische   Begriff  der   Säugetiere    enthält    noch 


^)  Wir  folgen  hier  Rickert,  „  Die  Grenzen  der  naturwissenschaftlichen  Be- 
griffsbildung. Eine  logische  Einleitung  in  die  historischen  Wissenschaften." 
2.  Aufl.     Tübingen  1902. 

11* 
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nicht  die  grimdsätzliclie  Gesetzmässigkeit,  die  einem  lebenden  Or- 
ganismus den  Säiigetiercharakter  verleiht ;  hingegen  erscheint  der 
freie  Fall    in    der  Tat  als    ein  Spezialfall  des  Gravitationsgesetzes. 

Die  Ursache  für  diese  grundlegenden  Unterschiede  in  der 
Eigenart  der  Begriffsinidung  liegt  vor  allem  in  der  Summe  von 
historischen  Elementen^),  welche  ihren  Objekten  eigen 
ist.  Während  für  die  Physik  jeder  Dingbegriff  ein  Gesetzes- 
begriff (Eelationsbegriff)  ist,  weil  ihr  alle  Vorgänge  schliesslich  in 
ein  System  letzter  bewegter  Teile  -  -  und  der  Begriff'  von  diesen 
ist  der  einzige  Dingbegriff,  mit  dem  sie  arbeitet  —  zerfallen,  kann 
innerhalb  jener  Disziplinen,  welche  mit  historisch  bestimmten  In- 
dividualitäten (z.  B.  bestimmten  Organismen)  zu  tun  haben ,  gar 
nicht  einmal  das  Ziel  aufgestellt  werden,  jeden  Dingbegriff'  zu  einem 
Gesetzesbegriff'  zu  machen.  Die  Klassifikation  der  gegebenen  tie- 
rischen Organismen  kann  allerdings  aus  einer  allgemeinen 
Theorie  der  lebenden  Organismen  heraus  vorge- 
nommen werden,  und  insoferne  enthalten  die  Klassifikationsbegriff'e 
auch  tatsächlich  die  Ansätze  in  sich ,  die  von  ihnen  für  bestimmte 
Individualitäten  zusammengestellten  Merkmale  gleichzeitig  zu  n  o  t- 
wendigen  Elementen  eines  Naturzusammenhanges  zu  stempeln. 
Aber  in  demselben  Masse,  als  es  sich  um  Individualitäten,  also  um 
Gebilde  historischer  Natur  handelt,  kann  es  sich  eben  nicht  um  die 
letzten  grundsätzlichen  Zusammenhänge ,  nicht  um  Gebilde 
unbedingt  allgemeingültiger,  tyi^ischer  Natur  handeln. 

Die  bisherigen  Erörterungen  haben  gezeigt,  wie  im  allgemeinen 
der  Gehalt  an  historischen  Bestandteilen  in  dem  Objekt  einer  Wis- 
senschaft den  theoretischen  Charakter  ihrer  Begriff'e  beeinflusst ; 
ferner  geht  aus  ihnen  hervor,  dass  die  Qualität  der  historischen  Be- 
standteile eines  Objektes,  also  die  Eigenart  des  Objektes  überhaupt, 
auch  den  speziell  -methodologischen  Charakter  der  Wissen- 
schaft mitbestimmen  kann.  So  verlangt  die  Welt  der  Organismen 
neben  einer  allgemeinen  Theorie  des  Lebens  (Biologie)  beschrei- 
bende Disziplinen,  die  es  nicht  viel  weiter  als  bis  zur  Klassifikation 

')  Das  Wort  „histoi'isch"  wird  im  Nachfolgenden  natürlich  nur  in  rein 
logischer  Bedeutung  gebraucht.  Kickert  charakterisiert  den  logischen 
Gegensatz  von  Natur  und  Geschichte  folgendermassen :  ^alle  empirische  Wirk- 
lichkeit kann  noch  unter  einen  andern  Gesichtspunkt  gebracht  werden,  als 
unter  den ,  dass  sie  Natur  ist.  Sie  wird  Natur,  wenn  wir  sie  be- 
trachten mit  Rücksicht  auf  das  Allgemeine,  sie  wird  Ge- 
schichte, \v  e  u  n  w  i  r  s  i  e  b  e  t  r  a  c  h  t  e  n  m  i  t  R  ü  c  k  s  i  c  h  t  a  u  f  d  a  s 
Besondere"  (S.  255  a.  a.  0.) 
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ihrer  Objekte  bringen  können.  Wir  haben  diese  Beziehung  für  das 
Nachfolgende  nicht  weiter  zu  verfolgen ,  denn  es  handelt  sich  uns 
nur  darum,  an  einem  Beispiel  zu  zeigen,  dass  sich  überhaupt 
die  Eigenart  d  e  r  B  e  g  r  i  f  f  s  b  i  1  d  u  n  g  von  der  Eigen- 
art des  Objektes  in  Abhängigkeit  befindet.  Da- 
mit ist  bewiesen,  dass  die  Untersuchung  einer  besonderen  Eigenart 
des  Objektes  auf  eine  besondere  Eigenart  der  Begriffsbildung  hin, 
jedenfalls  erkenntnistheoretisch  möglich  ist.  Dieser  Untersuchung 
wollen  wir  uns  nun  für  die  Sozialwissenschaften  zuwenden. 

2.  Eine  nähere  Charakteristik  der  sozialwissenschaftlichen  Be- 
griffsbildung kann  nach  dem  Vorherigen  nur  durch  Untersuchung 
der  Eigenart  des  Objektes  der  8ozialwissenschaften  gewonnen  werden. 

Die  Eigenart  des  Objektes  der  Sozialwissenschaften !  Die  Frage 
ist  allerdings  verfänglich.  Denn  hier  handelt  es  sich  um  nichts 
Geringeres,  als  um  den  Begriff  des  Sozialen,  der  Gesell- 
schaft selbst.  Bekanntlich  ist  dieser  bisher  in  allgemeingültiger  Be- 
stimmung noch  nicht  gebildet  worden.  Tobt  doch  sogar  noch  der 
Streit,  ob  es  sich  in  der  Sozialwissenschaft  um  die  Beschreibung 
von  Wertbeziehungen  oder  von  Kausalbeziehungen,  d.  h.  um  eine 
teleologische  oder  kausaltheoretische  (naturwissenschaftliche)  Be- 
griffsbildung handelt!  —  In  den  ganzen  Streit  an  dieser  Stelle  ein- 
zugreifen, wäre  unmöglich,  jedoch  muss  wenigstens  das  eine  erklärt 
werden,  dass  die  nachfolgende  Untersuchung  auf  dem  Standpunkte 
steht,  die  sozialwissenschaftliche  Begriffsbildung  sei  kausaltheoretischer 
Natur.  Von  diesem  Diktum  abgesehen,  müssen  wir  uns  für  das  Nach- 
folgende jedenfalls  begnügen,  statt  aller  grundsätzlichen  Merkmale  nur 
diejenige  Eigenart  des  Objektes  der  Sozial  Wissen- 
schaften festzustellen,  welche  für  die  sozialwis- 
senschaftliche Begi'iffsbildung  als  wesentlich  er- 
scheint. Diese  Untersuchung  wird. dann  von  selbst  wieder  ein  Bei- 
trag zur  Konstituierung  des  Sozialbegriffes  werden  —  eine  Beziehung, 
der  wir  übrigens  an  dieser  Stelle  nicht  nachgehen  können. 

Um  eine  möglichst  allgemeingültige ,  von  dem  Streit  um  den 
Gesellschaftsbegriff"  möglichst  wenig  berührte  Position  zu  gewinnen, 
trennen  Avir  den  Begriff  des  sozial  wissenschaftlichen  Objektes  (Ge- 
sellschaftsbegriff) derart,  dass  die  in  ihm  strittige  Gruppe  von 
Merkmalen  unbestimmt  und  ausserhalb  der  Untersuchung  bleibt. 
W^ir  denken  uns  nämlich  den  Begriff  des  Sozialen  folgen dermassen 
zerlegt:  Es  handelt  sich 
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1.  um  das  soziale  Objekt  seiner  logischen  Struktur  nach; 

2.  um  das  soziale  Objekt  jenen  Bestimmungen  nach,  welche  das 
eigentliche  Konstitutive  des  GesellschaftsbegriÖes  abgeben,  d.  h.  um 
die  Charakteristik  der  grundsätzlichen  Beschaffenheiten  des  Sozialen. 

In  der  letzteren  Bestimmung  (sub  2)  ruht  der  Schwerpunkt 
eines  jeden  Sozialbegriffes;  sie  ist  aber  problematisch  und  kann, 
wie  ausgeführt,  in  unserer  Untersuchung  keine  Rolle  mehr  spielen. 

Die  Bestimmung  sub  1  dagegen  ist  für  sich  ausführbar  —  ob- 
wohl rein  formal  betrachtet,  die  Bestimmungen  sub  1  und  2  in 
ihren  materiellen  Inhalten  zusammenfallen  können.  (Logisch  bleibt 
die  Unterscheidung  sub  1  und  2  natürlich  nichts  destoweniger  gültig.) 

Hinsichtlich  der  Struktur  des  Sozialen  muss  als  grundsätz- 
liche Charakteristik  angesprochen  werden,  d  a  s s  es  ein  Ganzes 
aus  Teilen  darstellt. 

Gesellschaft  als  Ganzes  aus  Teilen  heisst,  dass  sich  alles  So- 
ziale als  ein  System  von  ineinander  greifenden  Kompo- 
nenten, als  ein  Zusammen-Funktionieren  von  Teileinheiten  darstellt. 
Die  uns  empirisch  gegebenen  sozialen  Erscheinungen  —  wie  z.  B. 
„Preis",  „Markt",  „Verkehr'-  —  lösen  sich  alle  schliesslich  in  letzte 
Komponenten,  nämlich  in  Handlungen  von  menschlichen  Individuen 
auf.  Sollte  ein  Gesellschaftsbegrift"  es  erfordern,  dass  auch  die  Le- 
benserscheinungen des  isolierten  Individuums  (Robinson)  als  so- 
ziale zu  betrachten  sind ,  so  gilt  auch  für  diese  Erscheinungen  die 
Bestimmung,  dass  sie  als  ein  Ganzes  aus  Teilen  sich  charakteri- 
sieren. Jede  Handlung  eines  Individuums  kann  in  eine  Reihe  von 
Komponenten  zerlegt  gedacht  werden  ,  denn  sie  stellt  in  der  Tat 
ein  System  von  T  e  i  1  h  a  n  d  1  u  n  g  e  n  dar ,  und  zwar  meist  von 
Wertschätzungen,  deren  Gesamtverhältnis  zueinander  die  Bestimmt- 
heit der  zutage  tretenden  äusseren  Handlungen  bedingt. 

Wenn  nun  die  Gesellschaft  als  Ganzes  von  Teilen  zu  be- 
greifen ist,  so  hat  die  Sozialwissenschaft  die  sozialen  Erscheinungen 
in  zweifacher  Weise  zu  betrachten.  Einmal  als  Teile  für  sich 
als  Einzelerscheinungen,  imd  sodann  als  Teil  des  Ganzen,  als  eine, 
gleichsam  in  das  Q''riel)werk  einer  Maschine  eingreifende,  am  Auf- 
bau und  Leben  eines  ganzen  Organismus  teilhabende,  d.  h.  als  eine 
Funktion  ausübende  Erscheinung. 

Damit  ist  es  bereits  gegeben ,  dass  auch  die  von  der  Sozial- 
wissenschaft verwendeten  Begriffe  zweifacher  Art  sein  müssen. 
Denn  gemäss  jener  zwiefältigen  Betrachtungsweise  gehen  auch  die 
Begriffe  der  einzelnen  Erscheinungen  auf  zweierlei :  einmal  auf  die 
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isoliert  gedachten  sozialen  Einzelerscheinungen  wie  sie  für  sich 
als  „Teil"  gegehen  sind,  d.h.  auf  das  unmittelbar  gegebene  Was, 
auf  die  Bedingtheit  (Wesenheit)  dieser  Einzelerscheinungen. 
Sodann  geht  die  BegriÜ'sbildung  auf  die  Beschreibung  der  Teile  in 
ihrer  Eig;enschaft  als  Teile  d  e  s  G  a  n  z  e  n  ,  d.  i.  in  ihren  L  e  i- 
s  t  u  n  g  e  n,  in  ihrer  Stellung  und  Bedeutung  innerhalb  des  ganzen 
Systems  ineinander  greifender  Einzelerscheinungen. 

Im  ersteren  Falle  geht  sonach  die  sozialwissenschaftliche  Be- 
griifsbildung  auf  die  Bedingtheit  oder  Wesenheit  der  Einzel- 
erscheinung, im  letzteren  Falle  auf  den  Zusammenhang  derselben 
im  System  des  Zusammenwirkens,  auf  die  Funktion  im  Ganzen, 
auf  die  Leistung  im  Ganzen.  Man  kann  daher  den  ersteren 
den  B  e  g  r  i  f  f  d  e  s  Wesens,  den  letzteren  den  Begriff  der 
Funktion  einer  sozialen  Erscheinung  nennen. 

Erläutern  wir  dies  an  einem  Beispiel ,  etwa  der  Werterschei- 
nung. Die  Werterscheinung  in  ihrer  unmittelbaren  Bedingtheit 
(Wesenheit)  beschrieben,  ist  (psychologische)  Theorie  des  subjektiven 
Wertes.  Der  W  e  s  e  n  s  b  e  g  r  i  f  f  des  Wertes  ist  also  in  der  psycho- 
logischen Theorie  dessel])en  niedergelegt,  denn  ihm  erscheint  der  Wert 
nicht  nach  seinem  Zusammenliange,  (seiner  Funktion  im  sozialen  Kör- 
per), sondern  für  sich  und  somit  schlechthin  als  psychologische 
Erscheinung.  Hingegen  ist  die  Beschreibung  des  AVertes  in  seinen 
Eigenschaften  als  Teil  des  Systems  ineinander  greifender 
Wertschätzungen ,  —  d.  h.  in  seinen  funktionellen  Eigen- 
schaften —  Beschreibung  eines  Phänomens,  das  von  der  psycholo- 
gischen Werterscheinung  an  sich  geschieden  werden  muss.  Es 
ist  die  Theorie  der  sozialen  W  e  r  t  e  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g ;  dieselbe  ist 
in  der  Nationalökonomie  als  Theorie  des  wirtschaftlichen  Wertes 
und  Preises  zur  Ausbildung  gelangt.  Hiermit  ist  der  f  u  n  k  t  i  o- 
n  e  1 1  e  Begriff  des  Wertes  konstituiert. 

Die  Eigenart  der  sozialwissenschaftlichen  Begriffsbildung  haben 
wir  also  dahin  charakterisiert,  dass  sie  auf  die  Wesensbestimmung 
und  auf  die  Funktionsbestimmung  der  sozialen  Erscheinungen  geht. 
Mittelst  solcher  zweifacher  Bestimmung  Averden  vollständige 
Begriffe  von  den  sozialen  Erscheinungen  gewonnen. 

3.  Unsere  Unterscheidung  von  Wesensbegriff"  und  Funktionsbe- 
griff lässt  sich  vom  erkenntnistheoretisch-logischem  Standpunkte  aus 
anfechten.  Erkenntnistheoretisch  betrachtet  erscheint  nämliche  jeder 
Funktionsbegriff  im  Grunde  als  gleichartig  mit  dem  Wesensbegriff"; 
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mit  andern  Worten:  jeder  Funktionsbegriff  hat  dieselbe  erkenntnis- 
theoretiscbe  Struktur  ^vie  ein  Wesensbegriö".  Bezeichnet  doch  der 
Begriff  eines  Dinges  nur  die  Summe  seiner  Eigenschaften.  Da  aber 
die  „Eigenschaften"  oder  „Beschaffenheiten"  nichts  für  sich  Seien- 
des, sondern  immer  nur  Eigenschaften  eines  Dinges  sind,  d.  h.  nur 
aneinander,  in  einem  Zusammenhange,  also  als  F u n  k ti  o  n  e n 
auftreten,  so  fällt  eigentlich  Funktional-  und  Wesensbegriff  erkennt- 
nistheoretisch zusammen.  Jeder  Begriff  eines  Wesens  oder  Dinges  mit 
seinen  Eigenschaften  (Ding-  oder  Wesensbegriff')  löst  sich,  wie  ersicht- 
lich, grundsätzlich  in  einen  Begriff'  von  Beziehungen  oder  Funktionen 
auf  (Relations-  oder  Funktionsbegriff').  Es  kann  nämlich  schliess- 
lich jeder  Zusammenhang  als  „Funktional "-Zusammenhang  bezeich- 
net werden.  Z.  B.  ist  die  Grösse  der  Kugel-OberÜäche  eine  Funk- 
tion der  Grösse  der  Radien ;  oder  auch :  die  Oberfläche  hat  die 
Eigenschaft  durch  die  Grösse  des   Radius  bedingt  zu  sein. 

Eine  Summe  von  Eigenschaften  wird  nämlich  als  Begriff"  eines 
Dinges  zusammengefasst,  weil  mehrere  Bedingungen  eine  einheit- 
liche Bedingtheit  in  die  Erscheinung  bringen.  Wenn  wir  von  einer 
Erscheinung  des  Ding-Individuums  sj^rechen,  so  will  dies  besagen : 
irgendwelche  Eigenschaften  (Bedingungen)  erweisen  sich  als  in  einem 
gewissen  funktionellen  Zusaaimenhang  miteinander  stehend,  sie  bil- 
den eine  Zusammengehörigkeit,  ein  Ding  (was,  nebenbei  gesagt,  nicht 
auf  ein  transzendentes  Sein  zurückzuweisen  braucht,  sondern  sich 
als  Urteilsnotwendigkeit  bestimmen  lässt).  Wenn  diese  Zusammen- 
gehörigkeit in  irgend  einer  Beziehung  als  Einheit  auftritt,  eine  ein- 
heitliche AVirkung  übt,  so  entsteht  eine  neue,  selbständige 
K  a  u  s  a  1  V  e  r  k  n  ü  p  f  u  n  g  von  Erschein  u  n  gen:  das  Ding 
tritt  als  solches  in  einen  neuen  Zusammenhang  ein.  Dieser 
neue  Zusammenhang  ist  für  sich  beschreibbar  und  die  Beschreibung 
des  Dinges  in  Bezug  auf  denselben  ist  nichts  anderes  als  sein 
F  u  n  k  t  i  0  n  a  1-Begriff,  der  Begriff  seiner  Leistung  im  Zu- 
sammenspiel mit  anderen  Bedingungs-Komplexen  oder  Dingen.  Mit 
Rücksicht  darauf,  dass  ein  „Ding"  schon  eine  Zusammenfassung 
des  gesetzmässigen  Zusammenhanges  von  Bedingungen  („Eigen- 
schaften") ist,  ist  jede  Eigenschaft,  die  dieser  Zusammenhang  (als 
ein  Ganzes)  in  einem  neuen  Zusammenhange  zeigt,  die  F  u  n  k- 
t  i  0  n  des  Dinges.  Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  die  Begriffsbildung 
in  erkenntnistheoretischer  Beziehung  denselben  Charakter  wie  beim 
Wesensbegriff  hat.  Es  wird  ja  immer  nur  das  Wesen  der  Funk- 
tion beschrieben.     Deswegen    hat    die  Unterscheidung    von    Wesen 
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und  Funktion  allerdings  keinen  e  r  k  e  n  n  t  n  i  s  t  h  e  o  r  e  t  i  s  c  h  e  n 
Geltungsansj)rucli ;  hingegen  eine  grosse  praktisch-m  et  h  o  d  o  1  o- 
g  i  s  c  h  e  Bedeutung.  Denn  ist  der  Begriff  des  Funktionalzusammen- 
hanges auch  gleichfalls  ein  AVesensbegrilf,  so  beschreibt  er  doch 
das  betreffende  Ding  in  einem  neue  n  Zusammenhange  und  seine 
Sonderstellung  ist  sonach  methodologisch  notwendig,  wenn  auch 
erkenntnistheoretisch  unmöglich.  Jene  n  e  u  e  n  Zusammenhänp-e 
sind  die  L  e  i  s  t  u  n  g  e  n  der  Dinge  in  einem  grossen  Ganzen.  Und 
die  Beschreil)ung  dieser  neuen  Zusammenhänge  ist  eben  für  die 
Sozialwissenschaft  von  besonderer  Bedeutung,  weil  jene  Zusammen- 
hänge selbst  eine  besondere  Bedeutung  in  der  Konstitution  des 
Objektes  der  Sozialwissenschaften  einnehmen. 

Resümierend  ergibt  sich,  dass  unsere  Unterscheidung  von  ., Funk- 
tion" und  „Wesen"  nur  methodischer  nicht  prinzipiell-erkenntnis- 
theoretischer Natur  ist.  Der  Wesens-Begriff  könnte  daher  auch 
als  genetischer  Begriff  vom  Funktions-Begriff  abgetrennt  wer- 
den, denn  er  gibt  die  Bedingungen  an,  unter  Avelchen  ein  Din,«»- 
grundsätzlich  steht,  die  ^^'ul■z(■ln  dieses  Dinges.  Jedoch  deutet  der 
Terminus  „genetisch"  zu  sehr  auf  die  Entstehungs-Geschichte, 
und  dies  wäre  allzu  missverständlich.  Daher  ist  die  Bezeichnung 
.,  AV'esens-Begriti'"  vorzuziehen. 

4.  Bevor  wir  auf  das  Verhältnis  von  Funktionsbegriff  und  We- 
sensbegritt"  in  der  Sozialwissenschaft  eingehen  können,  ist  der  Begriff 
der  Leistung  oder  Funktion  selbst  näher  zu  untersuchen. 

Im  Begriffe  der  Leistung  könnten  vor  allem  teleologische 
Elemente  vermutet  werden.  Es  scheint,  als  handle  es  sich  dabei 
um  den  Erfolg  eines  Mittels,  um  einen  Zweck.  Dies  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Ob  es  ein  bewusster  Zweckzusammenhang  ist  oder 
ein  toter  Mechanismus :  die  Leistung  eines  Elementes  in  einem  Zu- 
sammenhange erscheint  l)loss  als  seine  Kausal -W  i  rk  u  n  g.  Dass 
die  Wirksamkeit  der  Familie  im  sozialen  Körper  die  Bevölke- 
rungserneuerung ist,  stellt  eine  kausaltheoretische  Beschrei- 
bung dar,  ebenso  wie  die  Einsicht,  dass  eine  Yergrösserung  des 
Radius  einer  Kugel  eine  Yergrösserung  des  Umfanges  bewirkt. 
Ebenso  wie  wir  sagen,  die  Funktion  oder  Leistung  der  Familie  im 
sozialen  Körper  sei  die  Bevölkerungserneuerung,  ebenso  kann  man 
sagen,  die  Leistung  der  Radiusgrösse  sei  eine  bestimmte  Verur- 
sachung der  Grösse  des  Umfanges.  Dass  es  sich  bei  sozialen  Er- 
scheinungen um  Werttatsachen  handelt,  tut  dem  kausalen  Charakter 
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der  Untersuchung  keinen  Abl)rucb.  Denn  es  bandelt  sich  nicht  um 
ein  System  von  Zwecken,  sondern  um  ein  System  von  Mitteln 
für  gegebene  Zwecke.  Also  nicht  um  einen  Zweckzusammen- 
hang, sondern  um  einen  (kausalen)  Zusammenhang  der  JVüttel.  Die 
Diskussion  der  Zwecke,  der  letzten  menschlichen  Ziele,  ist  über- 
haupt nicht  sozialwissenschaftlicher,  sondern  philosophischer  Natur, 
üebrigens  folgt  der  kausale  Charakter  jedes  Funktionsbegriffes 
schon  aus  unserer  oben  durchgeführten  erkenntnistheoretischen 
Gleichstellung  desselben  mit  dem  "Wesensbegriff. 

5.  Mit  dem  Beweise,  dass  sowohl  Funktionsbegriff  wie  "Wesens- 
begriff naturwissenschaftlicher  (kausaler)  Art  sind,  ist  die  Frage 
nach  dem  erkenntnistheoretisch-methodologischen  Verhältnisse  der 
beiden  im  sozialwissenschaftlichen  Denken  bereits  auf  eine  gewisse 
Grundlage  gestellt.  Keinesfalls  reicht  aber  die  mit  jenem  Beweis 
gegebene  Einsicht  hin,  denn  nun  handelt  es  sich  um  eine  Frage 
der  E  rkenntni  sleist  u  n  g  e  n  der  beiden  Begriffsarten  für  die 
sozialwissenschaftlichen  Probleme. 

Wir  wissen,  dass  die  Sozialwissenschaften  den  Zusammenhang 
von  Teilen  im  sozialen  Ganzen  zu  erforschen  haben.  Somit  han- 
delt es  sich  zunächst  um  Funktionsbegriffe.  In  welchem  Verhält- 
nisse stehen  nun  zu  diesen  die  AVesensbegriffe  der  betreffenden 
„Teile'-?  Da  ergibt  sich,  dass  die  Beschreibung  der  Leistung  von 
Teilen  für  ein  Ganzes  grundsätzlich  gar  nicht  auf  der  Kenntnis  der 
Eigenschaften  jener  ., Teile'-  d.  i.  ihres  Wesensbegriffes  fusst.  Denn 
der  AVesensbegriff'  besagt  nur,  wie  sich  in  einem  anderen  Zu- 
sammenhange jener  „Teil"  verhält,  d.  h.  welche  Eigenschaften  er 
„sonst"  zeigt.  Der  Begriff  seiner  sozialen  Funktion  aber  gibt  seinen 
AVirkungswert  nur  im  Zusammenhang  „Gesellschaft'"  an.  Ein  Bei- 
spiel: Der  Funktionsbegriff'  der  Familie  gibt  uns  an,  was  das  Liebes- 
phänomen im  sozialen  Körper  leistet,  d.  h.  er  gibt  die  kausale  A"er- 
knüpfung  des  Liebesphänomens  mit  den  anderen  sozialen  Erschei- 
nungen an.  Der  AVesensbegriff  der  Familie  hingegen  —  er  ist  eine 
Theorie  der  Liebe  —  zeigt  uns,  an  welche  Bedingungen  diese  Er- 
scheinung in  einem  andern,  nämlich  psychologischen  Zusammenhange 
gebunden  ist;  er  zeigt  also  die  Eigenschaften  derselben  im  psycho- 
logischen Zusammenbange.  Damit  sagt  er  uns  aber  über  die  Lei- 
stung der  Liebeserscheinung  im  sozialen  Körper  nichts  aus,  sondern 
sagt  uns  nur,  welche  kausale  A'erknüpfung  gewisse  psychologische 
Elemente  im  Phänomen  der  Liebe  eingehen.     Noch  klarer  lUsst  sich 
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dies  folgendermassen  darlegen.  Das  Phänomen  der  Bevölkerungs- 
erneuerimg  (A)  erscheint  im  Funktionsbegrifie  der  Familie  als  so- 
ziale Funktion  der  Liebes-Erscheinmig  (a),  d.  h. :  a  hat  die  Funk- 
tion A,  oder:  der  Funktionsbegriff  von  a  ist  A.  Der  Wesensbegriff 
von  a  hingegen  zeigt  die  Eigenschaften  von  a  als  p  s  ych  o  logis  chen 
Zusammenhang  zwischen  den  Bestandteilen  a,  a',  a"  ....  (z.  B. 
sexuelle  und  psychologische  Eigenschaften  menschlicher  Individuen). 
D.  h. :  wenn  Avir  zwei  Menschen  als  psychophysische  Phänomene 
beschreiben,  so  stossen  wir  auf  die  Erscheinung  der  Liebe  (a); 
dann  wird  aber  diese  Erscheinung  in  einem  andern  als  sozialen, 
nämlich  p  s  y  c  h  o  -  p  h  y  s  i  s  c  he  n  Zusammenhang  beschrieben; 
im  psychophysischen  Zusammenhange  erscheint  a  bedingt  durch 
a,  a',  a"  .  .  .  .;  im  sozialen  Zusammenhange  erscheint  a  als  A, 
1)  1  e  i  b  t  aber  letztlich  freilich  immer  auch  von 
a,   a',   a"  ....  1)  o  d  i  n  g  t. 

Trotzdem  nun  aber  die  Bedingungen  a,  a',  a"  .  .  .  immer  gültig 
bleiben,  somit  auch  indirekte  Bedingungen  der  Erscheinung  der  Be- 
völkerungserneuerung (A)  sind,  ist  es  für  die  Beschreib  u  n  g 
von  A,  also  für  die  Bildung  des  Funktionsbegriffes,  doch  ganz 
g  1  e  i  c  h  g  i  1 1  i  g.  unter  welchen  Bedingungen  a  steht, 
bezw\  unter  welchen  indirekt  en  Bedingungen  A  steht.  Die  sozial- 
Avissen schaftliche  Aufgal)e  ist  nur,  die  Bedingungen  von  A  zu 
linden,  d.  i.  A  als  die  AVirksamkeit  einer  Erscheinung  im  sozialen 
Zusannnenhang ,  im  sozialen  Körper  zu  verstehen.  D  a  f  ü  r  ist 
natürlich  die  Kenntnis  der  Bedingungen  von  a  grundsätzlich  belang- 
los (d.  h.  das  Verhalten  von  a  in  einem  andern  als  sozialen  Zu- 
sammenhang). 

AV'ir  sehen  deutlich,  wie  es  für  die  Erforschung  der  AVirksam- 
keit der  „Teile'-  im  sozialen  Zusammenhange  an  und  für  sich, 
grujidsätzlich  ganz  gleichgültig  ist,  wie  sich  jene  Teile  in  anderen 
Zusammenhängen  verhalten.  Denn  jeder  neue  Zusammenhang,  in 
dem  ein  „Teil"  sich  befindet,  stellt  einen  Kausalkomplex  für  sich 
dar,  dessen  Bestimmtheit  von  den  anderen  Zusammenhängen  grund- 
sätzlich unabhängig  ist.  Diese  gänzliche  Belanglosigkeit  von  AVesen 
und  Funktionsbegriff"  einander  gegenüber  käme  insbesondere  dann 
in  der  Sozialwissenschaft  faktisch  ganz  zum  Durchbruche,  wenn  es 
sich  bei  dem  Objekte  derselben  um  ein  starres,  unveränderliches 
System  von  Elementen  handelte.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 
Vielmehr  handelt  es  sich  um  ein  System  von  fortwährend  veränder- 
lichen Elementen,    um  die  fortwährende  Entstehung  neuer  Zusam- 
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menhänge.  So  erlangt  aber  die  Kenntnis  der  Beschaffenheit  an- 
derer Zusammenhänge,  in  denen  sich  dieselben  Elemente  vorfinden, 
die  Bedeutung  eines  Verständnisses  der  Variatio- 
nen der  s  o  z  i  a  1  e  n  E  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  e  n ,  soweit  d  i  e  s  e  V  a  r  i  a  - 
t  i  o  n  e  n  ihre  Bedingungen  a  u  s  s  e  r  h  a  1 1)  der  sozialen 
Sphäre,  nämlich  in  jenen  anderen  Zusammenhängen,  haben.  Wir 
nennen  dieses  Verhältnis  ein  hilfswissenschaftliches. 

Indem  uns  also  der  Wesensbegriff  die  Eigenschaften  der  Be- 
standteile der  sozialen  Komplexe  in  anderen  Zusammenhängen 
darstellt,  vermittelt  er  uns  nichts  Geringeres,  als  die  Erkenntnis 
der  mittelbaren  Bedingungen^  an  welche  die  sozialen 
F  u  n  k  t  i  o  n  s  -  E  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  e  n  gebunden  sind.  Und  diese 
Erkenntnis  ist  für  die  Erforschung  der  sozialen  Zusammenhänge 
selbst  rein  methodisch  und  praktisch  wertvoll,  wenn  auch  logisch 
grundsätzlich  belanglos.  Es  ist  eine  hilf  s  wissen  schaftliche 
Erkenntnis.  Wir  sahen  oben  wie  A  an  die  Bedingung  a  gebunden 
war  (wenn  a  als  Teil  im  sozialen  Ganzen  gedacht  ist).  Die  Be- 
dingungen, an  welche  a  wieder  in  seiner  Existenz  gebunden  ist, 
zeigen  sicli  aber  niemals  im  sozialen  Zusammenhange,  sondern  nur 
im  psychologischen.  Deswegen  ist  der  Wesensbegriff  von  a,  der 
psychologischer  Natur  ist ,  ein  hilf  s  wissen  schaftlicher 
Begriff  für  A. 

Aus  dieser  methodischen  (hilfswissenschaftlichen)  Notwendigkeit 
des  Wesensbegrifles  kann  natürlich  nicht  folgen,  dass  die  im  Funk- 
tionsbegriff niedergelegte  selbständige  Gesetzmässigkeit  des  (sozialen) 
Komplexes  von  der  Gesetzmässigkeit  der  (psychologischen)  ., Bestand- 
teile" ableitbar  sei.  Vielmehr  sind  die  Gesetze  des  Gesamtzusam- 
menhanges von  denen  der  „Bestandteile"  unableitbar  und  der  Wesens- 
begriff kann  daher  nur  die  dargelegte  hilfswissenschaftliche  Bolle  spie- 
len, nicht  etwa  den  Ausgangspunkt  für  die  Deduktion 
abgeben.  Es  ist  schon  das  historische  Datum  einer  neuen 
Kausal- Verknüpfung  von  „Teilen",  das  in  jeder  neuen  Gattung  von 
Komplexen  ein  grundsätzlich  Neues,  also  selbständig  Be- 
schreibbares bedeutet.  Selbst  wenn  wir  das  Ideal  der  Erkenntnis  ver- 
wirklicht denken,  können  wir  nie  zu  einer  Zurückführung  der  Gesetze 
von  Komplexen  in  die  der  Elemente  gelangen.  Umgekehrt  muss 
das  (historische)  Datum  des  Komplexes  bei  jeder  kausaltheoretischen 
Betrachtung  der  Bestandteile  verloren  geluni  ;  denn  indem  die  „Be- 
standteile" für  sich  untersucht  werden,  heisst  das  ja  nur,  dass 
sie  nun  auf  einen  anderen  Zusammenhaiiiir  hin  untersucht  wer- 
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den.  Zum  GAY-LussAC-MARiOTTEschen  Gesetz  z.  B.  kann  sich  kein 
Gesetz  von  Atombewegiingen  so  verhalten,  dass  es  aus  ihm  un- 
mittelbar ableitbar,  in  ihm  enthalten  wäre,  sonach  durch  dasselbe 
je  grundsätzlich  überliüssig  erschiene ;  denn  das  GAY-LusSACsche 
Gesetz  beschreibt  ein  originäres  Ereignis.  Ebenso  auf  dem 
Gebiete  der  Gesellschaft.  Wenn  ein  gesellschaftlicher  Komplex  in 
allen  seinen  Componenten  a,  b,  c  .  .  .  von  anderen  Wissenschaften 
auf  das  exakteste  nach  den  Gesetzmässigkeiten  derselben  erfasst  wäre, 
so  wäre  damit  über  den  Komplex  A  als  solchen,  d.  h.  über  den  spe- 
zihschen  Kausalzusammenhang,  der  ihn  eben  als  Komplex  in  der 
Gesellschaft  konstituiert,  dennoch  gar  nichts  ausgesagt.  Denn  ent- 
weder fübrt  dieser  Gesamtzustand  des  Komplexes  über  die  Gesetz- 
mässigkeit der  Komplex-B estandteile  hinaus  —  oder  eine  selb- 
ständige Wissenschaft  von  Komplexen  wäre  überhaupt  unmöglich. 
Man  kann  freilich  einwenden,  dass  auch  das  GAY-LussACsche 
Gesetz  nur  Bestandteil  einer  allgemeinen  Theorie  der  Körperwelt 
sei  und  sonach  sich  in  diese  Theorie  einfügen  und  zu  den  Grund- 
gesetzen der  Bewegung  in  einem  Verhältnis  stehen  müsse.  Dies 
ist  an  sich  freilich  richtig.  Aber  Gesetze  bestimmter  Kon- 
stellationen von  Elementen  der  Körperwelt  können  aus  den 
allgemeinsten  Gesetzen  dennoch  niemals  abgeleitet  werden,  weil 
ja  die  neue  Konstellation  nur  durch  ein  li  i  s  t  o  r  i  s  c  h  e  s  D  atum 
möglich  ist  und  sonach  durch  eine  Gesetzmässigkeit  innerhalb  kon- 
kreter, historischer  Gültigkeit  und  Bestimmtheit  beschrieben  werden 
kann.  Ein  Gesetz,  welches  über  den  Komplex  A  aussagt,  dass  er 
durch  einen  bestinmiten  Zusammenhang  der  Bestandteile  a,  b,  c 
charakterisiert  sei,  rekurriert  wohl  auf  die  Teile;  aber  indem  es 
a,  b,  c  für  A  verantwortlich  maclit,  treten  sie  bloss  in  ihrem 
Zusammenhang  als  A  auf,  d.  h.  nicht  als  Teile,  die  wieder  aus 
Teilen  bestehen,  sondern  als  absolute  Reaktionseinheiten  einer  be- 
stimmten Verbindung.  Denn  die  Gesetze,  nach  denen  a  und  b  und  c 
bestehen  und  sich  verändern,  erscheinen  in  jenem  Gesetze  (A)  in 
einem  selbstständigen,  d.  h.  g  r  u  n  d  s  ä  t  z  1  i  c  h  neuen  Zusammen- 
hange. Das  Gesetz  über  den  Komplex  A  bezieht  sich  ja  nur  auf  das 
grundsätzlich  neue  Datum  der  Bedeutung  von  a  und  b  und  c  als 
Aenderungsbedingungen  im  System  A,  also  auf  eine  neue  einheitliche 
Kausalverknüpfung  in  einem  Gesamtzusammenhange.  Die  „neue 
Einheit"  eines  Gesamtzusammenhanges  ist  nichts  anderes,  als  die  neue 
gesetzliche  Verknüpfung  von  Teilen ,  welche  dann  in  anderen 
Verknüpfungen  natürlich  anders  als  Teil  oder  Ganzes  auftreten. 


174  Othmar  Spann : 

AVieder  ergibt  sich,  dass  daher  selbst  die  erschöiifendste  wissenschaft- 
liche Erfassimg  der  Teile  a,  b,  c  .,an  sich"  (d.  h.  eigentlich  nur  in 
anderen  Zusammenhängen,  a  r  s  .  .  .  a  y  z  .  .  .  etc.)  uns  kein  Titel- 
chen ihrer  Bedeutung  für  den  Gesamtzusammenhang  a  b  c  (=  A )  mit- 
teilen, woraus  eine  Ableitung  letzterer  Beschreibung  (d,  i.  des 
Gesamtzusammenhanges)  als  besonderer  aus  jener  (d.  i.  des  Teiles) 
als  allgemeinerer  sich  als  unmöglich  ergibt. 

II.  Folgerungen. 

1.  Nachdem  wir  so  das  erkenntnis  theo  retische  und 
methodologische  Wesen  von  Funktions-  und  Wesensbegriff  sowie 
das  Verhältnis  zwischen  denselben  völlig  klargestellt  haben,  können 
wir  uns  jenen  Problemen  zuwenden,  zu  welchen  die  gewonnenen 
Erkenntnisse  eine  wichtigere  Beziehung  aufweisen.  Wir  beschrän- 
ken uns  an  dieser  Stelle  auf  folgende  Hinweise: 

1.  Zuerst  erhebt  sich  die  mit  dem  Problem  des  Sozialbegriffes 
in  naher  Beziehung  stehende  Frage,  ob  der  Funktions-  oder 
der  W  e  s  e  n  s  -  B  e  g  r  i  f  f  der  spezifisch  sozial  wissen- 
schaftliche Begriff'  sei. 

2.  Da  die  Wesensbegriffe  zumeist  Begriffe  von  psycholo- 
gischer Struktur  sind,  erhebt  sich  die  Frage :  welches  Ver- 
hältnis die  Psychologie  zur  Sozial  Wissenschaft 
habe. 

3.  Da  unsere  Untersuchung  eine  Aufklärung  der  sozialwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung  überhaupt  darstellt,  auch  (sub  2)  eine 
spezielle  Beziehung  zum  Methodenproblem  auftritt,  entsteht  eine 
Beziehung  zu  der  Frage  nach  dem  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  von  i  n  d  u  k  t  i- 
V  e  r  u  n  d  d  e  d  u  k  t  i  v  e  r  O  p  e  r  a  t  i  o  n  in  d  e  r  S  o  z  i  a  1  w  i  s- 
sen  Schaft. 

4.  Infolge  der  Abhängigkeit  der  Eigenart  der  sozialwissenschaft- 
lichen Begriff'sbildung  von  der  Eigenart  des  sozialwissenschaftlichen 
Objektes  entsteht  die  Aufgabe,  aus  unseren  Ergebnissen  die 
Rückschlüsse  auf  d  i  e  B  e  s  c  h  a  f  f  e  n  h  e  i  t  des  Gesell- 
s  c  h  a  f  t  s  b  e  g  r  i  f  f  e  s  zu  ziehen. 

Der  Erörterung  der  ersteren  drei  Beziehungen  wollen  wir  uns 
im  nachfolgenden  kurz  zuwenden. 

2.  An  erster  Stelle  steht  die  Frage,  ob  eine  der  beiden  Begriffs- 
arten die  für  die  Sozialwissenschaft  wesentliche,  die  spezifische 
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sozial  wissenschaftliche  sei.     Da  ergibt  sich  nun, 

dass  die  Sozialwissenschaft  ein  System  von  Funktionsbegriffen 
darstellt,  und  dass  die  Wesensbegriffe  nur  HilfsbegriÖe  für  das 
sozialwissenschaftliche  Denken  sind. 

Diese  Antwort  ist  begründet :  einmal  durch  die  oben  entwickelte 
erkenntnistheoretische  Natur  der  beiden  Begriffe  und  durch  das  da- 
raus folgende  hilfs  wissenschaftliche  Verhältnis  des  We- 
sens- zum  Funktionsbegrifi'e ;  sodann  durch  unsere  eingangs  vorge- 
nommene Zerlegung  des  Sozialbegrift'es. 

Aus  dem  erkenntnistheoretischen  Verhältnis  von  Wesens-  und 
Funktionsbegriff"  folgt  unsere  These  insoferne,  als  ja  die  grundsätz- 
liche Fremdheit  des  Wesensbegriftes  zu  dem  Funktionsbegrifte  da- 
rinnen offenbar  Avird.  Der  WesensbegriÖ"  betrifft  die  Erscheinung 
in  einem  anderen  Zusammenhang.  Man  kann  allerdings  fragen : 
muss  denn  dieser  andere  Zusammenhang  notwendig  ein  nicht- 
sozialer sein  ?  Aber  dies  ist  schliesslich  sogar  gleichgültig,  wenn 
man  bedenkt,  dass  sich  jede  Erscheinung,  die  sozialen  Charak- 
ters ist,  in  eine  Funktionserscheinung  auflösen  lässt,  zuletzt  aber 
diese  Zerlegung  auf  die  Abliängigkeit  von  Bedingungen  stossen  muss, 
die  sich  in  einem  sozialen  Zusammenhang  nicht  zeigen  können. 

A'or  allem  aber  lieweist  unsere  eingangs  vorgenommene  Zer- 
legung des  Sozialbegriffes  in  die  zwei  Teile:  Zusammenliang  von 
Teilen  schlechtliin  und  :  ( 'liarakteristik  dieses  Zusammenhanges 
als  sozial  —  dass  die  „Teile"  eben  Phänomene  sind,  von  denen 
sich  ergibt,  dass  sie  auch  ausserhalb  des  sozialen  Zusam- 
menhanges in  Zusammenhängen  vorkommen.  Somit  betreffen  die 
Wesensbegriffe  notwendig  nicht-soziale  Zusammenhänge.  Ihr 
Hilfsverhältnis  zu  den  Funktionsbegriffen  erhält  damit  die  Bedeu- 
tung eines  hilfs  wissen  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Verhältnisses  ,  denn 
sie  geiiören  einer  anderen  Disziplin  au  als  die  Funktionsbegriffe. 
Umgekehrt  erscheinen  diese  letzteren  nun  notwendig  als  die  spezi- 
fisch sozialen  Begriffe,  wenn  unsere  Zerlegung  des  Prozesses  der 
Begriffsbildung  in  der  Sozialwissenschaft  eine  vollständige  war. 

3.  Um  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  von  Psychologie  und  So- 
zialwissenschaft erschöpfend  zu  beantworten,  müsste  zuvor  die  an- 
dere Frage  entschieden  sein :  ob  alle  Wesensbegriffe  psychologi- 
scher Natur  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  würde  leider  zu  weit 
führen.  Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  die  Wesensbegriffe  psy- 
chologischen Charakter  haben  müssen,  soweit  es  sich  um  mensch- 
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liebe  Handlungen  als  (mittelbare)  Bedingungen  sozialer  Er- 
scbeinungen  bandelt.  —  Insoferne  nun  die  Wesensbegriife  sozial- 
wissenscbaftlicber  Natur  sind,  ist  nacb  dem  Bisberigen  ibr  Verbiiltnis 
zu  den  sozialwissenschaftlicben  Begriffen  klar :  sie  erfüllen  die  Auf- 
gabe der  Orientierung  über  die  Eigenscbaften  der  in  den  sozialen 
Zusammenbängen  stebenden  Erscbeinungen  in  anderen  (den  psy- 
chologiscben)  Zusammenbängen,  also  der  weiter  zurückliegenden 
psycbologiscben  Bedingungen  derselben.  Durcb  diese  Orientierung 
erleicbtert  oder  ermöglicbt  sie  insbesondere  das  Verständnis  der 
Y  a  r  i  a  t  i  o  n  e  n  der  sozialen  Erscbeinungen  ,  z.  B.  aller  krank- 
baften  Gebilde.  Sie  bat  einen  bilfswissenscbaftlicben  Wert,  des- 
sen erkenntnistbeoretiscbe  Xatur  scbon  oben  (S.  172)  entwickelt 
wurde.  Niemals  kann  daber  eine  sozialwisse  n- 
s  c  b  a  f  1 1  i  c  b  e  Disziplin  den  C  b  a  r  a  k  t  e  r  e  i  n  e r  .,a  n  g  e- 
Av  a  n  d  t  e  n  P  s  j  c  b  o  1  o  g  i  e  "  a  n  n  e  b  m  e  n.  Die  Psycbologie 
liefert  grundsätzlicb  nur  Wesensbegriffe  sozialer  Erscbeinungen , 
niemals  aber  Funktionsbegriffe,  niemals  sozialwissenscbaftlicbe  Be- 
griffe selbst.  Daber  können  die  sozialen  Begriffe  niemals  als  bloss 
quantitativ  Verscbiedenes,  als  Variationen  oder  Anwendungen  der 
psycbologiscben  Begriffe  erscheinen.  Sie  sind  durcb  eine  innere 
Kluft  von  einander  getrennt. 

Diese  völlige  metbodologiscbe  Trennung  folgt  übrigens  aucb 
scbon  daraus,  dass  das  „Soziale"  gegenül)er  dem  „Psycbologiscben- 
eine  grundsätzlicb  neue  Erscbeinungsart  ist.  Die  Begriffe  des  einen 
Gebietes  müssen  daber  den  Begriffen  des  anderen  Gebietes  grund- 
sätzlicb fremd  sein  und  können  zueinander  nur  in  einem  äusseren 
Hilfsverbältnisse  stehen. 

4.  Die  Frage  der  Bedeutung  der  gewonnenen  Einsiebt  in  die 
Eigenart  der  sozialwissenscbaftlicbeu  Begriffsbildung  für  den  Metbo- 
denstreit in  der  Sozialwissenscbaft  kann  an  dieser  Stelle  gleicbfalls 
nicbt  vollständig  erörtert  werden.  Jedocb  soll  diese  Beziehung  we- 
nigstens in  einigen  Punkten  untersucht  werden. 

Das  sozialwissenschaftliche  Methodenproblem  ist  zweifacher  Art. 

Einerseits  handelt  es  sich  in  demselben  um  einen  Streit  der 
Auseinanderlegung  des  Sozialen  in  eine  Reihe  von  Teilsystemen 
(z.  B.  Wirtschaft,  Recht,  etc.)  und  um  den  daraus  folgenden  Grund- 
cbarakter  der  ^Methode.  Diese  Frage  nach  der  Eigenart  der 
Methode  betrifft  die  grundsätzliche  Möglichkeit  der  D  e  d  u  k  t  i  o  n 
aus  dem  das  l)etreffende  soziale  Teilsystem  konstituierenden  Prinzip 
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(z.  B.  der  „Eigennutz'-  für  das  System  der  Wirtschaft)  und  ausser- 
dem die  Verbältnisbestimmung  des  deduzierten  sozialen  Teilinbaltes 
zum  ganzen ,  ungeteilten  Sozialen ,  zur  sozialen  Wirklichkeit.  — 
Andererseits  handelt  es  sich  um  eine  Bestimmung  des  Verhältnisses 
von  deduktiver  und  induktiver  Operation  überhaupt  (auch  wenn  jenes 
erste  grundlegende  Methodenproblem  schon  entschieden  wäre). 

Diese  beiden  Teile  des  Methodenproblems  lassen  sich  aber 
nicht  getrennt  voneinander  behandeln.  Deshalb  kcinnen  im  nach- 
folgenden nur  einige  unmittelbare  Folgerungen  aus  unsren  Ergeb- 
nissen im  Hinblick  auf  das  V^erhältnis  der  deduktiven  und  induk- 
tiven Operationen  zu  einander  gezogen  werden. 

Die  vollständigen  Begriffe  der  sozialwissenschaftlichen  Erschei- 
nungen sind  solche,  welche  sowohl  den  Funktionsbegrift',  wie  den  We- 
sensbegriff einer  Erscheinung  enthalten.  Die  vollständigen  Begriffe 
geben  nun  in  der  Einzelforschung  sowohl  A  u  s  g  a  n  g  s  }>  u  n  k  t  e 
der  Deduktion  wie  Leitfaden  der   Induktion   ab. 

Dies  haben  wir  uns  zunächst  so  zu  denken ,  dass  durch  die 
grundsätzliche  Erfassung  von  Wesen  und  Funktion  einer  Erschei- 
nung die  Einordnung  derselben  in  das  G  e  s  am  t  s  y  s  t  e  m  des  so- 
zialen Organismus  —  z.  B.  Einordnung  in  die  Gruppe  der  wirt- 
scliaftlichen ,  rechtlichen  etc.  Erscheinungen  —  ermöglicht  wird. 
Damit  werden  alle  B  e  z  i  e  h  u  n  g  e  n  der  untersuchten  p]rscheinung 
zu  jenem  Gesamtsystem  klar  werden.  Sind  aber  die  grundsätzlichen 
Beziehungen  ineinander  greifender  sozialer  Erscheinungen  zu  ein- 
ander klar,  so  kann  i  h  r  e  g  e  s  e  t  z  m  ä  s  s  i  g  e  W  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t 
u  n  (1  Gestalt  u  n  g  g  r  u  n  d  s  ä  t  z  1  i  c  li  d  e  d  u  k  t  i  v  a  b  g  e  1  e  i  t  e  t 
werden.  Es  handelt  sich  dann  nur  mehr  quasi  um  eine  A  u  s  w  i  c  k- 
lung  der  im  Fortgange  der  Wirksamkeit  jener  ineinander  greifenden 
Erscheinungen  zur  Verwirklichung  kommenden  Funktionstatsachen. 
Sind  z.  B  Wesen  und  Grundfunktionen  der  F  a  m  i  1  i  e  festgestellt, 
so  können  alle  grundsätzlichen  sozialen  Gestaltungen  welche  sozu- 
sagen mit  dem  Funktionieren  des  Sozialgebildes  Familie, 
(1.  i.  mit  seiner  AVirksandceit,  gesetzt  sind,  deduktiv  entwickelt 
werden.  Denn  nun  handelt  es  sich  nur  mehr  um  die  Entwicklung 
der  fortgesetzten  Wirksamkeit  der  Grundursachen  jenes  Sozialge- 
bildes. Die  Feststellung  der  grundsätzlichen  Beziehung  der  ermit- 
telten Funktion  zu  allen  anderen  sozialen  Funkti(jnen  ergibt  schliess- 
lich den  grün  dsätz  lieh  en  Gesamtzusamm  enhang  einer 
Erscheinung  mit  allen  übrigen  sozialen  Er  scheinungen. 

Während  die    Ableitung    des    grundsätzlichen    Gesamt- 

Xeuuiaiui-Festscliiift.  1  2. 
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Zusammenhanges  deduktiver  Xatiir  ist,  wird  die  Feststellung  des 
tatsächlichen  empirische  n  Einflusses  der  Funktionen  der  an- 
deren sozialen  Erscheinungen  wesentlich  i  n  d  u  k  t  i  v  sein  müssen. 
Es  wird  sogar  selbst  jene  grundsätzliche  rein  deduktive  Ableitung 
des  G  e  s  a  m  t  z  u  s  a  m  m  e  n  h  a  n  g  e  s  ,  in  dem  eine  Erscheinung 
auftritt,  praktisch  der  Krücken  der  Induktion  nicht  entbehren  kön- 
nen. Die  Hilfe  der  Induktion  kann  und  soll  also  in 
keiner  Hinsicht  entbehrt  werden.  Aber  das  deduktive 
Erfassen  der  sozialen  Erscheinungen  und  ihre  Tendenzen,  mit  einem 
Worte  die  Rationalisierung  derselben  kann  nur  von  solchen  Aus- 
gangspunkten, wie  sie  ihre  Begriffe  darbieten,  geschehen. 

Der  Verfasser  hat  gelegentlich  seiner  statistischen  Untersu- 
chungen über  uneheliche  Kinder  (vgl.  „Untersuchungen  über  die  un- 
eheliche Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.,  1905,  Dresden  Verlag 
0.  V.  Böhmert)  diese  methodischen  Leistungen  von  Wesens-  und 
Funktionsbegriff  zn  erproben  Gelegenheit  gehabt.  Insbesondere  hat 
ihn  der  Funktionsbegriff  der  Unehelichkeit  dazu  geführt,  diese  Er- 
scheinung in  ihren  verschiedenen  Artungen  deduktiv  entwickeln  zu 
können,  wodurch  sich  für  die  Aufgabe  der  Differenzierung  der  ge- 
gebenen statistischen  Massen  von  vornherein  feste  Ziele  ergaben.  In- 
dem die  Unehelichkeitserscheinung  funktionell  als  jene  Art  der 
Bevölkerungserneuerung,  mit  der  ihrem  Begriffe  nach 
eine  Degeneration  im  sozialen  Körper  verbunden  ist, 
bestimmt  wurde,  ergab  sich  natürlich  die  Aufgabe,  das  System  jenes 
Bevölkerungserneuerungsprozesses  möglichst  lückenlos  in  allen  seinen 
Formen  —  und  das  heisst  das  S3'stem  der  Unehelichkeit  in  allen 
seinen  funktionellen  Leistungsgraden  —  zu  bestimmen.  Dies  hat 
insbesondere  zur  Entdeckung  der  sog.  Stiefvaterfamilie  unehelichen 
Ursprungs  geführt,  eine  Form  der  Bevölkerungserneuerung,  die  sich 
dem  normalen  Regenerationsprozesse  in  allen  zur  (induktiven)  Unter- 
suchung gekommenen  Beziehungen  völlig  annähert. 


Zum  Schlüsse  bemerke  ich  noch,  dass  mein  Freund  Dr  Sieg- 
fried Keaus  unabhängig  von  mir  die  gleiche  Unterscheidung  in 
der  sozialwissenschaftlichen  Begriffsl)ildung  gefunden  hat.  In  sei- 
nem Buch  ((bis  ungefähr  gleichzeitig  mit  dieser  Scbrift  erscheinen 
dürfte)  .,Zur  Erkenntnis  der  sozialwissenschaftlichen  Bedeutung  des 
Bedürfnisses''  findet  sich  eine  Durchführung  derselben  innerhalb 
gescbichtsi)hilosoi)hischer  Probleme. 


Zur  sozialen  Bedoiitiiiiii.'  des  bäuerliehen  Kredits 

in  Eussland. 

Von 

Engen  von  Bergmann  in  Riga. 
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Die  sich  eng  verliechtenden  Prozesse  und  die  treibenden  Kräfte 
der  sozialen  Evolution  sind  in  der  Geschichte  des  russischen  Volkes 
gegenwärtig  noch  nicht  vollkommen  klargelegt.  Noch -harrt  das 
tote  Material  von  Akten  und  Schriftstücken  aller  Art  einer  voll- 
ständigen Sammlung  und  Sichtung  und  einer  historischen  Durch- 
forschung und  Verwertung.  Und  nach  vielen  Richtungen  hin  wird 
(lies  grosse  Material  vielleicht  nie  völlig  befriedigende  Aufschlüsse 
gehen  können.  Doch  haben  gerade  in  Russland  die  Vertreter  so- 
wohl der  allgemeinen  Geschichte  als  auch  der  Rechts-Geschichte 
der  sozialen  Entwicklung  ihres  Volkes  besondere  Aufmerksamkeit 
zugewandt  —  wie  dies  die  auch  in  Deutschland  bekannten  Arbeiten 
der  Professoren  Kljutschewsky,  Kowalewsky  (dessen  Hauptbe- 
deutung freilich  auf  anderem  Gebiete  liegt),  MiLJUKOW,  Engelmann, 
Wladimirsky-Budanow  ,  Djakonow  ,  Lappo-Danilewsky  ,  Se- 
3IEWSKY  u.  a.  beweisen. 

Wie  die  Erforschung  der  Vergangenheit,  so  lässt  auch  die 
wissenschaftliche  Erfassung  der  noch  im  Flusse  befindlichen  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  und  Organisationsformen  viel  zu  wünschen 
ül)rig.  AV^as  Julius  Friedrich  Neumann  vor  Jahren  für  Deutsch- 
land beklagt  hat  —  unsere  mangelhafte  Kenntnis  der  sozialen  Ver- 
hältnisse um  uns  --  kann  für  Russland  auch  gegenwärtig  noch 
vollauf  wiederholt  Averden.  Denn  eine  umfassende  und  auf  der  Höhe 
der  wissenschaftlichen  Forderungen  stehende  Statistik  hat  der  rus- 
sische Staat  nicht  ausgebildet.  Um  so  bedeutsamer  w'ar  die  leider 
vielfach  gehemmte  Tätigkeit  der  landschaftlichen  statistischen  Bu- 
reaus, die  auf  die  gegenwärtige  Lage  der  russischen  bäuerlichen 
Masse  wie  auf  die  in  ihrem  Leben  sich  offenbarenden  Wandlungen 
zum  Teil  ein  scharfes  Licht  geworfen  haben. 

In  allen  Arbeiten  ,  die  der  geschichtlichen  Entwicklung  oder 
der  gegenwärtigen  Gestaltung  des  wirtschaftlichen  und  sozialrecht- 
lichen Lebens  des  russischen  Volks  gewidmet  sind  ,  tritt  für  den 
Nationalökonomen  die  grosse,  ja  oftmals  den  Grundton  abgebende 
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Bedeutung  des  Kredits  besonders  hervor.  Es  erscheint  daher  von 
allgemeinem  Interesse,  auf  diese  frühere  und  gegenwärtige  Bedeu- 
tung des  Kredits  für  die  Fortbildung  der  bäuerlichen  Verhältnisse 
ßusslands  einen  Bück  zu  werfen  —  die  Hauiittatsachen  kurz  zu- 
sammenzufassen und  hervorzuheben,  um  ein  Bild  von  der  vernich- 
tenden und  schaffenden  Macht  dieses  Faktors  in  der  Geschichte 
einer  Bevölkerung  zu  gewinnen.  Hierbei  ist  man  einerseits  freilich 
gezwungen,  die  allgemeine  Gestaltung  der  sozialökonomischen  und 
rechtlichen  Verhältnisse  zu  beachten.  Anderseits  ist  es  geboten, 
im  Kahmen  einer  Skizze  diejenigen  Tatsachen  nur  kurz  zu  berüh- 
ren, die  in  der  deutschen  Literatur  schon  in  grösserer  Ausführlich- 
keit behandelt  w^orden  sind  —  also  z.  B.  namentlich  die  Geschichte 
der  Bauerland- Ablösung  mit  Hilfe  des  Staatskredits. 

Die  älteste  uns  gut  bekannte  soziale  Organisation  der  Ostslaven 
erscheint,  wie  man  weiss,  im  Fürstentum  Kiew,  das  schliesslich  den 
politischen  Mittelpunkt  auch  der  nördlichen  russischen  Gebiete  bil- 
dete. Jagd  und  Fischfang,  x^ckerbau  und  Viehzucht  bilden  die 
Kahrungsquellen  der  Bevölkerung.  Doch  ist  relativ  recht  bedeu- 
tend der  Handel,  an  dem  der  normannische  Fürst  und  sein  Gefolge 
lebhaftesten  Anteil  nehmen.  In  Zusammenhang  damit  sind  bemer- 
kenswert die  Bedeutung  des  beweglichen  Eigentums  und  die  An- 
fänge von  Kredit  und  Kreditverhältnissen.  Kljutschewsky  und  seine 
Schüler  betonen  —  vielleicht  zu  stark  —  wie  wenig  im  Kiewer 
Russland  die  Gesellschaftsverfassung  eine  patriarchale  ist,  wie  die 
im  Gegenteil  offenbar  auf  timokratischer  Grundlage  beruht  ^).  Da 
im  Süden  infolge  des  Mongolenansturms  alles  Leben  erlischt  (Kiew 
fällt  1240),  konzentriert  sich  l^ekanntlich  die  weitere  Entwicklung  im 
Norden,  also  zunächst  hauj)tsächlich  im  altslavischen  Gebiet  von  Now- 
gorod und  Pskow,  dann  immer  mehr  in  den  den  Finnen  abgerungnen 
Gebieten  des  gegenwärtigen  mittleren  und  nordöstlichen  Russlands. 

Ueber  die  gegen  Ende  des  12.  und  Anfang  des  13.  Jahrhun- 
derts erreichte  Stufe  der  Entwicklung  orientiert  uns  zum  Teil  sehr 
gut  die  um  jene  Zeit  entstandene  private  Gesetzsammlung,  die  be- 
rühmte „Russkaja  Prawda".  Dies  älteste  „Russische  Recht"  zeigt 
nun  deutlich  einerseits  die    grosse    soziale  Bedeutung  des  Kapitals 


')  W.  Kljutschewsky,  Kursus  der  russischen  Geschichte.  Bd.  I.  Moskau 
1904,  bes.  S.  171  f.,  183  f.,  300  f.  Th.  Platonow,  Vorlesungen  über  russ.  Ge- 
schichte. Petersburg  1904.  S.  19  f.  Diese  wie  sämtliche  weiterhin  citierten  Ar- 
beiten sind  in  russ.  Sprache.  Sofern  nichtrussische  Werke  angeführt  sind,  ist 
dies  aus   dem  Erscheinungsort  zu   ersehen. 


Zur  sozialen  Bedeutung  des  bäuerlichen  Kredits  in  Russland.  183 

ZU  jener  Zeit,  anderseits   die    aufiallende  Entwicklung  des  Kredits. 

Kontrahenten  dürfen  bei  einem  Kreditgeschäft  selbstverständ- 
lich nur  Freie  sein.  Ein  Dahrlehen  kann  sowohl  in  Geld  als  in 
fungibeln  Gütern  —  nämlich  in  Honig,  Getreide,  allerlei  Haustieren, 
Bienen,  Heu  —  erteilt  werden.  Im  Allgemeinen  sollen  Darlehens- 
geschäfte vor  Zeugen  geschlossen  werden.  Eine  Ausnahme  bilden  nur 
geringe  Darlehen;  eine  andere  Ausnahme  Darlehen  unter  Kautieuten, 
Die  relativ  grosse  Ausbildung  der  Kreditverhältnisse  zeigt  die  ver- 
schiedene Behandlung  der  zahlungsunfähigen  Schuldner.  Hat  der 
Kaufmann  sein  Eigentum  durch  Schiffsunfall,  Feindesgewalt  oder 
Feuersbrunst  verloren,  so  soll  er  keine  Strafe  leiden,  sondern  die 
Zahlung  seiner  Schuld  soll  ihm  verfristet  w^erden,  „dieweil  der  Un- 
fall von  Gott  kommt  und  der  Mann  nicht  schuld  ist'-.  Hat  aber 
der  Schuldner  sich  durch  Trunk,  Spiel  ruiniert  und  das  geliehene 
Eigentum  vertan,  so  steht  es  im  Belieben  seiner  Gläubiger,  ob  sie 
i])m  einen  Zahlungsaufschub  gewähren  oder  ihn  in  die  Knechtschaft 
verkaufen.  Hat  endlich  der  Schuldner  sich  der  Zahlung  durch 
Flucht  in  fremdes  Land  entzogen,  so  soll  ihm  niclit  geglaubt  wer- 
den (seil,  seinen  Hinweisen  auf  mildernde  Umstände  nicht  (ilauljen 
geschenkt  werden),  ebensowenig  wie  einem  Dieb.  ])euniach  wird 
der  betrügerische  Bankrotteur  kriminalrechtlich  verfolgt  und  verfällt 
somit  auch  der  Sklaverei. 

Ein  Maximum  der  monatlich  zu  zahlenden  Zinsen  wird  nicht 
bestimmt,  doch  wird  der  Bezug  von  „ Monatszinsen'-  nur  bei  Dar- 
lehen auf  kürzere  Zeit  d.  h.  unter  einem  Jahre,  gestattet.  Als 
Maximum  der  Jahreszinsen  erscheint  ein  Drittel,  d.  h.  auf  zwei 
Teile  der  Schuld  wird  ein  dritter  Teil  gegeben,  also  50  »o.  Si)äter- 
hin  beschränkt  der  Grossfürst  Wladimir  Monomach  (1113 — 1125) 
dies  Maximum  duicli  die  Bestimmung,  dass  ein  solcher  Zins  nur 
zwei  Jahre  genommen  werden  dürfe,  worauf  der  Gläubiger  nur  noch 
den  Anspruch  auf  die  Schuldsumme  behält.  Nimmt  er  aber  diesen 
Zins  zum  dritten  Mal,  so  geht  er  des  Anspruchs  auf  die  Haupt- 
summe verlustig.  Jener  Fürst  gestattet  auch  das  Zinsnehmen  auf 
längere  Zeit,  allein  nur  in  der  Höhe  von  10  .,Kun'-  für  eine  „Griw- 
na"  LeihkapitaP).  Darüber  nun,  wieviel  ,,Kun'-  auf  eine  „Griwna" 
gingen,  sind  die  russischen  Forscher  verscliiedener  Meinung:  nach 
den  einen  kann  man  25  annehmen,  nach  den  andern  schliesslich  50. 


1)  RUSSKAJA  Peawda,  §§  47  f.,  68,  133  in  der  von  Prof.  Wladimirsky- 
ßüDANOW  herausgegebenen  „Chrestomathie  zur  Geschichte  des  russ;  Rechts". 
Lief.  I.   Petersburg  1899.   S.  53  f.,  58,  82. 
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Dem  entsprechend  wird  dies  Zinsmaximum  von  Kljutschewsky 
als  40%  von  andern  Autoren,  z.  B.  Wladdiirsky-Budanow  und 
RosHKOW,  als  20%  aufgefasst.  Wie  wenig  diese  gesetzlichen  Be- 
stimmungen schon  in  Kiew  allgemein  beachtet  wurden,  geht  daraus 
hervor,  dass  gegen  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ein  Zinsfuss  von  60, 
ja  von  SOo/o  als  ein  möglicher,  sogar  als  ein  „barmherziger"  galt. 
Freilich  wird  anderseits  aus  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  be- 
richtet, dass  die  Geistlichkeit  einen  „leichten"  Zins  von  12  bis  14 "^o 
nahm.  Diese  Daten  erscheinen  übrigens  keineswegs  widerspruchs- 
voll, denkt  man  an  die  in  der  bäuerlichen  Welt  auch  gegenwärtig 
herrschenden  Unterschiede  des  Leihzinses. 

Dass  die  Geistlichkeit  sich  im  realen  Leben  mit  Kreditgeschäften 
befasste,  kann  auch  vom  westeuropäischen  Standpunkt  nicht  auffal- 
len ;  dasselbe  tat  auch  der  römisch-katholische  Klerus.  AVohl  aber 
fällt  auf  die  bedingungslose  theoretische  Zulassung  und  die  Rege- 
lung des  entgeltlichen  Kredits  durch  das  Bussische  Eecht,  trotzdem 
es  sich  doch  unter  geistlichem  Einfluss  entwickeln  musste.  Die 
kirchlichen  Satzungen  aber  sprachen  sich  ja  auch  in  der  griechisch- 
orientalischen Well  energisch  gegen  das  Zinsnehmen  aus.  Die  Be- 
stimmung des  ökumenischen  Konzils  zu  Nicäa  (325j,  die  Geistlichen 
Wuchergeschäfte  bei  Strafe  des  Verlustes  ihrer  Würde  verbot,  musste 
auch  für  die  griechisch-orientalische  Kirche  in  Russland  ihre  theo- 
retische Bedeutung  haben  ^). 

Schon  für  die  Kulturepoche  dieses  „russischen  Rechts"  lässt 
sich  nun  der  Einfluss  des  Kredits  auf  die  soziale  Schichtung  der 
Bevölkerung  feststellen. 

Dieser  Einfluss  tritt  zunächst  darin  hervor,  dass  zahlungsun- 
fähige Schuldner,  wie  auch  andere  zu  Zahlungen,  z.  B.  von  Ge- 
richtsbussen ,  verurteilte  Personen ,  in  die  Knechtschaft  verkauft 
wurden.  Doch  damit  wurde  nur  das  numerische  Verhältnis  zwischen 
den  Angehörigen  verschiedener  sozialen  Gruppen  des  Volkes  ver- 
schoben ohne  dass  hiebei  unmittelbar  eine  Fortbildung  gesellschaft- 
licher Lebensformen  stattgefunden  hatte.  Allein  der  Kredit  äusserte 
seinen  Einfluss  fernerhin  eben  noch  nach  dieser  Richtung  hin,  in- 
dem er  zur  Entwicklung  neuer  Formen  sozialer  Koexistenz  beitrug. 

Ursprünglich,    d.  h.  soweit    die  historischen  Quellen    im  allge- 

')  Vgl.  Wladimiesky-Budanow,  üebersicht  der  Geschichte  des  russ.  Rechts. 
4.  Aufl.  Petersburg  1905.  S.  407  f.,  622  f.  N.  Roshkoav  ,  Umrisse  der  Rechts- 
verhältnisse nach  der  ,Russkaja  Prawda"  in  der  „Zeitschrift  des  Ministeriums 
der  Volksautklärung".    1897.    H.  11  und  12,  bes.  S.  288  f. 
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meinen  reichen,  also  im  9.  Jahrhundert,  lassen  sich  sowohl  in  Kiew 
als  im  Norden  drei  rechtlich  voneinander  unterschiedene  Volks- 
schichten nachweisen  —  die  fürstlichen  Mannen,  die  freien  Leute  und 
die  Sklaven.  Später  beginnt  innerhalb  jener  Schichten  (ob  man 
sie  schon  als  Stände  bezeichnen  kann,  ist  fraglich)  die  Bildung 
neuer  wirtschaftlichen  Klassen,  die  sich  schliesslich  scharf  unter- 
scheiden und  zu  Ständen  werden.  Aus  den  Reihen  der  fürstlichen 
Mannen  bildet  sich  die  Klasse  der  Bojaren,  der  privilegierten  Grund- 
herren, heraus.  Innerhalb  der  Freien  sondern  sich  die  auf  fürstli- 
chem und  die  auf  privatem  Land  sitzenden  Bauern :  erstere  sind 
die  „Smerdy",  letztere  die  „roleinye  Sakupy".  Diese  letzteren  sind 
für  uns  hier  von  besonderem  Literesse. 

Die  Stellung  und  Bedeutung  des  .,Sakup"  werden  von  den 
Autoren  bei  der  Spärlichkeit  der  Quellen  verschieden  aufgefasst. 
Während  einige  Autoren,  z.  B.  Prof.  Serge.TEWITSCH,  in  ihm  einen 
Lolmarbeiter  sehen,  fassen  Kl.iutschewsky,  Wt.addiirsky-Budaxow 
und  etwas  bedingter  auch  LAPP0-1)A^'ILE^VSKY  ihn  als  Schuldner 
auf,  der  dem  Grundherrii  für  von  ilmi  erhaltene  Produktions-  und 
Unterhaltsmittel  einen  Naturalzins  in  Getreide  u.  s.  w.  zahlte 
und  auch  Dienste  leistete.  In  dieser  Kontroverse  entspricht  zwei- 
fellos die  letztere  Auffassung  sowohl  dem  Texte  der  .,Russkaja  Praw- 
da"  als  den  geschäftlichen  Tatsachen  einer  etwas  späteren  Periode^). 

Die  wirtschaftlich  al)hängige  Lage  des  „Sakup"  war  mit  einer 
Minderung  seiner  allgemeinen  Rechte  verbunden,  indem  seine  Per- 
son als  dem  Gläubiger  verpfändet  galt.  Freilich  bewahrte  der  „Sa- 
kup" gewisse  Personal-  und  Vermögensrechte,  durfte  sogar  seinen 
Grundherrn  und  Gläubiger  verklagen.  Gleichzeitig  besass  aber 
letzterer  ihm  gegenüber  das  Züchtigungsrecht,  sofern  er  die  Strafe 
., verdiente",  und  hatte  im  Gericht  für  seine  Vergehen  sich  zu  verant- 
worten, also  eventuell  Bussen  zu  zahlen.  Der  .,Sakup"  hatte  als 
Schuldner  niclit  das  Recht  seinen  Grundherren  zu  verlassen.  Wurde 
er  bei  einem  Fluchtversuch  ertappt,  so  Avurde  er  nach  dem  Gesetz 
Sklave  des  Grundherrn  -). 

')  Das  neueste  Werk  über  die  Sklaverei :  Dk.  H.  J.  Nieboeks,  Slavery  as 
an  industrial  System  (The  Hague  1900)  berührt  leider  die  Schuldknechtschaft 
nur  flüchtig  S.  38  f. 

•■')  ö.  RussKAjA  Pbawda,  §§67,  70—73,  75;  a.a.O.  S.  58— 6-2.  Wladimiksky- 
BiTDANOw,  a.  a.  0.  S.  36  f.,  405  f.  A.  Lappo-Daxilewsky,  Abriss  einer  Ge- 
schichte der  Bildung  der  Ilaupt-Kategorien  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  Russ- 
land. Im  Sammelwerk:  ,Die  bäuerliche  Verfassung".  Bd.  I.  Petersburg  1905. 
S.  9  f.     B.  Syromjatxikow,   Die  gesellschaftlichen  Klassen  im  alten  Russland. 
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Wie  ^eit  nun  diese  Kreditverhältnisse  eine  tatsächliche  Yer- 
knechtung  der  Bevölkerung  herbeiführten,  ist  für  die  Zeit  bis  zum 
13.  und  14.  Jahrhundert  nicht  festgestellt.  Dagegen  tritt  die  Be- 
deutung dieser  Kreditverhältnisse  in  der  späteren  Zeit  stark  und 
dauernd  hervor.   Und  zwar  erfolgt  dies  im  Grossfürstentum  Moskau. 

In  den  nordöstlichen,  schliesslich  von  den  Moskauer  Fürsten 
mit  fester  und  schwerer  Hand  vereinigten  Territorien  galt  anfangs 
selbstverständlich  auch  das  in  der  „Russkaja  Prawda"  aufgezeich- 
nete Recht.  Eine  Reihe  verschiedener  Ursachen :  die  ewigen  Strei- 
tigkeiten der  Fürsten,  später  die  Mongolenherrschaft  mit  ihren  Jahr- 
hunderte lang  dauernden  Folgen,  endlich  die  Tatareneinfälle  und 
die  beständigen  Kriege  mussten  die  Möglichkeit  kulturellen  Fort- 
schritts hemmen  oder  ganz  vernichten.  Diese  selben  Ursachen  und 
in  Verbindung  damit  die  ausserordentliche  Machtfülle  der  Fürsten, 
die  Bildung  einer  grossen  Militärmacht  und  eines  Beamtenheeres 
lenkten  die  sozialrechtliche  Entwicklung  des  Xordostens  teilweise  in 
andere  Bahnen  als  die  der  älteren  russischen  Gebiete.  Das  Stre- 
ben nach  Erweiterung  und  Sicherung  ihrer  Macht  bewog  die  Für- 
sten, die  Eroberung  und  die  Kolonisation  des  Finnischen  Nordens 
eifrig  zu  betreiben.  Ein  kleinerer  Teil  des  Landes  wurde  unmit- 
telbar von  Klöstern  und  Bojaren  in  Besitz  genommen  und  besiedelt. 
Ferner  bildeten  sich  im  Xorden  grosse  Bauerngemeinden,  die  sog. 
„schwarzen  Gemeinden",  die  Landeigentümerinnen  waren.  Alles 
Land  jedoch,  oft  sogar  das  den  Bauerngemeinden  seit  altersher  ge- 
hörende l)etrachtete,  der  Fürst  als  sein  Eigentum,  indem  offenbar 
zwischen  landesherrlichen  und  privatrechtlichen  Befugnissen  anfangs 
kein  Unterschied  gemacht  wurde. 

Von  dem  besiedelten  Land  ging  im  Laufe  des  14.  und  der 
folgenden  Jahrhunderte  immer  mehr  in  den  Niessbrauch  der  fürst- 
lichen Dienstleute  über.  Sie  erhielten  vom  Fürsten  Land,  damit 
sie  ihren  Unterhalt  hatten  und  ihm  selbst  im  Krieg  wie  im  Frie- 
den dienen  konnten.  Die  auf  dem  verliehenen  Land  sitzenden 
Bauern  hatten  nunmehr  für  die  Nutzniessung  des  Bodens  dem 
Dienstadel  Abgaben  zu  entrichten.  Diese  Bauern  blieben  freie 
Leute,  sie  behielten  auch  das  Recht  des  Abzugs.  Doch  standen 
sie  fortan  mehr  oder  minder  unter  dem  Dienstgutsbesitzer,  der  mit 
polizeilichen  und  niedern  richterlichen  Rechten  bedacht  w^ar  ^). 

In  der  Zeitschrift  ^Nautschnoe  Slowo",  1905,  H.  2,   32—49.      Kl.tutschewsky, 
a.  a.  0.  S.  297  f. 

')  Vgl.  Eljutschewsky,  a.  a.  0.  S.  357  f.  Wladimiksky-Büdanow,  a.  a. 
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Das  Wirtschaftsleben  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  bewegt 
sich  im  wesentlichen  noch  in  naturwissenschaftlichen  Formen.  Das 
Bild  ändert  sich  namentlich  zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts.  Ge- 
werbe und  Handel  zeigen  einen  Aufschwung  und  es  nimmt,  wie 
einst  in  Kiew,  der  Fürst  an  dem  Aussenhandel  ziemlich  regen  An- 
teil. Ebenso  erfreut  sich  das  Münzwesen  —  als  gute  Einnahme- 
quelle —  der  Aufmerksamkeit  der  Regierung. 

Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  tritt  in  der 
Ausbreitung  geldwirtschaftlicher  Beziehungen  deutlich  hervor.  Diese 
Ausbreitung  offenbart  sich  besonders  z.  B.  dahin,  dass  die  Abgaben 
der  Bauern  an  die  Grundherren  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jhds. 
beinahe  ausschliesslich  naturale  sind  ,  in  der  zweiten  Hälfte  aber 
schon  zu  V4  und  mehr  in  Geld  und  gegen  Ende  des  Jahrhunderts 
oftmals  (z.  B.  auf  den  Gütern  des  berühmten  Dreifaltigkeitsklosters 
des  h.  Sergius  bei  Moskau)  beinahe  ausschliesslich  in  Geld  bestimmt 
sind.  Und  ebenso  verwandeln  sich  die  staatlichen  Steuern  um  die 
Mitte  des  16.  Jhds.    immer    mehr  aus  naturalen  in  Geldabgaben  '). 

Wie  gestaltete    sicli    nun  in  diesen  Verhiütnissen    der  Kredit? 

Die  grössere  iMö^lichkeit  seiner  Entwicklung  könnte  schon  aus 
der  Verbreitung  geldwirtschaftlicher  Beziehungen  geschlossen  wer- 
den. Jedoch  erscheint  als  Gegenstand  von  Darlehen  keineswegs 
bloss  Geld.  Im  Gegenteil  kann  man  sicher  annelimen,  dass  Dar- 
lehen von  Gütern  aller  Art  in  der  bäuerlichen  Welt  die  bei  weitem 
grössere  Holle  si)ielten.  Jedoch  wurde  hiebei  schon  vielfach  die 
Tilgung  der  Schuld  nicht  in  naturalen  Gütern,  sondern  in  (jield  sti- 
puliert. 

Bemerkenswert  ist,  dass  in  derselben  Zeit,  als  in  Westeuro2)a 
die  Zinsgesetze  gemildert  werden,  im  Moskauer  Reich  die  Regie- 
rung den  Zinsbezug  einzuschränken  sucht.  Aber  freilich  konnten 
diese  Einschränkungen  vom  Standpunkt  der  westeuropäisclien  Zeit- 
genossen noch  keineswegs  als  sehr  energische  Massregeln  angesehen 
werden.  Zar  Iwan  der  Schreckliche  verbietet  in  Gesetzen,  die 
die   Rechtsverhältnisse    einzelner    Gebiete    regeln,    den   Bezug    von 


0.  S.  134  f.,  552  f.  Laito-Danilewsky,  a.  a.  0.  S.  22  f.  J.  Engelmaxn,  Ge- 
schichte der  Leibeigenschaft.  Russ.  Uebers.  Moskau  1900  S.  1  f.  Das  deutsche 
Original  dieses  noch  immer  wertvollen,  wenn  auch  in  einigen  Punkten  veralteten 
Werks  erschien  in  Dorpat  1884. 

»)  Vgl.  Lappo-Danilewsky,  a.  a.  0.  S.  51  f.  N.  Roshkow^  Der  Geldumlauf 
und  die  Formen  des  Grundbesitzes  in  Neurussland.  In  der  Zeitschrift  ^Nautsch- 
noe  Obosrenie%  1902,  H.  2,  S.  114  f. 
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Wochenzinsen  und  verbietet  als  Jahreszinsen  mehr  denn  20%  zu 
fordern.  Ein  ükas  des  Zars  Michael  von  1628  bestimmt,  dass 
Prozente  nur  5  Jahre  genommen  werden  dürfen,  bis  ihre  Summe 
dem  geliehenen  Kapital  gleich  sei,  wobei  also  20  «o  Zinsen  voraus- 
gesetzt werden.  Endlich  verbietet  1649  das  Gesetzbuch  des  Zars 
Alexis  den  Zinsenbezug  ganz  und  gar.  War  etwa  der  Grund  dieses 
Verbots  die  Rücksicht  auf  die  Lage  einzelner  Klassen ,  z.  B.  des 
Dienstadels?  Dies  lässt  sich  wohl  nicht  bestimmen.  Jedenfalls 
hebt  das  Gesetz  selbst  den  religiösen  Gesichtspunkt  hervor  —  und 
in  der  Tat  waren  ja  auch  für  x\lexei  Michailowitsch,  den  als  „still- 
ster Zar"  bezeichneten  Herrscher,  religiöse  Motive  in  allem  Tun 
sehr  massgebend.  Dies  Zinsverbot  überdauerte  merkwürdigerweise 
die  Revolutionsära  Peter  des  Grossen  und  blieb  nominell  in  Kraft 
bis  1754,  als  der  Bezug  von  6%  Zinsen  gestattet  wurde  ^).  Die 
Menge  der  aus  dem  17.  Jhdt.  erhaltenen  Schuldverschreibungen,  in 
denen  Zinsen  erwähnt  oder  festgestellt  werden,  zeigt,  dass  in  Wirk- 
lichkeit die  weltlichen  Zinsgesetze  nicht  mehr  Ijeachtet  wurden  als 
die  kirchlichen  '-). 

In  der  Tat  gewinnt  der  Kredit  im  Laufe  des  16.  und  des  17. 
Jhdts.  eine  wachsende  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse. 

Als  Kapitalbesitzer  und  Kreditgeber  erscheinen  in  erster  Reihe, 
trotz  aller  kirchlichen  Verbote  und  trotz  der  Predigten  mancher 
sittenstrengen  Mönche  und  Bischöfe,  die  Klöster.  Nicht  ohne  Grund 
hat  der  scharfe  Beobachter ,  der  Engländer  Fletcher  ,  in  seinem 
vortrefflichen  Werk  .,Ueber  das  russische  Reich'"  die  Mönche  als 
die  russischen  Kaufleute  bezeichnet.  In  der  Tat  konnte  man  bei 
ihnen  alles  erhalten ,  sowohl  Geld  als  Waffen  und  Pferde ,  sowohl 
Kleidung  als  Getreide  und  Vieh,  und  konnte  man  anderseits  ihnen 
alles  verkaufen  und  verpfänden  —  wie  bewegliches  so  auch  un])e- 
wegliches  Eigentum.     Dank  fürstlichen  und    i)rivaten  Schenkungen, 

')  Vgl.  Wladimiesky-Budanow,  a.  a.  0.  S.  622  f.  und  Chrestomathie  u.  s.  w. 
L.  3.  S.  134  f.  —  Eine  Bresche  in  dies  Zinsverbot  schlugen  schon  das  Wechsel- 
gesetz von  1729  und  die  Gründung  1729 — 1733  einer  staatlichen  Leihkasse  bei 
dem  Münzkomptoir  in  Petersburg.  —  S.  P.  MiGULix ,  Unsere  Bankpolitik. 
Charkow  1904.    S.  1  f. 

-)  In  dem  Buch  „La  Religion  ancienne  et  moderne  des  Moscovites"  (1698 
erschienen,  angeblich  von  „Thkophii.  Wahemuxdus")  heisst  es:  „L'  usure  et 
la  tromperie  dans  le  Negoce  ne  passent  pas  pour  un  peche  dans  l'esprit  des 
Moscovites:  au  contraire  ils  estiment  un  homme  sage  et  habile  lors  qu'il  a 
l'adresse  d'y  tromper  quelque  autre. "   —  S.  108. 
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dank  Erbschaften ,  dank  der  an  die  westeuropäische  Commendatio 
erinnernden  Hingabe  von  Land  seitens  kleiner  schutzbedürftiger 
Eigentümer,  namentlich  aber  auch  dank  der  relativ  guten  Wirt- 
schaft und  dem  Verständnis  für  (jeld-  und  Kreditoperationen  nahm 
tatsächlich  der  Besitz  der  Geistlichkeit  in  staunenswerter  Weise  zu'). 
Daher  begann  auch  schon  im  16.  Jdt.  die  Regierung  nicht  allein 
sich  geistliches  Eigentum  zunächst  „leihweise"  anzueignen,  sondern 
auch  ziemlich  konsequent  das  Wachstum  des  Reichtums  der  toten 
Hand  durch  Verljote  von  Landerwerl)  durch  Schenkung ,  später 
auch  durch  Kauf,  Erbschaft  und  Beleihung  einzuschränken. 

Als  Gläubiger  erscheinen  neben  der  Geistlichkeit  städtische 
Kaufieute,  reiche  Bojaren  und  sodann  schliesslich  —  gegenüber  den 
Bauern  —  auch  der  Dienstadel. 

Geistliche  wie  weltliche  Kapitalbesitzer  nahmen  im  IG.  und  17. 
Jahrhundert  meistens  nicht  weniger  als  20%  Zins,  und  wenn  man 
die  weiterhin  noch  zu  erwähnende  Lage  der  Schuldner  in  Betracht 
zieht  und  anderseits  sich  auch  die  noch  gegenwärtig  im  l)äuerlichen 
Leben  Russlands  herrschenden  Kreditverhältnisse  vergegenwärtigt, 
so  kann  man  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen,  dass  jene 
20%  Zins  oft  nur  ein  Minimum,  und  zwar  das  eingestandene  Mi- 
nimum darstellten,  während  in  Wirklichkeit  das  Entgelt  des  Gläu- 
l)igers  meist  ein  liöheres  sein  musste. 

Kreditbedürfnis    und  Verschuldung   zeigten   sich   in  jener  Zeit 


')  Der  Verfasser  eines  Berichtes  „Ano-lorum  navigatio  ad  Moscovitas", 
Clemens  Adamus,  schreibt  —  wohl  in  den  60er  Jahren  des  16.  Jhts.  —  „His 
(sc.  monasteriis)  raagni  sunt  agrorum  reditus.  Nam  tertiam  fundorum  partem 
totius  impei'ii  tenent  Monachi'',  —  Vgl.  rerum  Moscovitarum  auctores  varii  .  .  . 
Francofurti  MDC  S.  153.  -  Uebertrieben  erscheint  dagegen  die  Angabe  von 
Samuel  Collins,  dass  in  der  Mitte  des  17.  Jhds.  der  Christlichkeit  zwei  Drittel 
des  Landes  gehörte.  —  Vgl.  die  französische  Uebersetzung  seines  Buchs:  „Re- 
lation Curieuse  de  l'etat  present  de  la  Russie  .  .  .  Paris  1689  S.  60.  —  Für 
die  Mitte  des  18.  Jhts.,  also  als  der  Staat  am  Kirchenbesitz  schon  öfters  genagt 
hatte,  besitzen  wir  vollständige  Daten  bezüglich  der  Bauernzahl,  die  ja  für  die 
Grösse  der  Einkünfte  im  allgemeinen  bezeichnend  ist.  Bei  der  von  Katharina  II 
durchgeführten  Saekularisation  war  1764  die  Zahl  der  der  Geistlichkeit  gehö- 
renden Seelen,  d.  h.  männlichen  Individuen  jeden  Alters,  770  221  und  bildete 
somit  10*/-^%  'liier  steuertragenden  Seelen  und  20,2%  aller  den  Gutsherren  ge- 
hörenden, also  leibeigenen  Seelen. 

Eine  Fülle  von  Daten  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  russischen 
Kirche  im  19.  Jahrhundert  gibt  das  anonym  erschienene  Werk  des  Professors 
der  geistlichen  Akademie  ROSTISLAWOW:  Versuch  einer  Untersuchung  des  Be- 
sitzes und  der  Einkünfte  unserer  Klöster.     Petersburg   1876. 
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auch  wolil  liei  Bojaren  micl  Fürsten,  doch  hauptsächlich  bei  dem 
mittleren  und  niedern  Dienstadel.  Immer  mehr  ruinierten  ihn  die 
häutigen  und  langen  Kriege  infolge  der  notwendigen  Ausgaben  für 
Bewaffnung,  Pferde  und  Unterhalt,  wenn  auch  letzterer  eigentlich 
vom  Herrscher  geliefert  werden  sollte.  Und  die  Einnahmen  des 
Dienstadels  Avuchsen  nicht,  ja  sie  nahmen  vielfach  ab ,  denn  einer- 
seits verarmten  seine  Bauern  infolge  der  sich  mederholenden  Kriegs- 
verwüstungen und  steigenden  Abgaben ,  anderseits  flüchteten  sie 
sich  massenweise  in  die  noch  schwach  besiedelten,  fruchtbaren  Grenz- 
gebiete oder  gingen  zu  reicheren  Erljeigentümern  über.  Daher  die 
vielen  Klagen  des  kleinen  Dienstadels  über  Verarmung  und  Ruin, 
daher  auch  seine  Verschuldung  an  Kirchen  und  Klöster  ^). 

Aber  in  unvergleichlich  stärkerem  Masse  entwickelte  sich  um 
jene  Zeit  das  Kreditbedürfnis  innerhalb  der  grossen  Masse  der. 
bäuerlichen  Bevölkerung ! 

Dieser  Kreditbedarf  entsprang  versclüedenen  Ursachen.  Vor 
allem  waren  die  Bauern  durch  Kriege,  Abgaben  und  Dienste ,  wie 
oben  schon  hervorgehoben ,  so  sehr  verarmt ,  dass  sie  bei  der  Be- 
gründung einer  „Wirtschaft",  also  besonders  auch  bei  Uebersiede- 
lungen,  nicht  ohne  die  Hilfe  des  Grundbesitzers  auskommen  konnten. 
So  erhielt  der  Bauer  als  ., Hilfe"  das  zum  Leben  und  Wirtschaften 
Nötige  teilweise  oder  ganz,  erhielt  also  —  ausser  der  „isba" ,  dem 
Wohnhaus,  und  sonstigen  Gebäuden  —  Kuh  und  Pferd,  Geräte  und 
Getreide.  Später  wurde  immer  mehr  ein  Teil  dieser  „Hilfe"  in 
Geld  gegeben. 

In  den  seit  dem  16.  Jahrhundert  aufgekommenen  und  schliess- 
lich obligatorischen  schriftlichen  Verträgen  des  Gutsherrn  mit  dem 
Bauern  wird  diese  Hilfe  oder  dies  Darlelm  genau  angegeben,  eben- 
so wie  alle  andern  Bedingungen  spezifiziert  werden  —  nämlich  die 
einzig  gestattete  Zeit  des  Abzugs  (eine  Woche  vor  und  nach  dem 
Georgstag  —  26.  Nov.),  die  Entschädigung  des  Herrn  beim  Abzug 
für  den  Niessbrauch  der  Baulichkeiten  (sehr  hoch  berechnet ,  nach 
vier  Jahren  schon  ihr  voller  Wert!),  die  Verpflichtung,  die  Staats- 

')  Ursprünglich  erhielt  der  Dienstgutbesitzer  von  den  Bauern  eine  Quote 
(V4i  V's)  der  Ernte,  später  im  10.  Jhdt.  ein  bestimmtes  Quantiim  an  Getreide 
und  andern  Produkten,  gegen  Ende  des  16.  Jhdts.  aber  zu  einem  Teil  Geldzins. 
Daneben  entwickelten  sich  Eigenwirtschaft  und  Fronarbeit.  Vgl.  Lappo-Dani- 
LEWSKY,  a.  a.  o.  S.  36  f.  P.  v.  Stkuve  ,  Die  Hauptmomente  in  der  Entwick- 
lung der  Leibeigenen- Wirtschaft  in  Russland  —  in  der  Zeitschrift  ,Mir  Boshy" 
1899,  Bd.  X,  S.  183  f.  Roshkow  in  der  Zeitschrift  des  Ministeriums  der  Volks- 
uufklärung  1899,  Bd.  I.  S.  237  f. 
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abgaben  zu  tragen,  die  Zahlung  eines  Pachtzinses  an  den  Guts- 
herrn in  Naturalien  und  Geld,  sowie  die  Leistung  von  Fronarbeiten. 
Wie  stark  unter  diesen  Verhältnissen  die  Verschuldung  sein  musste, 
illustriert  z.  B.  die  Tatsache,  dass  die  Bauern  des  Klosters  des  h. 
Cyrill  in  Belosersk  im  16.  Jahrh.  70%  ihrer  Felder  nur  mit  dem 
vom  Kloster  geliehenen  Saatgut  besäen  konnten. 

Das  Interesse  des  Gutsherrn,  die  Bauern  durch  Lieferung  von 
Arbeits-  und  Lebensmitteln  leistungsfähig  zu  machen,  bedarf  keiner 
Erklärung.  Doch  mit  diesem  Motiv  verband  sich  später  immer  mehr 
ein  anderes:  die  Bauern  wurden  durch  ihre  Verschuldung  am  Ab- 
zug verhindert.  Diese  selbe  Niederlassung  eines  Bauern  gab  dem 
Herrn  noch  die  Veranlassung,  seine  schon  ansässigen  Bauern  noch 
fester  zu  fesseln.  Jenes  Dokument,  das  bei  der  Ansiedelung  eines 
Bauern  aufgesetzt  wurde,  enthielt  nämlich  noch  die  Bürgschaft 
einiger  ansässigen  Bauern,  dass  der  neuaufgenommene  Bauer  seinen 
Verpflichtungen  nachkommen  würde ,  und  stellte  ferner  die  Kon- 
ventionalstrafe fest,  die  im  Fall  seiner  Pflichtversäumnis  (nament- 
lich auch  seiner  Entweichung)  die  Bürgen  zu  zahlen  hatte.  Diese 
Pön  war  eine  für  die  Bauern  und  jene  Zeit  enorme  Summe  von 
5—10  Rubeln,  so  dass  der  Bürge  gegebenenfalls  zu  ewiger  Verschul- 
dung an  den  Herrn  verurteilt  wurde.  In  welcher  Weise  der  letz- 
tere seine  Bauern  zu  einer  solchen  Bürgschaft  zwingen  konnte, 
scheint  noch  nicht  erklärt  zu  sein.  OÖ'enbar  setzt  ein  solcher 
Zwang  eine  ausserordentliche  Machtstellung  des  Grundherrn  vor- 
aus; aber  vielleicht  war  ihm  der  Umstand  dienlich,  dass  die  Steuer- 
zahler für  die  Steuerzahlung  solidarisch  hafteten  und  somit  für  sie 
selbst  die  Niederlassung  eines  neuen  Bauern  eine  Erleichterung 
ihrer  Steuerlast  bedeutete. 

Wie  bei  der  Niederlassung  der  Mangel  an  Produktions-  und 
Konsumtionsmitteln,  so  bedingten  auch  fernerhin  Missernten,  Kriegs- 
nöte und  die  stetig  wachsenden  staatlichen  Geldsteuern  immer  häu- 
flger  und  stärker  das  Bedürfnis  der  Bauern  nach  Kredit. 

Zu  allen  diesen  Ursachen  kam  noch  hinzu,  dass  der  Grund- 
herr —  ob  nun  sein  Land  Erbgut  oder  Dienstgut  war  —  für  die 
Entrichtung  der  auf  den  Bauern  lastenden  Steuern  sorgen  und  ver- 
antworten musste,  daher  oftmals  die  Steuern  aus  seiner  eigenen 
Tasche  vorzustrecken  hatte.  Ferner  vertielen  die  Bauern  allerlei 
Konventionalstrafen  bei  Nichterfüllung  irgend  welcher  Vertragsbe- 
dingungen. Damit  waren  nun  zweifellos  wiederum  stärkste  Ein- 
wirkung des  Herrn  auf  die  Lasre  der  Bauern  und  wachsende  Ver- 
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sclmldimg  der  letzteren  ermöglicht ,  wobei  eine  Kontrolle  der  Ver- 
pflichtungen und  geleisteten  Zahlungen  seitens  des  abhängigen  Bauern 
mehr  oder  minder  ausgeschlossen  war  ^). 

Diese  Verhältnisse  führten,  wenngleich  Darlehen  auch  ohne 
Ausfertigung  von  Urkunden  gewährt  werden  konnten  ,  zur  Schlies- 
sung von  Kreditgeschäften,  die  schriftlich  fixiert  wurden.  In  den 
Schuldverschreibungen  wurde  die  Zinszahlung  in  Geld  oder  auch 
in  Diensten  festgesetzt.  In  letzterem  Fall  stand  es  jedoch  dem 
Schuldner  —  wenigstens  in  früherer  Zeit  —  formell  frei,  Geldzinsen 
zu  zahlen  (und  zwar  die  gesetzlich  erlaubten  Maximalzinsen  von 
200/0 1,  falls  er  nicht  Arbeit  leisten  wollte.  Der  Schuldner  erklärte 
gleichzeitig  sich  im  Fall  der  Nichtzahlung  der  Schuld  zum  verab- 
redeten Termin  für  verpfhchtet,  die  ausbedungenen  Leistungen  (in 
Geld  oder  in  Arbeit)  weiter  zu  entrichten. 

Die  Verschuldung  der  Bauern  trug  —  ob  sie  schon  durch  den 
Niederlassungsvertrag  oder  ob  sie  durch  spätere  Darlehen  bedingt 
war  —  zu  ihrei-  wachsenden  Abhängigkeit  bei,  indem  der  Gutsherr 
seine  Ansprüche  auf  den  grösseren  Teil  oder  auch  das  Ganze  des 
Inventars  machen  konnte ;  sie  führte  anderseits  dazu,  dass  tatsäch- 
lich die  Bewegungsfreiheit  der  Bauern  eine  immer  geringere  wurde. 
Denn  ein  Abzug  ohne  Befriedigung  der  Ansprüche  der  Gutsherrn 
—  d.  h.  ohne  Bezahlung  der  Schuld  sowie  der  beim  Fortgang  ob- 
ligatorischen Entschädigung  für  die  Niessnutzung  der  Wohn-  und 
"Wirtschaftsgebäude  —  gab  dem  Herrn  das  Recht,  zu  verlangen, 
dass  der  Bauer  ihm  von  den  Staatsorganen  zurückgebracht  werde, 
auf  dass  er  allen  seinen  Verpflichtungen  nachkomme. 

Auf  diese  Weise  wurde  ein  Alizug  der  verschuldeten  Bauern 
immer  mehr  nur  dann  möglich ,  wenn  ein  anderer  Gutsherr  ihre 
Schulden  bezahlte,  um  sie  auf  sein  eigenes  Land  überzuführen,  oder 
wenn  sie  ihr  Heil  in  der  Flucht  fanden  -).  Und  in  der  Tat  waren 
ja  auch  die  schwach  bevölkerten  und  fruchtbaren  südlichen  Grenz- 
marken schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  trotz  aller  Tatarengefahr 
für  die  russische  Bauernschaft  ein  Land  der  Sehnsucht.     Indessen 


')  Schon  im  15.  Jhdt.  zeigt  sich  diese  Verantwortlichkeit  der  Gutsbesitzer, 
wird  aber  erst  im  17.  Jhdt.  durch  das  Gesetzbuch  des  Zaren  Alexis  (1649)  ge- 
regelt. 

^)  So  waren  z.  B.  gegen  15^0  vom  Fürsten  Simeon  Bkkrulato witsch 
über  300  Bauern  fortgezogen,  von  denen  nur  18 "/o  mit  Beachtung  aller  gesetz- 
lichen Bedingungen  fortgegangen,  19  "/o  heimlich  entwichen,  63%  von  andern 
Gutsbesitzern  „ausgeführt"  waren. 
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war  die  Flucht  für  die  ganze  jNIasse  der  Bauern  doch  undenkbar! 
Wie  gross  diese  durch  die  Verschuldung  gebundene  Masse  war, 
lässt  sich  nur  annähernd  sagen :  nach  einer  Schätzung  bildete  sie 
^li,  an  manchen  Orten  '^/m  der  ländlichen  Bevölkerung  '). 

Und  so  musste  die  Verschuldung  der  Bauern  einen  wichtigen 
Faktor  in  ihrer  Fesselung  an  Hof  und  Scholle  bilden.  Diese  Tat- 
sache wies  zuerst  Prof.  Kljutschewsky  nach,  dessen  Arbeiten  ja 
für  die  Auffassung  der  Geschichte  Russlands  im  allgemeinen  so 
balinbrechend  sind  -).  Allein  dieser  Faktor  —  der  Kredit  — 
wirkte,  wie  andere  Forscher  gezeigt  haben,  nicht  in  so  einfacher, 
unmittelbarer  Weise ,  wie  Kljutschewsky  dies  zuerst  aufgefasst 
hat.  Und  dieser  Faktor  war  nicht  der  einzige.  Die  staatliclie  Po- 
litik der  16.  und  17.  Jahrhunderte  wirkte  in  gleicher  Richtung  auf 
die  Beschränkung  der  bäuerlichen  Freiheit  hin. 

Die  Moskauer  Regierung  war  namentlich  seit  der  Mitte  des 
IG.  Jahrhunderts  in  steigendem  Masse  bemüht,  den  wachsenden 
finanziellen  und  jnilitärisciien  Staatsbedürfnissen  durch  Organisation 
und  Reorganisation  der  Innern  Verwaltung,  des  Finanzwesens,  des 
Heeres  zu  genügen.  Hierbei  war  es  nötig,  die  Pflichten  wie  die 
Rechte  der  einzelnen  Stände  festzusetzen  und  sodann  ihre  Funk- 
tionen im  Reich  streng  zu  wahren.  Während  die  grosse  Masse  der 
Bauern  und  die  wenig  zahlreiche  gewerbliche  und  handeltreibende 
Bevölkerung  der  Städte  ihre  Steuerlasten  trugen,  leistete  der  Adel 
in  seinen  verschiedenen  Abstufungen  persönliche  Dienste,  wofür  er 
vom  Fürsten  Landbesitz  und  auch  Geldunterstützungen  emi)tieng. 
Je  prekärer  nun  die  wirtschaftliche  Lage  des  Dienstadels  wurde, 
je  dringender  er  über  Kriegslasten  und  Mangel  an  Einnahmen, 
über  Flucht  der  Bauern  und  ihre  Abspenstigmachung  durch  reiche  Erb- 
gutbesitzer und  Klöster  klagte,  je  mehr  anderseits  die  Herrscher  in 
ihrem  Kampf  gegen  die  Bojaren  den  zahlreichen  kleinen  Dienst- 
adel zu  stützen  und  zu  fördern  strebten,  desto  mehr  musste  die  Re- 


>)  Vgl.  Engklmann,  a.  a.  0.  S.  25  f.,  55  f.  —  Wladimirsky-Budanow  a.  a. 
0.  S.  139  f.  —  RosHKOw,  Stadt  und  Land  in  der  russischen  Geschichte.  Peters- 
burg 1902.  S.  39  f.  —  Kljutschewsky,  in  der  Zeitschrift  „Russkaja  Mysl", 
1885,  X,  S.  10  f.,  34.  —  Lappo-Danilewsky,  a.  a.  0.  S.  51  f.  —  J.  Mikla- 
SCHEWSKY',  Zur  Wirtschaftsgeschichte  des  Moskauer  Reichs.  T.  1.  Besiedelung 
und  Landwirtschaft  der  Grenzmarken  im  17.  Jahrhundert.  Moskau  1894.  — 
Platonow,  a.  a.  0.  S.  168  f. 

-)  Seine  Arbeiten  „Die  Entstehung  der  Hörigkeit"  und  „Die  Seelensteuer 
und  die  Abschaffung  der  Leibeigenschaft"  sind  in  «der  Zeitschrift  „Russkaja 
Mysl"   1885  (Heft  8  und  10),  1886  (Heft  5,  7,  9,  10)  erschienen. 

Neumanu-Festschnft.  lo 
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gierung  die  Bedürfnisse  und  Forderungen  des  letzteren  zu  befrie- 
digen suchen.  Und  solches  war  im  wesentlichen  nur  auf  eine  Weise 
möglich  —   auf  Kosten  der  Bauernschaft. 

Nicht  Ijeantwortet  wird  noch  leider  von  den  Vertretern  der 
russischen  Rechtsgeschichte  die  Frage,  welchen  Anteil  der  Staat 
dai-an  genommen  hat,  dass  die  längere  Ansässigkeit  des  Bauern  auf 
seinem  Hofe ,  also  auf  dem  Gutsland ,  als  ein  Rechtsgrund  aner- 
kannt wurde ,  ihn  überhaupt  am  Abzug  zu  yerhindern.  Da  nun 
die  Zahlungsunfähigkeit  den  Bauern  Jahr  auf  Jahr  am  Fort- 
ziehen hinderte  ,  so  führte  sie  damit  diese  für  die  Bauern  so  ver- 
hängnisvolle ., Verjährung"  des  Zugrechts  herbei.  Die  Bedeutung 
dieser  eigenartigen  Verjährung  ist  namentlich  von  Wladimiesky- 
BuDANOW  hervorgehoben  worden  —  gegenüber  der  Auffassung 
von  Kljutschewsky  und  zum  Teil  auch  Djakoxow,  die  den  Ver- 
lust der  Zugfreiheit  der  Bauern  unmittelljar  aus  seiner  Verschul- 
dung, also  ohne  das  Zwischenglied  der  .,  Verjährung" ,  ableiten. 
Wenngleich  Wladdhesky-Budanow  in  dieser  Kontroverse  über- 
zeugende Gründe  beizubringen  vermag,  so  bleibt  doch  in  dieser 
Frage  noch  manches  nicht  völlig  geklärt  ^). 

Die  zarische  Regierung  hat  jedenfalls  seit  dem  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  immer  bestimmter  die  Abhängigkeit  der  Bauern  vom 
Gutsherrn  auch  durch  spezielle  Gesetze  zu  fördern  gesucht.  So 
wurde  1597  bestimmt,  dass  der  Gutsherr  erst  nach  einer  Frist  von 
5  Jahren  das  Recht  verlor,  den  entlaufenen  Bauern  zurückzufor- 
dern. 1601  und  1602  verboten  zarische  Ukase  den  Uebergang  der 
Bauern  von  kleineren  Gutsherren  zu  grösseren,  sodass  also  die  letz- 
teren nicht  mehr  Bauern  nach  Bezahlung  ihrer  Schulden  zu  sich 
nehmen  durften.  In  den  20er  und  30er  Jahren  des  16.  Jahrhun- 
derts wurde  jene  A^erjährungsfrist  des  Anspruchs  auf  Herausgabe 
entlaufener  Bauern  vielfach  in  einzelnen  Fällen  und  1642  allgemein 
auf  10  Jahre  verlängert.  Gleichzeitig  wurden  oiffenbar  die  in  den 
Steuerbüchern  verzeichneten  Bauern  als  altansässige  aufgefasst,  d.  h. 
als  solche,  die  zurückzuhalten  der  Gutsherr  ein  Recht  hatte.  Auch 
bestimmte  die  1646  erlassene  Instruktion  für  Steuerbuch-Schreiber 
ohne  weiteres ,  dass  nicht  allein  die  in  die  Steuer])ücher  eingetra- 
genen Bauern,  sondern  auch  ihre  Familienangehörigen  für  alle  Zeit 
als  „gebunden''  anzusehen  seien.  Und  diese  Bestimmung  wurde  auch 
in  das  1649  publizierte  Gesetzbuch  des  Zaren  Alexis  aufgenommen, 

')  Vgl.  Wlaüimiksky-Budanow,    S.  134  f.,  S.  302  f.     M.  Djakonow,    Zur 
Geschichte  der  Liuidbevölkerung  im  Moskauer  Reich.   Petersburg  1898.    S.  19  f. 
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dessen  11.  Kapitel  somit  den  endgültigen  Verlust  der  bäuerlichen 
Freizügigkeit  aussprach  ^). 

Will  man  vollständig  die  Beweggründe  verstehen,  die  die  Mos- 
kauer Eegierung  bei  dieser  Verwandlung  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung in  eine  unfreie  leiteten,  und  will  man  ferner  die  Faktoren 
kennen  lernen,  die  die  weitere  Ausgestaltung  der  Hörigkeit  beein- 
tlussten,  so  ist  es  nötig,  einen  Blick  auf  die  rechtliche  Lage  eines 
andern  Bevölkerungsteils  zu  werfen  —  nämlich  der  Leibeigenen. 
Allein  dazu  zwingt  noch  ein  anderer  Grund :  auch  die  Bildung 
dieser  sozialen  Gruppe  der  Moskauer  Bevölkerung  hängt  eng  mit 
Kreditverhältnissen  zusammen ! 

Neben  der  grossen  Masse  der  landsässigen  Bauern  gab  es  von 
alters  her  auf  den  Erb-  und  Dienstgütern  landwirtschaftliche  und 
gewerbliche  Arbeiter,  sowie  Leute  zur  persönlichen  Bedienung  der 
Herren.  Diese  Hofsleute  waren  Sklaven  oder  Leibeigene  im  eigent- 
lichen Sinn  dieses  Worts  („Cholopy").  Ihre  Vorfahren  oder  sie 
selbst  waren  meistens  infolge  von  Kriegsgefangenschaft,  seltener  in- 
folge von  gerichtlichem  Verkauf  wegen  Verbrechen  oder  Zahlungs- 
unfähigkeit in  die  Knechtschaft  geraten.  Mit  der  Zeit  vergrösserte 
sich  der  Bedarf  der  Landbesitzer  nach  Hofsleuten  aller  Art,  fan- 
den sich  anderseits  immer  mehr  hof-  und  hablose  Leute  —  z.  B. 
Söhne  von  Bauern,  Angehörige  des  niedei-sten  Dienstadels  — ,  die 
um  zu  Brot  zu  kommen,  gern  in  Herrendienst  treten  wollten.  Dies 
konnte  einfach  derart  erfolgen,  dass  der  freie  Mann  sich  selbst  als 
Leibeigenen  (.,ganzen  Knecht")  verkaufte.  Dieser  Verkauf  ward 
nicht  allein  in  der  Kusskaja  Prawda,  sondern  ebenso  auch  noch  im 
Zarischen  Gesetzbuch  (Sudebnik)  von  1550  geregelt.  Ferner  aber 
war  der  Gedanke,  dass  der  Dienst  bei  einem  Herrn  mit  persön- 
licher Freiheit  unvereinbar  sei,  so  sehr  in  der  Rechtsanschauung 
jener  Zeit  l)egründet,  dass  nach  der  Russkaja  Prawda,  ebenso  aber 
auch  nach  den  Gesetzbüchern  von  1497  und  1550  der  Eintritt  in 
den  Dienst  zur  Leibeigenschaft  führte  -).  1586  und  1597  wurde 
der  Modus  dieser  „Verknechtung"  geregelt,  indem  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  eine  Urkunde  in  Moskau  oder  später  in  irgend  einer 
Stadt  aufgesetzt   werden   musste.  —  Neben   den  eigentlichen  Leib- 


')  Vgl.  Engklmaxn  a.  a.  0.  S.  82  f.,  55  f.  —  Wladimiesky-Budanow 
a.  a  0.  S  148  f.  —  Platonow  a.  a.  0.  S.  166  f.,  -276  f.  —  Ki,.jutschewsky, 
Leitfaden  der  russischen  Geschichte.    Moskau   1900.    S.  118  f. 

■-)  S.  Art.  121  der  Russkaja  Prawda;  Art.  66  des  Gesetzbuchs  von  1497  und 
Art  76  des  Gesetzbuchs  von  1550.   -  Chrestomathie  I,  78;  II,  106  und  163  f. 
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eigenen  waren  sehr  zahlreich  die  sog.  „freiwilhgen  Leibeigenen'-, 
cl.  h.  solche  dienende  Leute,  die  sich  rechtlich  noch  nicht  gebun- 
den hatten,  die  also  auch  noch  nicht  festgehalten  Averden  konnten. 
Diese  Klasse  konnte  sich  bilden,  weil  die  Gutsherren  ihrerseits  die 
Unkosten  einer  staatlichen  Beurkundung  des  Knechtschaf'tsvertrags 
sparen  wollten. 

Die  rechtliche  Stellung  des  „Cholop"  hatte  sich  allerdings  im 
Laufe  der  Zeit  geändert.  Während  er  für  die  Russkaja  Prawda 
durchaus  nur  Rechtsobjekt  ist,  wird  späterhin  -  zweifellos  auch 
unter  dem  Einfluss  der  reichlichen  Lehren  —  die  Lage  der  Leib- 
eigenen vom  Staat  geregelt  und  ihm  einiger  Rechtsschutz  gewährt. 
Lnmerhin  blieb  er  in  Wii-klichkeit  der  Willkür  des  Herrn  preisge- 
geben. 

Um  nun  eine  Form  des  Dienstverhältnisses  begründen  zu  kön- 
nen, die  mit  einer  völligen  Verknechtung  nicht  verbunden  wäre, 
wurde  eine  alte  Kreditform  weiter  ausgebildet.  Der  freie  Mann, 
der  in  Dienst  treten  wollte ,  erhielt  vom  Herrn  ein  Darlehen 
und  verpflichtete  sich  gleichzeitig  ihm  als  Schuldknecht  (kabalny 
cholop)  zu  dienen.-  Und  zwar  besagte  die  Schuldverschreibung,  dass 
der  Schuldner  das  Geld  auf  ein  Jahr  nehme  und  statt  der  Zinsen 
dienen  werde  (event.  mit  Familiengliedern) ;  dass  falls  das  Geld 
zum  Termin  noch  nicht  zurückbezahlt  sei,  der  Dienst  weiter  gelei- 
stet werden  solP). 

Nach  dieser,  von  Prof.  Wladdiirsky-Büdaxow  begründeten 
Auffassung ,  stellt  also  der  in  Form  eines  Kreditgeschäfts  er- 
scheinende Dienstvertrag  (slushilaja  kabala)  nur  eine  Fortbildung 
jenes  alten  Verhältnisses  dar,  bei  dem  die  Person  des  Schuldners 
(sakup!)  verpfändet  war.  Dass  der  Staat  diese  Verträge,  trotzdem 
in  ihnen  von  einem  Darlehen  die  Rede  ist,  nicht  als  eigentliche  Kre- 
ditgeschäfte ansah,  beweist  nach  Wladimirsky-Budanow  die  Tatsa- 
che, dass  das  Gesetzbuch  von  1550  die  genannten  Verträge  regelt  (Art 
78)  und  gleichzeitig  Kreditgeschäfte  verbietet,  bei  denen  als  Zinsen 
nicht  Geldzahlungen,  sondern  Dienste  versprochen  werden  (Art.  82). 
In  der  Tat  bezeugen  manche  Daten,  dass  bei  den  in  Rede  stehen- 
den Verträgen  die  Verschuldung  nur  ein  Al)hängigkeitsverhältnis 
begründen  sollte  —  ohne  dass  vielfach  ein  Kreditbedürfnis  des  in 
den  Dienst  tretenden  Mannes  vorhanden  war  und  ohne  dass  er 
überhaupt    ein   Darlehen   erhielt.     Damit   stimmt    es  nach  Wladi- 


^)  Vgl.  die  Verträge  von  1553  und  16"J2  in  der  Chrestomathie  II,  239  f. 
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MiESKY-BuDAXOW  übereiii,  wenn  das  Gesetzbuch  von  1550  ein  Ma- 
ximum der  Verschuldung  des  in  Dienst  Tretenden  festsetzt  —  näm- 
lich 15  Rubel.  Offenbar  wäre  die  Fixierung  eines  Maximums  bei 
wirklichen,    nicht    tiktiven    Kreditgeschäften    ziemlich    undenkbar  ^). 

Neben  solchen  Dienstverträgen  in  Form  von  Schuldverschrei- 
bungen blieben  auch  noch  die  Dienstverträge,  die  die  völlige  Leib- 
eigenschaft des  Dienenden  bedingten.  Den  Leibeigenen  sow'ohl  wie 
den  Schuldknechten  gegenüber  hatte  der  Herr  ziemlich  gleiche, 
sehr  Aveitgehende  Rechte,  bei  deren  Ausübung  er  von  der  Staats- 
gewalt so  gut  wie  gar  nicht  überwacht  w'urde.  Nach  zwei  Bezie- 
hungen hin  war  die  Lage  der  Personen  beider  Kategorien  eine 
verschiedene.  Im  Gegensatz  zum  Leibeigenen  durfte  der  Schuld- 
knecht sein  Abhängigkeitsverhältnis  lösen  —  nämlich  durch  Zah- 
lung seiner  Schuld.  Aber  freilich:  Avie  war  es  möglich  ein  Kapital 
zusammenzubringen,  wenn  jeder  Tag  dem  Herrendienst  gehörte? 
—  Anderseits  dauerte  die  durch  den  Dienstvertrag  begründete  Leib- 
eigenschaft als  ein  rein  persönliches  Verhältnis  sowohl  nach  dem 
Wortlaut  vieler  Verträge,  als  schliesslich  allgemein  nach  dem  Ge- 
setz (1597)  nur  bis  zum  Tode  des  Herrn,  während  die  Schuld- 
kneclitschaft  mit  dem  Tode  weder  des  Herrn  noch  des  Knechts 
endete  und  sicli   auf  die  Kinder  des  letzteren  vererbte. 

Die  derart  verknechteten  Personen  bilden  anfangs  die  Hofsar- 
l)eiter  und  die  Dienerschaft.  Früh  jedoch  werden  sie  auch  auf 
Bauerhöfe  gesetzt,  sodass  eine  Kategorie  von  ansässigen  Bauern  recht- 
lich als  unfrei  (leibeigen  oder  in  Schuldknechtscliaft)  erscheint. 
Während  die  Gezamtzahl  der  Unfreien  im  Zartum  auf  12,  15,  20 
und  mehr  vom  Hundert  der  ländlichen  Bevölkerung  angeschlagen 
wird,  bildeten  die  von  Knechten  besetzten  Bauerhöfe  in  einzelnen 
Kreisen  nicht  mehr  als  3 — 5%,  in  andern  7 — 17 «f,,  in  manchen 
aber  25  — .30»o   der  Gesamtzahl"-). 

Was  vermochte  nun  freie  Leute  zu  bewegen  auf  ihre  Freiheits- 
rechte so  gründlich  zu  verzichten?  Die  Hauptursache  war  selbst- 
verständlicli  der  Wunsch,  bei  der  weltlichen  und  geistlichen  Guts- 
herrschaft einen  gesicherten  Unterhalt  zu  finden.    Damit  vereinigte 


')  Wladimiksky-Budaxow  a.  a.  0.  S.  400—419,  664—678.  Djakonow, 
Art.  Cholopstwo  in  der  Enzyklopädie  Brockhaus-Efron,  Bd.  XXXVIII  a  S.  535  f. 

-')  Vgl.  Wladimirskt-Budanow  S.  665  f.  —  Djaxoxow,  „Sadwornye  Ljudi" 
in  der  Zeitschrift  des  Ministeriums  der  Volksaufklärung.  1897.  XL  S.  391—446- 
Ders.,  Art.  Cholopstwo  a.  a.  0.  S.  537  —  Roshkow,  die  Geldwirtschaft  in  Neuruss- 
land.    In  der  Zeitschrift  „Nautschnoe  Obosrenie",  1902,  III,  S.  56  f. 
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sich  aber  ganz  eng  das  Bestreben  den  staatlichen  Steuern  und 
Diensten  zu  entgehen.  Die  auf  der  ansässigen  Bauernschaft  und 
auf  der  spärKchen  städtischen,  Gewerbe  und  Handel  treibenden 
Bevölkerung  ruhenden  Steuerlasten  und  Zwangsdienste  wurden  im- 
mer höher  und  zugleich  teilweise  immer  ungleichmässiger,  da  die 
Zahl  der  Steuerträger  durch  Verarmung  und  namentlich  durch 
Flucht  abnahm,  die  Steuerlast  aber  dann  —  bei  der  Existenz  soli- 
darischer Haftung  —  auf  die  zurückgebliebenen  rej^artiert  -«urde. 
Von  diesen  Lasten  waren  die  Hofsleute  der  Geistlichkeit  wie  des 
Adels  anfangs  frei,  da  sie  ursprünglich  als  nichtansässige  Leute 
keine  Einkommensquelle  besassen.  Und  so  konnte  der  Herren- 
dienst seit  dem  16.  Jahrhundert  gewissermassen  einen  Unterschlupf 
gewähren  auf  der  Flucht  vor  den  staatlichen  Finanzorganen  '). 

Diese  Bestrebungen  konnte  offenbar  die  Regierung  vom  fiska- 
lischen und  administrativen  Gesichtspunkt  aus  nicht  gleichgültig 
ansehen.  Ihre  Interessen  litten,  wenn  ansässige,  steuertragende 
Bauern  flüchtig  wurden,  um  irgendwo  als  Hofsleute  Unterkommen 
zu  finden,  ebenso  aber  wenn  auch  als  Steuerzahler  nicht  registrierte 
Individuen,  z.  B.  Familienangehörige  von  bäuerlichen  Wirten  oder 
gar  Angehörige  des  niedern  Dienstadels,  sich  allen  möglichen 
Pflichten  gegenüber  dem  Staat  durch  Uebergang  in  den  Knecht- 
stand entzogen.  Die  Regierung  musste  darauf  bedacht  sein,  diese 
Bevölkerungsgruppe  nicht  anwachsen  zu  lassen  und  zwar  einerseits 
durch  Feststellung,  anderseits  durch  Fesselung  der  steuertragenden 
Untertanen.  Eine  solche  „Immobilisierung"  aller  Steuerträger  schien 
aber  natürlich  überhaupt  im  Interesse  des  Fiskus  zu  sein,  dessen 
Einkünfte  dadurch  sicherer  fhessen  mussten. 

Und  so  ergab  sich  nun  die  Möglichkeit  eines  Kompromisses 
zwischen  den  Interessen  der  Regierung  und  denen  des  Adels  und 
zwar  eines  Kompromisses  auf  Kosten  der  Bauernschaft.  Der  Co- 
dex des  Zaren  Alexis  v.  J.  1649  bestimmte  in  seinem  XL  Kapitel 
ganz  allgemein,  dass  sowohl  alle  ansässigen  Bauern  als  auch  ihre 
Familienglieder,  ebenso  aber  auch  alle  sonstigen  bis  dahin  unbe- 
steuerten  und  nicht  registrierten,  auf  dem  Lande  lebenden  Personen, 
kein  Abzugsrecht  haben.  Gleichzeitig  wurde  in  diesem  Gesetzbuch 
hervorgehoben,  dass  den  Gutsherren  kein  Recht  zustehe,  ansässige, 
steuertragende  Bauern    auf  Grund    von  Verschuldung   zu    sich   als 


M  Ueber  die  Stellung  der  Hofsleute  vgl.  ausser  Djakonow  a.  a.  0.  Prof. 
Sergejewitsch,  Die  Altertümer  des  russ.  Grundbesitzes.  In  der  Ztschr.  des 
Min.  der  VolksaufkUirung,  1901,  II,  S.  293-353. 
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Hofsleiite  zu  nehmen.  Somit  sollten  dnrcli  diese  Bestimmungen 
einerseits  dem  Staat  die  Steuerzahler  und  Steuererträge,  ander- 
seits dem  Gutsherren  ihre  Bauern  und  somit  ihre  wirtschaftliche 
Existenz  gesichert  werden  '). 

Wie  der  völlige  Verlust  des  Zugrechts  die  Lage  der  Bauern 
in  beschleunigtem  Tempo  verschlechtern  musste,  liegt  auf  der  Hand. 
In  rechtlicher  Beziehung  lassen  sich  die  Bauern  zunächst  nicht 
als  leibeigene,  sondern  nur  als  hörige  oder  erbuntertänige  bezeich- 
nen. Eine  scharfe  Definition  ihrer  rechtlichen  Stellung  lässt  sich 
freilich  nicht  geben,  denn  dies  ist  doch  das  Charakteristische  in 
der  Geschichte  der  bäuerlichen  Unfreiheit  in  Russland,  dass  ihre  Bil- 
dung das  Ergebnis  einer  Menge  zu  verschiedener  Zeit  verschieden 
wirkender  Momente  ist  —  privatrechtlicher  Verträge,  staatlicher 
Gesetze,  Beamtenpraxis  und  Beamtenwillkür  u.  s.  w.  Daher  kann 
man  z.  B.  noch  nicht  einmal  sicher  sagen,  ob  der  Bauer  an  die 
Scholle  oder  an  den  Gutsherrn  gefesselt  war.  Die  Mehrzahl  der 
Autoren  hält  sich  an  die  erstere  AuÖ'assung.  Prof.  Kljutschewsky 
entwickelt  dagegen  die  andere  Auffassung,  indem  er  ja  die  Haupt- 
ursache der  Unfreiheit  unmittelbar  in  der  privaten  Verschuldung 
erblickt.  Wenn  wir  jedoch  zu  seiner  Erklärung  die  Korrektur  von 
AVladimirsky-Budanow,  dass  die  Verschuldung  nur  eine  der  Ur- 
sachen der  längeren  Ansässigkeit  und  diese  erst  den  Rechtsgrund 
des  Verlustes  der  Abzugsfreiheit  bildet,  hinzufügen,  so  wäre  es  of- 
fenbar möglich,  den  unfreien  Bauern  des  17.  Jahrhunderts  als  an 
die  Scholle  gebunden  anzusehen.  Nach  der  Ansicht  eines  der 
besten  Kenner  der  Geschichte  des  russischen  Rechts,  K.  Pobedo- 
NOSSZEW,  ist  es  jedoch  verlorene  Mühe  in  dem  Leibeigenschafts- 
recht des  17.  Jahrhunderts  exakte  juristische  Begriffe  zu  suchen  .  ,  . 
Und  dieser  Auffassung  schliesst  sich  auch  der  Historiker  Milju- 
KOW  an "-). 

Die  Verschlechterung  der  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
musste  sich  als  eine  Folge  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Uebermacht  der  Gutsherren  ergeben.  Auf  die  allmähliche  Herab- 
drückung  der  Stellung  der  einst  freien,  auf  gutsherrlichem  Lande 
sitzenden  Bauern    wirkte   ein  Umstand  ein,    der    auch   in  der  Ent- 


»)  Vgl.  Wladimirsky-Budanow  a.  a.  0.  S.  146—150;  306— 31ü.  —  Lappo- 
Danilewsky  a.  a.  0.  S.  58—65.  —  W.  Ikonomow,  Am  Vorabend  der  Reformen 
Peter  des  Grossen.     Moskau  1903,  S.  71  f. 

'^)  S.  MiLJüKOW,  Art.  Bauern  in  der  Enzykl.  von  Brockhaus-Efron  Bd.  XVI  a 
S.  681. 
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Wicklung  der  westeuroi^äischen  Hörigkeit  von  Bedeutung  war,  — 
der  Umstand,  dass  das  Institut  der  Leibeigenschaft  im  Lande  schon 
existierte.  Die  Lage  der  einst  freien  Bauern  näherte  sich  immer 
mehr  derjenigen  der  Leibeigenen,  die  entweder  Hofsleute  waren 
oder  auch  auf  Bauerhöfen  sassen  ^).  Doch  eine  völlige  Yerschmel- 
zung  beider  Kategorien  der  ländlichen  Bevölkerung  vollzog  sich  im 
ganzen  erst  im  18.  Jahrhundert.  Hiebei  war  nicht  ein  Spezial- 
gesetz entscheidend,  sondern  wirkten  indirekt  verschiedene  Gesetze 
ein.  Von  Bedeutung  waren  anfangs  namentlich  die  Revisionen, 
d.  h.  die  Zählungen  der  steuertragenden  männlichen  „Seelen",  in- 
dem hiebei  zur  Erhöhung  des  Ertrags  der  Seelensteuer  alle  fluk- 
tuierenden, unbesteuerten  Elemente  nach  Möglichkeit  einem  Herrn 
„zugeschrieben"  wurden.  Sodann  fiel  stark  im  Gewicht  das  Gezetz 
von  1762,  das  den  Adel  vom  obligatorischen  Staatsdienst  entband  und 
somit  endgültig  in  freie  Eigentümer  ihrer  Dienstgüter  verwandelte. 
Xach  Erlass  dieses  Gesetzes  erhielt  die  Abhängigkeit  der  Bauern 
von  den  Gutsherren  einen  vollkommen  privatrechtlichen  Charak- 
ter. In  den  auch  später  noch  erweiterten  Rechten  des  Adels  in 
Bezug  auf  die  Bauern  vereinigten  sich  die  Rechte  der  Herren  ge- 
genüber ihren  Leibeigenen  und  die  der  Grundbesitzer,  gegenüber  den 
an  die  Scholle  gefesselten  Bauern  -). 

Mit  dieser  rechtlichen  Verschmelzung  der  beiden  Kategorien 
der  einst  freien  Bauern  und  der  Leibeigenen  ging  Hand  in  Hand, 
wie  dies  auch  wiederum  Kljütschewsky  gut  hervorgehoben  hat, 
ihre  Verschmelzung  in  rein  wirtschaftlicher  Beziehung.  Während 
anfangs  die  Wirtschaft  der  Gutsherrn  hauptsächlich  mit  Hilfe  der 
Arbeitskräfte  der  Leibeigenen  und  Schuldknechte  geführt  wurde, 
bekam  später  die  Fronarbeit  der  Bauern  immer  grössere  Bedeu- 
tung. Der  Umfang  dieser  Fronarbeit  wie  die  Grösse  der  son- 
stigen Geld-  und  Naturalleistungen  der  Bauern  an  die  Herren  konnte, 
nachdem  einmal  die  Zugfreiheit  der  ersteren  verloren  gegangen 
war,  von  den  letzteren  immer  mehr  nach  Gutdünken  bestimmt  und 
erhöht  werden. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  tatsächlich  mehr  oder  min- 
der seit  dem  17.  Jahrhundert,  rechtlich  seit  dem  Anfang  des  18.  Jahr- 


')  Anderseits  veränderte  sich  allmählich  auch  die  Lage  der  Hofsleute. 
S.  DjAKOXOW,  Sadwornye  Ljudi  a  a.  0.  S.  391  f. 

-')  Vgl.  ausser  Wladimibsky-Budanow  a.  a.  0.  S.  134  f.,  242  f.,  302 f.,  400  f. 
665  f.  Lappo-Danilewsky  a.  a.  0.  passim,  auch  P.  Miljukow  ,  Geschichte 
der  russischen  Kultur  in  Umrissen.    Petersburg,   Th.  1 '-'.  S.  186  f. 
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Inmderts  in  Russlaud  herrscliende  Leibeigenschaft  der  gesamten,  auf 
Privatland  lebenden  bäuerlichen  Bevölkerung  eine  der  schwersten 
Formen  bäuerlicher  Unfreiheit  darstellte.  Dies  Institut  erscheint 
als  das  Resultat  verschiedenster  Faktoren,  wie  es  seinerseits  auf 
alle  Seiten  des  russischen  Lebens  eingewirkt  hat.  Die  Entwick- 
lung der  bäuerlichen  Unfreiheit  im  Moskauer  Reich  und  die  in 
Westeuropa  —  und  hier  sowohl  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittel- 
alters als  in  der  Neuzeit  —  zeigen  interessante  Analogien  und  Ver- 
schiedenheiten. Wirtschaftlicbe  Interessen  der  einzelnen  Stände 
und  tiskalische  und  allgemein  politische  Interessen  des  Staats,  pri- 
vatrechtliche  Vereinbarungen  und  staatliche  Gesetzgebung  treten 
wie  im  Osten,  so  im  Westen  als  Faktoren  in  dem  grossen  sozialen 
Prozess  der  Verknechtung  auf.  Die  durch  Vermögensungleichheit 
und  Kreditbedürfnis  bedingte  Abhängigkeit  fehlt  auch  nicht  im 
westlichen  Europa.  Nirgends  aber  bildet  der  Kredit  in  der  Evo- 
lution der  Gesellschaft  eines  grossen  Landes  einen  so  machtvollen 
Faktor  als  im  alten  —  scheinbar  so  patriarchalen  —  Moskauer  Reich. 


AVährend  im  16.  und  17.  .lahrliundert  der  Kredit  auf  die  Ent- 
wicklung der  Bauernverhältnisse  eine  so  bedeutende  Einwirkung 
ausübte,  schien  er  im  18.  Jahrb.  ohne  unmittelbaren  Einfluss  zu 
sein.  Mittelbar  freilich  setzte  er  seine  Wirksamkeit  in  andrer  Weise 
fort ,  indem  er  seine  Dienste  der  nun  konsolidierten  Klasse  der 
Grossgrundeigentümer  widmete  und  zur  Untergrabung  der  Grund- 
lagen ihrer  Existenz  als  Klasse  beitrug.  Und  zwar  war  es  nun- 
mehr der  Staat,  der  wie  im  allgemeinen  den  Kredit,  so  im  beson- 
dern den  Bodenkredit,  der  vom  landwirtschaftliclien  nicht  geschie- 
den wurde,  zu  organisieren  strebte.  1754  wurden  wie  für  die  Kauf- 
mannschaft, so  auch  für  den  Adel  eine  Wechseldiskontbank  be- 
gründet, die  auch  Landgüter  belieh.  Wichtiger  erwiesen  sich  die 
Kollegien  der  allgemeinen  Fürsorge  (1775),  die  sowohl  Mündelgel- 
der iils  Depositen  zum  Beleihen  von  Gütern  verwandten.  1786 
kam  die  staatliche  Leihbank  hinzu,  deren  Ziel  sein  sollte,  den  Adel 
in  seinem  Besitz  zu  erhalten  und  bei  der  Verbesserung  seiner  Land- 
wirtschaft zu  unterstützen.  Die  Tätigkeit  dieser  verschiedenen  In- 
stitutionen war  eine  im  ganzen  so  bedeutende,  dass  i.  J.  1859  auf 
dem  grundbesitzenden  Adel  eine  Schuld  von  425^2  Mill.  Rbl.  la- 
stete, indem  für  diese  Summe  die  dem  xldel  geliörenden  ,, Seelen" 
verpfändet  waren.     Diese  Verschuldung  hat  zweifellos  die  Operation 
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der  Ablösung  des  Bauernlandes  bedeutend  erleichtert ,  denn  von 
jener  Schuldsumme  Tvurden  315  Mill.  den  alten  Kreditinstituten  zu- 
rückgezahlt, sodass  der  Adel  an  Ablösungsgeldern  von  1862  bis 
1894  nur  580  Mill.  Rbl.  in  die  Hände  erhielt  '). 

Üeber  die  zur  Emanzipation  treibenden  Kräfte  herrschen  bei 
den  russischen  Autoren  verschiedene  Anschauungen.  Dass  ethische 
und  rechtsphilosophische  Beweggründe  an  der  Befreiungstat  ihren 
grossen  Anteil  hatten ,  muss  ohne  weiteres  zugestanden  werden. 
Wenn  man  an  die  schon  im  18.  Jahrh.  beginnenden  Diskussionen 
in  der  Kaiserlichen  Freien  Oekonomischen  Gesellschaft,  an  den 
Philanthropen  und  Märtyrer  Radischjew  und  seine  Freunde,  an 
die  Dekabristen,  an  die  Xationalökonomen  Storch,  Jakob  und 
Nicolai  Tuegexjew,  an  Puschkin,  Iavax  Turgenjew  und  Bje- 
LiNSKY,  an  Alexander  Herzen,  an  die  literarischen  und  wissen- 
schaftlichen Vertreter  des  Liberalismus  in  den  50er  und  60er  Jah- 
ren, ebenso  aber  auch  an  eine  ganze  Reihe  von  Staatsmännern  und 
besonders  an  Speransky  und  Kaiser  Alexander  11.  denkt,  so  unter- 
liegt die  Wirksamkeit  der  altruistischen  Motive  in  dieser  so  her- 
vorragenden Bewegung  keinem  Zweifel.  Anderseits  haben  die  vielen 
Bauernunruhen  namentlich  in  den  50er  Jahren,  und  die  im  Krim- 
kriege hervortretende  Desorganisation  des  Staatslebens  die  Not- 
wendigkeit der  Abschaffung  der  Leibeigenschaft  aus  national-pa- 
triotischen Gründen  den  einsichtigen  Vertretern  der  herrschenden 
Klasse  klar  bewiesen  -). 

Der  Nationalökonom  sucht  indessen  —  auch  ohne  Anhänger 
einer  krass  materialistischen  Geschichtsphilosophie  zu  sein  —  auch 
nach  einer  wirtschaftlichen  Unterströmung  zugunsten  der  Abschaf- 
fung eines  in  wirtschaftlicher  Beziehung  zweifellos  so  wichtigen  In- 
stituts. Die  nächstliegende  Erklärung  wäre  natürlich  einfach  die, 
dass  das  Institut  der  Leibeigenschaft  sich  wirtschaftlich  überlebt 
hätte,  insofern  die  Anwendung  freier  Lohnarbeit  für  den  landwirt- 
schaftlichen Unternehmer  vorteilhafter  geworden  wäre.  Diese  grös- 
sere privatwirtschaftliche  A'orteilhaftigkeit  der  Verwendung  freier 
Arbeit  findet  sich  schon  sehr  früh  dargelegt,  z.  B.  bei  Jakob,  der 
bekanntlich  einige  Jahre  an  der  L^niversität  Charkow  Professor  war. 


')  Vgl.  D.  J.  Richter  ,  Die  Verschuldung  des  Privateigentuuis.  In  dem 
Siuumelwerk  von  Tschuprow  und  Posnikow.  I,  S.  .S79  f. 

^)  Vgl.  Semewsky,  Die  Bauemfiage  in  Russland  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  und  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Im  Sammelwerk :  »Die  bäuer- 
liche Verfassung"  S.  156  f. 
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Später  wurde  diese  Auffassung  namentlich  von  Sablozky-Dessia- 
TOWSKY  vertreten  ^).  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  lässt  sich 
jedoch  keineswegs  nachweisen;  ebenso  wenig  aber  lassen  sich  ihre 
allgemeinere  Verbreitung  und  damit  ihr  Eintluss  auf  die  Gemüter 
nachweisen. 

Nach  der  Ansicht  der  hervorragenden  Vertreter  des  Marxis- 
mus in  Russland  —  P.  v.  Struye  und  Tugax-Baraxowsky  — 
ist  die  eigentlichste  Ursache  der  Emanzipation  nicht  in  der  privat- 
wirtschaftlichen Unvorteilhaftigkeit  der  Fronarbeit  in  der  Land- 
wirtschaft, sondern  in  der  Notwendigkeit  der  freien  Lohnarbeit  für 
die  sich  bildende  Industrie  zu  erblicken  -). 

]Mit  dieser  Erklärung  ])egniigt  sich  ein  zeitgenössischer  Wirt- 
schaftshistoriker,  RusHKOW,  nicht  und  weist  mit  Triumph  noch  auf 
einen  andern  —  übrigens  schon  lange  bekannten  —  Faktor  hin, 
nämlich  auf  den  Bedarf  der  südrussischen  Steppenlandwirtschaft 
nach  einer  grösseren  und  je  nach  Umständen  wechselnden  Masse 
von  Arbeitskräften  hin  'i. 

Die  angeführten  wirtschaftlichen  Motive  brauchen  indessen  nicht 
die  einzigen  gewesen  zu  sein.  So  ist  es  wahrscheinlich ,  dass  die 
Gutsbesitzer  die  ihnen  gesetzlich  auferlegte  Verpflichtung  und  die 
tatsächliche  Notwendigkeit,  ihre  Bauern  bei  Misseruten  u.  s.  w.  zu 
unterstützen,  vielfach  als  sehr  drückend  empfanden,  und  ferner, 
dass  sie  unter  ihrer  ^'erschuldung  teilweise  schwer  litten.  Die  mit 
einer  Entschädigung  der  Gutsbesitzer  verbundene  Emanzipation  ver- 
mochte nach  der  wohl  nicht  vereinzelten  Auffassung  einerseits  den 
grundbesitzenden  Adel  von  der  Zinszahlung  zu  befreien  und  ander- 
seits ihm  die  Kapitalien  zu  geben,  die  eine  technisch  vollkomme- 
nere Bewirtschaftung  der  Güter  ermöglichen  könnte  ^). 


')  Vgl.  N.  RosHKOW,  Zur  Frage  der  wirtschaftlichen  Ursachen  der  Ab- 
schatt'ung  der  Leibeigenschaft  in  Russland.  In  der  Zeitschrift  ,Mir  Boshy", 
19U2,  IL  S.  160  f.  —  Der  Autor  ignoriert  jedoch  Jakob.  Ueber  diesen  vgl.  u.  a. 
SiMKHOWiTSCH  a.  a.  0.  S.  200  f. 

-1  P.  v.  Stbuve,  Die  Hauptmoniente  in  der  Entwicklung  der  Fronwirt- 
schaft in  Russland  im  19.  Jahrhundert.  In  der  Zeitschrift  „Mir  Boshy",  1899, 
H.  10,  S.  184L  M.  Tugax-Bakaxowsky,  Die  Fabrik  in  Vergangenheit  und 
Gegenwart.  Petersburg  1898.  Bd.  L,  passim,  bes.  S.  147  f,  301  f.  J.  Ignato- 
WITSCH,  Die  gutsherrlichen  Bauern  am  Vorabend  der  Befreiung.  Petersburg 
1902.  S.  178  f. 

3)  RosHKOW    a.  a.  0.  S.  160  f.     Vgl.  Simkhowitsch  a.  a.  0.  S.  188  f. 

*)  Semewsky,  Die  Bauernfrage  in  Russland,  a.  a.  0.  passim,  bes.  S.  292  f. 
A.  KoENiLOW,  Die  Bauernreform.     Petersburg  1905.    S.  16  f. 
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Ob  nun  der  Kredit  mit  eine  Ursache  war,  die  zur  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  führte,  jedenfalls  war  seine  Mitwirkung  bei  der 
Emanzipation  selbst  und  bei  der  Ablösung  des  Bauernlands  eine 
überaus  bedeutende.  Wie  bekannt ,  erfolgte  die  Freilassung  der 
gutsherrlichen  Bauern  1861  gleichzeitig  mit  der  Anerkennung  ihres 
Rechts  auf  die  beständige  Niitzniessung  ihres  Hofs  und  eines  Land- 
anteils. Dieser  Avar  im  allgemeinen  um  ^4  kleiner,  als  der  von 
ihnen  bis  dahin  besessene.  Die  Höhe  der  Leistungen  an  den  Guts- 
herrn wurde  zunächst  für  20  Jahre  bestimmt.  Gleichzeitig  konnte 
bei  Vereinbarung  oder  auch  nur  auf  Antrag  des  Gutsherrn  die  Ab- 
lösung des  Bauernlands  erfolgen.  Der  Staat  kam  hierbei  zu  Hilfe, 
indem  er  dem  Gutsbesitzer  *U  des  kapitalisierten  Werts  der  von 
den  Bauern  geleisteten  Jahreszahlungen  in  Form  von  verzinslichen 
Schuldscheinen  übergab  und  nun  seinerseits  von  den  Bauern  jähr- 
lich die  Zinsen  und  die  Araortisationsquoten  für  das  ilmen  gewährte 
Darlehen  erhielt  —  und  erhält.  Als  Resultat  der  Reform  von  1861 
sowie  der  in  ähnlicher  Weise  durchgeführten  Umwandlung  der  Lage 
der  der  kaiserlichen  Familie  und  der  dem  Staate  gehörenden  Bauern  ^) 
bildete  sich  ein  zahlreicher  Stand  freier  und  mit  Land  versehener 
Bauern.  W^ährend  die  Revision  von  1858  ca.  23  Mill.  Seelen, 
d.  h.  männliche  Lidividuen  bäuerlichen  Standes,  ermittelte ,  waren 
nach  den  Reformen  der  60er  Jahre  im  ganzen  21,4  Mill.  Seelen 
mit  Land  versehen,  sodass  nur  ungefähr  7%  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung —  überwiegend  ehemalige  Hofsleute  —  ohne  Land 
blieben  -). 

So  günstig  die  Lage  der  liäuerlichen  Bevölkerung  anfangs  im 
allgemeinen  auch  aufgefasst  wurde  und  in  der  Tat  nach  verschie- 
denen Richtungen  hin  eine  günstige  Beurteilung  verdiente,  ihre  wei- 
tere Entwicklung  zeigte  immer  tiefere  Schattenseiten  —  wie  dies 
auch  die  Betrachtung  der  Kreditverhältnisse  erkennen  lässt. 

Auf  diese  Kreditverhältnisse  soll  nun  die  Aufmerksamkeit  ge- 
wandt werden,  insofern  sie  eben  für  die  weitere  Entwicklung  der 
sozialökonomischen  Lage  der  Landbevölkerung  eine  unleugbare  Be- 
deutung haben. 


')  Doch  wurde  bei  diesen  der  alte  Landanteil  nicht  verringert. 

-)  S.  Petkr  Lochtin,  Das  landlose  Proletariat  in  Russland.  Moskau  1905. 
S.  28  f.  Vgl.  auch  Simkhowi  rscH,  a.  a.  0.  S.  247  f.  und  Johannes  v.  Keuss- 
LEK,  Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in  Russland, 
(deutsch)  Riga.  Bd.  I.  1876  S.  224  f.  —  Keüssleks  treffliches  Werk  ist  auch 
gegenwärtig  nach  manchen  Richtungen  hin  unüberholt  und  unersetzbar. 
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III. 

Bei  der  Betrachtung  des  häuerlichen  Kredits  lassen  wir  den 
Bodenkredit  hier  ganz  hei  Seite.  Seine  Geschichte ,  seine  gegen- 
■wärtige  Organisation  —  namentlich  durch  die  staatliche  Bauern- 
hank, seine  volkswirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  bedürften 
einer  besondern  eingehenden  Darstellung.  Hier  aber  soll  nur  der 
kurzfristige,  hypothekarisch  nicht  sichergestellte  Kredit  ins  Auge 
gefasst  werden,  der  sowohl  durch  seine  eigenartigen  Formen,  als 
durch  seinen  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  Differenzierung  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  Interesse  beansprucht. 

Zunächst  jedoch  drängt  sich  die  Frage  auf:  wodurch  wird  bei 
dem  russischen  Kleinbesitzer  das  Kreditbedürfnis  bedingt?  Für 
welche  Zwecke  braucht  er  Geld  und  die  Erzeugnisse  fremder  Wirt- 
scliaften?  Die  russischen  Bauernwirtschaften  stellen  indessen  schon 
lange  keine  sich  selbst  genügenden  und  von  der  Aussenwelt  beinahe 
unabliängigen  Naturalwirtschaften  dar.  Ihre  Abhängigkeit  vom 
Markt,  ihre  Angehürigkeit  der  grossen  Verkehrswirtschaft  der  Ge- 
genwart unterliegen  keinem  Zweifel  —  trotz  der  Behauptungen 
mancher  Vertreter  der  shiwophilen  uiul  der  „volkstümlichen"  Rich- 
tungen. 

Unter  den  Ursachen,  die  Geldausgaben  bedingen  und  damit 
unter  Umständen  Kreditbedürfnis  und  Verschuldung  herbeiführen, 
sind  die  von  Staat  und  Gemeinden  auferlegten  Ausgaben  zu  nennen. 
Das  System  der  direkten  Steuern  ist  allerdings  in  Russland  sehr 
unausgebildet  und  nach  Abschaffung  der  Kopfsteuer  fällt  auf  den 
Bauern  nur  die  Grundsteuer,  die  gegenwärtig  auch  noch  erniedrigt 
ist  (z.  B.  1901  nur  10  Mill.  Rbl.  brachte).  Allein  zu  den  staat- 
lichen Abgaben  kommen  noch  die  Lokalsteuern  zu.  So  notwendig 
und  segensreich  im  allgemeinen  die  Tätigkeit  der  Landschaften  ist, 
so  legt  sie  doch  auch  dem  Bauernstande  bedeutende  Lasten  auf. 
Was  den  Druck  der  Abgaben  erhöht,  ist  die  Notwendigkeit  ihrer 
Entwicklung  zu  ganz  bestimmten  Fristen  und  war  anderseits  früher 
die  kürzlich  erst  abgeschaffte  Solidarhaft  der  Gemeindegenossen. 
Die  enterwähnte  Tatsache  bedingt  einerseits  das  eilige  Losschlagen 
des  Getreides  mit  seiner  Folge  —  dem  regelmässigen  Preissturz  im 
Herbst  — ,  anderseits  Zwangsverkäufe  des  Inventars  und  —  last 
not  least  —  ein  heftiges  Kreditbedürfnis  '). 

1)  Vgl.  Th.  Thörnkk,  Staat  und  Grundeigentum.  Petersburg  1896.  Bd.  I. 
S.  288  f.  P.  V.  Schwanebach,  Unser  Abgabenwesen.  Petersburg  1903.  W.  Tßi- 
Rooow,  Gemeinde  und  Steuer.     Petersburg.    1882. 
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In  Verbindung  mit  den  Steuern  müssen  vom  Bauern  die  —  in 
der  letzten  Zeit  stetig  herabgesetzten  —  Ablösungszahlungen  ge- 
leistet werden,  die  der  Staat  als  Kreditvermittler  bei  der  Ablösung 
des  Bauernlandes  zu  beanspruchen  hat. 

Dazu  kommen  noch  für  üljer  eine  Million  von  Bauern  die  Zah- 
lungen an  die  staatliche  Bauernbank,  die  ja  in  21  Jahren  (1883 
bis  1904)  über  415  Mill.  Rbl.  vorgestreckt,  und  den  Kauf  von  7,3 
Mill.  Dess.  (also  einer  Fläche,  die  den  Umfang  des  Kgr.  Bayerns 
übertrifft)  ermöglicht  hat. 

Eine  besonders  grosse  Bedeutung  für  das  bäuerliche  Budget 
hat  die  Notwendigkeit  Land  zu  ijachten.  Diese  Notwendigkeit  er- 
gab sich  sofort  bei  der  Emanzipation  infolge  der  Kürzung  der  alten 
Landanteile.  Sie  stieg  dann  im  Laufe  der  Jahre,  da  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung  —  trotz  ihres  Abflusses  in  die  Fabriken 
und  nach  den  südlichen  Gebieten  wie  nach  Sibirien  —  zunahm,  die 
landwirtschaftliche  Technik  sich  nicht  verbesserte  und  die  Boden- 
erträge vielfach  stark  abnahmen.  Dazu  kam  von  jeher  noch  ein 
Grund,  Land  zu  pachten :  die  Gemengelage  von  Herren-  und  Bauern- 
land. Eine  annähiernde  Bestimmung  der  allgemeinen  Grösse  des 
von  den  Bauern  gepachteten  Landes  versucht  Prof.  N.  Karyschew 
zu  geben,  dessen  Arbeit  über  die  bäuerlichen  Pachtverhältnisse  noch 
immer  die  vollständigste  Darstellung  der  Materie  enthält.  Nach 
seinen  Berechnungen  sind  von  69  Mill.  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
in  50  Gouvernements  des  europ.  Russlands  gegen  30  Mill.  an  der 
Pacht  von  Privat-  und  Staatsland  interessiert.  Die  Fläche  des  ge- 
pachteten Landes  ist  gegen  50  Mill.  Dess.  (1  Dessiatine  =  1,09  ha), 
was  gegen  30 "yo  des  Bauernlaudes  ausmacht,  und  die  Summe  der 
Pachtzinse  erreicht  ca.  315  Mill.  Rbl.,  so  dass  im  Durchschnitt  25 
Rbl.  auf  jeden  Bauernhof  kommt.  Demnach  hätten  schon  vor  Jahren 
die  Pachtzinse  alle  übrigen  Zahlungen  der  Bauern  übertroffen. 

Die  Pacht  ist  freilich  nur  zu  50 — 70%  eine  reine  Geldpacht. 
Noch  immer  sehr  verbreitet  ist  der  Teilbau.  Und  beiuahe  ebenso 
häutig  erscheint  der  Pachtzins  in  Form  von  Arbeitsleistungen  der 
Bauern  (Düngerfuhr,  Heumahd,  Erntearbeiten).  In  manchen  Ge- 
genden bilden  beinahe  die  Hälfte  aller  Pachtverhältnisse  solche,  bei 
denen  die  Bauern  sich  gleichzeitig  zu  Geldzahlungen  und  Arbeits- 
leistungen verpflichten. 

Die  Höhe  des  Pachtzinses  ist  nicht  nur  etwa  in  den  einzelnen 
Gouvernements,  sondern  innerhalb  eines  Kreises,  ja  eines  Kirch- 
spiels verschieden,  denn  sie  hängt  eben  ganz  ab  von  der  Intensität 
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des  Landbeclarfs  eines  Dorfs.  Ueberall  aber  und  naDientlich  in  den 
südlicheren  Schwarzerdegouvernements,  die  eine  dichte  Bevölkerung 
besitzen  und  keine  l)edeutende  Haus-  oder  Fabrikindustrie  kennen, 
zeigen  die  Pachtzinse  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  ausserordent- 
liches Steigen  —  um  200,  300  und  mehr  Prozent.  In  diesem 
Schwarzerdegebiete  haben  die  Pachtzinse  eine  solche  Höhe  erreicht, 
dass  der  bäuerliche  Pächter  bei  mittlerer  Ernte  einen  nicht  gar  zu 
hohen  Arbeitsverdienst  hat,  bei  guter  Ernte  aber  das  Doppelte  und 
Dreifache  von  dem,  was  er  als  Arbeitslohn  erhalten  würde.  Aber 
nun  kommen  nicht  allein  schlechte  Jahre,  sondern  gerade  im  Süden 
auch  absolute  Missjahre  vor  —  und  die  Folgen  hiervon  für  die 
l)äuerliche  Bevölkerung  bilden  nicht  nur  Entbehrungen  und  Krank- 
heiten, sondern  eben  auch  Kreditbedarf  und  Verschuldung. 

Ganz  unabhängig  indessen  vom  Ausfall  der  Ernten,  bedingt 
die  Pacht  an  sich  sehr  leicht  Kreditverhältnisse.  Als  Gläubiger 
erscheint  aber  nicht  immer  der  Grundbesitzer,  sondern  —  nament- 
lich im  Süden  und  Südosten,  beim  A'orherrschen  der  Geldpacht  — 
ein  Mittelsmann,  (h-r  imstande  ist,  vom  Grundeigentümer  ein  grös- 
seres Areal  zu  pat'litcn  und  es  dann  seinerseits  in  kleineren  Stücken 
an  Unterpächter  aljgibt.  in  anderen  Fällen  erscheint  als  Helfer 
in  der  Not  ein  städtischer  oder  ländlicher  Geldbesitzer,  der  sich 
professionell  mit  Kreditgeschäften  beschäftigt  '). 

Die  bäuerliche  Bevölkerung  muss  sich  nicht  nur  Land,  sondern 
auch  bewegliche  Produktionsmittel  jahraus,  jahrein  in  grösserer  Menge 
verschalfen  —  soweit  sie  nändich  Hausindustrie  betreibt.  An  dieser 
nehmen  bekanntlich  in  Russland  viele  Millionen  von  Bauernfamilien 
teil.  Nur  zum  geringsten  Teil  verarbeiten  sie  Rohstoffe,  die  das 
eigene  Feld  oder  der  eigene  Wald  liefert ;  die  INIasse  von  Rohstoffen 
—  Holz,  Leder,  Metallen  u.  s.  w.  —  muss  gekauft  werden.  Der 
Hausindustrielle  ist,  ob  er  nun  seine  gewerbliche  Tätigkeit  als  Haupt- 
oder Nebenbeschäftigung  betreibt,  in  das  Getriebe  der  modernen 
A'erkehrswirtschaft  vollständig  hineingezogen,  wenngleich  sein  Leben 

»)  Vgl.  N.  Karvschkw,  Die  bäuerliche  Pacht  von  Nichtgemeindeland. 
lurjew.  1892.  Deks.,  Die  Arbeit  u.  s.  w.  Petersburg  1897.  S.  454  f.  Th.  Thör- 
XKE,  Staat  und  Grundeigentum.  Petersburg  Bd.  II  1901.  S.  79  f.  A.  Manuilow% 
Die  Landpacht  in  Russland.  Iin  Sammelwerk:  Essays  über  die  Bauernfrage. 
Moskau  1905  Bd.  II  S.  72  f.  D  Fleksok,  Die  Arrende.  Petersburg  1903.  Diese 
Arbeit  ist  eine  auf  Veranlassung  der  Allerhöchst  einberufenen  ,  Konferenz  zur 
Untersuchung  der  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft"  herausgegebene  Zusammen- 
stelluntf  der  Denkschriften  des  Lokalkomites  von  49  Gouvernements. 
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und  seine  Tätigkeit  noch  vielfach  alte  Formen  zeigen  mögen '). 

Aher  auch  der  ausschliesslich  Ackerhau  treihende  Bauer-)  be- 
darf sowohl  für  seine  Produktion,  als  seinen  Konsum  fremder  Er- 
zeugnisse, hat  also  Geldausgaben.  Unter  diesen  spielen  leider  die 
Ausgaben  für  Werkzeuge,  Maschinen,  Düngmittel,  überhaupt  für 
alles,  was  die  Landwirtschaft  intensiver  gestaltet,  noch  keine  nen- 
nenswerte Rolle.  Dass  Saatgut  gekauft  wird,  hat  leider  einen  an- 
dern Grund ,  nämlich  dass  meistens  das  eigene  Getreide  zur  Er- 
nährung verbraucht  oder  zur  Bestreitung  von  Geldausgaben  verkauft 
worden  ist.  Die  Geldausgaben  für  die  persönliche  Konsumtion  — 
also  für  Kleidung,  Petroleum,  Salz,  Branntwein,  Seife  u.  s.  w.  — 
steigen  sowohl  als  ein  Beweis  w^achsender  Kulturbedürfnisse,  als 
auch  —  zum  Teil  —  wachsender  Genusssucht,  sind  aber  immerhin 
im  ganzen  gering.  Dazu  kommen  nun  oft  die  durch  die  unerbitt- 
liche Sitte  geforderten  grösseren  Ausgaben  bei  verschiedenen  Fa- 
milienereignissen. Jedoch  viel  mehr  Bedeutung  haben  für  das  Aus- 
gabebudget einige  andere  Tatsachen.  Einmal  die,  dass  ein  grosser 
Teil  von  richtigen  Ackerbauern  mit  dem  selbst  produzierten  Getreide 
nicht  das  ganze  Jahr  leben  können  •').  Sodann  die  andere  Tatsache 
bilden  die  entsetzlichen  Missernten,  die  bekanntlich  nicht  nur  Lei- 
den und  Krankheiten  gebracht,  sondern  auch  das  lebende  und  tote 
Inventar  der  Bauernwirtschaften  und  damit  die  Produktivität  der 
Landwirtschaft  verringert  haben.  Haben  auch  Staat,  Landschäften 
und  Gesellschaft  durch  Verteilung  von  Saatgut  und  Nahrungs-  und 
Futtermitteln  und  durch  Geldunterstützung  die  Xotlage  zu  mildern 
gesucht,  so  sind  dadurch  doch  auch  zweifellos  Kreditbedürfnis  und 
Verschuldung  der  Bauern  in  erheblichem  Masse  gefördert  worden. 

Die  sorgfältigen  statistischen  Untersuchungen  der  Budgets  der 
Landbevölkerung  ergeben  natürlich  grosse  Unterschiede  in  der  re- 
lativen Grösse  der  naturalen  und  der  Geldteile  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  —  sowohl  für   die    einzelnen  Gegenden    als  für    die  ver- 


')  Vgl.  W.  Iljix,  Die  Entwicklung  des  Kapitalismus  in  Russland.  Peters- 
burg 1899.   S.  249  f. 

'^)  Für  den  westeuropäischen  Standpunkt  liegt  hier  eine  Tautologie  vor. 
Doch  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  der  Ausdruck  „Bauer"  hier,  wie  auch 
weiterhin,   in  seinem  weitern  Sinn  nur  auf  die  Standesangehörigkeit  hinweist. 

^)  Wie  dies  in  dem  bekannten  von  den  Professoren  A.  Tschuprow  und 
A.  PosxiKOW  herausgegebenen  Sammelwerk:  „Einfluss  der  Ernten  und  Getreide- 
preise auf  einige  Seiten  der  russischen  Volkswirtschaft"  (Petersburg  1897)  ein- 
gehend dargelegt  ist.  S.  daselbst  die  Arbeit  von  L.  Markss,  Getreideproduk- 
tion und  —  Konsumtion  in  der  Bauernwirtschaft.     Bd.  I  S.   1  f. 
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schiedenen  Kategorien  der  Bauernschaft.  Aber  überall  ist  ein  be- 
deutendes Wachsen  der  Geldausgaben  zu  bemerken  ^). 

Alle  die  angeführten  Verhältnisse  bedingen  entweder  ein  dau- 
erndes oder  aber  ein  regelmässig  oder  unregelmässig  wiederkehren- 
des Bedürfnis  der  Bevölkerung  nach  gewissen  konkreten  Gütern 
oder  nach  ihrem  allgemeinen  Aequivalent.  Dies  Bedürfnis  tritt  mit 
zwingender  Gewalt  auf;  seine  Befriedigung  ist  unbedingt  notwendig, 
falls  die  Arbeit  fortgesetzt  oder  überhaupt  das  Leben  der  Bauern- 
familie erhalten  werden  soll.  Wie  w'eit  der  Kredit  produktiven,  wie 
weit  er  konsumtiven  Zwecken  dient,  lässt  sich  selbstredend  allgemein 
nicht  bestimmen;  das  Verhältnis  ist  jedenfalls  nach  Ort  und  Zeit 
äusserst  verschieden.  Welche  Bedeutung  aber  unter  Umständen 
gerade  der  konsumtive  Kredit  gewinnt,  dafür  spricht  z.  B.  die  Ver- 
sicherung eines  Kenners  der  Frage  —  GWOSDEW  iPseudonym  für 
Zimmermann),  dass  jenem  Kredit  an  manchen  Orten  94 — 96 "o  aller 
Kreditgeschäfte  gehören  -). 

Die  Daten  der  landschaftlichen  Statistik  über  den  Volkskredit 
sind  in  ausserordentlich  zahlreichen  Pul>likationen  zerstreut,  sind 
jedoch  auch  schon  verwertet  in  einigen  Arbeiten  von  W.  W.  (Dr. 
AVORONZOw),  dem  hervorragenden  Kenner  und  Verteidiger  des  Ge- 
nieindeeigentums,  Sasonow,  Sokolowsky,  Gwosdew  u.  A.  Suchen 
wir  an  der  Hand  dieser  Autoren  den  Charakter  des  bäuerlichen 
Kredits  kennen  zu  lernen,  so  finden  wir  bei  ihnen  einerseits  das 
Bestreben,  den  Begriff  des  Kredits  zu  erweitern  und  jeden  AVucher 
als  Kredit  aufzufassen,  vermissen  wir  anderseits  einen  Versuch,  die 
verschiedenen  Formen  der  Kreditgeschäfte  genauer  zu  unterscheiden. 

D.er  Kredit  erscheint  im  Leben  der  russischen  Landbevölkerung 
als  Geld-  und  als  Warenkredit.  Der  Geldkredit  existiert  in  Form 
von  Darleben,  die  in  Gehl  zurückgezahlt  werden,  und  in  Form  von 
Geschäften,  die  mit  einem  Tausch  von  Gütern,  d.  h.  mit  einem 
Kauf,  verbunden  sind. 

Die  Kreditgeschäfte  der  ersten  Kategorie  zeigen  ihrerseits  Ver- 
schiedenheiten, je  nachdem  Geldzins  gezahlt  wird  oder  statt  dessen 
Naturalgüter  geliefert  und  Dienste  geleistet  werden.  Die  erstge- 
nannten Geschäfte,  bei  denen  also  sowohl  Rückzahlung  der  Schuld 
wie  Zinszahlung  in  Geld  erfolgen,  werden  von  KauÜeuten  und  Geld- 

*)  Vgl.  die  auf  Veranlassung  der  Kaiserlichen  Freien  Oekonomischen  Ge- 
sellschaft herausgegebene,  ausserordentlich  inhaltvolle  Arbeit  von  Th.  Schjee- 
BiNA,  Die  bäuerlichen  Budgets.     Woronesh  1900.     W.  Iljin,  a.  a.  0.  S.  94  f. 

-)  Gwosdew,  Das  „Kulakwesen"  und  der  Wucher.    Petersburg  1899  S.  128. 
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besitzern  hauptsächlich  mit  der  verhältnismässig  gut  gestellten  Bauern- 
klasse geschlossen  ,  die  noch  durch  genügendes  totes  und  lebendes 
Inventar,  namentlich  auch  durch  gute  Gebäude  Sicherheit  gewährt. 
Denn  wenn  auch  dieser  Geldkredit  ein  vollkommen  persönlicher  zu 
sein  scheint,  so  bildet  doch  seine  eigentliche  Grundlage  das  Eigen- 
tum des  Schuldners. 

Der  Zinsfuss  ist,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  überaus  ver- 
schieden: nur  ausnahmsweise  sinkt  er  unter  10  — 12%  und  steigt 
bis  zu  Tausenden  von  Prozenten ,  bewegt  sich  im  Mittel  aber  um 
25,  40,  60%,  ohne  dass  jedoch  100—120%  zu  den  Seltenheiten 
gehören.  Diese  enormen  Zinsfüsse  ergeben  sich  durch  Summierung 
der  monatlich  oder  wöchentlich  (wie  einst  im  ältesten  Rom  oder  im 
mittelalterlichen  Europa!)  gezahlten  Zinsen,  indem  z.  B.  5  Kop. 
monatlich  pro  Rubel  =  60%,  5  Ko}).  wöchentliche  260%  sind  u.  s.w. 

Entspricht  etwa  diese  Zinshöhe  nach  der  landläufigen  Lehre 
der  Gefahr  des  Gläubigers  ?  Die  besten  Kenner  der  Verhältnisse 
behaupten,  gestützt  auf  vielerlei  statistische  Daten  und  persönliche 
Beobachtungen ,  dass  dieser  Zins  nur  zum  geringsten  Teil  als  Ri- 
sikoprämie aufgefasst  werden  kann.  Denn,  wie  schon  angedeutet, 
ein  Gelddarlehen  erhält  meistens  nur  der  Mann,  der  noch  gewisse, 
unmittelbar  verkäufliche  Wertobjekte  besitzt.  Wenn  der  Kredit- 
suchende weniger  Vermögen  hat,  so  steigt  freilich  der  von  ihm  ver- 
langte Zins,  aber  nicht  weil  das  Risiko  des  Gläubigers  wächst,  son- 
dern weil  die  hilflosere  Lage  den  Schuldner  auf  alle  Bedingungen 
eingehen  lassen  muss.  Dass  diese  Auffassung  des  Kausalverhält- 
nisses die  richtige  ist,  beweist  nach  der  Meinung  der  erwähnten 
Autoren  die  Tatsache,  dass  der  Bauer,  wenn  er  keine  seinen  Gläu- 
biger sicherstellenden  Wertobjekte  besitzt,  überhaupt  kein  Gelddar- 
lehen erhält,  sondern  nur  noch  Warenkredit  finden  kann  ^). 

Die  verzinslichen  Gelddarlehen  treten  im  Leben  der  russischen 


^)  GwOSDEW  charakterisiert  den  bäuerlichen  Zinsfuss  folgendermassen: 
„Anfangend  mit  10%,  erreicht  der  Zinsfuss  im  Mittel  70%,  überschreitet  100%. 
erreicht  -nicht  selten  520%  —  800%  —  1200%  und  in  einzelnen  Fällen 
4000%"  (1.  c.  p.  131).  Ein  anderer  Autor  —  Sokolowsky  —  warnt  vor  einer  Ver- 
allgemeinerung einzelner  monströser  Fälle  (Die  Spar-  und  Darlehensgenossen- 
schaften in  Russland.  Petersburg  1889).  In  der  Tat  zeigt  sich  auch  die  grösste 
Exploitation  des  Schuldners  keineswegs  immer  in  der  Höhe  des  Geldzinses.  So 
nimmt  z.  B.  der  Kaufmann  vom  Bauern  oft  nur  10%,  zwingt  ihn  aber,  seine 
Produkte  ausschliesslich  ihm  zu  verkaufen,  wie  dies  weiter  noch  zu  erwähnen 
sein  wird.  Vgl.  Sasonow,  Wucher  und  „  Kulak" wesen.  Petersburg  1894 
S.  105  f.,  110,  sq,  158  f. 
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Bauern  an  Zahl  hinter  den  Gelddarlehen  zurück,  die  zinslos  oder 
wenigstens  scheinbar  zinslos  sind.  Wirkliche  zinslose  Darlehen 
geben  Verwandte  und  Freunde.  Der  nur  scheinbar  unentgeltliche 
Kredit  kommt  den  Schuldnern  im  allgemeinen  keineswegs  billig  zu 
stehen.  Denn  entweder  werden  hierbei  in  Schuldverschreibungen 
die  Zinsen  von  vorneherein  zur  Schuldsumme  zugeschlagen  oder 
aber  der  Gläubiger  erwartet  und  verlangt  gewisse  Traktamente,  ge- 
wisse Dienstleistungen  u.  s.  w.  Irgend  welche  statistische  Daten 
ü])er  die  relative  Verbreitung  der  einzelnen  Geldkreditgeschäfte 
fehlen.  Im  allgemeinen  mochte  vielleicht  das  numerische  Verhältnis 
durch  die  für  die  80er  Jahre  im  Kreise  Ostrogosh  des  Gouv.  Wo- 
ronesh  ermittelten  Daten  cliarakterisiert  werden,  wonach  bei  15^0 
von  400  untersuchten  Fällen  Geldzins  gezahlt  wurde,  bei  12  ";o  kein 
Zins  verlangt  wurde,  bei  30%  die  Gegenleistung  in  Branntwein- 
gaben und  allerlei  Traktamenten  bestand,  während  bei  43%  statt 
des  (ileldzinses  Arbeit  geleistet  wurde  oder  Produkte  geliefert  wur- 
den 'j.  Wahrscheinlich  ist  es  allerdings,  dass  die  Zahl  der  verzins- 
lichen Gelddarlehen  gegenwärtig  zugenommen  hat. 

Zahlreicher  als  die  charakteristischen  Geldkreditgeschäfte  sind 
solche  Geschäfte,  bei  denen  also  Leistung  die  Hingabe  einer  Geld- 
summe, als  spätere  Gegenleistung  die  Lieferung  von  Produkten  oder 
die  Verrichtung  von  Arbeit  erfolgt.  Sind  nun  aber  solche  Trans- 
aktionen, die  ndt  einer  Lieferung  naturaler  Güter  enden,  überhaupt 
noch  als  Kreditgeschäfte  aufzufassen  ?  Die  Praxis  der  russischen 
(ilerichte,  namentlich  also  die  des  Senats,  anderseits  auch  manche 
russische  Theoretiker,  wie  z.  B.  Pobednosszew,  gehen  von  der  Auf- 
fassung aus,  dass  nur  Geld  Objekt  eines  Kreditgeschäfts  sein  könne. 
Dem  gegenüber  hebt  Prof.  Scherschenewitsch  hervor,  dass  die 
in  den  Dörfern  so  häutige  Hingabe  von  Mehl,  Hafer,  Honig  u.  s.  w. 
von  rein  theoretischem  Gesichtspunkt  aus,  ebenso  vom  Standpunkt 
des  russischen  Gesetzes  vollkommen  als  Darlehn  aufgefasst  werden 
müsse.  Das  Gesetz  setzt  nämlich  für  Transkaukasien  den  Fall 
voraus,  dass  ein  Geld-  oder  Xaturaldarlehen  mit  der  Verpflichtung 
des  Schuldners  verbunden  sein  könne,  in  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukten sowohl  das  Kapital  zurückzuzahlen  als  die  Prozente  zu 
zahlen  -).  Wenn  aber  eine  derartige  Transaktion  vom  Gesetz  als 
Darlehn  aufgefasst  werde,    so   müsse   sie  im  russischen  Reich  ganz 


')  S.  SoKOLOWSKY,  a.  a.  0.  S.  9  f. 

'-)  S.    die   Sammlung    russischer     Gesetze  (SvvoD    Sasonow)    Bd.  X    T. 
Art.  2013. 
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allgemein  als  Darlehn  anerkannt  werden'). 

Von  nationalökonomischer  Seite  kann  kein  Bedenken  vorliegen, 
diese  Geschäfte  zu  den  Kreditgescliäften  zu  rechnen,  denn  das  AVe- 
sen  der  letzteren  wird  doch  davon  nicht  herührt,  ob  Leistung  und 
Gegenleistung  in  dem  gleichen  Gattungsgut  oder  in  verschiedenen 
Gütern,  also  mit  konkurrierendem  Kauf  oder  Tausch  erfolgen,  und 
ebenso  wenig  davon  ,  ob  die  Geldzahlung  die  vorhergehende  Lei- 
stung oder  die  nachfolgende  Gegenleistung  bildet  -).  Mit  der  Ent- 
wicklung der  modernen  Volkswirtschaft  wird  die  Geldzahlung  im- 
mer mehr  zur  späteren  Gegenleistung ;  um  so  interessanter  erscheint 
das  wirtschaftliche  Milieu,  in  dem  das  umgekehrte  Verhältnis  vor- 
herrscht und  von  gewissen  sozialökonomischen  Folgen  begleitet  wird. 
Die  erwähnten  Geschäfte  werden  in  Russland  derart  geschlossen, 
dass  die  Bauern  Getreide,  Flachs,  Hanfsaat,  Zuckerrüben  u.  s.  w. 
noch  im  Anfang  des  Jahres,  also  lange  ehe  diese  Produkte  in  ihren 
Händen  sind,  den  Aufkäufern  verkaufen,  wobei  natürlich  die  Preise 
sehr  viel  niedriger  gesetzt  werden,  als  die  im  Herbst  zu  erwarten- 
den mittleren  Marktpreise.  Es  wird  z.  B.  abgemacht,  dass  der 
Bauer,  der  vom  Aufkäufer  einen  Teil  des  Preises  im  voraus  er- 
halten hat,  im  Herbst  seinem  Geschäftsfreunde  sein  Getreide  um  5 
oder  um  10  Kop.  pro  Pud  (=  16  kg)  unter  dem  Marktpreise  stellen 
muss.  Aehnliche  Geschäfte  sind  namentlich  auch  im  Viehhandel 
üblich.  So  erhält  z.  B.  der  Bauer  vom  Viehhändler  im  Winter  Geld 
mit  der  Verpflichtung,  ihm  die  Schuld  nach  3  Monaten  in  Schafen 
zu  bezahlen,  wobei  deren  Preis  um  ^4  niedriger  als  der  Marktpreis 
gerechnet  w^erden  soll.  Die  grossen  Viehhändler  des  Südostens  Russ- 
lands bringen  vielfach  auf  diesem  Wege  ihre  grossen  Viehherden 
zusammen.  Aehnliche  Verhältnisse  finden  sich  auch  bei  den  Fi- 
schern und  den  Fischhändlern  im  AVeissen  Meer ,  bei  den  .Jägern 
und  Rauchwerkaufkäufern  im  Nordosten.  Die  Höhe  des  Zinses  ist 
hierbei  eine  ausserordentliche,  wie  dies  die  schon  angeführten  Bei- 
spiele zeigen.  Es  handelt  sich  auch  hier  tatsächlich  um  50,  100 
und  mehr  Prozente ! 

Sehr  verbreitet  sind  Gelddarlehen  mit  Rückzahlung  in  Pro- 
dukten in  der  Sphäre  der  Hausindustrie!  Das  Gelddarlehen  er- 
scheint aber  hierbei  wohl  meistens  in  Verbindung  mit  Warenkredit''). 


^)  G.  ScHEKSCHENEWiTSCH,    Lelirbuch    des   russischen    Civilrechts.     Kasan 
1905.  S.  470  f. 

2)  Vgl.  Knies,  Der  Kredit.  I.  Berlin  1876.    S.  100  f. 

3)  Vgl.  W.  W.,  Aus   der  Praxis    des  Volkskredits  in    der    Zeitschrift  ,Na- 
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Ganz  besonders  verbreitet  sind  die  Fälle,  in  denen  der  Geld- 
besitzer dem  Bauern  für  später  zu  leistende  Arbeit  im  voraus 
einen  mehr  oder  minder  grossen  Teil  des  Arbeitslohnes  auszahlt. 
Der  Vertrag  wird  geschlossen,  und  die  Zahlung  erfolgt  gewöhnlich 
im  Winter  oder  im  Beginn  des  Frühlings,  wenn  der  Bauer  Nah- 
rungsmittel, Saatgut,  Yiehfutter  u.  s.  w.  nötig  hat  oder  Steuern 
entrichten  muss  ;  die  Arbeit  aber  ist  zur  Zeit  der  Bestellung  der 
Felder  oder  zur  Heu-  oder  Erntezeit  zu  leisten.  Da  im  eigent- 
lichen Kussland  Grossbetrieb  und  Mittelbetriel)  beinahe  niemals 
ausschliesslich  mit  Hofsarbeitern  auskommen,  so  werden  derartige 
Verträge  ausserordentlich  allgemein  geschlossen. 

Die  Frage,  ob  auch  solche  Geschäfte  noch  Kredit  darstellen, 
l)eantwortet  der  neueste  Kredittheoretiker  —  Kojiorzynski  —  in 
verneinendem  Sinn.  Für  ihn  ist  der  Kredit  „diejenige  Gestaltung 
des  privatwirtschaftlichen  Verkehrs,  durch  welche  ein  Vermögen 
in  fremde  Wirtschaftsführung  zur  Nutzung  dortselbst  überstellt 
wird",  ist  also  „seinem  ökonomischen  Wesen  nach  Vermögensleihe". 
Der  Gläubiger  hat  Ansi)nicli  „auf  ein  bestimmtes  Quantum  ver- 
tretbarer Güterstücke,  nicht  auf  konkrete  Güter".  Wenn  also  Je- 
mand den  Pi'cis  für  ein  individuell  bestimmtes  Gut  vorausbezaldt, 
„so  liegt  ein  Kreditgeschäft  vor"  .  .  .  „mag  immerhin  der  Ver- 
käufer vorerst  dritten  Personen  gegenüber  noch  als  Eigentümer  des 
verkauften  Gutes  gelten  .  .  ."  Aus  den  gleichen  (gründen  muss 
KoMOßZYNSKl  „Anstand  nehmen  es  als  eine  Kreditgewährung  auf- 
zufassen ,  wenn  Zins  (für  Miete  und  Pacht)  oder  Lohn  im  voraus 
erlegt  werden,  denn  was  hinterher  zu  gewähren  ist,  sind  konkrete 
Sachgüternutziingen  und  konkrete  Arbeitsverrichtungen"  '. 

So  sehr  auch  ein  jeder  Versuch  der  weiteren  Ausgestaltung 
der  Kreditlehre  freudig  zu  begrüssen  ist,  so  können  doch  diese 
Ausführungen  des  um  diese  Lehre  zweifellos  verdienten  Autors 
nicht  als  glückliche  bezeichnet  werden.  Tatsächlich  werden  von 
KOMORZYNSKI  hier  zwei  verschiedene  Merkmale  des  Kredits  gege- 
ben :  einerseits  der  Uebergang  des  ^'ermögens  in  eine  fremde  Wirt- 
schaft, andrerseits  die  Art  der  Lösung  des  Schuldverhältnisses  durch 
Lieferung  von  „bestimmten  Quanten  vertretbarer  Güter",  nicht  aber 

bljudatelj%  1884,  Bd.  XI  S.  20— 40.  G.  Sasoxow,  Die  Formen  des  Volkskredits 
in  der  Zeitschrift  ,Sewerny  Westnik%  1887,  Bd.  YII  S.  3  f.  Sokolowsky, 
Spar-  und  Darlehenskassen  S.  30  f. 

^)  J.  V.  KoMOKZTNSKi,  Die  nationalökonomische  Lehre  vom  Kredit.    Inns- 
bruck 1903.     S.  24  f.  und  36  f. 
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von  individuell  bestimmten  Gütern.  Es  sei  liier  bemerkt,  dass 
KOMORZYNSKI  selbst  diesen  letzten  Teil  seiner  Gedanken  beinahe 
durchweg  falsch  ausdrückt,  indem  er  statt  von  individuell  bestimm- 
ten Gütern  von  „konkreten  Gütern"  spricht,  Avährend  doch  tat- 
sächlich alle  vertretbaren  Güter  ebenso  konkrete  Güter  sind.  Man 
kann  nun  keineswegs  sagen,  dass  dies  zweite  Merkmal  mit  dem 
ersten  untrennbar  verbunden  sei,  aus  dem  ersten,  sozusagen,  her- 
vorgehe. Denn  in  Wirklichkeit  ist  der  Vorgang  doch  vielfach  ge- 
rade der,  dass  die  als  Kapital  dargeliehenen  Güter  sich  ihrer  Ma- 
terie nach  in  Produkte  und  Arbeitsleistungen  verwandeln,  die  die 
Gegenleistung  bilden.  Diese  sind  also  eben  das  Resultat  dessen, 
dass  „ein  Vermögen  in  fremde  AVirtschaftsführung  zur  Nutzung 
dortselbst  überstellt  wird".  Dazu  kommt  aber  noch  eines:  inwie- 
fern sind  denn  die  ])eim  Abschluss  des  Vertrags  versprochenen 
Produkte  und  Dienstleistungen  individuell  bestimmte  oder  nach 
der  Terminologie  KoMOEZYNSKi's  „konkrete  Güter"  ?  Wenn  der 
Hausindustrielle  seinem  Verleger  eine  Partie  Nagel  oder  Stiefel 
zu  stellen  verspricht,  so  ist  dies  Objekt  ein  Gattungsgut,  wie  ein 
jedes  andere,  ist  von  vorneherein  nichts  weniger  als  individuell. 
Und  ebenso  sind  doch  die  vom  Bauern,  der  eine  Vorausbezahlung 
erhalten  hat,  zu  leistenden  Dienste  keineswegs  individuell  bestimmte 
Dinge  .  .  .  Wenn  man  sich  aber  auch  von  dem  Standpunkt  Ko- 
MORZYXSKi's  stellen  wollte,  so  würde  kein  Grund  vorliegen,  den 
BegriÖ'  des  Kredits  in  der  von  ihm  vertretenen  Weise  einzuschrän- 
ken. Und  gerade  die  Betrachtung  der  russischen  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse kann  mit  auch  überzeugen,  wie  wenig  zweckmässig  eine 
solche  Einschränkung  des  Kreditbegriifs  wäre.  Denn  bei  der  Klas- 
sifikation der  Erscheinungen  wie  bei  der  Wahl  der  Bezeichnungen 
handelt  es  sich  doch  lediglich,  wie  man  dies  besonders  gut  an  den 
Arbeiten  J.  Fr.  Neumann's  lernen  kann ,  um  ein  Abwägen  ver- 
schiedener Zweckmässigkeitsgründe  ^). 

Für  diejenigen,  die  mit  Knies  u.  a.  einen  weitern  Begriff  des 
Kredits  annehmen,  indem  sie  das  zeitliche  Moment  des  Auseinan- 
derfallen s  von  Leistung  und  Gegenleistung  hervorheben  und  demge- 
mäss  Pacht  und  Miete  auch  zu  den  Kreditgeschäften  i.  w.  S.  rech- 
nen, versteht  es  sich  von  selbst,  das  die  lietrachteten  Fälle  als 
Kreditgeschäfte  anzuerkennen  sind  und  zwar  als  solche,  bei  denen 
die  Zahlung  der   Arbeitsverrichtung  vorangeht  und  der  Käufer  der 

1)  Vgl.  in   dieser    Beziehung   namentlich    seine  Grundlagen    der  Volkswirt- 
schaftslehre.    Tübingen   1889. 
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Kreditgeber  ist.  Indessen  kann  man  auch  auf  einem  andern  Stand- 
punkt stehen  also  Pacht  und  Miete  nicht  zu  den  Kreditgeschäften 
rechnen  und  dennoch  die  in  Rede  stehenden  Transaktionen  als 
Kreditgeschäfte  anerkennen.  Das  zeitliche  Auseinanderfallen  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  in  den  genannten  Fällen  nicht  not- 
wendig, ist  nicht,  wie  sonst  bei  Miete  und  Pacht,  durch  die  all- 
mähliche Niessnutzung  des  Objekts  geboten.  Die  eine  Leistung  er- 
folgt zeitlich  getrennt  von  der  andern  infolge  der  Wirksamkeit  an- 
derer Ursachen.  Dies  Auseinanderfallen  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung ist  also  ein  bewusst  gewolltes. 

Sehen  wir  uns  nämlich  die  Ursachen  an,  die  zum  Abschluss 
von  solchen  Geschäften  führen,  so  kann  der  Arbeitgeber  offenbar 
durch  zwei  Motive  bestimmt  werden :  einerseits  sich  die  für  einen 
späteren  Zeit^junkt  nötigen  Arl)eitskräfte  im  voraus  zu  sichern  und 
anderseits  sich  diese  Kräfte  unter  den  im  Winter  günstigeren  Be- 
dingungen zu  verschaffen.  Das  Motiv  des  Bauern  ist  aber  selbst- 
redend nicht  der  Wunsch,  sich  für  spätere  Zeit  eine  Arbeitsgele- 
genheit zu  sichern,  denn  eben  jene  spätere  Zeit  bringt  eine  ausser- 
ordentliche Arbeitsnachfrage  und  die  zu  leistende  Arbeit  ist  mei- 
stens auch  für  die  eigene  Wirtschaft  nötig.  Ebenso  wenig  kann 
davon  die  Rede  sein,  dass  er  seine  Arbeitskraft  im  günstigeren 
Momente  losschlägt,  denn  die  Winterpreise  erreichen  nicht  die 
Hälfte  der  Preise,  die  im  Sommer  sell)st  gezahlt  werden.  Der  den 
Bauern  bei  dieser  Transaktion  leitende  Beweggrund  ist  doch  le- 
diglich der  Wunsch,  sofort  in  den  Besitz  gewisser  Geldmittel  zu 
kommen.  Für  ihn  hat  das  ganze  Geschäft  nur  den  Sinn  einer  sicli 
unter  Zwangsverhältnissen  vollziehenden  Geldleihe.  Dies  beweist 
auch  die  Grösse  der  von  ihm  erhaltenen  Vorschüsse,  die  eben  be- 
stimmten wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des  Moments  mehr  oder 
minder  entsprechen  müssen,  z.  B.  den  zu  zahlenden  Steuern,  dem 
Preise  des  Saatguts  u.  s.  w.  Die  Differenz  zwischen  den  Preisen, 
zu  denen  die  Arbeit  im  Winter  für  den  Lieferungstermin  im  Früh- 
ling oder  Sommer  verkauft  wird,  und  den  Frühlings-  oder  Sommer- 
preisen dieser  Arbeit  ist  überall  eine  sehr  bedeutende.  Erstere 
sind  oft  ^3  oder  1/2  niedriger  als  letztere,  so  dass  hienach  dem  Bau- 
ern der  Kredit  50 — 100%    und  mehr  kostet. 

Solche  Kreditgeschäfte,  bei  denen  die  Gegenleistung  in  Arbeits- 
verrichtungen besteht,  sind  in  manchen  Gegenden  schon  beinahe 
organisiert.  Die  Vermittlung  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
bildet    die    gewerbemässige  Beschäftigung    einer  Klasse  von  Unter- 
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nehmern,  die  im  kleinen  anfangend  es  oft  zu  grossen  Umsätzen 
und  bedeutendem  Vermögen  bringen.  Diese  Personen  fahren  in 
Gegenden  umher,  die  sich  gewöhnlich  oder  infolge  von  besonderen 
Ereignissen  (z.  B.  Missernten)  durch  ein  grosses  Angebot  von  Ar- 
beitskräften auszeichnen,  und  mieten,  indem  sie  Vorschüsse  geben, 
überall  Arbeiter,  die  sie  dann  landwirtschaftlichen  und  namentlich 
industriellen  Grossbetrieben  oder  aber  auch  zunächst  andern  Mit- 
telsmännern stellen  —  natürlich  zu  entsprechend  höheren  Preisen. 
In  dieser  Weise  werden  die  Kräfte  für  die  Zuckerrü])en-  und  Ta- 
bakpflanzungen, überhaupt  für  die  grossen  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe des  Südens ,  ferner  gleichfalls  für  die  Erdarbeiten  an  den 
Eisenbahnen,  für  die  Hafenarbeiten,  für  die  gewöhnlichen  Arbeiten 
in  den  grossen  Fabriken  zusammengebracht.  An  solchen  Lieferungen 
von  Arbeitskräften  nehmen  vielfach  die  bäuerlichen  Kommunalver- 
waltungen, genauer  die  Wolostverwaltungen  \)  teil,  indem  sie  mit 
den  Arbeiterlieferanten  Verträge  schliessen.  Diese  Tätigkeit  der 
Selbstverwaltungsorgane  erklärt  sich  aus  ihrem  Bestreben,  aus  den 
vom  Arbeitslieferanten  im  voraus  gezahlten  Summen  die  Steuer- 
rückstände einzutreiben.  Die  Einwilligung  der  Bauern,  sich  dem  be- 
trefienden  Unternehmer  zu  verdingen,  können  der  .,Aelteste"  der 
Wolost  und  sein  Schreiber  leicht  erhalten,  da  der  Bauer,  sofern 
er  Steuerrückstände  hat,  einen  Pass  zum  Verlassen  der  Gemeinde 
nicht  fordern  kann,  anderseits  sich  überhaupt  in  starker  Abhäng- 
igkeit von  jenen   Würdenträgern  befindet  -). 

Im  Anschluss  an  die  besprochenen  Geldkreditgeschäfte  mögen 
noch  einige  Transaktionen  erw'ähnt  werden,  die  formal  keine  Kre- 
ditgeschäfte sind,  tatsächlich  aber  ein  Produkt  des  Kreditbedürf- 
nisses  bilden  und  Kreditoperationen  ersetzen  müssen.  Die  eine  dieser 
eigenartigen  Transaktionen  spielt  sich  folgendermassen  ab.  Der 
Bauer  schliesst  mit  dem  Händler  einen  in  dem  schon  erwähnten 
Buch  der  Wolostverwaltung  eingetragenen  Vertrag  ab,  wonach  er- 


^)  Die  Wolost  umfasst  eine  ganze  Zahl  von  Doi-fgemeinden,  hat  also  eine 
Bevölkerung  von  10  000  Kopten  und  mehr,  bildet  die  nach  mancher  Beziehung 
wichtigste  Verwaltungseinheit  für  die  bäuerliche  Bevölkerung.  Ihr  Vorstand 
ist  der  von  der  Wolostversammlung  gewählte  ^Aelteste". 

-)  S.  die  interessante  Arbeit  von  W.  W.,  „Die  Arbeitermiete  im  Winter", 
in  der  Zeitschrift  „NabljudateljS  1885,  Bd.  II  S.  42-70,  sowie  Sokolowsky, 
a.  a.  0-  S.  23  f.  und  Gwosdkw,  a.  a.  0.  S.  89  f.,  TeiroCtOW,  a.  a.  0.  S.  186  f. 
Vgl.  auch  Fürst  N.  Schachowskoi,  die  landwirtschaftliche  Wanderarbeit. 
Petersburg  1903.  S.  223  f.  und  N.  Kataew,  Der  Dorfkredit  und  die  bäuerliche 
Wirtschaft  in  Russland.    Moskau  1902.  S.  10  f. 
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sterer  dem  zweiten  ein  gewisses  Stück  seines  Inventars  oder  ein 
Gebäude,  nnter  Umständen  auch  sein  gesamtes  Inventar  und  alle 
Gebäude  für  eine  bestimmte  Geldsumme  verkauft,  dabei  aber  das 
Recht  behält,  bis  zu  einem  gewissen  Termin  die  Schuld  zu  tilgen 
und  das  verkaufte  Objekt  zurückzunehmen,  d.  h.  also  zu  behalten. 
Das  Objekt  selbst  bleibt  zunächst  im  Besitz  des  Bauern.  Falls 
dieser  Gegenstand  ein  Füllen  oder  ein  Kalb  ist,  so  hat  der  Käufer 
dabei  noch  den  A'orteil,  dass  er  das  Tier  den  ganzen  Sommer  um- 
sonst weiden  lässt.  Ist  die  ganze  Hofstätte  dem  Wucherer  verkauft, 
so  wird  gleichzeitig  ein  Pachtvertrag  abgeschlossen  und  bleibt  zu- 
nächst der  Bauer  als  Pächter  '). 

Dem  Vertrag  lässt  sich  also  äusserlich  nicht  ohne  weiteres  an- 
sehen, dass  hier  im  Grunde  genommen  nur  eine  für  den  Geldbe- 
sitzer ausserordentlich  bequeme  und  sichere  Form  eines  Darlehns 
vorliegen  kann.  Von  dem  Verhältnis  zwischen  der  tatsächlich  er- 
haltenen und  der  im  Dokument  angegebenen  —  natürlich  höheren 
—  Geldsumme  hängt  für  den  Bauern  grösstenteils  die  Möglichkeit 
des  Rückkaufs  des  Objekts  ab.  In  jenem  Verhältnis  der  beiden 
Geldsunnnen  drückt  sich  aber  selbstverständlich  das  wirtschaftliche 
Machtverhältnis  zwischen  dem  Geldbesitzer  und  dem  Bauern  aus. 
Gelingt  es  dem  Bauern ,  das  Objekt  wiederzuerwerben ,  so  hat  er 
den  Kredit  unter  günstigen  Umständen  mit  100  und  mehr  Prozenten 
bezahlt.  Dass  jedoch  diese  Transaktionen  in  letzter  Linie  meistens 
einen  Verlust  des  Inventars  und  der  Wirtschaftsgebäude,  schliess- 
lich auch  des  Wohnhauses  des  Bauern  nach  sich  ziehen ,  darauf 
weisen  auch  hin  die  statistischen  Untersuchungen  der  Ursachen 
der  wachsenden  Zahl  der  Inventar-  und  hauslosen  Gemeindegenossen. 

Eine  zweifellos  grössere  Bedeutung  im  wirtschaftlichen  Leben 
der  russischen  Bauern  hal)en  jedoch  noch  andere  Operationen ,  die 
gleichfalls  einen  Ersatz  für  Kredit  bieten.  Im  Herbst ,  wenn  die 
Steuern  bezahlt,  anderseits  auch  wohl  andere  lang  aufgeschobene 
Ausgaben  gemacht  werden  müssen,  werden  aus  den  Dörfern  Mas- 
sen von  Roggen,  Hafer  und  anderer  Halmfrucht  gebracht,  wodurch 
eben  der  beinahe  regelmässige  Preissturz  im  Herbst  herbeigeführt 
wird.  Der  Bauer  verkauft  diese  Produkte,  weil  er  eben  Geld  braucht, 
und  er  verkauft  sie  auch  dann,  wenn  er  davon  überzeugt  ist,  dass 
er  sie  später  wieder  selbst  kaufen  muss.  Wenn  er  jedoch  diese 
Nahrungs-    und  Futtermittel   oder    dies    Saatgut    zum   Frühling   zu 

')  Vgl.  Sasonow,  Formen  des  Volkskredits,  a.  a.  0.  S.  12  f. ;  dkes.,  Wucher 
u.  s.  w.  S.  114  f. 
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wieder  erwirbt,  hat  er  selbstverständlich  viel  höhere  Preise  zu 
zahlen.  Dass  dieser  Yerkanf  und  Kauf  nur  nötig  werden,  weil  der 
Bauer  keinen  billigen  Kredit  findet,  ist  klar.  Trotzdem  ist  es  doch 
unmöglich,  mit  einigen  namhaften  russischen  Autoren,  namentlich 
Dr.  WoROXZOW  (W.  W.)  und  Sasonow,  auch  in  diesen  Fällen  von 
Kredit  zu  reden.  Der  von  ihnen  hervorgehobene  Gesichtspunkt  ist, 
dass  hiebei  im  Grunde  genommen  das  verkaufte  und  später  wieder 
gekaufte  Objekt  nur  die  Rolle  eines  Faustpfands  spiele  und  die 
ganze  Transaktion  ein  Kreditbedürfnis  des  Bauern  befriedige.  In- 
dessen ist  es  doch  klar,  dass  hier  kein  zeithches  Auseinanderfallen 
von  Leistung  und  Gegenleistung  zu  finden  ist,  und  dass  hier  im 
Gegenteil  zwei  verschiedene  Transaktionen  —  und  zwar  zwei  Bar- 
käufe —  erscheinen,  die  zum  Objekt  ein  und  dasselbe  Gattungsgut 
haben.  —  Bei  diesen  Getreidegeschäften  ist  es  unter  Umständen 
möglich,  dass  ein  bestimmtes  Quantum  zu  seinem  Produzenten  zu- 
rückkehrt ;  doch  lässt  sich  dies  schwer  feststellen  und  kommt  prak- 
tisch nicht  in  Betracht.  Nun  sind  aber  noch  andere  Fälle  häufig, 
in  denen  infolge  der  absoluten  Identität  des  Gegenstands  des  Ver- 
kaufs und  Rückkaufs  der  eigentliche  Zweck  der  Transaktionen  noch 
deutlicher  zutage  tritt.  So  wird  z.  B.  von  den  hausindustriellen 
Produzenten  von  Fensterrahmen  im  Gouv,  Mshnenowgorod  berichtet: 
„Infolge  der  äussersten  Armut  der  Meister  zeigt  sich  hier  folgende 
Form  des  Kredits :  nachdem  der  Meister  eine  Partie  Fensterrahmen 
verfertigt  hat,  trägt  er  sie  zum  örtlichen  „reichen  Mann"  und  ver- 
kauft sie;  für  das  erhaltene  Geld  kauft  er  wiederum  Material  und 
verfertigt  die  folgende  Partie  Ware.  Um  nun  mit  diesen  Rahmen 
herumfahren  und  sie  an  die  Konsumenten  absetzen  zu  können,  muss 
der  Hausindustriearbeiter  sie  beim  Aufkäufer  auskaufen,  indem  er 
für  die  Stundung  der  Zahlung  Prozente  zahlt.  So  verkauft  er  z.  B. 
im  Winter  die  Rahmen  für  7  Rbl.  das  Hundert  und  kauft  sie  im 
Herbst  für  11  Rbl.  zurück"  '). 

Diese  etwas  unbeholfene  Darstellung  ist  besonders  bezeichnend 
für  den  in  Rede  stehenden  Standpunkt,  der  im  Kredit  hauptsäch- 
lich die  Ausbeutung  sieht  und  sodann  umgekehrt  jede  Ausbeutung 
als  Kredit  auffassen  möchte.  Tatsächlich  zeigen  jene  Operationen 
des  russischen  Dorfs  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Reportgeschäft  der 

')  Vgl.  W.  W.,  Aus  der  Praxis  des  Volkskredits,  a.  a.  0.  S.  25  f.  Sasonow, 
Die  Formen  des  Volkskredits.  In  der  Zeitschrift  „Sewern^-  Westnik',  1887, 
Bd.  VI  S.  1  f.  Markes,  a.  a.  0.  S.  52  f.  Die  staatliche  Förderung  der  Haus- 
industrie in  den  Jahren  1888—1898.    Petersburg  1898,  bes.  S.  47. 
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Börse  und  können  ebenso  wenig,  wie  diese,  als  Kreditgeschäfte  an- 
erkannt werden.  Jedenfalls  erinnert  diese  Auffassung  der  russischen 
Autoren  an  die  bekannten  Gedanken  der  Kanonisten.  Die  zu  einer 
Ausdehnung  des  Kreditbegriti's  führenden  Gründe  sind  in  beiden 
Fällen  die  gleichen,  ethisch-praktischen. 

So  gross  die  Bedeutung  des  in  verschiedenen  Formen  auftre- 
tenden Geldkredits  für  den  russischen  Bauern  ist,  die  des  Waren- 
oder Naturalkredits  ist  eine  noch  grössere.  Als  „naturwirtschaft- 
licher" lässt  sich  dieser  Kredit  nicht  mehr  auffassen  ').  Denn  tat- 
sächlich haben  sich  seine  Formen  wohl  ganz  zur  Zeit  der  Entwick- 
lung der  Geldwirtschaft  ausgebildet,  wie  denn  die  Zahl  dieser  Wa- 
renkreditgeschäfte auch  noch  gegenwärtig  steigt  —  in  manchen 
Fällen  sogar  auf  Kosten  des  Geldkredits.  Sodann  kommt  noch 
in  Betracht,  dass  bei  diesem  Xaturalkredit,  sofern  in  der  Kegel  die 
Tilgung  der  Schuld  nicht  in  dem  gleichen,  sondern  in  einem  andern 
Gut  oder  in  Geld  erfolgt,  durchweg  das  Geld  mindestens  als  Wert- 
massstab fungiert.  Damit  werden  diese  Naturalkreditgeschäfte  deut- 
lich als  Teilvorgänge  des  geldwirtschaftlichen  Prozesses  der  gegen- 
wärtigen Volkswirtschaft  charakterisiert. 

Der  AV'arenkredit  kommt  als  naturales  Darlehen  vor,  das  in 
dem  gleichen  vertretbaren  Gut  zurückgegeben  wird.  Natürlich  wird 
bei  rein  geschäftlichen  Beziehungen  zwischen  Gläubiger  und  Schuld- 
ner ein  Aufmass  —  ein  Additamentum  —  gegeben.  Doch  erscheint 
ein  solcher  Kredit,  wie  auch  der  Geldkredit,  vielfach  als  ein  un- 
entgeltlicher, w'obei  freilich  oft  irgend  eine  sich  materiell  äussernde 
Erkenntlichkeit  des  Schuldners  vorausgesetzt  wird. 

Dieser  Naturalkredit  hat  ferner  sich  immer  Hu4ir  verbreitet 
als  ein  von  (h-n  Kautleuten  ihren  Kunden  eröffneter  Buchkredit. 
Er  ist  entweder  mit  Kauf  oder  mit  Tausch  der  Güter  verijunden 
—  mit  Kauf,  wenn  die  Zahlung  der  Schuld  in  Geld  erfolgt,  mit 
Tausch ,  wenn  die  Schuld  durch  Lieferungen  von  Produkten  oder 
durch  Arl)eits Verrichtungen  beglichen  wird.  Beide  Arten  von  Na- 
turalkredit erscheinen  beinahe  überall  und  inmier  in  engster  Ver- 
bindung. Der  Bauer,  der  Waren  vom  städtischen  oder  vom  im 
Dorfe  ansässigen  Kaufmann  auf  Kredit  nimmt,  bezahlt  meistens  so- 
wohl in  Geld  als  in  Produkten. 

Dieser  Kredit  gestaltet  sich  in  rein  wirtschaftlicher  Beziehung 
verschieden,  je  nachdem  der  Bauer  ihn  als  Landwirt  oder  als  Haus- 


»)  Vgl.  dag.  Knies,  a.  a.  0.  S.  100. 
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industrieller  in  Anspruch  nimmt.  Der  Lanchvirt  erwirbt  beim  Kauf- 
mann nicht  allein  Werkzeuge ,  Kleiderstofi'e  und  Luxusprodukte, 
sondern  nur  zu  oft  auch  Nahrungsmittel  und  Saatgut.  So  sehr  er 
auch  sonst  zu  handeln  versteht  und  liebt,  bei  Kauf  auf  Kredit  und 
namentlich  bei  Bezahlung  mit  eigenen  Produkten  haben  sein  kriti- 
sches Urteil  wie  seine  Entschlussfreiheit  wenig  zu  sagen. 

Nicht  allein  besonders  häufig,  sondern  beinahe  immer  spielt 
der  Kredit  eine  Rolle  im  Leben  der  Hausindustriellen.  Seine  Gläu- 
biger sind  sowohl  der  mit  Rohstoffen  handelnde  Kaufmann  als  spe- 
ziell auch  der  Verleger.  Der  einfache  Aufkäufer  der  hausindu- 
striellen Erzeugnisse  verwandelt  sich  mit  der  Zeit  so  leicht  in  einen 
Lieferanten  der  Rohstoffe.  Und  als  A'erleger  gewährt  er  neben  dem 
Waren-  auch  Geldkredit,  da  der  Heimarbeiter  oft  auch  bares  Geld 
braucht.  Getilgt  wird  die  Schuld  durch  Lieferung  von  gebrauchs- 
fertiger Ware  oder  von  Halbfaljrikaten ,  falls  der  Verleger  eine 
eigene  Werkstätte  oder  Fabrik  besitzt,  wo  die  Produkte  der  letzten 
Bearbeitung  unterworfen  werden.  Bei  der  dauernden  und  im  all- 
gemeinen wachsenden  Abhängigkeit  der  Produzenten  von  seinem 
Gläubiger  werden  die  Preise  bei  Kauf  und  Verkauf  in  erster  Linie 
vom  letzteren  bestimmt,  so  dass  der  Hausindustrielle  zweifellos 
einen  ausserordentlich  feuern  Kredit  geniesst  ^). 

In  welchen  Rechtsformen  erscheint  nun  der  im  vorhergehen- 
den betrachtete  Geld-  und  Xaturalkredit  ? 

In  sehr  vielen  Fällen  liegen  gar  keine  schriftlichen  Beweise 
einer  Verschuldung  vor,  da  das  Geschäft  mündlich  geschlossen  wdrd. 
Die  Gegenw^art  von  Zeugen  oder  unter  Umständen  noch  mehr  die 
allgemeine  Abhängigkeit  des  Schuldners  vom  Gläubiger  sichern  den 
letzteren  genügend.  Soweit  die  Gläubiger  mehr  oder  minder  genü- 
gende Handelsbücher  führen,  haben  letztere  vor  Gericht  die  nötige 
Beweiskraft.  Doch  verhältnismässig  nicht  zu  oft  kommt  es  zu  einer 
gerichtlichen  Untersuchung  und  Lösung  der  Schuldverhältnisse,  denn 
der  Bauer  fühlt  sich  zu  sehr  in  der  GeAvalt  des  Kaufmanns  und 
seiner  Bücher ,  als  dass  er  nicht  die  gerichtliche  Entscheidung  auf 
alle  Weise  vermiede. 

Um  die  Schuldner  noch  besser  in  Unterwürfigkeit  zu  halten, 
lassen  sich  die  Gläubiger  von  ihnen  Wechsel  ausstellen  —  natür- 
lich   Eigenwechsel,    die   in    Russland  sogar  im    Grosshandel  über- 

')  Sasonow^  Formen  des  Volkskredits,  a.  a.  0.  S.  17  f.  —  Sokolowsky, 
S.  30  f.  —  iLJix,  S.  273  f.,  298  f.  —  Markss,  a.  a.  0.  S.  65  f.  —  Gwosdew, 
S.  82  f. 
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wiegen.  Die  Wechselsumme  übersteigt  meistens  die  wirkliche  Schuld 
des  Bauern ,  weil  sie  angeblich  das  Maximum  des  ihm  eröffneten 
Kredits  —  namentlich  Warenkredits  —  darstellen  soll.  Da  nun 
Schulden  bis  zu  100  E,bl.  vor  dem  "VVolostgericht  eingeklagt  wer- 
den müssen,  dieses  aber  an  keinerlei  wechselrechtliche  Bestimmungen 
gebunden  ist  und  z.  B.  auf  Grund  von  Zeugenaussagen  die  An- 
sprüche des  Gläubigers  ganz  oder  teilweise  nicht  anerkennen  kann, 
so  lautet  die  Wechselsumme  gewöhnlich  auf  mehr  als  100  Rbl. 

Ein  bedeutender  Teil  aller  Gelddarlehen  wird  auf  Veranlassung 
der  Gläubiger  in  dem  von  den  Wolostverwaltungen  geführten  „Buche 
der  Geschäfte  und  Verträge"  registriert.  Bemerkenswert  ist  nun 
hierbei,  dass  nach  den  für  das  Gouv.  Pskow  ermittelten  Daten  nur 
in  etwas  über  V'.^  (22  %j  aller  Fälle  der  Termin  der  Rückzahlung 
fixiert  war,  in  beinahe  ^ji  aller  Fälle  die  Rückzahlung  vom  Gläu- 
l)iger  jederzeit  gefordert  werden  konnte.  Diese  Tatsaclie  kenn- 
zeichnet genügend  die  ewige  Unsicherheit  der  Lage  der  Schuldner 
und  ihre  Abhängigkeit  von  den  Gläubigern. 

Diese  Uebermacht  verstand  sich  jedoch  der  Glilul)iger  auch 
noch  anders  und  besser  zu  sichern.  Er  ging  nämlich  mit  seinem 
Schuldner  in  spe  zum  Friedensrichter,  in  dessen  Gegenwart  der 
Bauer  zugeben  musste,  dass  er  dem  andern  so  und  so  viel  schuldig 
sei.  Der  Richter  stellte  darauf  hin  dem  Gläubiger  einen  Vollzugs- 
befehl aus,  der  ihm  die  Möglichkeit  gab,  zu  jeder  Zeit  durch  den 
Gerichtsvollzieher  die  Schuld  eintreiben  zu  lassen.  Dies  Mittel  des 
Wucherers,  sich  zu  sichern ,  nmg  indessen  nicht  sehr  häutig  ange- 
wandt worden  sein,  da  die  Richter  eine  solche  ManipuL'ition  schliess- 
lich (luichschauen  und  vereiteln  mussten. 

Dagegen  erweist  sich  als  verbreitetes  und  von  den  Wucherern 
bevorzugtes  Verfahren  der  schon  früher  geschilderte  „Kauf''  der 
fahrenden  Habe  oder  der  Baulichkeiten  des  Bauers.  Diese  Kauf- 
verträge werden  auch  in  dem  genannten,  von  der  Wolostverwal- 
tung  geführten  Buche  eingetragen,  und  sie  erscheinen  dem  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  Nichtvertrauten  als  höchst  einfache  und  un- 
verfängliche Geschäfte. 

Nur  ein  geringer  Teil  aller  Kreditgeschäfte  endlich  wird  beim 
Notar  in  der  Kreisstadt  geschlossen  M. 

Nach  dieser  Charakteristik  der  Formen  des  bäuerlichen  Kre- 
dits bliebe  noch  auf  die  Fragen  einzugehen,  wie  gross  die  absolute 


1)  Vgl.  Sasonow,  Wucher  u.  s.  w.,  bes.  S.  127  f.,  191  f.,  2061. 
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und  relative  Verschuldung  der  Bauern  ist,  und  welche  allgemeine 
Bedeutung  sie  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bauern  in  Gegen- 
wart und  Zukunft  haben  könnte. 

Auf  die  erste  dieser  Fragen  kann  leider,  wie  schon  oben  her- 
A'orgehoben,  im  allgemeinen  nicht  einmal  eine  annähernde  Antwort 
gegeben  werden.  Für  einzelne  Kreise  hat  man  allerdings,  nament- 
lich mit  Hilfe  der  in  der  Wolostverwaltung  geführten  Bücher,  sta- 
tistisches Material  gewonnen.  Auf  ^\)llständigkeit  können  diese 
Daten  aber  keinen  Ansprucli  machen,  solange  namentlich  die  Kauf- 
leute —  aus  sehr  verständlichen  Gründen  —  den  Statistikern  jeg- 
liche Einsicht  in  ihre  Bücher  verweigern  \).  In  andern  Kreisen  sind 
bei  einer  von  den  Landschaftsstatistikern  durchgeführten  Aufnahme, 
die  sich  auf  Personal- ,  Vermögens- ,  Berufs-  und  Einkommensver- 
hältnisse erstreckte,  noch  höchst  interessante  und  wertvolle  Daten 
über  die  Verschuldung  gesammelt  worden.  Aber  ob  hier  eine  Voll- 
ständigkeit erreicht  werden  konnte ,  ist  doch  zweifelhaft  trotz  des 
im  allgemeinen  vertrauensvollen  Verhaltens  der  Bauern  zu  den  Ver- 
tretern der  Landschaftsstatistik.  Auch  sind  die  Daten  des  einen 
Gouvernements  Woronesh  nicht  typisch  für  das  zentrale  und  nörd- 
liche Russland  -).  Und  so  können  wir  also  von  der  Statistik  keine 
umfassenden  oder  auch  für  einzelne  typischen  Distrikte  vollstän- 
digen Daten  über  die  Verschuldung  erhalten. 

Dementsprechend  ist  auch  keine  exakte  Antwort  auf  die  Frage 
nach  der  allgemeinen  Bedeutung  der  Verschuldung  für  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  LandbevölJcerung  zu  erwarten.  Dennoch  geben 
uns  sowohl  die  vorhandenen  statistischen  Daten  als  die  ausgezeich- 
neten Einzelbeobachtungen  vieler  Kenner  des  russischen  Volkslebens 
genügende  Anhaltspunkte ,  um  sich  eine  allgemeine  wichtige  Vor- 
stellung von  der  Bedeutung  des  Kredits  für  die  Gestaltung  der 
bäuerlichen  Verhältnisse  zu  bilden. 

Wenn  wir  zunächst  den  Wucher  in  Russland,  insbesondere  den 
Kreditwucher,    mit   demjenigen  in    Westeuropa,    wie   er   z.  B.    für 

^)  Vgl.  noiu.  .Sasoxow,  Wucher  u.  s.  w.  S.  127  f. 

■^)  Von  176  821  im  Gouv.  Woronesh  in  den  80er  Jahren  untersuchten  Bauern- 
familien hatten  90  523  Schulden,  und  zwar 

1  879  —  landlose  —  durchschnittlich  eine  Schuld  von  23     Rbl., 

21856  —  mit  Landbesitz  unter    5  Dessiatinen    —   „  „  „    21 '/a   „ 

42  834  —     ,  ,  von       5—15     ,  —  ,  ,  ,    28       „ 

16  774  —  ,     „     von  15—25  ,     —  ,     „  ,  41   , 

7  250  —  ,     ,     über  25     „  —  „     ,    ,  90   , 

S.  ScHJERBiNA,  a.  a.  0.  S.  274—285. 
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Deutschland  in  den  bekannten  vom  Verein  für  Sozialpolitik  ange- 
regten Untersuchungen  der  80er  Jahre  dargestellt  ist^,  vergleichen, 
so  zeigt  er  im  ganzen  wohl  recht  unentwickelte  Formen.  Zunächst 
fehlt  im  russischen  Dorf  der  in  Deutschland  noch  vor  kurzem  so 
blühende  und  auch  gegenwärtig  nicht  vergessene  Viehwucher.  Dann 
fehlt  mit  der  Privathypothek  auch  der  Hypothekenwucher.  Wohl 
aber  lässt  sich  eine  andere  Form  des  Landwuchers  sehen ,  die  im 
Pachten  und  Verpachten  von  Gemeinde-  und  Privatland  besteht. 
Endlich  hat  der  Kreditwucher  sich  im  allgemeinen  anders  gestaltet, 
indem  der  Wechsel  überhaupt  in  Russland  bei  weitem  nicht  die 
Rolle  wie  in  Westeuropa  spielt  -). 

Alles  in  allem  kann  man  an  den  einfacheren  Formen  des  Kre- 
ditwuchers, wie  ii))erhaupt  des  Wuchers,  sehen,  dass  die  geldwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  sich  nicht  so  entwickelt  und  differenziert 
liaben,  wie  z.  B.  in  Deutschland  in  den  80er  Jahren,  und  dass  die 
Kreditbedürfnisse  sich  auf  dem  Boden  einer  in  technischer  und 
ökonomischer  Beziehung  ausserordentlich  viel  niedrigeren  bäuer- 
lichen Landwirtschaft  entwickeln. 

Gerade  im  Hinblick  auf  die  Unterschiede  in  der  wirtschaft- 
lichen Entwickhing  West-  und  Osteuropas  könnte  indessen  die  Frage 
aufgew  orfen  werden :  kann  der  in  Rede  stehende  Kredit  im  allge- 
meinen als  AVucher  angesehen  werden  ?  Entspricht  nicht  die  Höhe 
des  vom  Kapitalisten  geforderten  Entgelts  einerseits  seinem  Risiko, 
anderseits  den  Gewinnen,  die  er  selbst  bei  persönlicher  Verwertung 
des  Kn])itals  erhalten  könnte  und  die  nunmehr  sein  Schuldner  er- 
hält-'ly 

Auf  eine  Frage  ist  schon  im  vorhergehenden  zum  Teil  eine 
Antwort  gegel)en,  näudich  dass  die  Höhe  der  Zinsen  oder  des  in 
andere  Formen  i^ekleideten  Entgelts  des  Gläubigers  im  allgemeinen 


')  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  35  (Der  Wucher  auf  dem 
Lande)  und  38  (Verhandlungen  der  Generalversammlungen  von  1888),  Leipzig 
1885  und  1889. 

-)  Darüber  vgl.  die  Arbeiten  von  S.  Baraz,  Die  Aufgaben  der  Wechsel- 
reform.    Petersburg  1896  und  Kursus  des  Wechselrechts.     Petersburg  1898. 

3)  Wenn  man  freilich  mit  K.  Mabx  (Kapital,  lU.  Bd.,  Kap.  36)  den  Kredit 
als  kapitalistischen  und  als  wucherischen  untei'scheidet,  je  nachdem  der  Schuld- 
ner Lohnarbeit  verwertet,  also  Mehrwert  bezieht,  oder  aber  nur  mit  seiner 
eigenen  Arbeitskraft  einen  Kleinbetrieb  hat,  so  müsste  der  rassische  bäuerliche 
Kredit  im  allgemeinen  ohne  weiteres  als  wucherischer  aufgefasst  werden.  Diese 
Konsequenz  zieht  auch  z.  B.  W.  Tscherxow,  Bauer  und  Arbeiter.  Shitomir 
S.  20—26. 
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nicht  als  berechtigte  Eisikoprämie  angesehen  werden  kann.  Denn 
alles  in  allem  genommen  sind  die  Verluste  der  Gläubiger  recht 
kleine.  Der  armselige  Dorf  hungerleider  bietet  unter  Umständen  dem 
Wucherer  eine  sicherere  Kapitalanlage  als  der  verschuldete  Lebe- 
mann der  Grossstadt.  Die  Arbeitskraft  des  bäuerlichen  Schuldners 
gewährt  dem  Gläubiger  eine  gewisse  Garantie,  soweit  die  Schuld- 
summe keine  hohe  ist.  Diese  Summe  erreicht  aber  nur  dann  eine 
grössere  Höhe,  m.  a.  W.  der  Kredit  wird  nur  dann  in  weiterem 
umfang  gewährt,  wenn  der  Schuldner  noch  gewisse  Vermögensob- 
jekte besitzt. 

Was  das  Verhältnis  zwischen  der  Zinshöhe  und  dem  Gewinn, 
den  der  Kapitalist  sonst,  d.  h.  wohl  als  Produzent ,  von  dem  Ka- 
pital gehabt  hätte,  so  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Gewinn 
des  Wucherers  grösser  ist  als  der  der  Produzenten  in  beinahe  allen 
Branchen  ^).  Wie  steht  es  aber  mit  dem  Verhältnis  zwischen  den 
dem  Gläubiger  gezahlten  Zinsen  und  dem  Vorteil,  den  der  Schuldner 
von  der  Benutzung  des  entliehenen  Kapitals  zieht  ?  Diese  Frage 
ist  in  Bezug  auf  den  russischen  Bauern  besonders  schwer  zu  be- 
antworten, da  Produktions-  und  Konsumtionswirtschaft  bei  ihm  im 
allgemeinen  zusammenfallen.  Ein  Kredit,  der  im  allgemeinen  dem 
Schuldner  auch  bei  äusserster  Anspannung  der  Kräfte  weniger  als 
den  Verdienst  eines  Arbeiters  lässt  (wie  dies  namentlich  sich  in  der 
Hausindustrie  zeigt !)  und  der  ihm  immer  wieder  die  Möglichkeit 
nimmt,  Ersparnisse  zu  machen  und  seine  Wirtschaft  erfolgreicher 
zu  gestalten,  ist  doch  zweifellos  ein  wucherischer.  —  Man  könnte 
freilich  noch  darauf  hinweisen,  dass  es  Momente  gibt,  wo  kein 
Kredit  zu  teuer  ist.  Allein  dem  gegenüber  muss  hervorgehoben  wer- 
den, dass  gerade  in  den  Epochen  allgemeiner  Xot,  z.  B.  bei  Miss- 
ernten, Futtermangel ,  der  Wueherkredit  ziemlich  versagte.  Die 
Gründe  sind  recht  einfach.  Zunächst  Avar  es  für  die  kleineren  Geld- 
besitzer vorteilhafter,  die  Barmittel  zum  Kauf  der  für  einen  Spott- 
preis fortgegebenen  Haustiere,  Gebäude  u.  s.  w.  zu  benutzen,  und 
später  war  ein  rein  persönlicher  Kredit  bei  vollständiger  Besitz- 
losigkeit und  allgemeiner  wirtschaftlicher  Depression  denn  doch  zu 
gefährlich. 

Bei  der  Beurteilung  der  Rolle  des  bäuerlichen  Kredits  fällt 
ganz  besonders  ins  Gewicht  die  grauenhafte  x\bhängigkeit  der 
Schuldner  von  ihren  Gläubigern.    Es  ist  eine  Abhängigkeit,  die  sich 


1)  Vgl.  z.  B.  GwoSDEW,  a.  a.  0.  S.  86. 
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zur  vollständigen  Schuldknechtschaft  steigert!  Daher  wird  es  den 
Gläubigern  möglich,  den  Wert  der  von  ihnen  gegebenen  und  der 
von  ihnen  erhaltenen  Güter  und  Leistungen  ganz  einseitig  und  will- 
kürlich abzuschätzen.  Welche  Folgen  dies  hat ,  zeigen  recht  an- 
schaulich die  von  WoRONZOW,  Sasoxow  u.  a.  gesammelten  Daten. 
Dazu  kommt  noch,  dass  neben  den  vereinbarten  Gegenleistungen 
noch  oft,  ja  vielfach  als  Regel  allerlei  Extraleistungen  des  Schuld- 
ners verlangt  und  gegeben  werden  —  Hilfe  l)ei  dieser  oder  jener 
Arbeit,  Stellung  von  Fulu'en  u.  s.  w.  Und  schliesslich  feldcn  keines- 
wegs und  erscheinen  oft  ganz  unverhüllt  rohe  Gewalt  und  gröbster 
Betrug  beim  Messen  und  Wägen,  ferner  auch  beim  Buchen  der  ge- 
lieferten und  empfangenen  Waren  und  Dienste.  Allen  diesen  Aus- 
beutungsarten gegenüber  ist  der  Schuldner  mehr  oder  minder  wehr- 
los, auch  wenn  er  sie  bemerkt  oder  durchschaut,  denn  ein  jeder 
Protest  würde  eine  Sistierung  des  Kredits  und  insbesondere  eine 
Zwangseintreibung  der  Schuldsumme  nach  sich  ziehen.  Der  Kredit- 
wucher schaut  eben  die  ., solide"  Basis  für  jede  andere  wucherische 
und  betrügerische  Ausbeutung  der  Schuldner! 

Diese  Verschuldung  der  Bauern  ist  eine  soziale  Gefahr  nicht 
allein  durch  die  von  ihr  ermöglichte  wirtschaftliche  Fesselung  und 
Aussaugung  der  Opfer,  sondern  auch  durch  ihre  psychische  Ein- 
wirkung. Sie  raubt  den  Verschuldeten  Hotinungsfreudigkeit  und 
Arbeitslust,  da  jede  kleine  Besserung  in  der  Lage  des  Bauern,  so- 
fern sie  ihn  nicht  völlig  von  der  Schuldknechtschaft  befreit,  nicht 
so  sehr  ihm  als  dem  Wucherer  zu  gute  kommen  kann.  Und  damit 
verbindet  sich  noch  Eins:  die  Notwendigkeit,  es  mit  dem  Gläubiger 
nicht  zu  verderben  und  sich  alles  an  Extraleistungen  und  schlechter 
Behandlung  gefallen  zu  lassen,  hat  unleugbar  die  Tendenz  in  der 
Bevölkerung  einerseits  eine  moralische  Degradation,  anderseits  eine 
Erbitterung  gegen  .,die  Reichen"  im  Dorfe  zu  erzeugen.  .  . 

Es  lässt  sicli  nun  nicht  bezweifeln,  dass  ein  derartiger  Kredit 
bei  einem  so  bedeutenden  Einiluss  einen  Faktor  bildet,  der  zur 
Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  zur  Differenzie- 
rung der  bäuerlichen  Bevölkerung  beitragen  muss. 

Dass  diese  Differenzierung,  trotz  der  Existenz  des  Gemeinde- 
eigentums und  des  viel  hervorgehobenen  Rechts  einer  jeden  Ar- 
beitskraft auf  ein  Stück  Boden,  in  Wirklichkeit  vor  sich  geht  und 
sich  ein  bedeutendes  Dorfproletariat  herausgebildet  hat,  zeigen  auch 
die  vorhandenen  statistischen  Daten.  Seit  den  60er  Jahren  ist  die 
Zahl   der   landlosen    Familien    bäuerlichen    Standes    ganz    gewaltig 

Neumann-Festsclirift.  15 
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gewachsen  ^).  Zum  Dorfproletariat  gehören  jedoch  auch  solche  Fa- 
milien, die  Anspruch  auf  einen  Landanteil  haljen ,  aber  ihn  aus 
Mangel  an  Inventar  und  Saatgut  zu  verpachten  gezwungen  sind. 
Dazu  gehören  auch  alle  die  Familien ,  deren  Landanteil  zu  klein 
ist,  um  von  ihm  —  namentlich  hei  der  herrschenden  Wirtschafts- 
weise —  erhalten  zu  werden-).  Inwieweit  der  Kredit  an  der  Bil- 
dung dieses  Proletariats  beteiligt  ist,  lässt  sich  freilich  nicht  ziffer- 
mässig  nachweisen  —  und  dies  um  so  weniger,  als  ja  liiebei  eben 
nicht  allein  die  Höhe  der  vereinbarten  und  gezahlten  Zinsen  mass- 
gebend sein  kann,  sondern  auch  die  durch  die  Schuldverhältnisse 
ermöglichte  und  bedingte  allgemeine  Abhängigkeit  und  Exploitation 
der  Landbevölkerung  in  Betracht  kommen. 

Gleichzeitig  mit  der  steigenden  Proletarisierung  eines  grossen 
Teils  der  Bauernschaft  krystallisiert  sich  eine  andere,  kleinere  Gruppe 
von  Dorfbewohnern  heraus  —  und  bei  dieser  Grujjpe  tritt  die  Be- 
deutung des  Kredits  für  die  soziale  Schichtung  der  Bevölkerung 
besonders  deutlich  hervor.  Mit  den  im  Vorhergehenden  charakte- 
risierten Kreditgeschäften  beschäftigen  sich  die  Kaufleute  der  klei- 
neren und  mittleren  Städte,  an  ihnen  nehmen  auch  viele  Gross- 
grundbesitzer teil,  soweit  es  sich  um  Gewinnung  und  Sicherung  von 
Arbeitskräften  handelt.  Allein  die  grosse  Masse  der  Kreditgeber 
sitzt  doch  in  den  Dörfern  selbst  und  besteht  aus  Schenkwirten, 
Ladeninhabern,  Holzhändlern ,  allerlei  Aufkäufern  und  Verlegern, 
kleinen  Fabrikanten ,  sodann  aber  auch  namentlich  aus  einfachen 
wohlhabenden  Bauern,  die  wohl  zu  einem  grossen  Teil  in  der  Stadt 
einiges  Geld  zusammengeln'acht  hal)en.  Die  Majorität  dieser  Kre- 
ditgeber sind  also  Dorfbewohner  und  auch  wohl  Gemeindegenossen. 
Es  sind  dies  die  vom  Volksmunde  und  auch  in  der  Literatur  als 
„Kulaki"  (eig.  Fäuste),  als  „Reiche",  als  „Kraftmenschen"  oder 
„Gemeindefresser"  bezeichneten  Personen,  mit  deren  Rolle  und 
Moral  die  westeuropäische  Lesewelt  in  den  letzten  Jahren  durch 
die  russische  Belletristik  bekannt  geworden  ist. 

So  sehr  der  wirtschaftliche  und  soziale  Einfiuss  dieser  „Kulaki" 
allgemein  hervorgehoben,  so  sehr  ihre  Tätigkeit  vom  moralischen 
Standpunkt  verurteilt  wird,  so  erfäln-t  doch  tatsächlich  ihre  Bedeu- 


^)  Vgl.  die  angeführte  Arbeit  von  Lochtix,  der  leider  noch  viel  auf  Kom- 
binationen und  hypothetische  Annahmen  angewiesen  ist. 

*)  Vgl.  darüber  Simkhowitsch  a.  a.  0.  S.  299  f.  Die  für  diese  Frage 
grundlegende  Arbeit  war  die  von  Prof.  J.  Jansox:  Versuch  einer  statistischen 
Untersuchung  der  bäuerlichen  Landanteile  und  Zahlungen.     Petersburg  ISSl. 
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tung  für  die  sozialökonomische  Entwicklung  des  grossrussisclien  Volks 
eine  sehr  verschiedene  Auffassung.  In  einer  solchen  Verschieden- 
heit des  Urteils  tritt  besonders  deutlich  zutage  der  Gegensatz  zwi- 
schen den  beiden  bis  vor  kurzem  noch  so  scharf  gesonderten  Strö- 
mungen in  der  russischen  nationalökonomischen  und  sozialpolitischen 
Literatur  wie  in  der  russischen  Gesellschaft  —  nämlich  der  Gegen- 
satz zwischen  den  „Volkstümlern"  (Narodniki)  und  den  Marxisten  ^j. 
Die  ersteren  erblicken  in  den  .,  Kulaki"  nur  einen  Auswuchs 
des  Volkslebens,  lediglich  eine  Erscheinung,  die  der  gegenwärtigen 
Gestalt  der  russischen  Gesellschaft  vorübergehend  viel  Schaden 
bringen  kann.  Die  letzteren  sind  überzeugt,  dass  sich  in  der  rus- 
sischen bäuerlichen  Welt  eine  unvermeidliche  Differenzierung  zeigt 
und  dass  die  sog.  Gemeindefresser  einen  notwendigen  Faktor  in  der 
Entwicklung  darstellen,  dass  sie  eben  die  Vertreter  der  Bourgeoisie 
und  die  Inauguratoren  der  kommenden  Epoche  des  absoluten  Ka- 
pitalismus seien.  Zu  Gunsten  dieser  Auffassung  wird  auf  die  Tat- 
sachen hingewiesen,  dass  ei)en  jene  sich  mit  Bewucherung  und  viel- 
seitigster Ausbeutung  ihrer  Nebenmenschen  befassenden  „Geschäfts- 
leute" auf  ihren  eigenen  Landanteilen,  wie  auf  dem  von  verarmten 
Schuldnern  gepachteten  „Seclenland'' ,  wie  auch  namentlich  auf 
käuflich  erworbenem  Privatlaiul  vielfach  zu  besserer  landwirtschaft- 
liclicr  Kultur  ül)erg('h(Mi.  M.  a.  W. ,  sie  erscheinen,  wenn  auch 
durchaus  nicht  ausnahmslos  und  in  jedem  Stadium  ihrer  Entwick- 
lung, im  Dorf  als  die  Vertreter  der  technisch  vollkommeneren  und 
wirtschaftlich  rationelleren  Landwirtschaft-).  Die  Marxisten  lieben 
hervor  das  Unmögliche  des  Kampfes  gegen  die  notwendige  wirt- 
schaftliche Evolution,  die  den  unrationellen  landwirtschaftlichen 
Kleinbetrieb  durch  den  vollkommeneren  kapitalistischen  Grossbetrieb 
ersetzen  muss.  Während  also  die  Volkstümler  —  trotz  mancher 
unklar-sozialistischen   Anschauungen    und    anderseits    gelegentlichen 


')  Eine  Chai-akteristik  der  ^Nurodniki"  gibt  W.  8imkhowitsch  in  den  Jahrb. 
f.  Nationalök.  u.  Stat.,  1897,  Bd.  XIV  S.  641  f. 

'-)  Maxim  Kow^alewsky  —  der  jedenfalls  nicht  zu  den  Marxisten  gehört  — 
liat  zuerst  in  Russland  die  Symptome  der  Zersetzung  der  Gemeinde  hervorge- 
hoben. Vgl.  auch  seine  neuere  Arbeit:  Die  wirtschaftliche  Verfassung  Russ- 
lands. Paris  1898.  —  Dann  beleuchtete  scharf  diesen  Zersetzungsprozess 
,1.  HouRWiTSCH  in  der  zuerst  (1892)  englisch  veröffentlichten  Arbeit:  ^Die 
wirtschaftliche  Lage  des  russischen  Dorfs  (Moskau  1896).  —  Vgl.  auch  W.  Iljin, 
a.  a.  0.  S.  30 — 127  und  W.  Simkhowitsch  a.  a.  0.  S.  315,  bei  dem  die  ganze 
Frage  recht  eingehend  behandelt  ist.  —  Neuere  Daten  zu  dieser  Frage  gibt 
LocHTix  a.  a.  0. 
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marxistischen  Anwandlungen  —  für  Eussland  eine  eigene  wirtschaft- 
liche und  politische  Entwicklung  erwarten,  sind  die  Marxisten  der 
Ueherzeugung,  dass  auch  das  russische  Volk  mit  Notwendigkeit  die 
gleichen  Phasen  sozialer  Evolution  durchgehen  müsse  wie  alle  an- 
dern Völker  *). 

Vom  Standpunkt  der  in  Russland  Jüngern  Richtung  —  des 
Marxismus  —  wird  folgerechter  Weise  nicht  zugegeben,  dass  ein 
beAvusstes  aktives  Eingreifen  in  den  Prozess  der  Differenzierung  der 
Landbevölkerung  von  Erfolg  und  Nutzen  begleitet  sein  könne.  Wohl 
aber  vertritt  diese  Anschauung  das  Lager  der  Volkstümler,  die  noch 
immer  an  dem  Ideal  einer  durch  den  Gemeindebesitz  ermöglichten 
harmonischen  Entwicklung  des  Lebens  der  russischen  Bauernbevöl- 
kerung festhalten.  Li  ihrem  sozialpolitischen  Programm  spielt  da- 
her die  Organisation  des  Kredits  sowohl  für  die  Hausindustriellen 
als  auch  für  die  sich  nur  mit  Landwirtschaft  beschäftigenden  Bauern 
eine  hervorragende  Rolle:  die  Kreditgenossenschaft,  wie  überhaupt 
die  dem  slavischen  Volksgeist  angeblich  besonders  kongeniale  Ge- 
nossenschaft (Arteil),  ist  nach  ihrer  Ueherzeugung  berufen,  den 
wirtschaftlichen  und  überhaupt  den  kulturellen  Fortschritt  des  rus- 
sischen Bauern  zu  fördern,  ja  zu  ermöglichen,  indem  sie  die  Ver- 
einigung der  Vorteile  des  Klein-    und   des  Grossbetriebs   gestattet. 

Was  bis  jetzt  für  die  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Kleinkredits  von  Staat  und  Gesellschaft  geleistet  w^orden  ist,  ist 
freilich  nicht  sehr  viel.  Während  der  Staat  den  bäuerlichen  Boden- 
kredit seit  Gründung  der  staatlichen  Bauernbank  mit  Erfolg  be- 
fördert, ist  seine  auf  die  Entwicklung  des  Betriebs-  und  Meliora- 
tionskredits der  Bauern  gerichtete  Tätigkeit  nicht  von  Erfolg  ge- 
wesen. Die  von  der  Reichsbank  den  Kleinkreditinstituten  eröffneten 
Kredite  betragen  keine  zwei  MiUionen ,  während  gleichzeitig  die 
grossen,  von  den  staatlichen  Sparkassen  zusammengebrachten  Sum- 
men —  1903  waren  es  860  Mill.  Rbl.  —  leider  nicht  zur  Befrie- 
digung örtlicher  Kreditbedürfnisse  verwandt,  sondern  in  Eisenbahn- 
und  Staatsobligationen  angelegt  w^erden.  Erfolgreicher  erwies  sich 
die  Tätigkeit  von  Genossenschaften  und  Kommunalorganen.  —  Im 
ganzen  zählte  man  1903   2139  Kleinkreditinstitutionen,    von    denen 


')  Die  Notwendigkeit  einer  absoluten  Gleichheit  der  Entwicklung  leug- 
net übrigens  K.  Marx  gelegentlich  selbst.  Vgl.  z.  B.  hierüber  seine  unter 
seinen  nachgelassenen  Papieren  gefundenen  Bemerkungen,  die  auch  bei  NiKO- 
T.Ai  —  ox,  Die  VolksAvirtschaft  in  Russland  nach  der  Bauern-Emanzipation. 
Deutsche  üebersetzung,   München  1899,  S.  528—530  abgedruckt  sind. 
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863  Dorfbanken  (für  die  ehemaligen  Staatsbaiierii  gegründet,  mit 
im  ganzen  3  Mill.  Kapital),  340  ..Kreditgenossenschaften"  (vom 
Staat  mit  einem  Grundkapital  von  500 — 5000  Kapital  bedacht,  mit 
im  ganzen  ^ji  Mill.  Kapital),  936  Spar-  und  Darlehenskassen  (mit 
einem  Kapital  von  12,2  Mill.).  Dazu  kommen  noch  ziemlich  viele 
—  angeblich  an  die  3000  —  ländliche  Leih-  und  Unterstützungs- 
kassen, ferner  den  Gemeinden  gehörenden  Leihka^jitalien  (1882), 
besondere  Gemeindekassen  (im  Zartum  Polen  1319)  u.  s.  w. 

Von  allen  diesen  Instituten  spielen  die  Spar-  und  Darlehens- 
kassen bei  weitem  die  relativ  grösste  Eolle  und  ihnen  gehört  auch 
wohl  die  Zukunft,  wenngleich  sie  gegenwärtig  mit  ihren  etwas  über 
300000  Mitgliedern  und  noch  nicht  50  Millionen  erreichenden  Bi- 
lanz noch  keineswegs  bestimmend  ins  wirtschaftliche  Leben  eingrei- 
fen können '). 

Doch  auch  in  Bezug  auf  diese  Kreditgenossenschaften  sind  die 
Fragen  erhoben  worden:  Wem  kommen  sie  zu  gute?  Wird  von 
ihnen  gerade  der  arme,  aber  strebsame  Bauer  in  den  Stand  gesetzt, 
sich  von  seinen  Schuldverhältnissen  zu  befreien  und  seine  Arbeit 
produktiver  zu  gestalten?  Wird  die  Tätigkeit  dieser  Genossenschaften 
zur  wirtschaftlichen  Hebung  der  grossen  Masse  der  Landbevölkerung 
beitragen?  Auf  diese  Fragen  erhalten  wir  von  den  Kennern  der 
Agrarverhältnisse  und  der  Bauernwirtschaft  recht  verschiedene  Ant- 
worten. Und  leider  ist  man  dabei  im  Ungewissen,  wieweit  die  Ver- 
schiedenheit der  Autfassung  von  der  Verschiedenheit  des  Beobach- 
tungsfeldes abhängt  und  wieweit  sie  abermals  durch  die  Verschie- 
denheit der  volkswirtschaftlichen  AV'eltanschauung  bedingt  wird. 
AVährend  die  „Volkstümler'-,  z.  B.  Sasonow  und  SOKOLOWSKY, 
hervorheben,  wie  sehr  die  Spar-  und  Darlehenskassen  den  Bauern 
aus  den  Klauen  der  Wucherer  befreien,  weisen  die  Marxisten,  z.  B. 
GwosDEW,  darauf  hin,  dass  die  Kreditgenossenschaften  vielfach 
ganz  in  den  Händen  der  „Reichen"  sind  und  diese  die  von  ihnen 
selbst  aus  den  Kassen  erhaltenen  Geldmittel  den  armen  Gemeinde- 
genossen zu  Wucherbedingungen  geben,  sodass  hienach  die  Genos- 
senschaften zu  einem  Hilfsmittel  der  Bewucherung  w^erden-).  Die 
Wahrheit  wird  auch  wohl  in  diesem  Falle  in  der  Mitte  liegen. 

Demnach  erscheinen  noch  immer  die  Kräfte,  die  auf  die  Dif- 
ferenzierung   der   Bauernklasse   hinarbeiten,    sich    des  Kredites   in 

1)  Vgl.  u.  a.  auch  Migulix,  a.  a.  0.  S.  294  f. 

2)  Vgl.  Sasoxow  a.  a.  0.  passini.  —  Sokolowsky  a.  a.  O.  passim.  —  Gwosdew, 
passim  und  S.  135  f. 
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verschiedenster  Form  bedienen  zu  können.  Die  Existenz  des  Ge- 
meindeeigentunis  setzt  zunächst  noch  gewisse  Schranken  dem  Ueber- 
gang  des  Bauernlandes  in  das  Eigentum  einei'  Minorität  tatkräftiger 
und  wohlhabender,  wenngleich  meistens  recht  skrupelloser  Gemeinde- 
genossen und  Gemeindefremder.  Aber  tatsächlich  erfolgt  ein  Be- 
sitzwechsel auch  schon  gegenwärtig  —  auf  Grund  von  Pachtver- 
trägen. So  wird  uns  z.  B.  nach  den  Ergebnissen  der  landschafts- 
statistischen  Erhebungen  mitgeteilt,  dass  in  134  Kreisen  die  Zahl 
der  ihren  Landanteil  veri^achtenden  Bauernhöfe  von  5  bis  über  30  "/o 
aller  Höfe  bildet,  wobei  die  Pächter  sehr  oft  nur  die  Verpflichtung 
der  Bezahlung  aller  Abgal)en  übernehmen.  Manche  Gemeindefresser 
vereinigen  in  ihren  Händen  Dutzende,  ja  sogar  mehr  als  Hundert 
Landanteile,  von  denen  sie  allerdings  einen  Teil  zu  erhöhten  Prei- 
sen anderen  verpachten  ^). 

Doch  werden  nun  wirklich  die  treibenden  Kräfte  des  sozial- 
ökonomischen Lebens  jene  uns  verheissene  Enteignung  der  landbe- 
sitzenden Bauernklasse  herbeiführen  ?  Und  Avird  im  Resultat  die 
Bildung  von  Latifundien  oder  von  lel^enskräftigen  Bauerngütern 
erfolgen?  Entwickeln  sich  nicht  im  Schoss  der  Gesellschaft  gegen- 
wärtig neue  Kräfte,  die  dem  Strom  des  wirtschaftlichen  Lebens  eine 
andere  Richtung  geben  werden?  Wird  nicht  insbesondere  die  Ko- 
operation —  als  Kredit-  und  Produktivgenossenschaft  —  den  gegen- 
wärtigen bäuerlichen  Kleinbesitz  halten  können? 

Auf  diese  Fragen  eine  bestimmte  Antwort  geben  zu  wollen, 
wäre  zwiefach  gewagt  in  dieser  Zeit,  wo  in  Russland  eine  gewaltige 
Umwertung  aller  Werte  erfolgt.  In  dieser  grossen  Bewegung,  die 
nicht  bloss  einen  Kampf  um  politische  Rechte  darstellt,  vereinigen 
sich  so  verschiedenartige,  ja  entgegengesetzte  politische  und  wirt- 
schafts-  und  sozialpolitische,  nationale  und  religiöse  Strömungen.  Be- 
sonders treten  jetzt  wieder  stark  die  Bestrebungen  hervor,  für  die  den 
Schwerpunkt  der  Staats-  und  Volkspolitik  die  zweckmässige  Ge- 
staltung der  Agrarverhältnisse  bildet.  Und  hier  schweben  zwei  Haupt- 
ziele vor:  Erweiterung  des  Bauernbesitzes  und  Hebung  der  Bau- 
ern Wirtschaft. 

Die  radikalere,  zum  Teil  auch  von  Landnationalisationsge- 
danken  erfüllte  Richtung  hebt  besonders  das  erste  Ziel  hervor, 
dessen  Erreichung  sie  durch  eine  Verteilung  des  Staatslandes  und 


^)  S.  L.  Bkäueb,  Die  Verpachtung  der  Gemeindeländereien.  Im  Siunmel- 
werk:  Essays  über  die  Bauernfrage  II,  S.  2ö4— '284.  Vgl.  auch  Simkhowitsch, 
a.  a.  0.  S.  315  f. 


Zur  sozialen  Bedeutung  des  bäuerlichen  Kredits  in  Russland.  231 

eine  partielle  Exp  roiiriation  der  Gutsbesitzer  wüusclit.  Die  Expro- 
priation würde  eine  grossartige  Organisation  des  Bodenkredits  vor- 
aussetzen, wenngleich  sie  durch  die  existierende  starke  Verschul- 
dung des  Grossgrundbesitzes  sehr  erleichtert  wäre  ^).  Aber  auch 
die  Erreichung  des  zweiten  Ziels ,  der  Intensifizierung  der  bäuer- 
lichen Wirtschaft,  würde  eine  ausserordentlich  umfassende  Organi- 
sation des  landwirtschaftlichen  Kleinkredits  erforderlich  machen. 

Wie  also  auch  die  Würfel  in  der  russischen  Wirtschafts-  und 
Sozialpolitik  fallen,  die  Bedeutung  des  bäuerlichen  Kredits  wird 
sich  s  o  oder  s  o  immer  zeigen  müssen.  Seine  Organisation  wird 
riiie  Lebensfrage  der  russischen  Bauernschaft  bilden.  Und  wenn 
man  auch  Russland  nicht  einseitig  als  einen  Bauernstaat  ansehen 
kann,  so  wird  doch  seine  ganze  Zukunft  —  seine  wirtschaftliche 
und  kulturelle  Entwicklung  —  in  erster  Linie  zweifellos  durch  die 
(iestaltung  seiner  Agrar-  und  genauer  seiner  Bauernverhältnisse 
bedingt  werden  -). 


■)  Eine  „ergänzende  Landzuteilung "  an  die  Bauern,  mit  Expropriation  der 
Privatbesitzer,  befürwortet  auch  Prof.  A.  Maxuilow  in  seiner  neuesten  Publi- 
kation: Die  Agrarfrage.     Moskau  1905. 

-')  Viel  Licht  nicht  so  sehr  auf  die  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, als  auf  die  herrschenden  Anschauungen  und  Foixlerungen  werfen  die 
Arbeiten  der  „Komites  zur  Beratung  der  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft",  die 
als  Material  für  die  unter  dem  Vorsitz  des  Min.  Wittes  versammelte  „Beson- 
dere Konferenz  u.  s.  w."  dienen  sollten.  Die  Quintessenz  dieser  Publikationen 
ist  geschickt  zusammengefasst  in  dem  Werk:  „Die  Bedürfnisse  des  Dorfs". 
Petersburg  1904,  2  Bde.  —  Darunter  befindet  sich  auch  die  interessante  Ar- 
beit von  Prof.  M.  Hkrzexstkin,  die  erweitert  im  Einzeldruck  erschienen  ist: 
„Der  Kleinkredit".     Moskau  1901. 
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Die  Finanzpolitik  nimmt  im  Leben  des  modernen  Staates  eine 
eigentümliche  Stellung  ein.  Sie  liegt  heute  gerade  da,  wo  Politik 
und  AVirtschaftspolitik  gegeneinander  grenzen.  Je  nachdem  die 
Finanzpolitik  der  einen  oder  der  anderen  dieser  Eintlusssphriren 
ihre  Dienste  leistet,  treten  politische  und  wirtschaftspolitische  Be- 
weggründe bei  den  Aktionen  der  öÖentlichen  Gewalt  stärker  her- 
vor. Die  Finanzgebahrung  der  Staatsauffassung  früherer  Jahrzehnte 
stützte  sich  in  erster  Linie  auf  politische  Momente  und  war  sich 
der  bestimmenden  AV'irkung  ihrer  nationalökonomischen  Grundlagen 
häutig  nur  halb  bewusst.  Der  moderne  Staat  hat  die  reine  Politik 
mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  geschoben  und  hat  erkannt,  dass 
sie  ihrem  innersten  AVesen  nach  nur  ein  Derivat  der  Wirtschaftspo- 
litik ist.  Die  Erkenntnis,  dass  die  Finanzpolitik  durchaus  und  un- 
mittelbar dem  Gange  der  Wirtschaft  entsjjrechen  muss,  und  nur 
dann  als  gesund  und  ertragreich  sich  erweisen  kann,  wenn  der  Haus- 
halt der  bürgerlichen  Arbeit  gesund  und  ertragreich  ist,  hat  iiir 
lieute  den  unmittelbaren  Anschluss  an  die  national-ökonomische 
Evolution  zur  Piiicht  gemacht ;  je  inniger  dieser  Anschluss  erreicht 
ist,  desto  mehr  ist  die  Gewähr  dafür  geboten,  dass  die  Auffassung 
der  Staatsleitung  die  Grundlagen  und  Kraftquellen  der  eigenen 
Macht  richtig  erkannt  hat. 

Ein  ganz  moderner  Zweig  der  Finanzpolitik  ist  die  Tarifpo- 
litik. An  sich  ist  sie  schon  recht  alt,  und  ihre  Anfänge  gehören 
der  Geschichte  an.  Zu  überragender  Bedeutung  aber  hat  sie  sich 
in  allerneuester  Zeit  ausgewachsen,  so  zwar,  dass  sie  im  modernen 
Industriestaat  periodenlang  im  Mittelpunkte  des  öffentlichen  In- 
teresses steht.  Niemand  ist  unter  Umständen  in  so  hohem  Grade 
dazu  befähigt,  der  wirtschaftlichen  Kraft  einer  Nation  an  den  Puls 
zu  fühlen,  als  der  Tarifpolitiker,  der  gewissermassen  den  Schlüssel 
aller  der  Pforten  in  der  Hand  hält,  durch  die  hindurch  der  Wirt- 
schaft des  Volkes  Quellen  der  Erstarkung  und  Leistungsfähigkeit 
erschlossen  werden,  Quellen,  die  für  alle  diejenigen  Staatswesen  un- 
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entbehrlich  sind,  welche  üljer  den  engeren  Kreis  der  Heimat  hin- 
aus in  der  Welt  eine  Rolle  spielen  wollen.  In  gewissem  Umfange 
lässt  sich  das  allerdings  nur  dem  finanzpolitischen  Theoretiker  vin- 
dizieren ,  denn  der  Praktiker  steht  allzusehr  inmitten  der  Oeffent- 
lichkeit  und  der  Parteien,  als  dass  er  imstande  wäre,  stets  und  in 
der  erforderlichen  Ausdehnung  einen  objektiven  Ueberblick  zu  ge- 
winnen. Der  heutige  Tarifpolitiker  zumal  wird,  ob  er  will  oder 
nicht,  in  die  Hunderte  und  Tausende  von  Strebungen  und  Strö- 
mungen hineingezogen  werden,  als  deren  Gesamtergebnis  hernach 
die  Tarifpolitik  des  Staates  sich  darstellt.  I»  vielen  Fällen  und 
an  einzelnen  Stellen  wird  er  in  der  Erkenntnis  der  Dinge  und  ihres 
wahren  Zustandes  dem  Theoretiker  überlegen  sein.  Die  moderne 
"Wirtschaft  kennt  häufig  genug  Wendungen ,  welche  mit  dem  ganz 
und  gar  nicht  übereinstimmen,  was  der  Akademiker  sich  als  die 
Philosophie  der  Sache  herauskonstruiert.  Dennoch  wird  der  Theo- 
retiker auch  der  Praxis  wesentliche  Dienste  leisten,  weil  sein  Denken 
sich  einheitlich  und  ruhig  ausgestalten  kann,  und  kein  Wunsch  und 
keine  Stimmung  ihm  in  die  Quere  kommt. 

Wer  die  deut-sche  Tarifpolitik  der  letzten  Jahrzehnte  erschö- 
pfend und  umfassend  darstellen  könnte,  der  gäbe  uns  die  wertvollste 
Grundlage  für  die  Beurteilung  des  Ausmasses  unserer  nationalen 
Kraft  und  für  den  Gang  derjenigen  Politik,  die  ihm  entsprechen 
Avürde.  Xoch  hat  niemand  gewagt,  an  diese  Aufgabe  heranzutreten, 
und  noch  sind  ungezählte  Zusammenhänge  zwischen  den  tarifpoli- 
tischen EntSchliessungen  der  Regierung  und  der  Parlamente  und 
dem  komplizierten  Mechanismus  unserer  modernen  geistigen  und 
wirtschaftlichen  Entwicklung  unberücksichtigt  geblieben. 

La  Brüiere,  der  als  ein  feiner  Kenner  der  Frauen  galt,  soll 
einmal  aufgefordert  worden  sein,  eine  Charakteristik  der  bedeuten- 
den Damen  zu  schreiben,  mit  denen  ihn  sein  interessantes  Leben 
zusammengeführt  hatte;  er  weigerte  sich  dessen  mit  dem  Hinweise: 
er  könne  über  schöne  Frauen  nicht  objektiv  urteilen,  denn  er  liebe 
sie  alle.  Aehnlich  mag  es  demjenigen  gehen,  der  aufgefordert  wird, 
die  Schönheiten  und  Fehler  der  heutigen  Tarifpolitik  zu  charakte- 
risieren. Man  spricht  so  viel  von  den  Vorzügen  und  Nachteilen 
jeder  einzelnen  dieser  Massregeln  und  stellt  sie  so  eifrig  und  so 
unmittelbar  bald  so  und  bald  anders  dar,  dass  es  unendlich  schwer 
ist,  alle  diese  Dinge  soweit  von  sich  abzurücken,  dass  man  ehrlich 
an  eine  vorurteilslose  Darstellung  gehen  kann.  Eine  Darstellung 
der  gegenwärtigen   Lage  aber    erscheint   um   so   interessanter   und 
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notwendiger,  als  ja  von  fast  allen  Parteien  und  wirtschaftspoliti- 
schen Gruppen  behauptet  wird,  dass  wir  uns  zurzeit  am  Ausgange 
einer  neuen  Periode  befänden-,  und  dass  das  neue  deutsche  Tarif- 
Reformwerk,  wie  es  eben  vorliegt,  nicht  nur  für  unser  Land,  son- 
dern vielleicht  für  die  ganze  Welt  in  gewisser  Beziehung  Epoche 
gemacht  habe.  Man  mag  eine  solche  Auffassung  für  übertrieben 
lialten ,  —  sicher  ist  nicht  zu  leugnen ,  dass  alle  Beteiligten  mit 
gespannter  Aufmerksamkeit  der  Entwicklung  der  nächsten  Zukunft 
auf  diesem  Gebiete  entgegensehen,  auch  diejenigen,  welche  sich 
nicht  darin  genug  tun  können,  diese  Zukunft  in  den  schwärzesten 
Farben  zu  schildern. 

Man  wolle  mir  eine  kurze  Betrachtung  darüber  gestatten,  in- 
wiefern überhaupt  die  Voraussetzung  richtig  ist,  dass  wir  uns  am 
Ausgangspunkt  einer  besonderen  Periode  betinden.  Aus  der  Be- 
antwortung dieser  Frage,  die  sehr  wohl  aus  dem  Interessenkampfe 
mit  einiger  Objektivität  herausgeschält  werden  kann,  dürfte  sich 
vielleicht  dieser  oder  jener  Ausgangspunkt  für  die  Beurteilung 
der  ganzen  Situation  gewinnen  lassen.  Freilich  ist  auch  ein  sol- 
ches Thema  leichter  gestellt  als  behandelt.  Wer  es  erschöpfend 
erledigen  wollte,  müsste  tief  in  das  Innere  des  Geistes  hinabsteigen, 
der  die  Kräfte  der  modernen  Wissenschaft  einerseits  und  des  un- 
geahnten wirtschaftlichen  Könnens  unserer  Tage  andererseits  ent- 
fesselt hat.  Man  halte  es  dem  Essayisten  zu  gute,  dass  er  sich  we- 
nigstens der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  bewusst  ist,  zu  deren  Lö- 
sung er  nichts  beibringen  will,  als  eine  anregende  Plauderei. 

Es  ist  Avährend  der  letzten  Wochen  in  ganz  Deutschland 
Schiller  als  einer  unserer  grössten  Dichter  und  Denker  gefeiert 
worden.  Meines  Wissens  hat  man  es  aber  fast  überall  unterlassen, 
sich  bei  dieser  Gelegenheit  ins  Gedächtnis  zurückzurufen,  von  welch 
inniger  Einwirkung  die  klassische  Periode  der  deutschen  Literatur, 
die  in  Schiller  einen  ihrer  Hauptvertreter  nennt,  gerade  auf  den 
Gehalt  unserer,  der  neuesten  Zeit,  gewesen  ist.  Ich  verstehe  unter 
Gehalt  nicht  diejenigen  Gebiete  des  Wissens  und  Denkens,  in  denen 
sich  etwa  die  in  unseren  Schulen,  selbst  den  höheren,  gegebene 
Vorbildung  kristallisiert;  auch  nicht  diejenigen  Momente  und  Werte, 
welche  sich  heute  als  Ergebnisse  ästhetischen  Fühlens  in  Kunst 
und  schöner  Literatur  an  die  Oberfläche  ringen.  Vielmehr  habe 
ich  diejenigen  geistigen  und  physischen  Kräfte  im  Auge,  welche 
rohere  Betrachtungsweise,  oberÜächliches  und  angebliches  Verständ- 
nis in  ihrem  Ergebnisse  als  ., materialistisch"  bezeichnet  hat;   jene 
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Kräfte,  auf  deren  Schwingen  das  nationale  Empfinden  zu  seiner 
jetzigen  Höhe  emporstieg  und  von  deren  befruchtendem  Hauche  er- 
weckt das  Leben  erblüht  ist,  das  uns  heute  in  gesunder  Arbeit  und 
behaglichem  Wohlstand  mit  dem  stolzen  Bewusstsein  auf  die  Tage 
unserer  Grossväter  zurückblicken  lässt,  dass  wir  so  rasch  und  so 
weit  vorangekommen  sind,  wie  diejenigen  es  nicht  ahnen  konnten, 
die  mit  geholfen  haben  den  Grund  zum  heutigen  stolzen  Aufbau 
zu  legen.  Es  ist  eines  der  am  wenigsten  angebauten  Gebiete  mo- 
derner Forschung ,  die  Zusammenhänge  aufzudecken ,  welche  zwi- 
schen der  geistigen  Blüte  des  deutschen  Volkes  im  achtzehnten 
Jahrhundert  und  der  wirtschaftlichen  Grossmachtstellung  derselben 
Xation  am  Eingang  des  zwanzigsten  bestehen,  oder  sagen  wir  besser, 
notwendigerweise  bestehen  müssen.  Gemeinhin  wird  die  Sache  so 
dargestellt,  als  seien  wir  im  achtzehnten  Jahrhundert  eine  unbrauch- 
bare, unpraktische,  in  unfruchtbare  Gedankengymnastik  und  scho- 
lastische Denkübungen  versunkene  Menge  gewesen ;  als  sei  das,  was 
die  sogenannten  Geistesheroen  der  alten  Periode  geleistet  haben, 
nichts  anderes  gewiesen,  als  ein  von  den  Göttern  dem  guten  deut- 
schen Volke  geschenkter  Ersatz  und  Trost  für  das  fehlende  äussere 
Ansehen  und  die  mangelnde  politische  Mündigkeit.  Hernach  wären- 
andere  Leute ,  insonderheit  die  Engländer ,  gekommen  und  hätten 
uns  den  Wert  unserer  früheren  Errungenschaften  auf  ihr  richtiges, 
weit  geringeres  Mass  zurückgeführt,  hätten  uns  praktisch  denken 
und  darnach  handeln  gelehrt,  und  auf  dieser  Basis  erst  seien  wir 
daran  gegangen,  als  gelehrige  Schüler  den  übrigen  nachzutun  und 
uns  ein  Reich  und  nachher  über  diesem  Reiche  den  grossen  Auf- 
bau unserer  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  zimmern.  Von  dieser 
Perspektive  aus  erscheint  es  dann  um  so  erklärlicher,  dass  auch 
heute  noch  ein  gewisser  Teil  unseres  Volkes  von  der  modernen  xA.r- 
beit  der  Mehrheit  zurücksteht,  darüber  klagt,  dass  w'ir  in  Mate- 
rialismus und  Mammonsanbetung  versunken  seien  und  mit  Weh- 
mut die  Zeiten  herbeisehnt,  in  denen  die  Wissenschaft  und  die 
Kunst  alles  galt,  und  die  unästhetische  Arbeit  der  industriellen 
Praxis  noch  fast  unbekannt  und  jedenfalls  wenig  geachtet  war.  Ge- 
Aviss,  sagen  solche  Leute,  hat  uns  die  neue  Entwicklung  vieles  ge- 
bracht:  wir  le])en  behaglicher,  w-enngleich  auf  der  anderen  Seite 
nervöser,  wir  sind  reicher  und  selbstbewusster ,  —  al)er  sind  wir 
denn  besser  geworden?  Die  Regsamkeit  zur  Tat  ist  uns  gekommen, 
—  aber  ist  uns  nicht  die  Schönheit  versunken? 

Welch    ein   gewaltiger  Abgrund    klafft    zwischen    den    Klagen 
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solcher  Pessimisten  und  der  lebhaften  Kraft  voller  pulsierender 
Freude,  mit  welcher  die  Mehrzahl  unserer  Xation  in  der  wirtschaft- 
lichen Arbeit  steht!  Und  doch  ist  dieser  Gegensatz  nur  ein  schein- 
barer; er  ist  wenig  mehr  als  eine  theoretische  und  ästhetische,  wenn 
ich  so  sagen  darf,  Konstruktion.  Die  Annahme,  dass  unsere,  an- 
geblich nur  aufs  Materielle  gerichtete  Arl^eit  sittlich  und  geistig 
weniger  wert  sei,  als  die  fein  durchgedachte  und  ausgestaltete  Denk- 
arljeit  der  Grossen  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  ist  meines  Er- 
achtens  irrtüudicli.  Man  soll  zusehen  ,  ob  sich  der  innere  Zusam- 
menhang zwischen  den  beiden  Perioden  auflinden  lässt,  und  ob  auch 
an  dieser  Stelle  nicht  die  alte  AVahrheit  wieder  in  ihre  Rechte  tritt, 
die  Wahrheit  nämlich,  dass  es  keine  Lücke  gibt  in  der  Coexistenz 
und  Fortexistenz  zwischen  dem,  was  die  einen  geistig,  die  anderen 
materiell  nennen  mögen,  und  dass  alles,  Avas  ist  und  was  wird,  zu- 
rückgeführt werden  muss  auf  das,  Avas  war  und  Avas  gewesen  ist. 
Gelingt  es  den  inneren  Zusammenhang  zAA'ischen  der  geistigen 
Tätigkeit  der  Pliilosophen  und  Dichter  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts und  der  Ingenieure  und  Chemiker  des  neunzelniten  nachzu- 
Aveisen,  so  mag  damit  zugleich  denjenigen  eine  Beruhigung  gefun- 
den sein,  Avelche  unserer  Entwicklung  nach  der  materiellen  Seite 
bin  mit  Kojjfschütteln  folgen.  Vor  allem  aber,  und  das  mag  viel- 
b'icht  für  den  ersten  Augenblick  paradox  klingen,  wird  die  Er- 
kenntnis dieses  Zusammenhanges  einen  Ausgangspunkt  geben  können 
für  die  richtige  Einschätzung  der  heute  angeblich  Epoche  machen- 
den Aufstellung  eines  neuen  tarifpolitischen  SA'stems  für  den  Aussen- 
liaushalt  unserer  und  verschiedener  anderer  Nationen. 

Schon  Avenn  man  zu  den  A\'iirzeln  der  geistigen  Bewegungen 
hinabsteigt,  Avelche  im  achtzehnten  Jahrhundert  ihre  köstliche  Blüte 
entfalteten,  kommt  einem  eine  Ahnung  davon,  dass  die  Avirtschaft- 
liche  Basis  auch  auf  die  spirituelle  EutAvicklung  einen  kennzeich- 
nenden EinÜuss  übt,  —  nicht  etwa  nur  in  dem  Sinne,  dass  nur 
derjenige  dichten  und  singen  kann,  der  satt  zu  essen  hat,  und 
dass  die  schönen  Künste  nur  blühen,  wenn  ihnen  Wohlhabenheit 
die  Fülle  des  Materials  geAvährleistet.  Was  im  achtzehnten  Jahr- 
bnndert  emporAvuchs,  geht  freilich  zurück  auf  die  Wiedergeburt  des 
klassischen  Altertums ;  aber  Kunst  und  Wissenschaft,  Avie  Avir  sie 
nach  Ueberwindung  des  Mittelalters  finden,  hätten  Avesentlich  an- 
ders ausgesehen.  Avenn  ihnen  nicht  die  Blütezeit  des  ober-  und  nie- 
derdeutschen Handels  zu  gute  gekommen  Aväre,  wenn  nicht  die 
Pracht  und  der  Luxus  der  italienischen  Republiken   und  des  ober- 
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deutschen  Patriziertums  ihnen  den  Steigbügel  gehalten  hätten.  Die 
späteren  Dichter  und  Denker  haben  manchen  ihrer  Konflikte  aus 
der  nachfolgenden  öden  Periode  der  Verarmung  und  der  Hungers- 
und Kriegsnot  genommen ;  aber  was  sie  gepriesen  haben  und  was 
ihre  Darstellungen  für  uns  so  ruhig,  plastisch  und  ausgeglichen  er- 
scheinen lässt ,  dass  wir  es  klassisch  nennen ,  das  ist  die  Erinne- 
rung, der  Fundus  von  Ideen  und  Empfindungen,  welche  aus  der  Zeit 
der  kurzen  Wirtschafts-  und  Handelsblüte  bis  in  das  achtzehnte 
Jahrhundert  herübergekommen  sind.  Es  ist  aber  nicht  lediglich 
der  äussere  Glanz  und  die  äussere  Wohlhabenheit  jener  Tage,  die 
auf  die  Geistesarbeit  des  xlufklärungszeitalters  zurückwirkt,  son- 
dern es  ist  vor  allem  die  gesunde  innere  Grundlage ,  welche  jene 
Blüte  unstreitig  gehabt  hat.  Stätten  äusseren  Glanzes  hat  es  auch 
in  der  Zwischenzeit  gegeben ;  der  Hof  Ludwig  XIV  und  seiner 
Nachfolger  war  gewiss  Zentrum  und  Ausgangspunkt  für  allen  Luxus, 
dessen  die  damalige  AVeit  fähig  war ;  und  dennoch  ging  der  schönste 
Teil  geistiger  Blüte  nicht  von  ihnen  aus ,  sondern  vom  ärmeren 
Deutschland. 

Es  ist  die  gesunde  Luft,  die  Fleiss  und  Arbeitsamkeit  von  je- 
her innerhalb  des  Bannkreises  germanischer  Nationen  erzeugt  hat, 
welche  geistige  Höhepunkte  erstehen  Hess  und  ihnen  zum  Ausgangs- 
punkt ward.  Wer  auf  die  deutsche  Geschichte  zurückblickt  und  sie 
mit  derjenigen  der  anderen  Völker  jener  Tage  vergleicht,  wird  fin- 
den, dass  es  kein  Volk  gibt,  dem  Krieg  und  Raserei  so  tiefe  Wun- 
den geschlagen  haben ,  wie  dem  deutschen ,  und  dass  es  wiederum 
kein  Volk  gegeben  hat,  dessen  nimmermüde  Schaffenslust  die  ent- 
standenen Lücken  wieder  so  rasch  auszufüllen  wusste,  als  eben  die 
deutsche  Nation.  Und  immer  hat  auf  der  Arbeit  des  Volkes  jed- 
Avede  Regung  des  Geistes  beruht,  die  das  deutsche  Kulturleben  auf- 
weisen kann.  Zu  der  Zeit,  in  welcher  das  Jahrhundert  der  Auf- 
klärung zu  Ende  ging,  war  die  ganze  gewaltige,  gähnende  Lehre, 
die  Religionskriege  und  dynastische  Käm2)fe  in  Mitteleuropa  zurück- 
gelassen hatten,  soweit  wieder  verschwunden,  dass  eine  kleinbürger- 
liche Behaglichkeit  sich  verijreitete,  so  wohl  begründet  auf  der  eigenen 
Leistung  und  so  selbstbewusst ,  dass  sie  bald  daran  gehen  konnte, 
sich  neue  eigene  politische   und  soziale  Lebensformen    zu    schaffen. 

Es  ist  unstreitig  richtig,  dass,  während  das  Volk  still  an  der 
Arbeit  sass ,  Philosophen  ,  Dichter,  Künstler  und  Sclu'iftsteller  in 
ihrer  Art  Höheres  und  das  Hiichste  geleistet  haben  ;  aber  es  ist 
nicht  wahr,    dass  diese  Kreise    für  die  Wichtigkeit   der  Wirtschaft- 
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liehen  und  materiellen  Entwicklung  kein  Yerständnis  gehabt  hätten  ; 
es  ist  nicht  wahr,  dass  sie  als  Idealisten  ihren  Lebensweg  zogen, 
ohne  für  Volk  und  Vaterland  Verständnis  zu  bezeigen.  Wer  die 
Klassiker  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  gleichviel  auf  welchem  Ge- 
biete, aufmerksam  verfolgt ,  der  Avird  finden ,  dass  gerade  sie  be- 
müht waren,  das  Volk  für  grössere  politische  Gedanken  und  Ideale 
zu  erwärmen  ,  dass  ihnen  die  aljstrakte  Schönheitsidee  am  kräftig- 
sten sich  gestaltete  an  denjenigen  Stellen,  an  welchen  die  Nutzan- 
wendung auf  die  heimischen  und  nationalen  Gedanken  am  näch- 
sten lag.  Sie  allesamt  haben  vorbereitet  und  vorausgesehen  ,  was 
uns  lieute  gekommen  ist.  Wenn  sie  die  Beglückung  der  ganzen 
Menschheit  auf  ihre  Fahne  schrieben,  meinten  sie  doch  das  Glück 
der  Nation,  und  wenn  sie  mit  ihren  Idealen  gleichsam  hinausstrebten 
in  eine  Welt ,  die  nicht  wirklich  war ,  w  oUten  sie  doch  nichts  an- 
deres damit  bewirken ,  als  dass  das  niedergebeugte  Volk  wieder 
lernte,  sein  Antlitz  zur  Höhe  zu  wenden. 

AVer  unsere  Klassiker  kennt,  wird  das  ohne  -weiteres  zugeben ; 
aber  er  wird  vielleicht  verwundert  den  Kopf  schütteln,  wenn  man 
ihm  sagt,  dass  diese  Beziehungen  nicht  nur  für  das  Geistige  und 
Sittliche ,  nicht  nur  für  den  vaterländischen  Ideenkreis  zutrafen, 
>ondern  dass  sie  in  ihrem  innersten  Kern  auch  auf  die  Ausgestal- 
tung der  volkswirtschaftlichen  Praxis  gerichtet  waren.  In  jener  Zeit, 
deren  geringe  Friedensliebe  das  aufstrebende  Leben  des  Gewerbes 
häutig  genug  zerstörte  und  zurückwarf,  Ijeschäftigte  sich  die  Spe- 
kulation inmier  und  immer  wieder  mit  der  Auffindung  von  Metho- 
den, welche  die  materielle  Blüte  auch  ohne  langsame  und  ständige 
Entwicklung  ermöglichen  könnten.  Der  ganze  Ideenkreis  der  Al- 
chimie verfolgt  diesen  AVeg;  man  suchte  den  Stein  der  AVeisen, 
man  strebte  nach  dem  Perpetuum  mobile  und  hernach  nach  der 
Quadratur  des  Zirkels  zu  technischen  Zwecken.  Als  im  Jahre  1653 
i'in  Danziger  Bürger  eine  Art  mechanischen  AVebstuhles,  eine  soge- 
nannte Bandmühle,  erfand,  vermochte  man  den  Wert  dieser  Ent- 
deckung für  das  GcAverbe  noch  nicht  zu  erkennen.  Der  Erfinder 
ward  als  ein  übler  Neuerer  verfolgt  und  heimlich  ersäuft.  Das  ge- 
werbliche Lel)en  lag  in  bestimmten  Fesseln,  in  denen  es  fast  er- 
starrt festhing  —  im  Andenken  an  die  unvergessene  Blüte  unter 
dem  zünftigen  Zwang  früherer  Tage.  Aber  das  Streben  nach 
A^ervollkonnnnung  Avar  doch  vorhanden ;  w^as  man  wissenschaftlich 
und  theoretisch  gefunden  hatte,  suchte  man  praktisch  zu  verwerten ; 
man  war  weit  entfernt  davon ,   in    schwärmerischer  Auffassung  die 
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Wissenschaft  als  Selbstzweck  zu  betrachten.  Die  Gesetze  der  Me- 
chanik und  Optik ,  der  Physik  überhaupt ,  erregten  in  Hunderten 
und  Tausenden  den  Trieb  nach  praktischer  Anwendung  und  Ver- 
wertung. Es  kounnt  die  merkwürdige  Zeit  der  menschlichen  Au- 
tomaten, die  Zeit,  in  der  Droz  seine  Klavierspielerin  vorstellte,  die 
die  AVeit  mit  ihren  Leistungen  in  Erstaunen  setzte  und  den  Jubel 
der  Menge  hervorrief,  Avenn  sie  sich  nach  Abgabe  ihres  Bravour- 
stückes verneigte  und  niederliess.  Xiclit  Deutschland  allein  war 
damals  der  Schauplatz  für  die  Vorführung  derartiger  Merkwürdig- 
keiten. Vancouver  konstruierte  eine  Ente ,  die  lief,  schnatterte, 
frass  und  sogar  verdaute.  Man  wendete  die  Gesetze  der  Mechanik 
an ;  nur  wusste  man  nicht  den  Üebergang  von  der  Spielerei  zur 
wertvollen  Praxis  zu  finden  und  —  warum  nicht?  Nun,  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  bei  Licht  besehen  das  geistige  Gebiet  ebenso 
unfertig  war,  wäe  das  mechanische.  Wohl  konstatiert  man  für 
jene  Zeit  eine  Blüte  der  Künste  und  der  Wissenschaft;  aber  wer 
den  Status  mit  dem  von  heute  vergleicht ,  dem  muss  ein  grund- 
sätzlicher Mangel  in  die  Augen  fallen,  an  welchem  das  achtzehnte 
Jahrhundert  trotz  •  all  seines  Glanzes  leidet.  Die  Astronomie  be- 
stand für  sich  und  hatte  selbst  für  wissenschaftlich  vorgebildete 
Vertreter  noch  einen  pikanten  Stich  ins  Astrologische.  Die  Chemie 
hatte  sich  von  der  Alchimie  noch  keineswegs  frei  gemacht.  Die 
sogenannte  Naturkunde,  d.  h.  die  Beschreibung  der  äusseren  Dinge, 
die  uns  umgeben ,  war  mechanisch  und  ohne  inneren  Zusammen- 
hang mit  einzelnen  ihrer  Zweige,  die,  wie  die  vorerwähnten,  von  al- 
ters her,  von  ihr  abgegrenzt  waren.  Es  gab  Verbindungen  zwi- 
schen Disziplinen,  die  heute  für  uns  weit  auseinander  liegen;  Natur- 
kunde und  Reisebeschreibung,  die  Erzählung  von  Abenteuern  und 
geographische  Feststellungen  sehen  wir  in  inniger  A^erkettung.  Die 
Philosophie  vor  allem  aber,  heute  der  Ausgangspunkt  und  Schluss- 
punkt alles  wissenschaftlichen  Denkens,  war  eine  Lehre  für  sich, 
abstrakt  und  scholastisch,  bald  auf  diese,  bald  auf  jene  Formel  ge- 
stellt, ohne  oder  doch  mit  geringer  Anlehnung  an  das  Rohmaterial 
der  übrigen  AVissenschaften.  Die  Schaffung  der  Automaten  zeigt 
eine  völlig  einseitige  xVuffassung  des  technischen  A'erständnisses ; 
die  Spaziergänge  der  einzelnen  AVissenschaften  zeigen  desgleichen 
einen  gänzlichen  Mangel  an  Uebereinstimmung,  und  wie  der  Zu- 
sammenhang zwischen  den  einzelnen  geistigen  Gel)ieten  fehlt,  so 
fehlt  auf  der  anderen  Seite  der  Zusammenhang  zwischen  den  Zwei- 
gen   des    Gewerbes    und    der  Arbeit.     Gewerbe    und   Arbeit   aber, 
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selbst  ein  Konglomerat  loser  wirtschaftlicher  Partikeln  darstellend, 
finden  keine  Brücke  zum  geistigen  Gebiet  hinüber ,  mittels  deren 
sie  die  Errungenschaften  der  Wissenschaft  praktisch  verwerten 
könnten.  Der  Gelehrtenstand  auf  der  einen,  der  Stand  der  Tech- 
niker auf  der  anderen  Seite,  stehen  sich  verständnislos  gegenüber. 
Mit  dem  ersteren  hält  sich  äusserlich  und  sozial  der  Beamtenstand 
und  der  herrschende  Adel,  mit  dem  anderen  geht  abseits  der  Bürger, 
der  Kaufmann  und  der  Handw^erker.  Der  eine  Teil  will  herrschen, 
der  andere  ist  zum  Dienen  immer  noch  bereit.  Die  Vermittlung 
zwischen  beiden  Gruppen ,  die  zeitweise  wie  zwei  fremde  Welten 
einander  gegenüberstehen ,  soll  erst  emporwachsen  in  demjenigen 
Stande,  der  es  zuerst  versteht,  unter  Ausnutzung  wissenschaftlicher 
Werte  wirtschaftliche  Erfolge  an  sich  zu  fesseln,  und  der  da- 
mit zuerst  den  Anstoss  gibt,  dasjenige  zu  schaffen,  was  Wissen- 
schaft und  Wirtschaft  vereinigt  und  gross  gemacht  hal)en :  das 
System, 

Die  zurückliegende  Periode  kennt  in  der  Mitte  des  Kontinents 
nocli  keine  leitenden  staatsmännischen  Gedanken ;  das  öffentliche 
Interesse  ist  für  sie  gleiclibedeutend  mit  dem  Interesse  der  öffent- 
lichen Gewalt.  Das  Interesse  der  Gewalt  aber  ist  dasjenige  der 
Kabinette.  Eine  wirtschaftspolitische  Oett'entlichkeit  gibt  es  nicht; 
man  ist  wirtschaftsi)olitisch  klug,  wenn  man  Handel  und  Gewerbe 
..protegiert".  Man  protegiert  die  aufstrebende  Gewerbetätigkeit 
aber  nicht  aus  Gründen  der  Volkswohlfahrt,  sondern  aus  Gründen 
der  Füllung  der  staatlichen  Kassen.  Solange  der  Gedanke  des 
Staatsmannes  nicht  die  Nation  in  ihren  geistigen  und  materiellen 
Beziehungen  und  Bedürfnissen  als  ein  Ganzes  erfassen  kann,  so- 
hmge  ist  der  Staat  von  einem  Geiste  erfüllt,  der  immer  nur  einseitig 
wirkt  und  der  seine  besten  Kräfte  im  Niederkämpfen  des  einen  und 
Kniporheben  des  andern  wirtschaftlichen,  sozialen  oder  politischen 
Faktors  zersplittert. 

Wohl  gibt  es  eine  Gedankenreihe,  die  seit  alten  Zeiten  das 
Glück  Aller  und  die  Wohlfahrt  des  Gemeinen  als  ein  ideales  Ziel 
vor  Augen  hat.  Schon  Theophrastus  Bombastus  Paracelsus,  von 
der  Geschichte  als  ein  grotesker  Betrüger  bezeichnet,  zeigt  ge- 
wisse Anwandlungen  in  dieser  Richtung.  Sein  Nachfolger  in  der 
Ideenwelt  ist  Faust  wie  er  in  Goethes  Darstellung  zum  idealen 
Ausdruck  gelangt.  Gerade  hier  aber  tritt  der  Wunsch  nach  einer 
Lösung  der  schwersten  und  letzten  Frage :  wie  kann  man  den  Men- 
schen schaffen,  dass  er  vollkommen  und  glücklick  sei,  in  eigentüm- 
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lieber  Weise  in  den  Vordergrund.  Dieser  Idealmensch  soll  nämlich 
in  der  Retorte  gewonnen  werden.  Man  will  hier  eine  Brücke  schla- 
gen zwischen  der  neuen  wissenschaftlichen  Theorie  und  dem  Bedürf- 
nis der  Praxis.  Das  Resultat  kann  nur  kläglich  sein,  kläglich  wie 
es  uns  im  Homunkulus  entgegentritt. 

Die  höchste  geistige  Potenz,  die  wissenschaftliche  und  künst- 
lerische Grösse,  muss  sich  vergebens  abquälen,  in  dieser  Richtung 
eine  Lösung  zu  finden.  Die  kaum  beachtete,  vielfach  missachtete, 
materiell  gescholtene  Arbeit,  soll  den  Weg  hnden,  der  endlich  zum 
Ziele  führt.  Wo  die  Erfindung  der  Bandmühle  angesetzt  hatte, 
und  wo  der  Faden  durch  Unverstand  und  Kleingeisterei  der  zünf- 
tigen Gewerbsleute  abgerissen  worden  war,  ward  er  wieder  ange- 
knüpft zu  einer  Zeit,  in  der  politische  und  soziale  Intelligenz  unter 
dem  Einfluss  der  geistigen  Blüte  erstarkt  waren.  Mit  kleinen  Er- 
findungen an  Gebrauchsgegenständen,  an  Werkzeugen,  bei  Hand- 
fertigkeiten setzte  der  Fortschritt  ein.  Man  verzweifelte  daran, 
einen  künstlichen  Menschen  zu  konstruieren  ,  aus  dem  die  Leute 
der  Wissenschaft  einen  moralischen  Engel,  die  Leute  der  Technik 
einen  niemals  ermüdeten  Arbeiter  machen  wollten.  Anstatt  dessen 
begegnete  man  dem  steigenden  Bedürfnisse  an  Produktionskraft  durch 
mechanische  Erleichterung  des  einzelnen  Handgriffes,  Allmählich 
kam  man  zur  Maschine.  Wind,  Wasser  und  Schwerkraft  waren 
neben  dem  lieben  Vieh  die  einzigen  Auslösungsstellen,  von  denen 
aus  man  wirtschaftliche  Bewegung  zustande  brachte.  Allmählich 
trat  die  Dampfkraft  hinzu,  und  es  folgte  hernach  Entwicklung  auf 
Entwicklung.  Aus  dem  Werkzeug  der  Hand  ward  das  Riesenwerk- 
zeug dynamischer  Kräfte;  es  kam  die  Dampfmaschine,  der  Dampf- 
hammer, die  hydraulische  Presse.  Mathematisch  Denken  hatte  man 
seit  langer  Zeit  gelernt,  mathematisch  Schaffen  hatte  schier  als  un- 
möglich gegolten.  Lange  wusste  man  die  Gesetze  der  Mechanik 
nicht  in  die  Praxis  zu  übersetzen,  weil  man  die  idealen  Linien, 
Winkel  und  Messungen  im  rohen  Material  nicht  ohne  weiteres 
darstellen  konnte.  Auch  hier  trat  der  Wandel  ein,  und  mit  der 
Erfindung  des  Supports  kam  man  zuerst  auf  die  Bahn  mechanischer 
Präzisionsarbeit.  Guerikes  Luftpum})e  mit  dem  Experiment  der 
Magdeburger  Halbkugeln  blieb  in  der  vorhergehenden  Periode  eine 
angestaunte  Spielerei.  Jetzt  bildet  sich  aus  zahlreichen  technischen 
Einzelheiten  eine  Lehre,  deren  Sätze  alsbald  ineinander  greifen. 
Gerade  an  der  Stelle,  wo  die  Technik  bei  der  Wissenschaft  fort- 
gesetzt Anleihen  macht,  entwickelt  sich,  was  wir,  wie  gesagt,  heute 
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als  die  Grundlage  unserer  Grösse  erkennen :  das  System. 

Es  ist  also  nicht  wahr,  wenn  man  behaupten  will,  die  geistige 
Blüte  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  zumal  wie  sie  in  Deutschland 
emporwuchs,  stehe  in  keinem  Zusammenhange,  oder  gar  in  einem 
gew'issen  Gegensatze  zur  modernen  Industrieentwicklung,  etwa  wie 
das  geistig  Ideale  und  Entfernte  zum  materiell  Naheliegenden  und 
Gewöhnlichen.  Die  Grösse  der  Neuzeit  beruht  auf  der  Anwendung 
der  Kräfte  und  Entdeckungen  der  alten  Periode.  Es  hätte  aber 
aller  Fleiss,  der  den  germanischen  Völkern  eigentümlich  ist,  nicht 
ausgereicht,  uns  so  schnell  wirtschaftlich  vorwärts  zu  bringen,  wie 
das  in  der  Tat  geschehen  ist,  wenn  nicht  gerade  bei  uns  die  Syste- 
matik wissenschaftlichen  Denkens  und  geistiger  Schulung  ein  so 
reiches  Erbe  an  die  gegenwärtige  Periode  hätte  abge])en  können. 
Wenn  heute  England  klagt,  dass  es  der  technischen  Schulen  ent- 
behrt,  die  Deutschlands  Glanz  und  Ueberlegenheit  begründen,  so 
sehen  wir  darin  wiederum  eine  Anerkenntnis  des  Wertes,  den  die 
Aufklärungszeit  unserer  Grossväter  und  Urgrossväter  uns  über- 
mittelt hat. 

Wie  schon  oben  angedeutet  und  wie  wohl  allbekannt,  ward  diese 
Vermittlung  auch  äusserlich  vollzogen  durch  Emporsteigen  des  Fa- 
])rikantenstandes.  Der  alte  Kaufmann  brauchte  zu  seinem  Geschäft 
Klugheit  und  Uebersicht,  vielleicht  auch  Unerschrockenheit  und 
List  und  daneben  eine  gewisse  Kenntnis  der  äusseren  Dinge,  die  ihm 
von  Genossen  und  Vorgängern  überantwortet  war.  Der  alte  Hand- 
werker hatte  nel)en  geringen  kaufmännischen  Fähigkeiten  nur  eine 
sehr  beschränkte  spezielle  Fertigkeit,  die  man  in  den  meisten  Fällen 
nicht  einmal  Kenntnis  nennen  konnte.  Der  Fabrikant  verband  zu- 
nächst mit  der  Fertigkeit  des  Handwerks  den  Geist  und  Wagemut 
der  Kaufmannschaft  und  hob  beides  vereint  zu  einer  höheren  Stufe 
empor,  indem  er  die  Gesetze  der  Wissenschaft  heranzog,  um  auf 
ihrer  Grundlage  schöpferisch  weiter  zu  bauen. 

Der  Fabrikant  hat  sich  auch  äusserlich  in  den  IMittelpunkt  des  mo- 
dernen Staates  gesetzt.  In  langsamem  Vorschreiten  hat  er  sich  die 
Position  errungen,  die  er  heute  einnimmt  und  die  ihm  einen  häutig 
massgebenden  Eintluss  auf  die  staatlichen  Entwicklungen  gewähr- 
leistet. Er  liefert  durch  seine  Existenz  den  besten  Beweis  dafür, 
(lass  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Zeit  eine  Kluft  nicht  be- 
steht ;  er  bietet  auch  die  Bürgschaft,  dass  die  Arbeit,  die  er,  von 
beiden  Gebieten  ,  dem  geistigen  und  dem  materiellen  ,  ausgehend, 
verrichtet  ,    nicht  minderwertis;  sein  kann  und  nicht  materialistisch 
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genannt  -werden  darf. 

Eine  Eeihe  von  Nationalökonomen  gefallen  sich  in  der  Dar- 
stellung, als  seien  alle  Fortschritte,  welche  zur  modernen  Industrie- 
entwicklung geführt  haben,  von  England  ausgegangen,  und  als  hät- 
ten wir  nichts  weiter  vor  uns  gebracht,  als  eine  passable  Nach- 
ahmung des  englischen  Industriesystems.  Man  könnte  nicht  ohne 
eine  gewisse  Berechtigung  sehr  abweichende  Axiome  aufstellen. 
Denn  wenn  auch  zugegeben  werden  muss,  dass  eine  Reihe  sehr 
bemerkenswerter  Einzelertindungen  auf  den  britischen  Inseln  gemacht 
worden  ist,  und  wenn  es  die  Verhältnisse  auch  mit  sich  geln-acht 
haben,  dass  in  gewissen  Industriezweigen  England  der  übrigen  Welt 
vorangegangen  ist,  so  ist  doch  sicher,  dass  ein  grosser  Teil  der 
kleinen  Entdeckungen  und  Ertindungen,  welche  zur  industriellen 
Vervollkommnung  geführt  haben,  seinen  Ausgangspunkt  von  Deutsch- 
land genommen  hat,  und  es  ist  weiterhin  unbestritten,  dass  gerade 
eine  Reihe  der  wichtigsten  Entdeckungen  —  ich  erinnere  nur  an 
diejenige  des  Fernsprechers  und  der  Dynamomaschine  —  deutscher 
Herkunft  sind.  Allerdings  hat  der  praktische  Engländer  zuerst 
die  maschinelle  Anwendung  gewisser  Apparate  und  Werkzeuge  be- 
liebt ;  er  ist  auf  dem  Gebiete  der  Textilindustrie  rasch  vorange- 
kommen, weil  eine  grosse  TransportÜotte  England  zum  Stapelplatz 
der  sich  wachsender  Beliebtheit  erfreuenden  Baumwolle  gemacht 
hat.  Was  aber  das  eigentliche  Wesen  des  modernen  Industrialis- 
mus  ausmacht,  ist  nicht  die  Erfindung  einzelner  Handfertigkeiten, 
Apparate  und  Maschinen,  sondern  es  ist  die  Konstruktion  des  ge- 
waltigen inneren  Zusammenhanges  der  naturwüchsigen  Verwandt- 
schaft aller  möglichen  Kräfte,  die  man  vordem  einzeln  betrachtete 
und  einzeln  verwertete.  Es  ist  auch  hier  die  Heranbildung  und 
Herausbildung  des  systematischen  I  n  e  i  n  a  n  d  e  r  g  r  e  i  f  e  n  s 
geistiger  und  materieller  Potenzen,  welche  alle  ins- 
gesamt in  das  grosse  Räderwerk  eingeschaltet  und  entsprechend 
ausgenutzt  werden  konnten.  Wie  die  Wissenschaft  ihr  System  ge- 
Avann  und  zwar  zuerst  auf  deutschem  Boden,  so  gewann  auch  die 
Technik  einen  wirklich  systematischen  Aufbau  auf  Grundlage  der 
theoretischen  Entdeckungen  und  Errungenschaften  des  wissenschaft- 
lichen Nachdenkens  zuerst  in  Deutschland.  Das  aber,  was  unser 
Zeitalter  von  dem  vorhergehenden  charakteristisch  unterscheidet 
und  trennt,  ist  die  Einheitlichkeit  des  Verständnisses  und  das 
Ineinandergreifen  von  Gebieten ,  die  man  früher  bald  als  mate- 
rielle und  ideelle,   bald    als    wissenschaftliche   und   praktische   weit 
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auseinanderhielt. 

Diejenigen  Leute,  welche  diese  Widersprüche  noch  heute  fest- 
halten und  ihnen  zu  einer  gewissen  Bedeutung  verhelfen  wollen, 
sind  ebenzugleich  diejenigen,  welche  die  Höhe  der  modernen  Ent- 
Avicklung  nicht  erreicht  und  das  Wertvolle  dieser  Errungenschaften 
nicht  verstanden  haben.  Ihnen  mag  das  Zeitalter  der  Aufklärung 
in  seltenem  Glänze  erscheinen,  als  eine  Periode,  die  man  für  die 
geistigen  Werte  besonders  hoch  einzuschätzen  gewohnt  ist.  Wir 
legen  hier  einen  anderen  Massstab  an :  auch  dass  in  jener  Zeit 
lediglich  die  thoretische  Errungenschaft  Ansehen  und  Anerkennung 
gefunden  hätte,  bliebe  immerhin  erst  nachzuweisen. 

Freilich  hat  es  eine  Periode  gegeben ,  in  welcher  die  besten 
Köpfe  in  der  Spekulation  einen  hohen  Reiz  und  schliesslich  den 
Selbstzweck  ihrer  Lel)ensarbeit  gefunden  haben.  Aber  man  darf 
nicht  übersehen,  dass  es  sich  da  immer  nui-  um  einen  beschränk- 
ten Kreis  von  Personen  liandelt,  und  dass  trotz  alles  Glanzes,  der 
von  ihnen  ausgehen  konnte,  diese  geistige  Gemeinschaft  doch  nicht 
imstande  war,  die  Schicksale  eines  Volkes  zu  leiten  oder  wesentlich 
umzugestalten. 

Unter  Materiahsmus  versteht  unsere  Zeit  gemeinhin  gewisse  Sätze 
der  monistischen  Weltanschauung.  Der  Vorwurf,  dass  unsere  Indu- 
strieentwicklung gerade  dieser  Anschauung  Vorschub  geleistet  liabe 
und  ihr  gewissermassen  dienstbar  sei,  trifft  aber  nicht  zu;  denn  unser 
industrielles  System  ist  auch  heute  noch  nicht  so  durchgearbeitet 
und  in  allen  Konsequenzen  ausgebildet,  dass  man  in  ihm  gewis- 
sermassen den  Ausdruck  der  monistischen  Weltanschauung  erken- 
nen könnte.  Es  ist  auch  verkehrt,  die  Abwendung  der  unteren 
Volksklassen  von  positiven  Religionsbekenntnissen  in  dieser  Rich- 
tung erklären  zu  wollen.  Von  Monismus  und  materialistischer  Auf- 
fassung ist  in  unseren  unteren  Volksklassen,  selbst  in  der  sozial- 
demokratischen Arbeiterschaft,  so  wenig  die  Rede,  dass  auch  da 
an  vielen  Stellen  eine  Art  mystisch-spirituellen  Bedürfnisses  zu- 
tage getreten  ist. 

Fassen  wir  alle  bis  hierher  geführten  Betrachtungen  zusam- 
men, so  ergibt  sich,  dass  ein  charakteristischer  Wendepunkt  in  un- 
serer inneren  Entwicklung  mit  dem  Einsetzen  des  wissenschaft- 
lichen bezw.  Avirtschaftlichen  Systems  zu  verzeichnen  ist.  Gegen 
die  alte  Zeit  hin  sind  wir  durch  die  Fähigkeit  systematischer  Auf- 
fassung und  Anschauung  abgeschieden.  Das  Auftreten  dieser  An- 
schauung hat   tatsächlich  Epoche  gemacht.     Seitdem  aber  hat  sich 
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in  der  inneren  Struktur  weder  des  ^virtscliaftlichen  noch  des  gei- 
stigen Lebens  unseres  Volkes  und  der  modernen  Völker  überliaujit 
etwas  G  r  u  n  d  s  ä  t  z  1  i  c  b  e  s  geändert. 

Man  hat  versucht,  die  Behauptung  einer  solchen  Aenderung 
zu  substantiieren  und  ihren  Beginn  von  äusseren  Merkmalen  her- 
zuleiten. So  behauptete  man ,  die  ganze ,  bis  nahe  zur  Gegen- 
wart heranreichende  Periode  des  Industrialismus  habe  ihren  Aus- 
gangspunkt von  Entdeckung  bezw.  Benutzung  der  Dampfkraft  ge- 
nommen und  sei  durch  deren  Anwendung  ausschliesslich  charakte- 
risiert. Eine  neue  Periode  setze  da  an,  wo  die  elektrische  Kraft 
an  die  Stelle  der  Dampfkraft  getreten  sei.  Schon  hiermit,  behaup- 
tet man,  treten  wir  gegenwärtig  gewissermassen  in  ein  neues  Zeit- 
alter ein.  Die  Dampfkraft  habe  eine  nicht  unbedeutende  sozial- 
politische Umgestaltung  der  Gesellschaft,  der  Lebensweise,  der  Art, 
sich  anzubauen  und  zusammen  zu  wohnen,  veranlasst.  Das  elek- 
trische Zeitalter,  in  das  vdr  nunmehr  eingetreten  seien,  werde  die 
Fehler  und  Mängel,  die  das  System  der  Dampfkraft  erzeugt  habe, 
zum  Teil  wieder  ausgleichen.  In  seiner  Wirkung  werde  es  unter 
anderem  die  Konzentration  der  Industrie  in  den  grossen  Städten 
zurückbilden  ;  die  Landstrassen  und  das  offene  Gelände,  deren  Be- 
deutung gewissermassen  in  Vergessenheit  geraten  sei,  würden  wie- 
der mehr  in  den  Vordergrund  treten  ;  eine  gleichartigere  Verbrei- 
tung der  menschlichen  und  industriellen  Kräfte  und  damit  der  Exi- 
stenzbedingungen über  das  ganze  Land  werde  allmählich  Platz  grei- 
fen und  damit  zugleich  vielleicht  —  so  meinen  die  Optimisten  — 
eine  gerechtere  Verteilung  der  materiellen  und  geistigen  Güter. 

Auch  in  dieser  Richtung  findet  man  bei  näherer  Betrachtung 
wenig  mehr  als  eine  Spielerei  mit  gewissen  Gedankenreihen.  Zunächst 
ist  es  nicht  wahr,  dass  das  Zeitalter  der  Dampfkraft  überwunden 
sei.  Dampfturbinen,  "Wärmemotoren,  Heissluft-  und  Sauggasappa- 
rate, die  in  neuester  Zeit  erfunden  worden  sind,  dürften  der  Dampf- 
kraft eine  neue,  recht  respektable  Zukunft  eröffnen.  Die  elektrische 
Kraft  scheint  noch  nicht,  oder  vielleicht  überhaupt  nicht  bestimmt, 
gerade  die  Dampfkraft  überall  zu  verdrängen  und  zu  ersetzen.  Kom- 
binationen beider  mögen  einen  Fortschritt  bedeuten.  Die  elektrische 
Kraft  Avird  an  Stellen  Fuss  fassen,  an  denen  die  Erzeugung  der  Dampf- 
kraft für  unwirtschaftlich  gilt.  Die  gesamte  Erzeugung  dürfte  ein  Plus 
von  "Werten  aufzuweisen  haben,  nicht  aber  eine  charakteristische  Um- 
formung. 

Nachdem    wir    erkannt  haben,    dass  die    elektrische  Kraft  den 
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Gesetzen  der  Optik  Untertan  ist,  scheint  überhaupt  eine  Brücke 
zwischen  dem  Wesen  der  einzelnen  Naturkräfte  gegeben  und  so  auch 
eine  solche  zwischen  der  Dampfkraft  und  anderen  Kräften  geschla- 
gen. Der  Fortschritt  mag  hier  in  der  Richtung  liegen,  dass  man 
wiederum  der  Erkenntnis  von  der  Einheit  der  Dinge  und  Kräfte 
um  ein  Stüclc  näher  rückt.  Wer  will  heute  sagen,  dass  gerade  die 
elektrische  Kraft  für  die  nächsten  Perioden  das  Hauptagens  wer- 
den wird,  während  wir  doch  dabei  sind,  im  Radium,  Polonium,  He- 
lenium,  in  Röntgen-  und  anderen  Strahlen  neue,  bisher  unbeach- 
tete und  unl)ekannte  Kräfte  festzustellen. 

Aus  der  Fähigkeit,  die  Ergebnisse  zahlreicher  und  fleissiger 
Einzelforscliungen  in  ihrem  inneren  Zusammenhange  zu  erkennen 
und  systematiscli  zu  betrachten  und  zu  verwerten,  ist  der  grosse 
Fortschritt  der  modernen  Zeit  entsprungen.  Nichts  weist  darauf 
hin,  dass  wir  heute  berufen  wären,  durch  eine  ähnliche  neue  Kate- 
gorie in  ähnlicher  Weise  Epoche  zu  machen.  Kein  Beweis  lässt 
sich  dafür  erlnüngen,  dass  z.  B.  das  innere  Zusannnenwirken  der  im 
IVIenschen  schlummernden  Kräi'te  gerade  neuerdings  eine  wesentlich 
andere  Richtung  genommen  ha))e.  Im  Gegenteil,  wenn  man  auch  an- 
erkennen mag,  dass  nach  aussen  hin  sich  diemensclilichen  Yerliältnisse 
und  die  Formen  der  Gesellschaft  umgestaltet  haben :  die  Umge- 
staltung erstreckt  sich  mehr  auf  die  Form,  als  auf  den  Inhalt,  mehr 
auf  die  Quantität,  als  auf  die  Qualität ;  und  schliesslich  ist  die 
menschliche  Natur  selbst  so  ziemlich  unberührt  geblieben.  \'on  einer 
materialistischen  Denkweise  gegenüber  einer  spirituellen  der  zu- 
rückliegenden Periode  kann  kaum  die  Rede  sein.  Die  mehr  pan- 
theistische  Art  der  Gottesanschauung,  der  wir  heute  begegnen,  ist 
nicht  weniger  tief,  als  die  an  äusseren  Kultus  und  Formen  ge- 
knüj)fte  Anl)etung  unserer  Grossväter.  Atheisten  hat  es  zu  allen 
Zeiten  gegeben  ;  zu  allen  Zeiten  aber  bestand  in  der  Menschheit 
das  gleiche  tiefliegende  Bedürfnis  nach  Vergeistigung,  das  in  den 
bekannten  mystischen  Auswüchsen,  die  gewissermassen  den  Hin- 
tergrund für  die  Aufklärungsperiode  bilden,  ebenso  seinen  Aus- 
druck fand,  wie  in  den  heutigen  Gesundbetereien  und  im  spiritisti- 
schen Unfug.  Unzufriedene,  die  mit  dem  Neuen  nicht  einverstanden 
waren,  pharisäisch  an  ihre  Brust  schlugen  und  sich  das  Altherge- 
brachte als  das  bessere  priesen,  gab  es  dort  wie  hier.  Das  aber 
wird  den  Fortschritt  niemals  irre  machen. 

Wenn  es  aber  richtig  ist,  dass  wir  uns  seit  Beginn  der  mo- 
dernen Periode    in    immer    zusammenhängender    und    fortlaufender 
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Entwicklung  vorwärts  bewegt  haben,  und  wenn  es  fernerliin  anerkannt 
werden  muss,  dass  trotz  des  scheinbaren  Hervortretens  der  Theorie 
und  der  Philosophie  in  einzelnen  Perioden  die  werktätige  Arbeit 
des  Volkes  immer  die  gleiche  und  die  wahre  Grundlage  für  die 
menschliche  Weiterentwicklung  gebildet  hat,  wenn  man  zugibt,  dass 
wohl  quantitativ  uns  gegen  die  vorhergehende  Periode  viel  zuge- 
flossen, qualitativ  aber  wenig  verändert  ist,  so  wird  man  auch  für 
die  Politik,  für  die  Volkswirtschaftslehre  und  speziell  für  die  Fi- 
nanz- und  Tarifpolitik  keine  von  dieser  Grundlage  abweichende 
Konstruktion  belieben  können. 

In  die  Periode  der  Weltwirtschaft  und  der  ihr  Rechnung  tra- 
genden nationalen  Auffassung  sind  wir  schon  seit  langer  Zeit  ein- 
getreten. Die  Herausbildung  der  einschlägigen  Gedankenreihen 
und  Wirtschaftsformen  war  eine  Konsequenz  der  mit  frischer  Kraft 
ausgreifenden  Fruchtbarkeit  systematischer  Wirtschaft  und  syste- 
matischer Auffassung.  Es  hat  sich  heute  und  in  den  letzten  Jah- 
ren hierin  kaum  etwas  Wesentliches  geändert.  Auch  wir  Deutschen 
treiben  seit  langem  Grosspolitik,  wohl  verstanden,  auf  derselben  na- 
tionalen Grundlage-  und  unter  denselben  nationalen  Auspizien,  de- 
nen Avir  vor  Begründung  des  Reichs  theoretisch  unsere  Verehrung 
zollten  und  denen  wir,  nachdem  die  einheitliche  politische  Macht 
der  Nation  hergestellt  war,  auch  in  der  praktischen  bezw.  politi- 
schen Konsequenz  nachgelebt  haben. 

Aber  auch  auf  dem  rein  politisclien  Gebiete  ist  eine  Zäsur 
oder  eine  grundsätzliche  Abkehr  von  den  bisherigen  Wegen  nicht  zu 
erkennen;  —  merkwürdigerweise  behaupten  dieselbe  Kreise,  welche 
heute  davon  reden,  dass  wir  wirtschaftspolitisch  in  eine  ganz  neu  gear- 
tete Periode  eintreten,  dass  die  Reichspolitik  nichts  weniger  als  neu 
geartet  und  eigenartig  sei,  dass  sie  vielmehr  seit  einem  Jahrzehnt  eine 
Art  alten  Schlendrians  verfolge,  aus  der  Hand  in  den  Mund  leidend. 

Und  dennoch  sollen  wir  mit  Ablauf  der  gegenwärtigen  Handels- 
vertragsperiode und  mit  Eintritt  in  die  neuen  tarifarischen  Al)ma- 
chungen  einen  unerhörten  Sprung  unternommen  haben,  einen  Sprung 
ins  Dunkle,  wie  die  Gegner  dieser  Abmachungen  behaupten,  jeden- 
falls aber  eine  gänzlich  neue,  grundsätzlich  von  den  bisherigen  ab- 
weichende Politik  verfolgen. 

AVer  die  Dinge,  auch  die  wirtschaftlichen,  bis  zur  Konsequenz 
durchdenkt,  dem  wird  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  die  äussere  na- 
tionalökonomische Entwicklung  und  die  innere  geistige  und  sittli- 
che Aulfassung  überall  Hand    in  Hand  gehen  und  sich  inmier  nur 


Zusammenhang  und  Einheit  der  geistigen  und  wirtschaftlichen  Arljeit.     251 

für  kurze  Perioden  und  auf  eine  gewisse  Entfernung  von  einander 
trennen  können.  Ist  dem  aber  so,  wie  soll  es  möglich  sein,  dass 
heute  unsere  Nation  auf  eine  neue  Basis  gestellt  sei,  während  doch 
die  innere  Notwendigkeit  für  eine  solche  Umkehr  nirgends  nachzu- 
weisen ist.  Aber  man  hat  unsere  handelspolitische  Entwicklung 
schon  seit  mehreren  Jahrzehnten  nicht  im  ganzen  und  als  eine 
folgerichtige  aufzufassen  beliebt,  sondern  man  hat  ihre  einzelnen  Pha- 
sen und  AVendungen  stets  nach  gewissen  Stichworten  interiDretiert, 
und  je  nachdem  sie  den  hinter  diesen  Stichworten  versammelten 
Parteidoktrinen  näher  kamen  oder  von  ihnen  abrückten,  ist  bald 
ein  angeblicher  Zickzackkurs  konstatiert,  bald  ein  Rückschritt  oder 
ein  Fortschritt  beklagt  oder  gepriesen  worden. 

Als  England  bei  Eintritt  in  die  60er  Jahre  zuerst  daran  ging, 
seine  Handelspolitik  von  dem  bis  dahin  in  der  ganzen  Welt  hoch- 
gehaltenen Grundsätze  der  Autonomie  zu  entfernen,  ward  in  der 
Tat  handelspolitisch  ein  Xovum  geschaffen.  Es  war  das  aber  nichts 
anderes  als  die  Durchführung  der  notwendigen  Konseipienz  syste- 
matischer Auffassung  auch  auf  dem  Gebiete  der  praktischen  Han- 
delspolitik. Wie  allmählich  ein  wissenschaftliches  und  ein  techni- 
sches System  sich  herausgebildet  hatte,  so  musste  ihm  notwendig 
ein  handelspolitisches  System  folgen.  Auch  der  Umstand,  dass  die 
Etablierung  eines  solchen  Systems  etwas  später  eintrat  als  diejenige 
der  anderen  Systeme,  kann  nicht  auffällig  erscheinen.  Die  grossen 
politischen  Umwälzungen  des  18.  Jahrhunderts  hatten  die  ruhige 
wirtschaftliche  Entwicklung  häufig  gestört  und  bewirkt,  dass  die 
neue  Entwicklung  zuerst  auf  dem  rein  geistigen  Gebiete  sich  fest- 
setzte und  in  den  Köpfen  der  Theoretiker  eine  Ptiegstätte  fand. 
Nachdem  später  Friede  und  Ordnung  in  den  äusserlichen  Verhält- 
nissen zurückgekehrt  waren ,  etablierte  sich  das  technische  System 
in  praktischer  Anwendung  der  von  der  Avissenschaftlichen  Welt  ge- 
wonnenen Sätze  und  Grundsätze.  Erst  als  die  Ruhe  solange  und 
soweit  hergestellt  war,  und  als  die  neue  Form  politischer  Auffas- 
sung, welche  die  folgenden  Jahrhunderte  beherrschen  sollte,  die  der 
Nationalität  oder  der  nationalen  Ausgestaltung,  soweit  vorbereitet 
und  erstarkt  war,  dass  offenbar  in  ihr  das  äussere  Gefäss  für  die 
wirtschaftliche  Ausgestaltung  gefunden  Averden  konnte,  ist  auch  ein 
handelspolitisches  System  herangekommen. 

Ich  bin  geneigt,  auch  für  dieses  Gebiet  in  Deutschland  den 
ausschlaggebenden  Faktor ,  wenn  nicht  den  Ausgangspunkt  zu 
suchen.     Friedrich  List  war  es,    der  zuerst  die  nach  allen  Rieh- 
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tungen  zerflatterten  handesijolitiscben  Axiome  kraftvoll  zusammen- 
fasste  und  in  ihrer  unmittelbaren  Wirkung  auf  den  neuen  em- 
porwachsenden Nationalstaat  systematisch  ausgestaltete.  Adam 
Smith  und  andere  mögen  vor  ihm  mit  der  systematischen  Betrach- 
tungsweise begonnen  und  einzelne  Gedankengänge  mit  bewunderns- 
werter Schärfe  verfolgt  und  zu  gewissen  Zielen  geführt  haben.  LissT 
allein  war  es,  der,  auf  allem  diesen  bereits  wissenschaftlich  zu  nen- 
nenden Material  fussend,  diejenigen  Formeln  und  Grundsätze  fand, 
nach  denen  wir  heute  unser  wirtschaftspolitisches  Leben  auszuge- 
stalten im  Begriff  sind.  Aber  auch  hier  hat  nicht  allein  das  Vor- 
bild der  glänzenden  englischen  Theoretiker  und  Essayisten  gewirkt 
und  ist  Veranlassung  und  Quelle  gewesen:  der  geschlossene  Han- 
delsstaat FiCHTEs  und  von  Thüxens  isolierter  Staat  haben  bei  uns 
beizeiten  darauf  hingewiesen,  dass  es  neben  der  vor  keiner  Konse- 
quenz zurückschreckenden  und  ins  Weite  hinausgehende  Spekula- 
tion der  Engländer  noch  eine  andere  Auffassung  gab,  die  im  ge- 
schlossenen Kreise  Entstehung,  Existenz  und  Fortexistenz  der  Wirt- 
schaft betrachtet  wissen  wollte.  Heute  ist  die  Bedeutung  LiSTs 
auf  diesem  Gebiete-  allseitig  anerkannt ;  er  ist  der  eigentliche  theo- 
retische Systematiker,  dessen  Lehren  die  moderne  AVirtschaftspo- 
litik  sich  zu  Xutzen  macht ,  und  er  erscheint  uns  gewissermassen 
als  der  letzte  Höhepunkt  der  Epoche,  welche  mit  der  Ausgestaltung 
der  Fähigkeit  systematischer  Auffassung  der  Welt  und  der  Dinge 
ihren  Ausgang  nimmt. 

Fast  alle  modernen  Staaten  treiben  nationale  Politik  und  wollen 
eine  andere  nicht  kennen.  Allein  England  ist  bis  vor  kurzer  Zeit 
anders  gerichtet  gewesen  :  die  Nationalisierung  des  Britentums  auch 
auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete  ist  erst  aufgekommen,  als  sich 
herausgestellt  hat ,  dass  die  Angelisierung  der  übrigen  Nationen 
eine  Unmöglichkeit  Avar;  sie  ist  mit  dem  Auftauchen  der  Empire- 
idee und  Chamberlains  Agitation  auf  dem  Marsche.  Die  englische 
Theorie  dürfte  den  gleichen  Weg  nehmen.  Sie  hat  bis  zum  heu- 
tigen Tage  Theoretiker  hervorgebracht,  die  zu  denjenigen  des  Fest- 
landes ,  insbesondere  zu  List,  in  einem  gewissen  Gegensatze  ge- 
standen haben.  Heute  befindet  sich  die  praktische  Politik,  die 
England  einschlägt ,  noch  auf  den  meisten  Gebieten  im  direkten 
Gegensatz  zur  l)ritischen  nationalökonomischen  Theorie. 

Die  glänzende  Darstellungsweise  der  englischen  Nationalöko- 
nomen, auftretend  gleichzeitig  mit  einer  glänzenden  Blüte  des  eng- 
lischen Handels,    hat   nicht    verfehlt,    einen  unjjeheueren  Eindruck 
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auf  die  übrige  Welt  zu  machen.  Die  Freihandelstheorie,  die  von 
ihr  ausging  und  die  für  England  passend  gemacht  und  zugeschnitten 
war,  verblüffte  durch  ihre  logische  Konsequenz  und  ihre  vernunft- 
gemässe  Grundlage  die  Staatsmänner  der  AVeit  und  führte  sie 
stellenweise  dahin,  die  alte ,  bis  dahin  noch  systemlose  und  verfal- 
lene Politik  zu  verlassen  und  dem  englischen  Vorbilde  nachzustre- 
l)en.  Klärend,  vereinfacliend  ,  lösend  hat  diese  Theorie  auf  den 
Kontinent  gewirkt  und  sich  dadurch  um  die  Welt  herrliche  Ver- 
dienste erworben.  So  manchen  Zopf  hat  sie  abgeschnitten,  so 
manchem  kleinlichen  Gesichtspunkt  hat  sie  Nahrung  und  Boden 
genommen.  In  einem  Lande  wie  Deutschland,  das  auf  politischem, 
bureaukratischem  und  sozialem  Gebiete  damals  noch  von  so  ausser- 
ordentlich dürftiger  Auffassung  und  Engherzigkeit  war,  musste  sie 
beinahe  AVunder  wirken.  Man  hat  auch  die  englischen  Theoretiker 
und  ihre  Lehren  nirgends  in  dem  Grade  angestaunt  und  bewundert, 
als  gerade  in  Deutschland.  Ihrem  verdrängenden  Einflüsse  ist  es 
zu  danken,  dass  die  deutsche  Entwicklung  -sich  auf  die  Notwendig- 
keit der  Durchführung  eines  nationalen  Systems  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Wirtschaft  nach  den  Grnndsätzen  LiSTs  erst  verhältnis- 
mässig spät  besonnen  hat. 

Es  ist  aber  ein  Irrtum ,  anzunehmen ,  dass  die  wirtschaftliche 
Welt  Deutschlands  jemals  von  freihändlerischen  Grundsätzen  ge- 
leitet worden  sei,  und  dass  unsere  Handelspolitik  zwischen  frei- 
händlerischen und  schutzzöllnerischen  Allüren  hin-  und  hergeschwankt 
hätte.  Diejenigen,  welche  uns  heute  den  Beginn  einer  neuen  Aera 
voraussagen,  haben  auch  schon  bei  früheren  Gelegenheiten  fort- 
während von  prinzipieller  Umkehr  und  von  handelspolitischem  Zick- 
zackkurs gesprochen.  Sie  haben  bezüglich  der  heutigen  Lage  ebenso 
wenig  recht,  wie  bezüglich  der  früheren.  Die  Entwicklung  selbst 
ist  in  ihrem  inneren  Gehalt  viel  zu  wuchtig  und  selbständig ,  und 
das  AVesen  der  Dinge  setzt  sich  zu  stark  und  zu  kräftig  in  Szene, 
als  dass  es  durch  theoretische  Lehrmeinungen  anders  berührt  wer- 
den könnte,  als  an  der  (JberHäche.  Es  soll  durchaus  nicht  abge- 
leugnet werden,  dass  die  Freihandelstheorie  ihren  Einüuss  auf  die 
deutsche  Entwicklung  geübt  hat.  Sie  hat  ihn  geübt  in  der  Rich- 
tung, dass  sie  eine  Umformung  des  Zolltarifes,  eine  Vereinfachung 
der  Zollpraxis ,  eine  Vergrösserung  der  einzelnen  Zollgebiete  be- 
wirkt hat,  und  dass  sie  in  dieser  Auffassung  schliesslich  mit  ge- 
holfen hat,  das  grosse  deutsche  AVirtschaftsgebiet  als  solches  zu- 
sammenzufassen.    Es   war  frische   Luft,    die   mit  ihr   in   die   dank 
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kurzsichtigem  Bureaukratismus  stagnierenden  deutschen  Zustände 
hereinkam.  Xiemals  aber  hat  die  Freihandelsdoktrin  es  versucht, 
sich  in  Deutschland  oder  in  irgend  einem  anderen  Lande  des  Kon- 
tinents in  die  Tat  umzusetzen  oder  sich  zur  grundsätzlichen  Herr- 
scherin zu  machen. 

Es  mag  müssig  sein,  die  Frage  aufzuwerfen ,  ob  ^Yir  ohne  die 
Mitwirkung  der  Freihandelslehre  rascher  ans  Ziel  gekommen  wären. 
Ich  habe  darauf  hingewiesen ,  dass  Männer  wie  List  und  seine 
Lehre  hinter  den  in  Deutschland  sehr  laut  und  sehr  gewandt  auf- 
tretenden Aposteln  des  Freihandels  haben  zurückstehen  müssen, 
und  dass  möglicherweise  die  Xationalisierung  unserer  Wirtschaft, 
d.  h.  die  Wirtschaft  des  nationalen  Systems,  eher  etabliert  worden 
wäre,  wenn  nicht  die  immer  wieder  abseits  führenden  Grundsätze 
der  englischen  Theoretiker  dazwischen  gekommen  wären.  Allein  es 
ist  nicht  unmöglich,  dass  ohne  die  Auffrischung,  die  wir  durch 
Adam  Ssiith  und  seine  Nachfolger  und  Weiterbildner  erfahren 
haben,  überhaupt  das  •  wirtschaftspolitische  Denken  bei  uns  noch 
einen  längeren  Schlaf  hätte  durchmachen  müssen ,  und  dass  wir 
trotz  List  dann  vielleicht  doch  noch  später  ans  Ziel  gekommen 
wären. 

Tatsächlich  ist  die  Entwicklung  denjenigen  Gang  gegangen,  den 
sie  nach  Lage  der  Dinge  gehen  musste.  Die  Theorie  schuf  das 
wissenscbaftliche  System  und  gab  x^nregung  zum  Ausbau  des  tech- 
nischen. Auf  politischem  Gebiete  ward  die  nationale  Form  zur 
gleichen  Zeit  als  die  richtige  gefunden,  und  in  dieser  hat  sich  das 
wirtschaftspolitische  System  alsbald  herauskristallisiert. 

Die  Entwicklungsgeschichte  unserer  Handelspolitik  zeigt  analog 
vom  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  den  langsamen  aber  konsequenten 
Fortschritt  zum  Aufbau  der  nationalen  AVirtschaft.  Wer  die  Ent- 
wicklung seit  jener  Yorbereitungszeit  verfolgt,  wird  linden,  dass 
dieser  Gang  nirgends  unterbrochen  ist,  dass  aber  insbesondere  auch 
der  gegenwärtige  Augenblick  nicht  am  Schlussi^unkt  dieser  ganzen  Ent- 
wicklung steht,  ohne  irgendwie  Epoche  oder  auch  nur  eine  gi'össere 
Cäsur  zu  machen.  Ein  kurzer  Ueberl)lick  ül)or  den  äusseren  Ver- 
lauf unserer  handels})olitischen  Bewegungen  wird  das  bestätigen. 
Als  im  Jahre  1818  durch  die  Schaffung  des  berühmten  preussischen 
Zolltarifes  zuerst  ein  grösseres  einheitliches,  wirtschaftliches  Gebiet 
entstanden  war,  dessen  Etablierung  notwendigerweise  die  Lösung  von 
zahlreichen  inneren  Schranken  mit  sich  bringen  musste,  erhielt  solche 
Politik   zwar   den  lauten  Beifall   der   freihändlerischen  Theoretiker 
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nicht  nur ,  sondern  auch  der  City  von  London ;  von  Etablierung 
freihändlerischer  Grundsätze  aber  war  bei  Durchführung  dieser 
Massregel  keine  Rede.  Damals  hatte  man  in  Preussen  noch  nicht 
das  Ziel  des  deutschen  Nationalstaates  auf  Avirtschaftspolitischem 
Gebiete  im  Auge;  die  praktischen  Staatsmänner  jener  Zeit  gingen 
vielmehr  von  finanzpolitischen  Rücksichten  aus.  Eben  diese  finanz- 
politische Rücksicht  führte  schliesslich  darauf  hin,  für  ein  grösseres 
wirtschaftliches  Gemeinwesen  einheitliche  Grundsätze  und  Grund- 
lagen zu  bilden.  Von  den  200  Warengattungen  des  auf  der  bald 
folgenden  ersten  Generalkonferenz  der  Zollvereinsmitglieder  erstell- 
ten Tarifes  waren  kaum  mehr  als  10  »'o  zollfrei.  Indessen  empfand 
man  in  Preussen  sehr  bald  den  Vorteil  (und  zwar  zunächst  den 
fiskalischen  Vorteil)  des  grösseren  einheitlichen  Gebietes.  Das  ra- 
sche Emporblühen  des  für  einige  Zeit  mit  Frankreich  handelspoli- 
tisch zusammengeschweissten  Rheinbundes  war  den  denkenden  Wirt- 
schaftspolitikern in  der  preussischen  Regierung  nicht  entgangen. 
Der  damals  gewaltig  dominierende  englische  Einfiuss,  in  dessen  In- 
teresse die  weitere  Beseitigung  von  Zollschranken  gelegen  hätte, 
wäre  vielleicht  innerhalb  des  Zollvereinsbereiches  rascher  und  nach- 
drücklicher vorwärts  gekommen ,  wenn  nicht  bis  zum  Jahre  1867 
jede  Aenderung  des  Vereinstarifes,  jede  Aenderung  in  der  Zollge- 
bahrung  und  Zollverwaltung  nur  im  Vertragswege  und  mit  Ueber- 
einstimmung  aller  Kontrahenten  hätte  erreicht  werden  können.  In 
dieser  Bestimmung  hat  zweifellos  ein  gewaltiger  Hemmschuh  füi- 
die  wirtschaftliche  "\'ereinheitlichung  der  deutschen  Staaten  gelegen; 
auf  der  anderen  Seite  aber  hat  dieser  retardierende  Einfiuss  dazu 
beigetragen,  dem  Eindrängen  der  englischen  Provenienzen  und  ins- 
besondere dem  Vordrängen  des  weit  ausgedehnten  englischen  Schmug- 
gels Zügel  anzulegen.  Von  einheitlichen  handelspolitischen  An- 
schauungen ist  bei  den  leitenden  Staatsmännern  jener  Periode  gar 
keine  Rede.  Zwar  hat  man  schon  gelernt,  die  rein  politischen 
Dinge  von  den  handelspolitischen  abzuzweigen  und  um  ihres  Aus- 
schlages in  klingender  ^Münze  willen  gewissermassen  auf  ein  neu- 
trales Gebiet  hinüber  zu  retten ;  aber  man  ist  doch  weit  entfernt 
davon ,  sich  durch  irgend  welche  Lehrmeinungen  beeinflussen  zu 
lassen.  Preussen  baut  in  aller  Stille  seine  führende  Stellung  inner- 
lialb  gewisser  deutscher  Staatenkreise  auf  der  Basis  des  Zollvereins 
auf.  Man  hat  das  auch  ausserhalb  der  Zollvereinsgrenzen  erkannt, 
und  den  Beleg  hierfür  bietet  das  immerwährende  Streben  Oester- 
reichs,  sich  in  den  Zollverein  Eintritt  zu  verschafien.    Es  erreichte 
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endlich  im  Jahre  1853  einen  Handelsvertrag.  Dieser  Handelsvertrag 
aber  ist  es,  welcher,  aus  politischen  Rücksichten  abgeschlossen,  zu- 
erst für  das  grössere  Oesterreich  mit  umfassendem  Gebiet  eine 
Reihe  Rohstoff-  und  Halbfabrikate  zollfrei  macht  und  für  eine  Reihe 
von  Fabrikanten  wesentliche  Zollermässigungen  stipuliert.  Das  Mo- 
tiv zu  solcher  Umformung  oder  Fortbildung  des  Zolltarifes  lag  also 
nicht  auf  grundsätzlichem  Gebiete,  sondern  auf  dem  Gebiete  ex- 
akter iDolitischer  Notwendigkeiten. 

Ganz  im  gleichen  Sinne  ist  auch  die  Genesis  des  bald  darauf- 
folgenden mit  ungeheuerer  Heftigkeit  bekämpften  Handelsvertrages 
zwischen  dem  Zollverein  und  Frankreich  vom  Jahre  1862  aufzu- 
fassen. Oesterreich  Hess  in  seinen  Bestrebungen  auf  Sprengung  des 
Zollvereins  oder  auf  Eintritt  in  den  Zollverein  nicht  nach.  Gelang 
es,  den  Zollverein  durch  neue  Abmachungen  mit  einem  dritten,  zu- 
mal mit  einem  Auslandsstaate  zu  binden,  so  musste  dadurch  seine 
ganze  Konstitution  erstarken  und  an  innerer  Festigkeit  gewinnen. 
Nach  schweren  Kämpfen  gelang  es  im  Jahre  186-4 ,  diesen  zuerst 
von  Preussen  abgeschlossenen  Vertrag  auch  den  übrigen  Mitgliedern 
des  Zollvereins  zu.  oktroyieren.  Li  diesem  Vertrage  hatte  man  sich 
nicht  ohne  Absicht  der  Meistbegünstigungsklausel  bedient,  um  Frank- 
reich mit  Oesterreich  vollständig  gleichzustellen.  Diejenigen  Ver- 
günstigungen ,  welche  der  Zollverein  anderen  Ländern  eingeräumt 
hatte ,  also  auch  Oesterreich ,  fielen  nunmehr  Frankreich  zu ,  •  die 
Sonderstellung  bezw.  die  Annäherungsstellung,  in  der  sich  bisher 
Oesterreich  durch  den  Vertrag  vom  4.  April  1853  befunden  hatte, 
war  damit  weggefallen.  Frankreich  seinerseits  musste  sich  gleich- 
falls zu  einer  Reihe  nicht  unwesentlicher  Konzessionen  herbeilassen, 
die  es  in  Verfolg  und  Weiterentwicklung  des  Cobden- Vertrages  an- 
deren Staaten  bewilligt  hatte ,  und  gewisse  Gebietsteile  des  Zoll- 
vereins nahmen  in  Erinnerung  an  das  alte  Zusammenarbeiten  zur- 
zeit des  Rheinbundes  ihre  wirtschaftlichen  Beziehungen  zum  Avest- 
lichen  Nachbar  Avieder  auf,  sich  dabei  gleichzeitig  in  manchen  Ar- 
tikeln von  Oesterreich  lösend. 

Zweifellos  war  Oesterreich  durch  diesen  Schachzug  in  eine 
ausserordentlich  ungünstige  Position  gedrängt.  Auf  sein  Andrängen 
kam  zunächst  unter  immer  wachsender  beiderseitiger  Missstimmung 
ein  neuer  Handelsvertrag  (im  Jahre  1865)  zustande.  Aber  dieses 
Ventil  erwies  sich  nicht  als  ausreichend ;  die  politische  Verdrängung 
des  Kaiserstaates  durch  die  geschickte  Wirtschaftspolitik  des  Zoll- 
vereins ward   dadurch  nicht   aufgehoben.     So  kam    es  zum  Kriege 
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von  1866 ,  welchen  der  Handelsvertrag  von  1865  höchst  bezeich- 
nenderweise unversehrt  überstand.  Der  Prager  Frieden  mit  seinen 
milden  Bestimmungen  brachte  zwar  die  endgültige  Al)lehniing  der 
Zollvereinsgemeinschaft,  verhiess  aber  doch  die  Möglichkeit  gegen- 
seitiger Annäherung  und  wirtschaftlicher  Unterstützung.  Diese  Ver- 
lieissung  ward  erfüllt  im  neuen  Vertrage  vom  März  1868.  Zoll- 
freiheit für  Agrarprodukte  einschliesslich  des  Viehs  ward  hier  bis 
zum  Jahre  1877  ausdrücklich  festgelegt  und  nach  Hinzutritt  einer 
Ermässigung  des  AVeinzolls  ein  näheres  Avirtschaftliches  Verhältnis 
begründet. 

Es  wäre  verwunderlich,  wenn  in  jener  Zeit,  in  welcher  das 
wirtschaftspolitische  Verständnis  noch  nicht  sehr  gross,  die  rein 
politischen  Interessen  aber  unter  allen  Umständen  überwiegend 
waren,  durchdachte  wirtschaftspolitische  Motive  den  Gebarungen 
der  äusseren  Handelspolitik  zu  Grunde  gelegen  hätten.  Die  übrigen 
A^erträge,  welche  der  deutsche  Zollverein  in  jener  Periode  abschloss, 
])eruhen  zwar  nicht  mehr  in  allen  Fällen  auf  politischer  Grundlage 
wie  diejenigen  mit  Oesterreich  und  Fi-ankreich,  aber  sie  sind  doch 
nicht  anders  aufzufassen,  Avie  als  eine  aus  den  Bedürfnissen  der 
Industrie  und  des  Handels  heraus  sich  ergebende  Konsequenz  der 
aus  politischen  Gründen  hervorgegangenen  Handelspolitik  des  Zoll- 
vereins. Der  Handelsvertrag  von  1862  findet  mit  dem  Kriege  von 
1870/71  seine  Endschaft.  Von  einer  Entwicklung  nach  der  „frei- 
händlerischen Seite"  hin  kann  in  diesem  Augenblick  um  so  weniger 
die  Rede  sein,  als  in  dem  Frankfurter  Frieden  nichts  von  dem 
alten  Vertrage  hinübergerettet  werden  kann ,  als  die  sogenannte 
ewige  Meistbegünstigung.  Wir  hätten  es  damals,  wenn  unsere 
Staatsleitung  tatsächlich  freihändlerische  Ziele  verfolgt  hätte  und  sich 
solcher  grundsätzlichen  Auffassung  l^ewusst  gewesen  wäre,  erreicht, 
nicht  nur  den  alten  Vertrag  zu  behaupten,  sondern  vielleicht  sogar 
noch  neue  Konzessionen  hinzuzugewinnen.  Aber  Bismarck  stand 
so  wenig  auf  dem  theoretischen  Standpunkte,  dass  er  den  Hinweis 
der  französischen  Unterhändler  auf  die  Xotwendigkeit ,  das  durch 
die  Kriegskontributionen  und  die  Verkleinerung  seines  Gebietes 
finanziell  erschöpfte  Land  durch  eine  Zollerhöhvmg  finanzpolitisch 
zu  heben,  ohne  weiteres  als  vernünftig  anerkannte  und  an  dieser 
Stelle  zurücktrat. 

Mit  dem  Jahre  1867  war  indessen  die  alte  Zolltarifverfassung 
und  damit  das  Vetorecht  jedes  einzelnen  Zollvereinsmitgliedes  gegen 
Zolländerungen  gefallen.     Es   handelte   sich   jetzt    im  neuen  Reich 
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lediglicli  darum,  eine  Majorität  im  Bundesrat  bezw.  Parlament  und 
im  Reichstag  zu  erzielen. 

In  Konsequenz  dieser  Möglichkeit  einer  leichteren  Handhabung 
der  Zollpolitik  setzt  die  sogenannte  Delbrück'sche  Periode  ein. 
Man  hat  sie  eine  freihändlerische  genannt,  nnd  gewisse  Kreise  ge- 
bärden sich  noch  heute  so,  als  ob  wir  damals  auf  dem  Wege  zum 
vollen  Freihandel  gewesen  wären,  und  als  ob  der  Fürst  Bismarck 
bei  uns  den  Siegeslauf  des  Freihandelsgedankens  im  Jahre  1879  mit 
roher  Hand  aufgehalten  hätte.  All  das  erscheint  der  objektiven 
Betrachtung  in  anderem  Lichte. 

Die  Erkenntnis  von  der  grösseren  finanziellen  Fruchtbarkeit 
eines  umfassenden,  durch  keine  inneren  und  durch  keine  unnützen 
Schranken  beeinträchtigten  Handels-  und  Wirtschaftsgebietes,  wel- 
che die  preussischen  Männer  vor  1818  besessen  hatten,  war  auch 
heute  noch  im  Besitz  der  leitenden  Männer  der  Regierung.  Wer 
die  Zollvereinsgeschichte  aufmerksam  und  in  ihren  kleinen  Einzel- 
heiten verfolgt,  wird  finden,  dass  gerade  von  seiten  Preussens  un- 
endlich oft  und  an  unendlich  vielen  Stellen  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
der  vergebliche  Yel-such  gemacht  ward,  Tereinfachungen  des  Tarifes 
und  Erleichterungen  für  die  Einführung  von  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten durchzusetzen.  War  es  doch  besonders  Preussen  gewesen, 
innerhalb  dessen  Staatsgebiet  eine  bedeutende  Lidustrie  aufgestie- 
gen war,  eine  Industrie,  die  sich  schon  verhältnismässig  früh  am 
Ausfuhrhandel  beteiligte.  Fast  regelmässig  waren  solche  Ver- 
suche an  den  kleinlichen  Bedenken  der  Zollvereinsmitglieder  ge- 
scheitert, Bedenken,  welchen  leider  nach  der  alten  Verfassung  das 
Vereinsvetorecht  zur  Seite  stand.  Nun  war  mit  dem  Uebergang 
solcher  Funktionen  auf  den  Reichstag,  mit  dem  Schwergewicht  der 
preussischen  Stimmen  im  Bundesrat  hierfür  gewissermasseu  die 
Bahn  frei  geworden.  Dass  man  sie  alsbald  l)etrat,  zumal  da  man 
im  Reichstage  grosse  von  der  Freihandelstheorie  im  Sinne  der  Zoll- 
erleichterungen stark  beeinflusste  Gruppen  hatte,  war  nur  eine  Kon- 
sequenz des  bisherigen  Strebens.  Schon  im  Jahre  1868  kam  aus 
diesem  Grunde  eine  „Tarif-Reform"  zustande,  als  deren  Zweck 
bezeichnet  wurde  : 

„Den  Verkehr  und  die  Gewerbsamkeit  durch  Aufhebung  der 
„Eingangsabgaben  für  Gegenstände  der  grossen  Handels-  und 
„Hilfsmittelfabrikation  zu  fördern,  den  Bezug  notwendiger  Le- 
„bensmittel  zu  erleichtern  und  den  Zolltarif  zur  Beseitigung 
„der  Zölle  für    finanziell    und    wirtschaftlich    unerhebliche  Ge- 
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genstände  zu  vereinfachen". 

Diese  Begründung  nun  ^vurde  von  den  Anhängern  des  Frei- 
handels im  Reichstag  mit  besonderer  Genugtuung,  ja  Begeisterung 
aufgenommen,  und  sie  galt  ihnen  und  noch  heute  ihren  Nachfolgern 
für  eine  grundsätzliche  Absage  an  das  System  des  Schutzzolles. 
Hatte  man  aber  denn  überhaupt  ein  „System  des  Schutzzolles"? 
Wann  war  jemals  in  der  preussischen  und  in  der  AVirtschaftspolitik 
des  Zollvereins  scharf  und  grundsätzlich  das  Prinzip  des  Schutzzolles 
hervorgetreten?  Der  Tarif  von  1818  hatte  ja  grundsätzliche  Zoll- 
freiheit für  alle  diejenigen  Artikel  stipuliert,  welche  im  Tarif  nicht 
besonders  mit  Zollsätzen  aufgeführt  waren,  und  aufgeführt  waren 
diejenigen  Artikel,  deren  Ausbeutung  zu  finanzpolitischen  Zwecken 
man  für  nötig  und  möglich  hielt.  In  die  Politik  des  Staates,  die 
sich  von  Fall  zu  Fall  iui  Anschluss  an  die  praktischen  Bedürfnisse 
der  Entwicklung  der  Wirtschaft  fortgesetzt  hat,  werden  von  theo- 
retischen und  hernach  von  mit  besonderen  Theorien  vercjuickten 
Parteien  i)rogr;im]natische  Stichworte  hineingetragen  und  die  Be- 
urteilung der  einzelnen  Massregeln  seitdem  fortgesetzt  vom  Stand- 
punkte der  durch  diese  Stichworte  repräsentierten  Doktrinen  beliebt. 

Nahm  denn  der  ,, freihändlerische  Reichstag"  diese  zuerst  mit 
Begeisterung  begrüsste  Reform  freudig  hin  ?  Mit  nichten,  denn  die- 
ser von  Delbrück  in  Szene  gesetzte  „entschiedene  Bruch"  mit  dem 
bisherigen  Zollsystem  zeigte  einen  kleinen  Pferdefuss.  Um  nändich 
den  Pjinnahmeausfall  zu  decken,  der  durch  die  Zollvereinfachungen 
und  Ermässigungen  der  Vorlage  entstanden  war,  verlangte  man 
gleichzeitig  eine  Reform  der  Tabaksteuer  und  die  Einführung  eines 
Petroleumzolls.  Die  Reichstagsmehrheit  aber  hielt  eiuen  Petroleum- 
zoll für  verdeiblich.  Pa'st  nach  zweimaliger  Zurückziehung  der 
Voilage,  erst  nachdeui  die  gepriesenen  Zollermässigungen  entspre- 
chend eingeschränkt  und  unter  Verzicht  auf  den  Petroleumzoll  ein 
anderer  reiner  Finanzzoll  auf  Kaö'ee  vorgeschlagen  war,  kam  die 
„Reform"  zur  Durchführung. 

Für  solche  nach  dem  Jargon  der  Parteipresse  „freihändlerische 
Gebarung"  hatte  Fürst  Bismarck  seinem  Mitarbeiter  völlig  freie 
Hand  gelassen.  Politisch  war  jene  Periode  bis  kurz  vor  Ausbruch 
des  Krieges  eine  ausserordentlich  schwierige  und  der  Reichskanzler 
mit  politischen  Problemen  vollauf  beschäftigt.  Zudem  war  ihm  das 
wirtschaftspolitische  Gebiet  bis  dahin  fast  gänzlich  fremd  geblieben. 
Er  war  deshalb  glücklich,  in  Delbrück  einen  hochbegabten  Mit- 
arbeiter zu  finden ,    der  ihm    an   dieser  Stelle    die  Arbeit  abnahm. 

17* 
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Sicherlich  hat  er  alle  Massregeln  Delhrücks  gekannt  und  gebilligt. 
Der  Krieg  lag  ja  noch  nicht  weit  zurück,  und  der  Ausbau  des 
Reiches  erforderte  zunächst  auf  dem  politischen  Gebiete  noch  lange 
den  ganzen  Mann.  Der  neue  Reichstag  glich  in  seiner  wirtschafts- 
politischen Auffassung  dem  Zollparlament.  x\us  seiner  Initiative 
heraus  erfolgten  x\nträge  auf  Zollermässigungen,  und  erreicht  ward 
später  unter  zögernder  Zustimmung  der  Regierung  hier  endlich  und 
nicht  ohne  hartnäckigen  Kampf  die  Aufhebung  der  Eisenzölle.  Das 
ganze  junge  deutsche  Reich  fühlte  sich  in  seinem  nationalen  üeber- 
schwange,  der  durch  die  Einzahlung  der  5  Milliarden  von  Frank- 
reich nicht  unwesentlich  gehoben  wurde,  ja  so  stark  und  so  kraft- 
voll, dass  eine  grosse  Mehrzahl  der  AVirtschaftspolitiker  meinte,  es 
könne  nun  auch  wirtschaftspolitisch  eigene  AVege  gehen  und  werde 
gleich  England  industriell  erstarken,  wenn  es  auf  Grundlage  der 
gewonnenen  industriellen  Kraft  möglichst  durch  Zollschranken  un- 
gehindert mit  der  übrigen  Welt  in  Verbindung  treten  könne. 

Nicht  allen  Mitarbeitern  war  bei  dem  Kampfe  um  und  bei  der 
Drangabe  der  Eisenzölle  recht  wohl.  Damals  warnte  der  Freiherr 
von  Stumm  davor,  dass  Deutschland  einseitig  seine  Zölle  beseitige, 
während  das  Ausland  sie  beibehielt.  Die  Vorlage  der  Regierung, 
welche  die  Zollfreiheit  für  Maschinen  und  die  Beseitigung  des  Zolles 
auf  Roheisen  brachte,  wurde  von  Delbrück  in  erster  Linie  mit  dem 
Hinweis  auf  das  Interesse  der  Landwirtschaft  begründet.  xA^ber 
vorsichtige  Politiker  traten  der  Regierung  entgegen,  ^\äesen  darauf 
hin,  ..dass  man  praktische  Politik  nicht  lediglich  nach  theoretischen 
Grundsätzen  treiben  dürfe'- ,  und  dass  man  im  Hinblick  auf  das 
Verhalten  des  Auslandes  die  geplanten  Massregeln  vorsichtig  er- 
wägen solle.  Es  Avard  schliesslich  insbesondere  auf  das  Votum  des 
Nationalliberalen  Miquel  hin  für  eine  Reihe  von  Artikeln  zunächst 
nur  Zollermässigung  bewilligt,  für  die  Zollfreiheit  aber  eine  bis  zum 
1.  Januar  1877  zu  bemessende  Uebergangszeit  festgesetzt. 

Der  Kracli  von  1873  mit  seinem  gewaltigen  wirtschaftlichen 
Katzenjammer,  scliuf  einen  Zustand,  in  dem  die  von  den  vorsich- 
tigeren Leuten  und  insbesondere  von  den  Grossindustriellen  erlio- 
benen  Bedenkliclikeiten  immer  schwerer  emiifunden  wurden,  üeber- 
all  in  der  Presse,  im  Parlament,  in  der  Literatur,  insbesondere  aber 
auch  in  den  Kreisen  der  Regierung  traten  warnende  Stimmen  auf. 
Fürst  Bismarck,  zu  jener  Zeit  noch  in  die  politischen  Kämpfe  ver- 
wickelt, schwankte.  Da  nahm  Delbrück  seinen  Abschied,  und 
fast  zur  gleichen  Zeit  trat  die  grosse  Vereinigung  der  industriellen 
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Interessen,  welche  seitdem  zur  A'erteidigung  der  Industrie  stets  mit 
Erfolg  und  Energie  auf  dem  Plan  geblieben  ist,  der  Zentralverband 
deutscher  Industrieller,  in  den  Vordergrund  der  wirtschaftspolitiscben 
Kämpfe.  Aber  obgleich  Russland  durch  Uebergang  zur  Goldwäh- 
rung und  die  Forderung  der  Zollzahlung  in  Gold  seine  Zölle  we- 
sentlich erhöhte,  und  obgleich  sich  in  Frankreich  unter  dem  domi- 
nierenden Einflüsse  der  Grossindustrie  gerade  für  die  Eisenbranche 
ein  für  die  ausländische  Konkurrenz  nachteiliges  Prämiensystem 
herausgebildet  hatte,  ward  die  Zollfreiheit  des  Eisens  mit  dem 
1.  Januar  1877  tatsächlich  durchgesetzt. 

Sie  hat  nur  kurze  Zeit  bestanden.  Die  gesamte  Grossindustrie 
trat  unter  der  Einwirkung  der  neuen  sich  ungünstig  gestaltenden 
Verhältnisse  auf  und  verlangte  Remedur.  Es  kam  hinzu  —  ob- 
gleich man  nicht  behaupten  kann,  dass  hier  der  ausschlaggebende 
Faktor  lag  — ,  dass  im  selben  Augenblick  zum  ersten  jNIal  die  Agra- 
rier als  geschlossene  Interessenpartei  sich  konstituierten  und  auch 
ihrerseits  aus  bekannten  Gründen  einen  Zollschutz  anstrebten.  Zwar 
ist  die  für  den  Freihandel  schwärmende  Grupi)e  immer  noch  stark 
genug,  um  die  von  Industriellen  und  Landwirten  gemeinsam  aufge- 
stellten Zollforderungen  hinauszuschieben.  Aber  es  wird  eine  Kom- 
mission niedergesetzt,  die  weitgehende  Erhebungen  über  die  Lage 
der  hervorragendsten  Industriezweige  veranstalten  soll.  Das  Ergeb- 
nis der  Arbeit  dieser  Kommission  bestätigt  die  Berechtigung  der 
erhobenen  Klagen. 

Andere  Gründe  traten  hinzu,  welche  den  nunmehr  in  die  Han- 
delspolitik eintretenden  Kanzler  den  Forderungen  der  Interessenten- 
kreise willfährig  machten.  Der  erste  und  sicherlich  am  stärksten 
einwirkende  Beweggrund  ist  wiederum  ein  finanzpolitischer.  Nicht 
die  nationalökonomische  Theorie  hat  den  Fürsten  Bismarck  zum 
Freunde  oder  zum  Feinde,  sondern  sein  Ohr  haben  lediglich  die 
Bedürfnisse  der  Praxis.  Er  ist  weit  entfernt,  wieder  zurückent- 
wickeln zu  wollen,  was  an  Fortschritt  auf  tarifpolitischem  Gebiete 
seit  Antritt  seiner  Regierung  und  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
überhaupt  gewonnen  worden  ist.  Das  Geldbedürfnis  des  Reiches 
ist  in  stetem  Steigen  begrift'en.  Einnahmequellen  anderer  Art  sind 
zunächst  nicht  zu  haben  :  eine  Erhöhung  der  Zölle  kann  sie  bringen. 
Zollerhöhungen  sind  in  mehreren  Staaten  des  Auslandes  eingetreten. 
Der  deutsche  Export  ist  zwar  nicht  zurückgeworfen,  aber  seine 
Steigerung  ist  verlangsamt,  die  Konkurrenz  des  Auslandes  wird  im 
Inland    von    bedeutenden    Industriezweigen    hart    empfunden.     Ein 
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anderes  kommt  hinzu:  Das  Reich  besitzt  in  der  kurzen  Zeit  seines 
Bestehens  bereits  eine  grosse  JReihe  von  Gesetzen  und  hat  sich, 
innerlich  erstarkend,  auf  mehreren  Gebieten  glücklich  unitizieren 
lassen.  Eine  Zolltarifreform  wird  dem  Bewusstsein  der  Einheitlich- 
keit auch  von  diesem  Gebiete  aus  neue  Nahrung  zuführen.  Sie 
soll  gewissermassen  die  handelspolitische  Nationalisierung  bedeuten, 
■wie  solche  auf  anderen  Gebieten  bereits  erfolgt  ist.  Der  Begeiste- 
rungstaumel, in  welchen  ein  Teil  der  parlamentarischen  Welt  seit 
Eröfinung  des  Reichstages  versetzt  ist ,  das  Hochgefühl  innerer 
Kraft,  das  kaum  durch  die  Schädigungen  des  Krachs  von  1873 
gelitten  hat,  erhält  zur  selben  Zeit  einen  bedenklichen  Stoss  durch 
die  Attentate  auf  den  Repräsentanten  des  neuen  Glanzes,  auf  den 
alten  geliebten  Kaiser.  Unter  ihrem  Eindruck  erscheint  ein  ganz 
neuer  Reichstag  auf  dem  Plan ,  und  mit  ihm  ist  auch  die  Tarif- 
reform durchzuführen. 

Nun  hat  man  wiederum  die  Tarifreform  von  1879  als  ein  hoch- 
schutzzöllnerisches  Verbrechen  gegen  das  Evangelium  des  Freihandels 
bezeichnet  und  sich  so  angestellt,  als  ob  mit  ihr  ein  völliger  Bruch 
mit  den  „bisherigen  Grundsätzen"  und  eine  neue  handelspolitische 
Aera  eingetreten  sei.  Das  ist,  bei  Licht  besehen,  ganz  und  gar 
nicht  der  Fall ;  die  heutigen  politischen  Apostel  des  Freihandels 
haben  sich  deshalb  seit  etwa  einem  Jahrfünft  gewöhnt,  über  das 
Jahr  1879  stillschweigend  hinwegzugehen. 

Wenn  man  von  Redressierung  einiger  in  den  unmittelbar  vor- 
hergehenden Jahren  erfolgter  Massregeln,  so  von  der  x-^ufhebung 
der  Eisenzölle ,  absieht ,  ist  die  durchschnittliche  Zollbelastung  in 
dem  Tarife  von  1879  die  gleiche  geblieben  wie  vorher.  Man  soll 
auch  nicht  vergessen,  dass  sich  der  alte  Tarif  gegenüber  den  mo- 
dernen industriellen  Entwicklungen  nachgerade  als  unzureichend  er- 
wies und  zwar  als  unzureichend  nicht  zum  wenigsten  aus  techni- 
schen Gründen  —  gerade  so,  wie  sich  dieser  Tarif  von  1879  im 
Jahre  1900  als  unzureichend  erwiesen  hat.  AVer  den  volkswirt- 
schaftlichen Status  des  Jahres  1818  mit  demjenigen  der  Jahre  1879 
und  1900  vergleicht,  wird  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  man  sich  des 
altehrwürdigen  Instrumentes  von  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  her 
nun  nicht  mehr  mit  Erfolg  weiter  bedienen  konnte.  So  kam  das 
Tarifgesetz  vom  16.  Juli  1879  zustande. 

Es  lag  aber  in  dieser  Reform  —  so  wenig  war  sie  eine  schutz- 
zöUnerische  Massregel  —  zugleich  der  Anreiz ,  in  neue  Vertrags- 
verhandlungen mit  den  anderen  Ländern   einzutreten.     Mit  einigen 
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unbedeutenden  Staaten  kam  man  alsbald  zu  einem  Ergebnis,  nicht 
so  bald  mit  Oesterreicli  und  Russland.  Beide  Länder  gingen  auf 
die  von  Deutschland  unterbreiteten  Vorschläge  nicht  ein;  im  Gegen- 
teil, sie  erhöhten  nicht  unbeträchtlich  ihre  Tarife.  Diese  ungünstige 
Lage  gab  der  agrarischen  Partei  Gelegenheit,  mit  ihrer  Forderung 
auf  Erhöhung  der  Getreidezölle  erneut  und  energisch  aufzutreten. 
Die  Regierung,  welche  sich  von  der  Xotwendigkeit ,  diesen  Forde- 
rungen nachzugeben ,  zum  mindesten  aus  innerpolitischen  Gründen 
ül)erzeugen  lassen  musste,  gab  dem  Andrängen  nach,  und  so  erhielt 
die  deutsclie  Selbständigkeit  auch  handelspolitisch  nach  aussen  hin 
während  der  darauffolgenden  Jahre  eine  wesentliche  Betonung. 
Es  zeigte  sich  bald,  dass  dem  gegenüber  die  anfangs  trutzigen 
Gegner  nicht  standhalten  konnten  ,  und  so  kamen  alsbald  — 
nach  mannigfachen  Verwicklungen  freilich  —  die  Verträge  der 
90er  Jahre  zustande,  zunächst  mit  Oesterreich,  dann  mit  Belgien, 
Italien,  Rumänien,  der  Schweiz  und  Serbien,  sowie  zuletzt  mit 
Russland. 

Diese  Verträge  wiederum,  welche  Handel  und  Industrie  für 
mehr  als  ein  Jahrzehnt  hinaus  sichere  und  geordnete  \'erliältnisse 
gewährleisteten,  haben  zweifellos  auf  die  Entwicklung  der  deutschen 
Wirtschaft  den  besten  Einfluss  geübt.  Da  sie,  wie  man  das  von 
jedem  Vertrage  erwarten  kann,  gegen  den  vorher  im  Jahre  1879, 
sowie  in  den  Jabren  18S5  und  1887  erstellten  Tarif  Ermässigungen 
enthielten,  sind  sie  wiederum  als  „freihändlerisch'"  in  allen  Ton- 
arten gepriesen  worden.  Und  doch  ist  es  ausserordentlich  kurz- 
sichtig, sie  von  diesem  Standpuidcte  aus  zu  loben.  Die  Zahl  der 
in  diesen  Verträgen  ermässigten  Zollsätze  ist  verhältnismässig  ge- 
ring, auch  der  prozentuale  Abschlag,  den  beispielsweise  die  meisten 
Industriezölle  erlitten  haben,  nachgerade  nicht  erschütternd  hoch. 
Zollfrei  geworden  sind  durch  diese  Verträge  nur  sehr  wenige  Pro- 
dukte; —  zum  mindesten  wäre  ja  zur  Verhinderung  einer  solchen 
Massregel  das  tiskalische  Interesse  bestehen  geblieben.  Die  einzige 
Stelle,  an  welcher  diese  Verträge  einen  grossen  und  grundsätzlichen 
Abschlag  erkennen  lassen,  betindet  sich  bei  den  Produkten  der 
Landwirtschaft.  Während  der  ganzen  Periode,  in  der  diese  Ver- 
träge ihre  segensreiche  Wirkung  für  zahlreiche  Industriezweige  er- 
kennen Hessen,  hat  die  Landwirtschaft  geklagt  und  unermüdlich 
auf  die  ihr  zugefügte  Benachteiligung  hingewiesen.  AV'ährend  dieser 
Periode  aber  ist  die  landwirtscbaftliche  Interessenvertretung  zu 
einem  Machtfaktor  im  Staate  emporgewachsen. 
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Wenn  man  bedenkt ,  welche  Einflüsse  und  Hilfen  dem  Gross- 
grundbesitz, dem  Träger  der  landwirtschaftliclien  Bestrebungen,  im 
preussischen  Staate  von  alters  her  zur  Yerfügung  stehen,  so  wird 
man  sich  nicht  wundern  können,  dass  mit  dem  Ablauf  dieser  Ver- 
träge eine  wuchtige  Agitation  auf  Wiederherstellung  der  bei  Beginn 
der  90er  Jahre  fallen  gelassenen  Zollsätze  entstanden  ist.  Diese 
Agitation  hat  Erfolg  gehabt;  aber  es  war  töricht  und  kurzsichtig, 
das  heute  vorliegende  Ergebnis  der  neuen  Verträge  ledighch  dem 
Einfluss  dieser  Agitation  zuschreiben  zu  wollen.  AVer  immer  nur 
diejenigen  Bewegungen  sieht,  welche  sich  mit  Hast  vmd  Geschrei 
auf  den  Markt  drängen,  der  wird  leicht  zu  falschen  Schlüssen  dar- 
über verleitet,  von  welchen  Stellen  aus  wirklich  massgebende  Ein- 
flüsse geübt  worden  sind. 

Sicherlich  hat  die  agrarische  Agitation  das  Ihrige  dazu  bei- 
getragen, dass  die  heutigen  Verträge  so  ausgefallen  sind,  wie  wir 
sie  vor  uns  sehen ;  zum  mindesten  hat  diese  Agitation  den  Anstoss 
dazu  gegeben,  dass  diese  Verträge  nicht  ohne  Wohlwollen  nach  der 
agrarischen  Seite  hin  revidiert  worden  sind.  Es  ist  aber  völlig  ver- 
fehlt, zu  glauben,  dass,  wenn  die  deutsche  Regierung,  ohne  agra- 
rischen Druck  im  Rücken,  nach  Ablauf  der  Verträge  an  das  Aus- 
land herangetreten  wäre  und  neue  Verträge  gefordert  hätte,  sie 
eine  Verlängerung  der  bisherigen  Abmachungen  hätte  erreichen 
können.  Richtig  ist,  dass  durch  die  Stipulierung  von  Minimalzöllen 
und  durch  den  ganzen  Lärm  von  Interessentenagitation  die  Lage 
unserer  Unterhändler  von  vornherein  ungünstig  verschoben  worden 
ist;  richtig  ist  aber  auch  auf  der  anderen  Seite,  dass  diese  Unter- 
händler nach  Lage  der  Dinge  das  Mögliche  erreicht,  ja  vielfach 
mehr  erreicht,  als  besonnene  Beurteiler  ursprünglich  erwartet  hatten. 

Wer  den  Agrariern  allein  die  Schuld  für  den  augenblicklichen 
handelspolitischen  Befund  in  die  Schuhe  schiebt,  übersieht,  welche 
Entwicklung  Tarifpolitik,  AVirtschaft  und  AVirtschaftspolitik  seit 
dem  Beginn  der  90er  Jahre  genommen  haben. 

Was  zunächst  die  Tarifpolitik  betriti"t,  so  vergisst  das  grosse 
Publikum  gewöhnlich,  dass  in  den  Verträgen,  auch  der  90er  Jahre, 
nur  immer  ein  gewisser  Prozentsatz  der  tarifarisch  aufgeführten 
Artikel  gebunden  ist.  Es  übersieht  darüber  hinaus,  dass  bei  un- 
serer heutigen  Entwicklung  beinahe  täglich  neue  Artikel  auftreten, 
die  mit  den  l)isher  aufgeführten  im  Wesen  verwandt,  im  Namen 
und  in  der  Aufmachung  aber  nicht  identisch  sind :  auch  diese  neuen 
Artikel  stehen,  wie  die  nicht  gebundenen  Positionen,  zur  freien  A\'r- 
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fügimg  jeder  Regierung.  In  der  zurückliegenden  Periode  ist  aber 
von  diesem  Yerfügungsrecht  weit  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht 
worden,  als  der  Laie  gewöhnlich  anzunehmen  geneigt  ist.  Die  ein- 
zelnen kleinen  und  grossen  Zollerhöhungen  für  einzelne  Artikel  zu 
den  verschiedensten  Zeiten  und  Terminen,  durch  Verfügung  der 
Zollverwaltungen  oder  durch  Beschluss  der  parlamentarischen  Kör- 
perschaften in  Kraft  gesetzt,  haben  gewöhnlich  nicht  so  grosse  Be- 
deutung, dass  sie  in  der  Presse  ausdrücklich  oder  mit  Nachdruck 
und  Ausführlichkeit  besprochen  Averden.  Wer  die  letzten  10  Jahr- 
gänge des  deutschen  Handelsarchivs  durchsieht,  wird  finden,  dass 
die  Zahl  der  Erhöhungen  eine  verhältnismässig  sehr  grosse  ist,  und 
dass  das  Ausmass  solcher  Verschiebung  nicht  immer  gering  ge- 
nannt werden  kann.  Es  hat  also  schon  während  des  Bestehens 
der  Verträge  in  aller  Stille  dem  jeweiligen  Bedürfnisse  entsprechend 
sich  eine  ganz  bedeutende  tarifarische  Verschiebung  vollzogen.  Die 
Unterhändler  der  neuen  Verträge  fanden  ganz  andere  Tarife  vor, 
als  sie  zu  Anfang  der  90er  Jahre  bestanden.  Es  kommt  hinzu, 
dass  eine  Reihe  von  Staaten  teils  selbständig,  teils  freilich  auf 
Deutschlands  Vorgang  hin,  daran  gegangen  ist,  ihre  Tarife  grund- 
sätzlich und  auf  der  ganzen  Linie  zu  revidieren.  Solche  Revi- 
sionen fallen  im  Hinblick  auf  günstige  Vertragsverhandlungen  ge- 
wöhnlicli  nicht  sehr  freundlich  aus.  Man  muss  aber  mit  ihnen 
rechnen,  und  sie  wären  vor  sich  gegangen,  auch  wenn  es  in  Deutsch- 
land keine  agrarische  Agitation  gegeben  hätte. 

Was  aber  hier  liauptsächlich  in  Betracht  gezogen  werden  muss, 
ist  das  Folgende : 

Seit  dem  Beginn  der  90er  Jahre  haben  sich  unter  dem  Ein- 
fluss  und  unter  dem  Schutz  der  bestehenden  Vertragstarife  nicht 
unwesentliche  wirtschaftliche  Umformungen  in  den  in  Betracht  kom- 
menden Ländern  vollzogen.  Als  Deutschland  in  die  Vertragspe- 
riode eintrat ,  besass  es  bereits  eine  Reihe  sehr  beträchtlicher  An- 
sätze zu  besonderen,  auf  den  Export  zugearbeiteten,  sehr  bemer- 
kenswerten Spezialindustrien.  Aus  diesen ,  zum  Teil  neuen  Lidu- 
striezweigen  haben  sich  während  der  Vertragsperiode  geradezu  Welt- 
industrien entwickelt.  Ich  brauche  nicht  an  viele  Seitenzweige  der 
chemischen  Industrie  zu  erinnern,  wie  z.  B.  an  die  pharmazeutische, 
an  die  Farbenindustrie ,  nicht  an  die  Spielwarenindustrie ,  die  In- 
dustrie der  Quincaillerien ,  der  kleinen  Schmuckgegenstände  und 
zahlreicher  Modewaren;  ich  führe  als  charakteristisch  nur  die  un- 
geheuere Industrie    der  Buntdrucke    an ,    wie   sie    in    den  Ansichts- 
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postkarten,  Bilderbogen,  Plakaten  in  die  Erscheinung  getreten  ist, 
und  wie  sie  sich  auf  verwandtem  Gebiete  in  den  zahllosen  Artikeln 
der  Pajner  verarbeitenden  Industrie  herausgebildet  und  fast  die 
ganze  Welt  erobert  hat.  Glaubt  man  denn,  dass  die  fremden  Staaten 
diese  Eroberungen  nicht  wahrgenommen  haben?  Diese  Eroberungen 
sind  doch  zweifellos  gemacht  auf  Kosten  der  andern.  AVas  man 
l)ei  uns  erfolgreich  hat  emporblühen  sehen ,  hat  man  nachgeahmt, 
soweit  das  möglich  war.  Ist  es  ein  Wunder,  dass  die  junge  Kon- 
kurrenz in  den  anderen  Ländern  sich  nun  gegen  diesen  deutschen 
Siegeszug  nach  Möglichkeit  zu  schützen  sucht?  Gewiss  ist  durch 
die  neuen  Tarifverträge  gerade  ein  Teil  unserer  Exportindustrie 
benachteiligt  und  getroffen.  Aber  man  würde  sich  faschen  Vor- 
stellungen hingeben,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  diese  Be- 
nachteiligungen unterblieben  wären,  wenn  es  keinen  deutschen  Mi- 
nimaltarif auf  Weizen,    Gerste,    Roggen  und  Hafer  gegeben  hätte. 

Es  kommt  ein  Weiteres  hinzu:  In  der  zurückliegenden  Periode, 
an  deren  Ausgangspunkt  die  industrielle  Entwicklung  immerhin 
eine  solche  war,  dass  sie  sich  mehr  oder  weniger  übersehen  Hess, 
hat  man  die  absolute  Meistbegünstigung  in  ausgedehntestem  Masse 
zur  Anwendung  gebracht.  Die  Meistbegünstigung,  welche  mit  Un- 
recht als  ein  freihändlerisches  Eequisit  in  Anspruch  genommen 
wird,  während  sie  unter  Umständen  geradezu  schutzzöllnerisch  wirken 
kann,  hat  allerdings  das  Feld  der  internationalen  Gemeinsamkeit 
ungemein  vergrössert.  Aber  sie  hat  die  Uebersichtlichkeit  der  Wir- 
kungen handelspolitischer  Massnahmen  auch  ausserordentlich  ge- 
schmälert und  eine  gewisse  Unklarheit  an  ihre  Stelle  gesetzt.  Ab- 
solute und  uneingeschränkte  Meistbegünstigung  im  heutigen  so  un- 
endlich viel  komplizierteren  Industriesystem  anzuwenden ,  dürfte  in 
vielen  Fällen  einen  Sprung  ins  Dunkle  bedeuten. 

Man  wäre  sich  also  auch  ohne  das  Einsetzen  der  agrarischen 
Agitation  darüber  einig  gewesen ,  dass  die  Meistbegünstigung  als 
handelspolitisches  Instrument  künftig  mit  grösserer  Vorsicht  gehand- 
habt werden  müsse. 

Nach  dem  brutal- autonomen  Auftreten  der  Amerikaner  auf 
handelspolitischem  Gebiete  hat  man  sich  mit  dem  von  dort  aus 
propagierten,  gewöhnlich  aber  nicht  durchgeführtem  Begriff  der  Re- 
ziprozität befreundet.  Wollte  man  diese  aber  an  die  Stelle  der 
Meistbegünstigung  setzen ,  so  war  eine  weit  feinere  und  ausführ- 
lichere Durcharbeitung  und  Ausgestaltung  der  Zolltarife  eine  ab- 
solute Notwendigkeit.     So  wurden  die  neuen  Tarife  geschaffen;  bei 
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uns  wurde  der  alte  Tarif  durch  einen  anderen  ersetzt ,  von  dem 
wir  sagen  können,  dass  er  dem  seit  dem  Jahre  1879  unendlich 
fortgeschrittenen  Stande  der  Technik  besser  entspricht.  Dass  frei- 
lich in  Tarifen,  in  denen  ein  Vielfaches  der  bisher  aufgeführten 
Artikel  enthalten  ist,  an  vielen  Stellen  mehr  Zölle  unterlaufen,  als 
bei  Tarifen  von  beschränkter  Positionszahl,  ist  einleuchtend.  So 
mag  auch  in  der  notwendigen  Erneuerung  des  Tarifes  ein  zoller- 
höhender Anreiz  gelegen  haben.  Diese  Erneuerung  war  aber  nütz- 
lich, wenn  nicht  notwendig,  und  sie  erweist  sich  gegenüber  dem 
nunmehr  vorliegenden  handelspolitischen  Befunde  als  ein  nicht  zu 
unterschätzender  Fortschritt. 

AVir  haben  mit  den  neuen  7  Tarifverträgen  erst  annähernd  40% 
unserer  handelspolitischen  Auslandsbeziehungen  festgelegt.  Noch 
sind  diese  neuen  Verträge  auf  ihre  AVirkung  nicht  erprobt,  —  und 
doch  hat  sich  schon  ein  lautes  Geschrei  erhoben ,  und  es  wird  be- 
hauptet, Avir  hätten  nunmehr  einen  wirtschaftlichen  Niedergang  zu 
erwarten.  Unser  bislieriges  vertragsfreundliches ,  dem  Freihandel 
zugeneigtes  System  sei  verlassen;  eine  neue  Periode  der  handels- 
politischen Feindseligkeit  sei  angetreten.  Gewährleisten  7  mit  gros- 
sen Industrieländern  abgeschlossene  A^erträge,  in  deren  Bereich  zu- 
nächst Frankreich  als  8.  Land  hineinzuziehen  ist,  nicht  einen  ge- 
wissen Absatz?  AVird  nicht  die  damit  geschaft'ene  Grundlage  sich 
als  so  stark  erweisen,  dass  sie  allmählich  selbst  widerstrebende  Ele- 
niente,  wie  es  beispielsweise  die  A'ereinigten  Staaten  sind,  auf  den- 
selben Standpunkt  berunterzwingen  wird?  Bestellt  nicht  zwischen 
uns  und  England  nach  wie  vor  eine  so  innige  wirtschaftliche  Um- 
schlingung, dass  ihr  ein  um  einige  Prozente  und  einige  Positionen 
gegen  früher  abgeändertes  Konventionaltarifsystem  kaum  etwas  an- 
haben kann?  Wo  aber,  muss  man  billiger  Weise  fragen,  liegt  denn 
die  grundsätzliche  Verschiedenheit  gegen  die  zurückliegende  Periode; 
sind  die  Verträge  nicht  langfristig,  und  haben  sie  nicht  in  vorteil- 
hafter Abweichung  von  ihren  A'^orgängern  manche  bis  dahin  ver- 
nachlässigte, deshalb  al^er  nicht  weniger  wichtige  Nebenmaterien  in 
ihren  Bereich  gezogen?  Haben  wir  nicht  die  Schweiz  genötigt,  ihr 
heilloses  Patentgesetz  endlich  zu  vervollständigen  ?  Bietet  nicht  der 
österreicli-ungarische  Handelsvertrag  durch  sein  blosses  Zustande- 
kommen eine  gewisse  Gewähr  dafür,  dass  die  beiden  Reichshälften 
des  Kaiserstaates  an  der  Donau  nicht  ohnmächtig  auseinanderfallen 
und  unsere  Position  damit  politisch  schwächen  ?  Können  wir  nicht 
bemerken ,    wie  der  vordem   im  wilden  Kampfe    verunzierte  Schau- 
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l^latz  der  wirtschaftlichen  Interessenvertretung  nunmehr  wieder  ein 
ruhigeres  Aussehen  gewonnen  hat?  Sind  nicht  Missverständnisse 
ausgeglichen  und  Missstimmungen  heiseite  geschoben?  Haben  vär 
nicht  den  besonnenen  Teil  der  agrarischen  Partei  durch  die  ihr 
gemachten  Konzessionen  wieder  gewonnen,  so  dass  sie  künftig  auch 
bei  Beratung  allgemeiner  Kulturaufgaben  nicht  aus  taktischen  Grün- 
den oppositionell  zur  Seite  stehen  wird?  Und  ist  es  endlich  nicht 
eine  wertvolle  Bestätigung  unseres  Einflusses  und  unserer  wirtschaft- 
lichen Kraft  in  ihrer  Aeusserung  gegenüber  der  übrigen  Welt, 
dass  es  uns  trotz  der  gebundenen  Marschroute  in  den  Agrarzöllen 
selbst  einem  handelspolitisch  so  schwerfälligem  und  abgeneigtem 
Lande  wie  Russland  gegenüber  gelungen  ist ,  einigermassen  ausrei- 
chende Vertragsabmachungen  zustande  zu  bringen?  Man  soll  uns 
nichts  Böses  weissagen;  wir  haben  schon  schwerere  Krisen  durch- 
lebt und  ül)erdauert  als  diejenigen,  die  etwa  durch  das  verschobene 
Zollbild  herbeigeführt  werden  könnten.  Deutscher  Fleiss  und 
deutsche  Arbeit  werden  auch  dieser  Schwierigkeiten  Herr  werden ; 
mögen  sie  das  Bewusstsein  festhalten,  dass  ihnen  die  Politik  der 
Regierung  gesicherte  Zustände  und  übersehbare  Verhältnisse  für 
ein  Jahrzehnt  hinaus  geschaffen  hat. 

Ich  komme  zum  Schlüsse  :  Es  ist  dieselbe  gesunde  Volkskraft, 
derselbe  nimmermüde  Fleiss,  der  uns  die  geistige  Blüte  im  Zeit- 
alter der  Aufklärung  und  die  wirtschaftliche  Blüte  im  Zeitalter  des 
modernen  Industrialismus  gebracht  hat.  Zwischen  jener  Periode 
geistigen  und  dieser  angeblich  materiellen  Glanzes  besteht  keine 
Kluft  und  keine  Lücke.  Unsere  Entwicklung  ist  eine  stetige  und 
folgerichtige  gewesen,  und  diese  stetige  und  folgerichtige  Entwick- 
lung hat  unser  Volk  nicht  nur  in  seinen  äusseren  politischen,  son- 
dern auch  in  seinem  gleichmässig  nach  aussen  und  nach  innen  er- 
starkten Wirtschaftsleben  zu  verzeichnen.  Auch  auf  diesem  Ge- 
biete ist  unsere  Politik  eine  einheitliche  und  konsequente  gewesen. 
Sie  ging  aus  von  dem  i)raktischen  Bedürfnisse  sowohl  des  Staats- 
säckels, als  der  gewerblichen  Arbeit.  Um  diesen  Bedürfnissen  zu 
entsprechen,  hat  sie  bald  politische,  bald  wirtschaftspolitische  Be- 
weggründe ins  Trefi'en  geführt  und  zum  Ausgangspunkte  genommen. 
Immer  aber  behielt  sie  das  eine  Ziel  im  Auge:  möglichst  harmo- 
nische Entwicklung  des  Ganzen.  Was  uns  die  grossen  Klassiker 
und  Theoretiker  im  Bilde  des  allgemeinen  Menschenglückes  vorge- 
halten und  was  uns  die  geistigen  Grössen  als  eine  gewaltige  Wafie 
im  Kampfe  um  den  Fortschritt   in    der  Gestalt  eines  Wissenschaft- 
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lieben  Systems  in  die  Hand  gegeben  baben,  das  bat  die  praktiscbe 
Arbeit  unseres  Volkes  zum  System  der  modernen  Technik  ausge- 
staltet und  dadurcb  der  geistigen  und  der  materiellen  Entwicklung 
unserer  Xation  gleicben  Glanz  verlieben.  Auf  dem  Gebiete  der 
Avirtschaftspolitiscben  Weisbeit  aber  sind  wir  von  tastenden  Anfän- 
gen des  roben  Praktikers  trotz  mannigfacher  Fehlgriffe  kurzsich- 
tiger Politik  und  trotz  berückenden  Einflusses  glänzender  Doktrinen 
immer  auf  der  gleichen  Bahn  geblieben ,  die  uns  List  ursprüng- 
lich gewiesen  hat :  auf  der  Bahn  zur  Entwicklung  eines  Systems 
nationaler  Wirtschaft. 


Neben-  und  Folg(nvirkniii>en  der  englisclien 
Gewerkseliaften. 

Von 

Dr.  Friedricli  Schonierus  in  Delmenhorst. 


I 
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1. 
Ca'  Cauny. 

Ca'  canny  (Nur  immer  hübsch  langsam!)  hiutet  der  Titel  einer 
Schrift  '),  die  im  Jahre  1902  Aufsätze  der  Londoner  Times  über 
die  Krisis  der  englischen  Industrie  wiedergab,  in  grossen  Massen 
unter  den  deutschen  Arbeitgebern  verbreitet  wurde  und  diese  vor 
einer  Uebertragung  der  englischiJn  Arbeitsverfassung  nach  Deutsch- 
land warnen  sollte.  In  diesen  Aufsätzen  wurde  der  angebliche 
Niedergang  der  englischen  Industrie  den  Gepflogenheiten  der  Ge- 
werkschaften zur  Last  gelegt,  die  die  Arbeitsleistung  ihrer  Mitglie- 
der zu  beschränken  sucliten,  der  Einführung  neuer  Arbeitsmetho- 
den und  Maschinen  widei'strebten  und  hierdurch  die  englische  In- 
dustrie konkurrenzunfähig  machten.  Es  wurden  Beisjueh'  aus  einer 
Reihe  von  Gewerben  beigebracht,  die  durch  jene  Gewerkschaftspo- 
litik in  der  Entwicklung  gehemmt  oder  zu  Grunde  gerichtet  seien. 
Die  englischen  Erfahrungen,  die  bisher  von  sozialreformerischer  Seite 
als  Vorbild  für  die  deutsche  Entwicklung  gerühmt  waren,  wurden 
in  dieser  Schrift  zur  Warnung  und  Abschreckung  vorgeführt.  Um 
der  Selbsterhaltung  und  Lebensfähigkeit  der  Industrie  willen  wur- 
den die  deutschen  Arbeitgeber  vor  den  wirtschafthchen  Folgen  der 
(Organisation  der  Arbeiter  bange  gemacht  und  in  ihrer  schon  aus 
dem  „Herrenstandpunkt'"  folgenden  Abneigung  gegen  Gewerkschaf- 
ten bestärkt. 

Seit  dem  Erscheinen  jener  Schrift  ist  dieselbe  Anklage  oft  in 
Aufsätzen  und  Reden,  besonders  in  der  .,Deutschen  Arbeitgeber- 
zeitung'' wiederholt  worden  und  hat  ohne  Frage  in  weiten  Kreisen 
Eindruck  gemacht.  AVie  in  Deutschland,  so  sind  jene  Times-Ar- 
tikel auch  in  den  Vereinisrten  Staaten  von  Amerika  in  Massen  un- 
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ter  den  Unternehmern  verbreitet  worden,  und  in  Gesprächen  mit 
amerikanischen  Grossindustriellen  bin  ich  immer  wieder  auf  die  an- 
geblich verderbliche  Wirkung  der  Tiade-Unions  auf  die  Industrie 
Englands  gestossen,  eine  Wirkung,  die  man  sich  zur  Warnung  neh- 
men müsse,    es  im  eigenen  Lande  nicht    soweit  kommen  zu  lassen. 

Werden  nämlich  die  Beschuldigungen  gegen  die  englischen  Ge- 
w^erkschaften  in  deutschen  und  amerikanischen  Arbeitgeberkreisen 
leichthin  geglaubt,  so  ist  man  nicht  minder  schnell  bereit,  Eigen- 
schaften, die  sich  dort  vielleicht  feststellen  lassen,  ohne  weiteres 
auf  jede  gewerkschaftliche  Organisation  zu  übertragen,  anzunehmen, 
dass  möglichste  Herabdrückung  der  Arbeitsleistung  des  einzelnen 
ihr  charakteristisches  Merkmal  sei.  Haben  die  Trade  Unions  die 
englische  Industrie  verdorben,  so  werden  die  deutschen  Arbeiteror- 
ganisationen die  deutsche  Industrie  verderben  —  in  dieser  angst- 
erfüllten Stimmung  wird  zum  vernichtenden  Kampf  geblasen. 

Diese  gegen  die  englischen  Gewerkschaften  vorgebrachten  An- 
schuldigungen bedeuten  daher  einen  sehr  ernst  zu  nehmenden  Hieb, 
mit  welchem  sich  zu  beschäftigen,  eventuell  ihn  abzuwehren  die  Ge- 
werkschaften selbst,  wie  die  Sozialreformer  alle  Veranlassung  haben. 
AVenn  die  Organisation  der  Arbeiter  schliesslich  den  Effekt  hat, 
wie  behauptet  Avird,  die  Arbeitsleistung  bewusstermassen  auf  ein 
Minimum  herabzudrücken,  infolgedessen  die  Leistungs-  und  Konkur- 
renzfähigkeit der  einheimischen  Industrie  zu  vermindern  und  im  letz- 
ten Grunde  die  Arbeit  aus  dem  Lande  zu  treiben,  dann  wird  man 
selbst  vom  reformerischen  Standpunkt  aus  ihr  nicht  mehr  das  lie- 
bevolle Interesse  zuwenden  können  wie  bisher  und  wird  diese  Be- 
w^egung  statt  zu  fördern  nach  Möglichkeit  einzudämmen  suchen.  Bei 
dieser  Bedeutung  habe  ich  bei  einem  siebenmonatlichen  Aufenthalt 
in  England  zum  Studium  der  neueren  Entwicklung  der  Arbeiter- 
frage vom  ersten  Tage  an  dieser  Spezialfrage  besondere  Aufmerk- 
samkeit gewidmet  und  jeden  Engländer,  dem  ich  begegnete,  über 
seine  Erfahrung  und  Meinung  ausgefragt  und  so  die  Ansicht  von 
Grossindustriellen,  Kaufleuten,  Gewerkschaftsführern,  Arbeitern, 
führenden  und  einfachen  Mitgliedern  der  Konsum-  und  Produktiv- 
Genossenschaften,  Sozialpolitikern,  Gelehrten,  Toynbee-Hall-Resi- 
denten  und  dem  nicht  direkt  beteiligten  Publikum  erfahren. 

Ueber  die  Times-Aufsätze  selbst  sei  bemerkt,  dass  sie  wissen- 
schaftlich sehr  gering  zu  bewerten  sind:  ihr  Verfasser  ist  ein  Viel- 
schreiber, der  sich  kurze  Zeit  mit  ihm  fremden  Gegenständen  be- 
schäftigt und  dann  losschreibt.    So  ist  er  auch  veranlasst,  Material 
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in  der  aufgegebenen  Richtung  gegen  die  Trade  Unions  zu  sammeln, 
bat  dieses  einseitig  zusammengestellt  und  dann  veröflentlicbt.  Aber 
immerhin  haben  die  Artikel  das  Verdienst,  unser  Augenmerk  auf 
diesen  schwachen  Punkt  der  englischen  Arbeiterschaft,  der  in  der 
bisherigen  Literatur  zu  wenig  gewürdigt  ist,  in  zwar  einseitiger, 
aber  doch  zwingender  Weise  gelenkt  zu  haben,  sodass  er  nicht  mehr 
übersehen  werden  kann  ^). 

Bei  einer  Untersuchung  dieser  Art  hat  man  zunächst  festzu- 
stellen, ob  und  in  welchem  Umfange  in  England  unstatthafte  Be- 
schränkungen der  Arbeitsleistungen  durch  die  Arbeiter  vorgekom- 
men sind  und  noch  vorkommen,  ob  diese  auf  den  Einfluss  der  Ge- 
werkschaften zurückzufuhren  oder  eine  allgemeine  Erscheinung  sind, 
an  der  sich  auch  Xicht-Gewerkschaftler  beteiligen,  ob  es  sich  um 
eine  spezifisch  englische  Krankheit  oder  um  eine  handelt,  die  eine 
typische  Folgeersclieinung  jeder  gewerkschaftlichen  Organisation  ist, 
die  sich  auch  in  Deutschland  geltend  gemacht  hat  oder  machen 
wird.  Eventuell  ist  zu  untersuchen,  wie  und  mit  welchem  Erfolg 
man  in  England    dieser   Gepflogenheit   zu   begegnen   versucht    hat. 

Es  ist  genügend  bekannt,  dass  sich  der  englischen  Arbeiter- 
schaft in  den  ersten  Jahrzehnten  der  Einführung  des  Maschinen- 
wesens, die  für  sie  eine  unheimliche  Verschlechterung  ihrer  Lage, 
die  Kinderarbeit  und  viele  wirtschaftliche  Nöte  mit  sich  brachte, 
eine  grosse  Erbitterung  gegen  dasselbe  bemächtigte,  die  sich  bis  zum 
Stürmen  von  Fabriken  und  Kleinschlagen  von  Maschinen  verstieg, 
dass  Trade  Unions  unter  dem  Eindruck  der  unmittelbaren  Folgen 
des  maschinellen  Betriebes  und  im  Zusammenhang   mit    einem  der 


•)  Die  neuere  wissenschaftliche  Literatur  Englands  und  Amerikas  über  den 
Trade-Ünionismus  widmet  der  Ca'  canny-Politik  bereits  eingehende  Erörterungen. 
Ich  nenne  hier  folgende  Werke :  Methods  of  industrial  remuneration  by  David 
F.  Schloss.  London  1898.  S.  80—86.  Methods  of  industrial  peacc  by  Nicholas 
Paine  Gilman.  New  York  1904.  S.  229  flf.  Getting  a  living.  The  problem  of 
wealth  and  ijoverty-of  proüts,  wages  and  trade-unionism  by  George  L.  Bolen. 
New  York  1903.  S.  266  ff.  Labor  unions  and  British  industry  by  A.  Maurice 
Low  in  Bulletin  of  the  Bureau  of  labor.  No.  50.  Jan.  1904.  "Washington,  pas- 
sim.  Nicht  die  aktuelle,  wohl  aber  die  grundsätzlich  hierbei  in  Betracht  kom- 
menden Fragen  behandelt  natürlich  auch  S.  Webb,  Industrial  Democracy,  2. 
edition,  London  in  dem  Kapitel  New  processes  and  machinery  S.  392  ff.  Aus- 
serdem sind  seit  1900  Aufsätze  in  einer  Reihe  der  in  Amerika  populären  Ma- 
gazine veröffentlicht,  die  eine  solche  Beschreibung  von  der  in  England  betrie- 
benen Zeitverwüstung  machen,  dass,  wenn  sie  annähernd  der  Wirklichkeit  ent- 
spräche, der  englische  Export  an  Fabrikaten  längst  aufgehört  haben  müsste, 
in  erster  Linie  zu  stehen. 

18* 
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Zunftzeit  entstammenden  Geist  der  Feindschaft  wider  die  neuzeit- 
liche Entwickhmg  in  ihren  Statuten  Bestimmungen  gegen  Maschi- 
nerie und  verbesserte  Arbeitsmethoden  hatten.  Dieser  Geist  hat 
sich  seit  den  60er  Jahren  verflüchtigt  und  ist  jetzt  wohl  so  gut 
wie  ganz  verschwunden.  In  den  Statuten  der  Trade  Unions,  wie 
sie  von  der  Königlichen  xlrbeitskommission  im  Jahre  1892  zusam- 
mengestellt sind,  ist  nichts  von  ihm  übrig  geblieben.  Auch  erwähnt 
der  Bericht  dieser  Kommission  vom  Jahre  1894,  die  die  eingehend- 
sten Untersuchungen  über  alle  die  Arbeiterfrage  und  das  A'erhält- 
nis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  berührenden  Fragen 
anstellte,  und  vor  der  die  Arbeitgeber  in  umfangreichstem  Masse 
ihre  Beschwerden  vorbringen  konnten,  nichts  von  Bestrebungen  der 
(Gewerkschaften  gegen  die  Maschinen.  Auch  Professor  Marshall 
tut  in  einer  sorgfältigen  kritischen  AVürdigung  der  Politik  der  Trade 
ünions,  worauf  Sidxey  Webb  hinweist,  mit  keinem  Wort  einer 
etwa  bestellenden  Gegnerschaft  der  Gewerkschaften  gegen  die  Ma- 
schinen Erwähnung.  Erst  in  den  neunziger  Jahren  werden  aus 
einigen  Kreisen  der  Industrie  solche  Klagen  wieder  laut,  besonders 
aus  der  Schuh-  und  Stiefelindustrie.  Hier  rief  die  Einführung  der 
amerikanischen  viel  Arbeit  sparenden  Maschinen  eine  völlige  Re- 
volution in  der  Arbeitsweise  hervor.  Die  Arbeitgeber  schafften  das 
traditionelle  Stücklohnsystem  ab  und  gingen  in  einer  Zeit  zu  einem 
regelmässigen  Tagelohn  über,  in  der  die  fortwährenden  Neuerungen 
vom  Arbeiter  erhöhte  Schnelligkeit,  vermehrte  Aufmerksamkeit  und 
intensivere  Arljeit  verlangten,  ohne  dass  diese  Mehrleistungen  einen 
erhöhten  Lohn  zur  Folge  hatten.  Diese  offenbar  falsche  Lohnpolitik 
der  Unternehmer  brachte  die  Arbeiter  auf  die  bedenkliche  Idee,  durch 
Vernachlässigung  und  Nicht-Ausnutzung  der  Maschinen  den  Ar- 
beitgebern die  Nutzlosigkeit  der  Verbesserungen  zu  demonstrieren. 
In  welcher  Weise  dies  geschah,  geht  anschaulich  aus  einer  von 
SlDNEY  Webb^)  zitierten  Schilderung  von  Unternehmerseite  aus 
dem  Jahre  1892  hervor,  von  der  er  zugibt,  dass  sie  im  wesentli- 
chen den  Tatsachen  entspricht,  wenigstens  in  gespannten  Zeiten: 
„Es  ist  wahr,  die  Gegnerschaft  gegen  Maschinen  nimmt  nicht  die 
Form  der  gewaltsamen  Zerstörung  oder  der  Weigerung,  an  ihnen 
zu  arbeiten,  an.  Erfahrung  hat  die  Cnion  einen  wirksameren  Weg 
gelehrt.  Offen  zu  sagen,  man  sei  gegen  Arbeit  sparende  Einrich- 
tungen,  würde  die  öffentliche  Sympathie  entfremden,    ohne  die  der 


')  Industrial  Democracy,  1902,  S.  397. 
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Trade-Unionismiis  nicht  auskommen  kann.  So  werden  andere  Me- 
thoden angenommen.  Die  Leistungen  der  Maschinen  werden  ver- 
kleinert ,  und  man  besteht  darauf ,  dass  durch  ihren  Gebrauch 
keine  Arbeit  gespart  werde.  Die  Leute  sinnen  alles  mögliche  aus, 
die  Maschinenarbeit  ebenso  kostspielig  zu  machen  wie  Handarbeit. 
Es  existiert  unter  den  Arbeitern  eine  Art  stillschweigender  Ueber- 
einkunft,  dass  nur  ein  bestimmtes  Quantum  Arbeit  in  gewisser  Zeit 
verrichtet  werden  soll,  und  gleichgültig,  welche  Maschinen  einge- 
führt werden,  die  Leute  verschwören  sich  untereinander,  jede  Er- 
sparnis, die  durch  ihre  Hilfe  erreicht  werden  könnte,  zu  verhin- 
dern     Es  ist  wirklich  peinlich  für  jeden,  der  gewohnt  gewesen 

ist,  Maschinen  in  amerikanischen  Fabriken  arbeiten  zu  sehen,  zu 
beobachten,  wie  englische  Arbeiter  dieselben  Älaschincn  ausnutzen. 
Li  Amerika  arbeiten  die  Leute,  sie  nutzen  die  Maschinenkraft 
bis  zum  äussersten  aus,  und  wetteifern  miteinander,  möglichst  viel 
zu  produzieren.  Aber  in  einer  englischen  Fabrik  versclnvenden  sie 
die  Zeit  in  einer  Weise,  die  einen  förmlich  zur  VerzweiHung  bringen 
kann.  Haben  sie  eine  Maschine  .5  Minuten  lang  in  voller  Geschwin- 
digkeit laufen  lassen,  so  halten  sie  es  schon  für  notwendig,  sie  still 
stehen  zu  lassen  und  nachzusehen,  ob  sich  ein  Bruch  ereignet  hat. 
Dann  gehen  sie  durch  den  Arbeitsraum,  leihen  sich  eine  Oelkanne 
oder  sonst  ein  Instrument,  um  damit  etwas  ganz  Uebertiüssiges  zu 
tun.  Dies  beschäftigt'  sie  von  5  bis  60  ^Minuten  und  dann  lassen 
sie  die  Maschine  wieder  eine  Zeitlang  laufen.  Stellt  man  einen  Ar- 
heiter  zur  Rede,  antwortet  er:  ,Maschinen  taugen  nichts  ;  ich  könnte 
die  Arbeit  viel  schneller  und  besser  mit  der  Hand  machen'.  Und 
sicher,  er  könnte  es,  bei  seiner  Methode  zu  arbeiten." 

Glücklicherweise  hat  sich  seit  der  Zeit,  aus  der  diese  Schilde- 
rung stammt,  vieles  gebessert;  das  Akkordsystem  ist  wieder  einge- 
führt, die  Lohnsätze  sind  in  langwierigen  Verhandlungen  des  für 
die  Schuhindustrie  eingerichteten  Einigungsausschusses  vertragsmässig 
zwischen  den  organisierten  Parteien  durchgängig  festgelegt  und  die 
Ausnutzung  der  INIaschinen  lässt,  wenn  auch  noch  immer  etwas,  so 
doch  nicht  viel  zu  wünschen  übrig.  Auch  in  anderen  Gewerben 
ist  die  zünftlerische  Unart  und  Beschränktheit  in  den  Trade  Unions 
zeitweise  in  den  90er  Jahren  wieder  hoch  gekommen  und  hat  man- 
cherlei Unheil  angerichtet. 

Bei  meinen  Umfragen  in  England  bin  ich  zu  dem  Ergebnis 
gelangt,  dass  in  den  90er  Jahren  etwa  folgendes  der  Tatbestand 
war,  der  in  bedeutend  geringerem  Masse  auch  jetzt  noch  gilt.     Es 
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bestand  bezw.  besteht  bei  den  Arbeitern  mehrerer  Gewerbezweige  die 
Tendenz,  für  verbesserte  Maschinen  die  gleiche  Bedienungsmann- 
schaft wie  für  die  alten  und  für  die  erhöhten  Leistungen  der  neuen 
Maschinen  einen  genau  entsprechenden  höheren  Lohn  zu  verlangen 
und  durchzusetzen,  und  ferner  durch  Verminderung  ihrer  eigenen 
Arbeitsleistung  und  Nichtausnutzung  der  vollen  Maschinenkraft  die 
Einführung  verbesserter  Maschinen  zu  hintertreiben.  Durch  die 
stets  wiederkehrende  grosse  Arbeitslosigkeit  und  das  Bestehen  einer 
zahlreichen  Reservearmee  in  England  ist  man  auf  den  laienhaften 
Gedanken  gekommen,  einen  Minimallohn  für  die  tägliche  Arbeit 
festsetzen  zu  lassen,  den  Betrag  der  zu  leistenden  täglichen  Arbeits- 
menge aber  möglichst  herabzusetzen,  um  so  die  Anstellung  möglichst 
vieler  Leute  zu  erzwingen.  Durch  diese  einfache,  aber  sehr  ver- 
hängnisvolle Nationalökonomie,  deren  Lehren  in  manchen  Gewerben 
praktisch  befolgt  werden  und  deren  Grundirrtum  in  der  Annahme 
besteht,  dass  der  Gesamtbetrag  der  vorhandenen  nationalen  Arbeit 
einer  Zeit  fest  fixiert  sei,  in  dem  sich  die  verfügl)aren  Arbeits- 
kräfte zu  teilen  hätten,  sodass  je  mehr  ein  Arbeiter  tut,  um  so  we- 
niger Arbeit  für  den  anderen  bleibt,  und  die  vor  allen  Dingen  die 
internationale  Konkurrenz  aus  den  Augen  lässt,  wird  vielfach  eine 
Yerbilligung  der  englischen  Produktion  verhindert.  Diese  Tendenz, 
to  restrict  the  Output,  das  zu  leistende  Arbeitsquantum  absichtlich 
zu  beschränken,  ist  bei  der  englischen  Arbeiterschaft  in  viel  höhe- 
rem Masse  vorhanden,  als  wir  in  Deutschland  anzunehmen  pflegen. 
Sie  ist  in  verschiedenem  Umfang  nachweisbar  in  der  Schuh-  und 
Stiefelindustrie,  im  Maschinenbau,  in  den  Schiffswerften,  im  Berg- 
bau und  Baugewerbe.  Freilich  ist  mir  von  den  kompetentesten 
Vertretern  der  Grossindustrie  auf  das  bestimmteste  versichert  wor- 
den, diese  Tendenz  sei  im  Abnehmen  und  weiche  einer  besseren 
Einsicht.  So  besonders  im  Maschinenbau,  wo  die  Arbeitsbeschrän- 
kung seitens  der  Arbeiter  vielleicht  die  schlimmste  Ausdehnung  an- 
genommen hatte,  haben  die  grosse  Niederlage  im  Maschinenbauer- 
streik des  Jahres  1897  und  die  sich  daran  anschliessenden  tarif- 
amtlichen  Einrichtungen  auf  paritätischer  Grundlage  eine  unver- 
kennbare Wandlung  zum  Ijcsseren  herbeigeführt.  Optimisten  un- 
ter den  Arbeitgebern  neigen  sogar  der  Meinung  zu,  dass  jene  üble 
Angewöhnung  der  Maschinenbauer  jetzt  fast  ganz  verschwunden 
sei,  dass  sie  durch  die  Aufklärung  und  Erziehung,  die  ilmen  der 
Verkehr  mit  Arbeitgebern  in  den  Einigungsausschüssen  gebracht, 
gelernt  hätten  und  jetzt  besser  arbeiteten  als  die  deutschen.  — 
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Man  ist  anfangs  leicht  geneigt,  die  verderbliche  Taktik  der 
Beschränkung  der  Arbeitsleistungen  ohne  weiteres  den  Trade  Uni- 
ons  in  die  Schuhe  zu  schieben,  weil  sie  von  diesen  vielfach  geübt 
worden  ist,  wälirend  sie  tatsächlich  auf  einer  leider  weit  verbrei- 
teten .,working  class'  opinion"  beruht,  die  auch  in  die  Unions 
gedrungen  ist.  Bei  längerer  Beol)achtung  wird  man  vor  der  Schluss- 
folgerung, dass  die  Unions  die  Ertinder  des  Ca'  canny  sind,  durch  die 
Tatsache  bewahrt,  dass  sich  auch  N ichtun ionisten  dieser  „klugen" 
Methode  rühmen'),  dass  andererseits  die  Unions  sich  neuerdings 
sehr  energisch  gegen  diese  Praxis  wenden,  die  von  anderen,  z.  B.  den 
organisierten  B  a  u  m  w  o  1 1  s  p  i  n  n  e  r  n  überhaupt  nicht  geübt  ist. 
Deren  Taktik  hat  vielmehr  von  jeher  auf  Verbesserung  der  Technik 
und  Arbeitsnu^thoden  hingearbeitet,  direkt  und  indirekt.  Fabrikan- 
ten der  BaunnvoUindustrie,  der  Spinnerei  sowohl  wie  der  Weberei, 
liaben  es  oft  bestätigt,  dass  sie  durch  das  Verhalten  der  Arbeiter- 
verl)ände  geradezu  gezwungen  gewesen  wären,  Arbeit  sjjurende  Neu- 
erungen auszudenken.  Erbarmungslos  setzen  die  Unions  durch, 
dass  in  Unternehmungen  mit  rückständigem  Maschinenmaterial  der 
Arbeiter  hiihcre  Stücklohnsätze  erhält  wie  in  den  fortgeschrittenen, 
damit  er  denselben  Durchsclniittslohn  in  jenen  erreicht  wie  in 
diesen.  Keine  Spinnerei  oder  Weberei  soll  auf  Kosten  des  Arbei- 
ters hinter  der  Zeit  zurückl)leiben  dürfen,  und  an  Maschinenverbes- 
serungen sollen  Arbeiter  und  Arl)eitgeber  profitieren.  Daher  hat 
man  auch  in  der  Baumwollindustrie  niclit  ein  einziges  ^Nlal  davon 
gehört,    und   aucli    die  Broschüre  Ca'  canny  behauptet  nicht,    dass 

*)  Vor  der  Königl.  Arbeitskommission  vom  Jahre  1891  sagte  z.  B.  William 
Small  von  der  Blantyre  Miners  Association  in  Lanarkshire  (Schottland)  folgen- 
des ans:  In  ganz  Lanarkshire  sind  c.  37000  Bergleute,  mit  geringen  Ausnahmen 
nicht  organisiert.  Lanark  ist  zwar  die  schlechtest  organisierte  Grafschaft  in 
Grossbritannien,  ich  beanspruche  aber  für  sie,  dass  sie  die  progressivste  in  der 
Erlangung  von  Lohnverbessei-ungen  durch  vereintes  und  spontanes  Vorgehen 
ist.  Lanark,  obwohl  eine  völlig  unorganisierte  Grafschaft,  ist  in  Schottland  in 
der  Aufwilrtsbewegung  der  Löhne  immer  führend.  Ich  möchte  ferner  sagen, 
dass  ^the  niiners  of  Lanark  have  learned  the  true  secret  of  the  limitation  of 
productions"  und  kommandieren  dadurch  den  Produktionsertrag.  —  Frage  des 
Vorsitzenden:  Wollen  Sie  uns  erzählen,  in  welcher  Weise  sie  das  tun?  —  „By 
limiting  their  Output  and  limiting  their  days.  If  they  anticipate  a  reduction 
in  wages,  I  have  frequently  known  them  to  reduce  their  out  put  by  two  tons 
per  day;  and  they  thereby  take  command  of  the  market  and  prevent  reduction 
in  the  price  and  consequently  reduction  in  wages."  (Minutes  of  evidence.  A. 
10164/68).  Die  Regelung  des  Warenmarktes  überliessen  die  Arbeiter,  ob  orga- 
nisiert oder  nicht,  besser  den  Unternehmern! 
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die  Arbeiter  dieser  Industrie  gegen  neue  Maschinen  oder  auf  Be- 
schränkung der  Arbeitsleistung  bedacht  seien.  Es  wird  viehnehr 
in  ganz  Lancashire  von  allen  dem  Baumwollgewerbe  nahestehenden 
Kreisen  einstimmig  zugegeben,  dass  die  Arbeiterverbände  an  der 
Blüte  des  Gewerbes  ein  nicht  unwesentliches  Verdienst  haben. 

Die  Tendenz,  die  Leistungen  des  einzelnen  Arbeiters  einzu- 
schränken, um  Platz  für  arbeitslose  Genossen  zu  Schäften,  steckt 
den  englischen  Arbeitern  von  jeher  tief  im  Blut  und  bricht  von 
Zeit  zu  Zeit  in  unangenehmer,  das  Gewerl)e  stark  hindernder  AVeise 
durch  und  wirkt  natürlicherweise  da  am  schlimmsten,  wo  sie  von 
organisierten  Massen  befolgt  wird.  Solange  die  Gewerkschaft  eine 
stupide  Leitung  hat,  die  die  Torheit  solcher  Theorie  nicht  einsieht, 
kann  dies  Kampfesmittel  zum  Ruin  des  Gewerbes  werden;  es  ist  die 
zweischneidigste  Waffe,  die  es  im  Arbeitskampf  überhaupt  gibt,  und 
richtet  sich  sowohl  gegen  den  Arbeitgeber  wie  den  Arbeiter  selbst. 
Aber  die  Behauptung,  dass  dieses  Kampfesmittel  von  den  Trade 
Unions  allgemein  angewendet  werde,  ist  nicht  richtig ;  im  Gegen- 
teil bin  ich  zu  der  üeberzeugung  gekommen,  dass  es  nur  der  ge- 
werkschaftlichen Organisation  und  der  sich  daraus  ergebenden  Yer- 
tragsgemeinschaft  mit  den  organisierten  Arbeitgebern  gelingen  wird 
und  zum  Teil  bereits  gelungen  ist,  diese  auf  obertiächlichem  Nach- 
denken und  Gewohnheit  beruhende  Untugend  aus  der  englischen 
Arbeiterschaft  herauszubringen.  Gesündigt  ist  auch  von  den  Trade 
Unions  viel  ^),  weil  sie  aus  englischen  Arbeitern  bestehen :  sie  haben 
aber  die  Kraft  und  Tendenz  in  sich,  das  Unhaltbare  jener  Gedan- 
kengänge zu  erkennen  und  zu  überwinden.  In  diesem  Reinigungs- 
prozess  befinden  sie  sich  jetzt,  und  es  ist  anzunehmen,  dass  es  den 
durchweg  klugen  und  tüchtigen  Führern  der  englischen  Gewerk- 
schaftsbewegung gelingen  wird,  ihre  Scharen  zu  überzeugen,  dass 
die  Yorenthaltung  der  vollen  Arbeitsleistung  unstatthaft,  betrüge- 
risch und  verderblich  für  das  Gewer])e  ist  und  dass  die  Parole : 
a  fair  day's  work  for  a  fair  day's  pay  auch  wirklich  durchgeführt  wer- 
den muss  -). 


')  Muss  man  sich  darüber  Avundern,  wenn  selbst  ein  so  im  Vordergrund 
des  geistigen  Lebens  stehender  Mann  wie  der  verstorbene  John  Ruskin  predigte, 
dass  alles  Unheil  von  der  Maschine  herrühre ,  und  als  Heilmittel  gegen  die 
sozialen  Nöte  die  möglichst  geringe  Anwendung  der  Masohinenkraft  verkündete  ? 

-)  In  Versammlungen  ermahnen  Gewerkschaftsführer  vielfach  die  Arbeitex", 
den  Arbeitgebern  keine  Veranlassung  zu  Klagen  wegen  schlechter,  nachlässiger 
Arbeit  zu  geben,   verlangen  freilich  von  diesen  auch,    dass  durch  die  Art  der 
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Für  die  englische  Arbeitsverfassung  sind  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt die  sogenannten  boards  of  conciliation  and  arbitration  von 
beständig  wachsender  Bedeutung  gcAvorden,  die  in  derselben  Rich- 
tung liegen  wie  etwa  die  Aemter  unserer  Tarifgemeinschaften.  Durch 
sie  kommen  die  leitenden  Männer  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
in  dauernde  Fühlung  mit  einander,  bereden  sich  über  xlrbeits-  und 


Arbeitsbedingungen  die  Leistungsfähigkeit  (efficiency)  der  Arbeiter  gesteigert 
werde.  Aucli  durch  die  Gewerkschaftspresse  treten  sie  Missbräuchen  entgegen. 
Die  Zeitschrift  Labour  Copartnership  November  1900  schreibt  z.  B. :  Mr.  CüM- 
jMIXGs  (der  neue  Gewerkschaftssekretär)  hält  den  Kuf  des  Mr.  Knight  für  deut- 
liche Sprache  sehr  gut  aufrecht,  wenn  er  sich  mit  anstössigen  Mitgliedern  des 
Kesselniacher-Vereins  beschäftigt.  Hier  ist  ein  Muster,  das  sich  gegen  die 
systematischen  Zeitverschwender  wendet:  „der  Name  unseres  Vereins  ist  ge- 
schwärzt durch  das  Handeln  dieser  Individuen ;  sie  verlieren  nicht  nur  Zeit  für 
sich  selbst,  sondern  veranlassen  auch  Zeitverlust  für  ihre  Arbeitsgenossen.  VVir 
haben  nichts  dagegen,  wenn  man  solche  Leute  für  ihr  Handeln  leiden  lässt, 
sondern  würden  im  Gegenteil  sehr  erfreut  sein ,  wenn  alle  Werkmeister  und 
Betriebsleiter  die  gleichmässig  arVieitenden  Leute  dadurch  anerkennten ,  dass 
sie  ihnen  jegliche  Gelegenheit  für  die  bestbezahlte  Arbeit  vorbehalten.  Wir 
wollen  nicht  und  werden  es  nicht  dulden,  dass  der  Ruf  unseres  Vereins  durch 
die  Handlungsweise  einiger  Mitglieder  dieser  Klasse  leidet,  und  blicken  ver- 
trauensvoll auf  alle  unsere  festen  und  arbeitsamen  Mitglieder,  dass  sie  uns  bei 
der  Ausrottung  dieses  üebels  hilfreich  zur  Seite  stehen  werden."  —  In  dem 
Organ  der  Maschinenbauer,  the  Amalgamated  Engineers'  Journal,  führte 
der  Vorsitzende,  Mr.  Barnes,  eine  kräftige  Spraclie  gegen  die  eingerissene  Ge- 
wohnheit, bei  der  Arbeit  zu  schlendern,  und  legte  den  Mitgliedern  fortwährend 
die  Notwendigkeit  dar,  Interesse  an  ihrer  Arbeit  zu  nehmen  und  sie  nach  besten 
Kräften  zu  leisten,  Ueber  die  Stellung  der  Gewerkschaftsführer  macht  er  fol- 
gende bemerkenswerte  Aeusserung:  „We  have  no  right  and  no  desire  to  restrain 
any  man,  and  we  know  that  trade-union  leaders  take,  as  a  mat- 
te r  o  f  f  a  c  t ,  a  f  a  r  m  o  r  e  e  n  1  i  g  h  t  e  n  e  d  v  i  e  w  i  n  t  h  e  s  e  m  a  1 1  e  r  s 
t  h  a  n  i  s  t  a  k  e  n  b  y  the  a  v  e  r  a  g  e  w  o  r  k  m  a  n. "  In  einem  Interview  mit 
dem  Amerikaner  Mr.  A.  Maurice  Low  äusserte  sich  Mr.  Barnes  in  ähnlichem 
Sinn:  It  is  quite  true,  that  up  to  a  few  years  ago,  some  unionists  sought  to 
prevent  and  hamper  the  introduction  of  machinery,  but  since  then  the  matter 
has  been  thrashed  out  and  has  been  settled  because  the  men  have  seen  that 
they  can  not  oppose  progress  and  it  is  useless  for  them  to  think  that  they  can 
stand  in  the  way  of  the  use  of  machinery.  The  rank  and  file,  against 
the  a  d  V  i  c  e  o  f  t  h  e  i  r  leaders,  o  p  p  o  s  e  d  machinery.  Trade  union 
leaders  in  modern  times  have  not  done  so,  and  to-day  it  is  only  the  extraordi- 
narily  stupid  man  who  thinks  he  can  prevent  the  adoption  of  the  latest  and  most 
improved  forms  of  laborsaving  machinery.  Furthermore,  what  some  leaders 
now  insist  on,  is  not  only  that  there  shall  be  no  Opposition  to  the  use  of  machi- 
nerj',  but  that  men  shall  use  their  machinery  to  the  best  advantage."  Bulletin 
of  the  Bureau  of  Labor.  No.  50.  Januar  1904.  Washington.  Seite  14  in  dem 
Aufsatz  Labor  unions  and  British  industry  by  A.  Maurice  Low. 
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gewerbliche  Angelegenheiten  nicht  nur  in  Kampfeszeiten,  sondern 
vornehmlich  in  Friedenszeiten.  So  sehr  die  Arbeitgeber  für  sich 
einen  Gewinn  an  sozialpolitischer  Einsicht  aus  diesem  Verkehr  zie- 
hen, so  ist  mir  anderseits  aus  ihren  Kreisen  bestätigt  worden,  dass 
ihnen  jene  boards  eine  unschätzbare  Gelegenheit  böten,  erzieherisch 
auf  die  gewerkschaftlichen  Beamten  einzuwirken,  sie  mit  der  Lage 
des  GcAverbes  bekannt  zu  machen  und  von  der  Notwendigkeit  tech- 
nischer Verbesserungen  und  ihrer  Ausnutzung  zu  überzeugen  und 
falsche  theoretische  Anschauungen  zu  klären.  Erst  durch  diese 
von  beiden  Seiten  gleichmässig  beschickten  Ausschüsse  hätten  die 
Unternehmer  wieder  Einfluss  auf  die  Haltung  der  Gewerkschaften 
und  Arbeiter  zur  Arbeit  gewonnen,  und  dieser  Einfluss  habe  ent- 
schieden günstig  auf  die  Arbeitsleistung  gewirkt.  — 

Man  hat  es  sich  in  deutschen  Arbeitgeberkreisen  sehr  leicht  ge- 
macht, die  Tatsache,  dass  die  englische  Industrie  sich  in  vielen 
Zweigen  der  deutschen  nicht  gewachsen  gezeigt  hat,  einfach  auf  die 
Ca'  canny-Politik  der  Gewerkschaften  zurückzuführen,  um  daraus 
Kapital  gegen  das  Gewerkschaftswesen  ü])erhaupt  zu  schlagen.  Füh- 
rende Unternehmer  in  England  wie  auch  andere  hervorragende  Eng- 
länder denken  darüber  wesentlich  anders.  In  geringem  Masse  möge 
das  Verhalten  der  Trade  Unions,  so  behaupten  sie,  Schuld  daran 
sein,  dass  die  englische  Industrie  teilweise  ins  Hintertreffen  geraten 
sei,  aber  der  grösste  Teil  der  Schuld  treffe  doch  die  Unternehmer 
selbst,  die  in  ihrem  konservativen  Sinn  halsstarrig  an  veralteten  Me- 
thoden festhielten,  nur  langsam  und  schwer  zu  Verbesserungen  über- 
gingen und  sich  mit  ihren  Waren  und  dem  kaufmännischen  Betriel) 
nicht  den  Bedürfnissen  des  Weltmarktes  anzupassen  verstünden. 
Letztere  Tatsache  ist  so  oft  von  englischen  und  deutschen  Schrift- 
stellern, von  englischen  Handels-  und  Industrievertretungen  und  Kon- 
suln betont  worden  und  wird  von  fast  allen  in  England  arbeitenden 
deutschen  Kaufleuten  und  exportierenden  Grossfabrikanten  bestätigt, 
dass  weitere  Belege  dafür  hier  nicht  beigebracht  zu  werden  brauchen. 

Die  Ca'  canny-Politik  ist  in  England  geübt  worden  und  hat  zu 
Zeiten  eine  Wafie  in  der  Hand  der  Trade  Unions  gebildet ;  sie 
sind  damit  derselben  Unart  verfallen,  die  beträchtlichen  Teilen  der 
englischen  Arbeiterschaft  überhaupt  anhaftet.  So  sehr  der  Schaden, 
der  dadurch  dem  englischen  Gewerbe  zugefügt  ist,  unserer  Arl)eiter- 
schaft  und  ihren  gewerkschaftlichen  Organisationen  zur  Mahnung 
dienen  mag,  dass  sie  nicht  demselben  Fehler  verfallen  und  dass  sie 
rechtzeitig  etwa  bei  uns  auftretenden  ähnlichen  Erscheinungen   mit 
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ihrer  ganzen  Autorität  entgegentreten,  so  lehrreich  mag  es  auf  der 
anderen  Seite  für  die  deutsche  Unternehmerschaft  sein,  dass  sich 
als  Heilmittel  dagegen  in  England  die  Schaffung  gemehisamer 
Organisationen  (der  hoards  of  conciliation  and  arbitration)  bewährt 
hat,  die  jenes  Uebel  zum  grossen  Teil  beseitigt  hat.  Wo  daher  die 
gewerkschaftliche  Organisation  in  genügendem  Masse  vorgeschritten 
ist  und  sonst  die  Bedingungen  dafür  gegeben  sind,  sollte  man  sich 
in  den  Kreisen  der  Grossindustrie  nicht  so  mit  Hand  und  Fuss, 
wie  es  jetzt  der  Fall  zu  sein  scheint,  gegen  den  Abschluss  von  Ta- 
rifgemeinschaften oder  anderen  Verträgen  wehren,  die  eine  dau- 
ernde Fühlung  mit  den  Arbeiterorganisationen  gewähren.  Denn 
darüber  muss  man  sich  klar  werden,  dass  dies  die  einzige  Möglich- 
keit für  die  Arbeitgeber  ist,  ihrerseits  einen  Einfluss  auf  die  Ge- 
werkschaftsi)olitik  zu  gewinnen  und  iMängeln  und  Ausartungen,  die 
sich  vielleicht  bei  uns  auf  anderen  Gebieten  herausstellen  als  in 
England,  rechtzeitig  entgegenzuwirken ,  dass  es  nur  so  gelingen 
kann ,  dass  die  deutsche  Unternehmerschaft ,  die  von  der  starken 
und  immer  mächtiger  anschwellenden  Gewerkschaftsbewegung  un- 
mittelbar berührt  wird,  auch  ein  wenig  die  diese  beherrschenden 
Grundsätze  und  Ideen  mitbeeintlusst ,  damit  einer  zu  einseitigen, 
schroffen  und  auf  die  Dauer  verderblichen  Entwicklung  vorgebeugt 
werde. 

Mit  Rücksicht  auf  die  unglückliche  Periode  der  rücksichtslosen 
Machtkämpfe,  in  der  wir  uns  gegenwärtig  in  Deutschland  bctinden, 
erscheint  es  angebracht,  die  neue  englische  Entwicklung,  die  immer 
ausgesprochener  auf  die  boards  of  conciliation  and  arl)itration  hin- 
läuft, hier  darzustellen,  da  sie  gleichsam  das  vorläufige  Resultat 
der  englischen  Gewerkschaftsbewegung  darstellt.  Vorher  seien  aber 
einige  vergleichende  Betrachtungen  über  die  englischen  und  deut- 
schen Gewerkschaften  angestellt. 

2. 

Unvolllvoiiiineiilieiteii  der  Organisation. 

Ueber  die  englischen  Gewerkschaften  soll  hier  nicht  oft  Ge- 
sagtes und  allgemein  Bekanntes  wiederholt,  sondern  sollen  nur 
einige  Punkte  gestreift  werden ,  die  meistens  nicht  genügend  be- 
achtet sind.  Die  Trade  Unions  haben  einen  solchen  Weltruf,  der 
freilich  durch  ihre  Ca'  canny-Politik  ein  wenig  beeinträchtigt  ist, 
und    erfreuen   sich   im  Inland    wie  im  Ausland    eines   solchen   An- 
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Sehens,  dass  sie  der  Arbeiterschaft  anderer  Länder  stets  als  leuch- 
tendes Vorbild  gesetzt  werden.  In  mancher  Beziehung  geschieht 
dies  zweifellos  mit  Recht;  in  sehr  vielen  Punkten  haben  sie  jedoch 
starke  Mängel  und  sind  ihnen  si^eziell  die  Deutschen  schon  jetzt 
überlegen. 

Die  äussere  Struktur  der  Trade  Unions  lässt  viel  zu 
wünschen  übrig,  ist  nicht  so  gut  und  übersichtlich  wie  die  der 
Deutschen ,  ist  —  man  möchte  sagen  —  technisch  nicht  so  gut 
durchgebildet.  Die  letzteren  sind  zentralisierter,  einheitlicher  d.  h. 
für  jede  Gewerbsgruppe  besteht  durchweg  für  ganz  Deutschland 
eine  Gewerkschaft  mit  straö'er  Zentralleitung ,  welche  die  allge- 
meine Politik  bestimmt  und  sich  in  den  meisten  Fällen  die  letzte 
Entscheidung  über  den  Beginn  irgendwelcher  Streiks  vorbehält, 
während  die  Zweigvereine  mit  ihren  Zahlstellen  ausser  dem  Ver- 
kehr mit  der  Hauptleitung  die  örtlichen  Obliegenheiten ,  Einziehen 
der  Beiträge  und  Auszahlung  der  Unterstützungen  zu  besorgen  ha- 
ben. So  haben  wir  es  in  Deutschland  bei  den  freien  Gewerk- 
schaften nur  mit  60  Zentralorganisationen  zu  tun  (i.  J.  1902),  deren 
Statistik  klar  und  gut  ist.  Diese  durchsichtige  Organisationsform 
lindet  sich  auch  bei  den  Hirsch-Dunkerschen  und  christlichen  Ver- 
einen. Die  englischeGe  Werkschaftsstatistik  dagegen 
behandelt  12.36  einzelne  Gewerkschaften  (für  das  Jahr  1901). und 
gibt  für  sie  die  Mitgliederzahlen,  während  sie  die  Einnahmen,  Aus- 
gaben und  Fonds  nur  für  die  100  bedeutendsten  angeben  kann. 
Der  Zug  zur  Zentralisierung  ist  zwar  seit  langem  da ,  und 
macht  von  Jahr  zu  Jahr  Fortschritte,  ist  aber,  soweit  ich  sehe, 
bislang  in  keiner  Gewerbsgruppe  ganz  zum  Abschluss  gekommen. 
Neben  den  A  m  a  1  g  a  m  a  t  e  d  F  e  d  e  r  a  t  i  o  n  s  (so  heissen  die 
Zentralorganisationen  in  England ,  die  sich  aus  dem  Zusammen- 
schluss  vieler  einzelner  Verbände  gebildet  haben)  bestehen  unzäh- 
lige 1  0  k  a  1  e  u  n  d  S  p  e  z  i  a  1 1)  e  r  u  f  s  V  e  r  e  i  n  e.  Dabei  umfassen 
sie  ausser  bei  den  Bergleuten  niemals  die  Angehörigen  einer  gan- 
zen Gewerbsgruppe,  sondern  nur  einen  Zweig  dieser  Gruppe.  Auch 
sind  die  Amalg.  Federations  meistens  nur  lose  Vereinigungen  und 
die  angeschlossenen  Verbände  behalten  in  den  wesentlichsten  Punk- 
ten ihre  Selbständigkeit,  haben  ihre  eigenen  Beamten,  Kassen  und 
Fonds  und  entscheiden  selbständig  über  Streiks.  AVährend  wir 
z.  B.  in  Deutschland  nur  einen  Textilarbeiter- Verband  haben,  der 
sowohl  die  Bearbeiter  der  verschiedenen  Rohstofte  wie  "Wolle,  Baum- 
wolle, Jute,  Seide,  wie  die  verschiedenen  Kategorien  der  Arbeiter 
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selbst  wie  Vorbereiter,  Sortierer,  Spinner,  AVeber,  Tiicharbeiter,  die 
Arbeiter  in  den  Hilfsindustrien  wie  Färber,  Drucker,  Bleicher  u.  a. 
umfasst,  besteben  in  England  für  alle  diese  Arbeitergruppen  be- 
sondere Unions,  noch  dazu  für  die  einzelnen  Distrikte  verschiedene, 
sodass  die  englische  Statistik  in  der  Textilindustrie  243  Unions  mit 
525  Zweigvereinen  aufzählen  und  behandeln  kann.  Diese  stehen 
zwar  grösstenteils  in  irgend  einem  Zusammenhange  unter  einander 
—  es  gab  Ende  1901  in  der  Textilindustrie  16  Federationen  — , 
haben  aber  durchaus  Selbständigkeit  und  eigene  Verwaltung.  Dies 
geht  schon  daraus  hervor ,  dass  bei  den  20  bedeutendsten  Textil- 
Unions,  über  die  wir  Angaben  haben,  mit  einer  Mitgliederzahl  von 
c.  112  000  —  im  ganzen  sind  220  000  organisiert  —  i.  J.  1901 
von  ihrer  Einnahme  im  Betrage  von  .t*  185  000  nur  £  19  700  an- 
gemerkt sind  als  ausgegeben  .,für  die  Federationen  und  Bewilli- 
gungen an  andere  Arbeiterverbände''. 

Auch  finden  sich  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  g  r  ü  n  d  u  n  g  e  n  für  dieselben 
Gruppen ,  ähnlich  wie  sich  in  Deutschland  Hirsch  -  Dunkersche, 
Christliche  und  sozialdemokratische  Vereine  Konkurrenz  machen, 
und  schwächen  damit  die  Gesamtkraft,  ol)wohl  eine  Veranlassung 
für  eine  Scheidung  nach  politischen  und  religiösen  Gesichtspunkten 
in  England  nicht  vorliegt  und  letztere  auch  nicht  Platz  gegriffen 
hat.  So  bestehen  z.  B.  neben  den  Amalganiated  Cari)enters  and 
Joiners  mit  (57  000  Mitgliedern  die  General  Union  of  Operative 
(!arpenters  and  Joiners  mit  7300  und  die  Associated  Carpenters 
and  Joiners  mit  8S00  Mitgliedern  oder  für  die  Bauarbeiter  die  Ge- 
neral Labourers  Amalganiated  Union  mit  6650,  die  Builders  La- 
bourers  and  General  Labourers  Union  mit  3500  und  die  United 
Builders  Lal)ourers  mit  9750  Mitgliedern,  neben  den  Associated 
.Iron  and  Steel  AVorkers  mit  7000  stehen  die  Amalganiated  Steel 
and  Jron  Workers  mit  7200  MitgHedern ;  es  gibt  Co-operative 
Smiths,  Associated  Blacksmiths,  Amalgamated  Smiths  and  Strikers, 
National  United  Smiths  and  Hammerman  sowie  Combined  Smiths 
of  Great  Britain  and  Ireland;  der  National  Union  of  Boot  and 
Shoe  Operatives  mit  28  000  Mitgliedern  sind  die  Amalgamated  Boot 
and  Shoe  Makers  mit  2700  eine  Konkurrenz,  und  so  lassen  sich 
Beisi)iele  weiter  häufen.  Sehr  oft  findet  sich  neben  einer  Zentral- 
organisation eine  Sondergründung  in  Schottland  oder  in  Wales. 
Man  hat  am  Kontinent  den  Arbeitern  die  englischen  Gewerkschaften 
so  oft  als  nachahmungswerte  Vorbilder  dargestellt,  dass  man  diese 
offenbaren  Organisationsschwächen  zu  sehr  übersehen  hat. 
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Auch  fehlt  den  englischen  Gewerkschaften  die  feste  Si^itze, 
welche  die  deutschen  in  der  „Generalkommission  deutscher  Ge- 
werkschaften" oder  die  Hirsch-Dunkerschen  in  dem  „Generalrat" 
besitzen.     Zwar  besteht   seit  1899  die    General   F  e  d  e  r  a  t  i  o  n 

0  f  T  r  a  d  e  U  n  i  0  n  s ,  die  eine  solche  Spitze  darstellen  will ;  sie 
umfasst  aber  nur  420  000  Unionisten  von  im  ganzen  1  922  000  und 
besitzt  nicht  die  führende  Stellung  gegenüber  den  einzelnen  Ver- 
bänden wie  die  deutsche  Generalkommission.  Auch  beruft  sie  nicht 
den  jährlichen  Kongress  der  Trade  Unions  ein,  sondern  dieser  ist 
eine  selbständige  Einrichtung,  zu  der  die  Vereine,  die  Lust  haben, 
Delegierte  schicken  und  deren  Unkosten  durch  Beiträge  der  Unions 
gedeckt  werden.  Dieser  Trade  Union  C  o  n  g  r  e  s  s  ist  die 
beste  Zusammenfassung  und  einheitliche  Vertretung  der  Trade  Unions 
Bewegung,  da  auf  ihm  mit   zwei  Ausnahmen  seit  1890  immer  über 

1  Million  und  seit  1900  über  1  200  000  Unionisten  vertreten  w^aren. 
Er  wird  vorbereitet  und  seine  Beschlüsse  Averden  ausgeführt  von 
einem  ständigen  Komitee ,  dem  Trade  Union  Congress  P  a  r  1  i  a- 
m  e  n  t  a  r  y  C  0  m  m  i  1 1  e  e.  Beide  sollen  die  Arbeitergesetzgebung 
überwachen  und  Vorschläge  für  sie  machen. 

Zur  Organisation  ist  noch  weiter  hinzuzufügen,  dass  ebenso 
wie  in  Deutschland  die  in  einer  Stadt  vorhandenen  Zweigvereine 
der  verschiedenen  Zentralorganisationen  zu  sog.  Gewerkschaftskar- 
tellen zusammengefasst  sind,  sich  auch  die  Unions  in  vielen  Städten 
Englands  zu  sog.  „Trade  Councils"  zusammengetan  haben, 
die  die  Interessen  der  Arbeiterschaft  bei  den  Gemeindewahlen  und 
in  der  Stadtverwaltung  wahrnehmen,  bei  Streiks  die  Ursachen  der- 
selben feststellen  und  event.  die  finanzielle  Hilfe  der  übrigen  Ar- 
beiterschaft für  den  kämpfenden  Teil  anspannen.  Die  Zahl  diese)' 
Trades  Councils  betrug  1901  c.  180  mit  785  000  Mitgliedern.  Sie 
sind  am  stärksten  in  London ,  Glasgow ,  Liverpool ,  Nottingham, 
Birmingham ,  Manchester ,  Leicester  und  Sheffield ,  die  allein  ca. 
260  000  Mitglieder  zählen. 

Trotz  der  angedeuteten  starken  Zersplitterung  der  englischen 
Unions,  des  Vorhandenseins  so  vieler  selbständiger  kleiner  Vereine 
mit  eigenen  Kassen  und  Beamten  sind  sie  doch  für  die  Gestaltung 
der  Arbeiterverhältnisse  von  ungeheurem  Einüuss  gewesen  und  be- 
sitzen in  der  öffentlichen  Meinung  einen  starken  Rückhalt,  weil  es 
ilmen  in  den  führenden  Industrien  gelungen  ist,  gewaltige  Massen 
dauernd  an  sich  zu  ziehen  und  Aveitgehende  Konzessionen  in  Bezug 
auf  Arbeitszeit    und  Mitbestimmungsrecht   bei  Festsetzung  des  x\r- 
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beitsvertrages  durchzusetzen.  In  den  weniger  bedeutenden  Indu- 
strien sind  die  Arbeiter  noch  heute  vielfach  schlechter  organisiert 
als  die  deutschen;  das  gilt  z.  B.  für  die  Brauer,  Tabakarbeiter, 
Ziegler,  Töpfer,  Buchdrucker,  Buchbinder,  Sattler  und  Handschuh- 
arbeiter; in  anderen  Gewerben  sind  beide  gleich  wenig  organisiert, 
wie  z.  B.  die  Müller,  Fleischer,  Bäcker,  Barbiere,  Seearbeiter. 
Mittelmässig  gut  sind  wie  in  Deutschland  die  Schuhmacher,  Schnei- 
der, Lederarbeiter,  Hafen-  und  Kanalarbeiter,  Transport-  und  Ver- 
kehrsarbeiter und  die  Maschinisten  organisiert.  Die  Kellner  da- 
gegen, die  in  Deutschland  gute  Organisationen  haben,  sind  in  Eng- 
land so  gut  wie  nicht  organisiert.  Die  Vereine  all  dieser  Arbeiter 
machen  nur  sehr  langsame  Fortschritte ,  jedenfalls  nicht  schneller 
als  die  deutschen. 

Die  Kraft  der  englischen  Gewerkschaftsbewegung  liegt  aber 
darin,  dass  ihre  Verbände  l)estimmenden  Eingang  in  die  führenden 
Industrien  des  Landes,  den  Bergbau,  die  Metall-,  Maschinen-  und 
Schifisbauindustrie,  in  das  Baugewerbe  und  die  Baumwoliindustrie 
gefunden  haben.  Das  A'ereinigte  Königreich  beschäftigte  i.  J.  1901: 
SOG  735  Personen  in  Bergbau,  davon  waren  c.  27%  unter  20  Jahre 
alt.  Lieber  20  Jahr  alt,  also  organisierungsfähig  waren  etwa 
590  000  Personen.  Davon  waren  organisiert  514  500.  Ln  deut- 
schen Bergbau  dagegen  war  i.  J.  1902  kaum  der  fünfte  Teil  der 
Bergleute  in  Verbänden  vereinigt.  Was  bedeuten  bei  uns  die  Ge- 
werkschaften in  den  schweren  Industrien  Rheinlands  und  West- 
falens, in  den  Eisenhütten  und  Stahlwerken,  bei  Krupp  und  Stumm? 
Und  grade  in  den  Grossbetrieben  der  Eisenindustrie ,  der  Elektri- 
zitätswerke, des  Maschinenbaus,  der  Stahlwerke  und  des  Schiffs- 
baus in  England  l)ilden  die  Arbeitervereinigungen  eine  anerkannte 
und  respektable  Macht.  Es  gibt  keine  in  allen  Gesellschaftskreisen 
höher  angesehenen  Vereine  als  die  Unions  der  Baumwollspinner 
und  "Weber  Lancashires,  denen  auch  seitens  der  Arbeitgeber  das 
höchste  Lob  gezollt  wird  ') ,    trotzdem  sie    den  kollektiven  Arbeits- 

')  Man  hört  in  Luncashire  über  die  Vortrefflichkeit  der  führenden  Männer 
der  Baumwollspinner  des  Lobes  fast  zu  viel!  Ein  ausgezeichnetes  Zeugnis  hat 
ihnen  erst  jüngst  C.  W.  Macara,  der  Präsident  der  Federation  of  Master  Cotton 
Spinners'  Associations  in  Manchester  in  der  Revue  economique  internationale, 
Ausgabe  vom  April  1904,  ausgestellt,  das  er  mir  mündlich  vollinhaltlich  mit 
Nachdruck  bestätigt  hat.  Er  schreibt  dort  in  einem  Aufsatz :  The  Cotton  In- 
dustry,  proposed  international  congress:  „In  England  the  organisations  of  both 
the  eniployers  and  the  operatives  are  much  more  complete  than  in  anj^  other 
country;  this  has  materially  iraproved  the  relationship  existing  between  capital 
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vertrag  fast  bis  zu  den  letzten  Konsequenzen  durchzusetzen  ver- 
standen haben.  Gegen  deren  Einfluss  und  Stärke  nehmen  sich  die 
deutschen  Textilarbeiterverbände  jämmerlich  aus. 

Von  dem  Ansehen  dieser  englischen  Verbände  zehrt  die  übrige 
englische  Gewerkschaftsbewegung  mit,  während  wir  in  Deutschland 
bisher  keine  Gewerkschaftsgruppen  haben,  die  innerhall)  des  Ganzen 
eine  so  dominierende  Stellung  einnehmen.  Es  lohnt  sich,  diese 
englischen  und  deutschen  Gruppen  einander  nach  Mitgliederzahlen 
und  iinanzieller  Stärke  gegenüber  zu  stellen,  und  es  wird  sofort 
klar  werden,  dass  die  englische  Gewerkschaftsbewegung ,  soweit  sie 
AVeltruf  und  Macht  hat ,  wesentlich  durch  die  genannten  Gruppen 
dargestellt  wird. 

Es  waren  in  Grossbritanien,  i.  J.  1901,  dem  letzten  Jahr,  von 
dem  die  Zahlen  veröÖ'entlicht  sind  '),  organisiert 

im  Bergbau  514  500  Arbeiter 

in  der  Maschinen-,    Metall-    und  Schiifs- 

bauindustrie  335  000         „ 

in  der  Textilindustrie-)  219  250 

im  Baugewerbe  248  650         „ 

^r327  400         ~ 
Das  sind  mehr  als  Z  w  e  i  d  r  i  1 1  e  1  der  g  e  s  a  m  t  e  n  M  i  t  g  1  i  e- 
d  e  r  z  a  h  1  aller  Gewerkschaften,  die  im  Jahre  1901  1  922800  betrug. 

In  Deutschland^)  dagegen  waren  i.  J.  1902  nach  den  Angaben 
des  „Korrespondenzblatts  der  Generalkommission  der  Gewerkschaf- 
ten Deutschlands",  Nr.  33,  1903  in  den  freien  Zentralverbänden, 
Hirsch-Dun ckerschen  Gewerkvereinen  und  Christlichen  Gewerkschaf- 
ten organisiert 

and  labour,  and  is  greatly  to  the  interest  of  both  .  .  .  The  leaders  of  the  Eng- 
lish  cotton  operatives  are,  generally  speaking.  most  intelligent  men,  and  espe- 
cially  dm-ing  recent  years  have  recognised  that  they  have  responsibilities  in 
connection  with  the  maintenance  of  the  industry  as  a  wbole."* 

')  Report  of  the  board   of  trade   on  Trade  Unions  in  1901.     London  1902. 

'-')  Vornehmlich  Baumwollindustrie,  da  die  Arbeiter  der  Wollindustrie  in 
Yorkshire  nur  sehr  geringfügig  organisiert  sind. 

3)  In  Grossbritannien  stammt  die  letzte  detaillierte  Statistik  der  Gewerk- 
schaften aus  dem  .Jahr  1901.  Um  den  Vergleich  mit  Deutschland  durchführen 
zu  können,  wähle  ich  für  dieses  das  .Jahr  1902,  obwohl  schon  neuere  Zahlen 
vorliegen. 

Die  deutsche  Entwicklung  seit  1903  deutet  darauf  hin,  dass  es  auch  bei  uns 
den  Gewerkschaften  gelingt,  in  die  am  meisten  verbreiteten  Gewerbe  (Weberei, 
Bergbau,  Baugewerbe,  Maschinenbau !)  einzudringen.  Damit  wird  ihre  Bedeu- 
tung immer  allgemeiner  und  in  der  Oeftentlichkeit  mehr  beachtet  werden. 
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im  Bergbau  82  900  Arbeiter 

im  Metallgewerbe  etc.      195  900  Maschinenbauer  ,  Schmiede, 

Schiffszimmerer ,  Klemj^tner  und 
Kupferschmiede, 
in  der  Textilindustrie         61  000  Arbeiter. 

Im  Baugewerbe  163  900  Bauarbeiter,  Maurer,  Zimmerer, 

Tapezierer,  Dachdecker,  Glaser, 
Maler  Stukateure 
503  700  Arbeiter,  d.  h. 
nicht   ganz    die  Hälfte    der   in  Deutschland  organisierten  Arbeiter, 
deren  Zahl  i.  J.  1902   1  092  600  betrug. 

lieber  die  finanziellen  Kräfte  der  Trade  Unions  lässt  sich  kein 
vollständiges  Bild  gewinnen,  da  der  englische  Bericht  nur  über  die 
Kassenverhältnisse  der  hundert  bedeutendsten  Unions  mit  1161  000 
Mitgliedern  berichtet. 

Diese  hundert  Vereine   hatten  i.  J.  1901    eine    Einnahme   von 
£'  2  061  500  =  M.  41  230  000, 
(die  deutschen    gewerkschaftlichen  Vereinigungen,  deren  Mitglieder- 
zahl nur  un»  c.  70  000  geringer  war,  hatten  1902  eine  Gesamtein- 
nabme  von  M.  12  800  000.) 

Der  Kassenbestand  jener  hundert  betrug : 
£  4  162  000  =  M.  83  240  000, 
(die  deutschen  hatten  Ende  1902  einen  Kassenbestand  von  M. 
14  076  000.)  Zur  richtigen  Würdigung  tragen  die  Kassenverhält- 
nisse der  vier  stärksten  Gewerkschaftsgruppen,  für  sich  gerechnet, 
bei.  Wir  linden  im  Bergbau  die  Angaben  für  15  Unions  mit 
249  000  Mitgliedern  (von  54  vorhandenen  Unions),  in  der  Metall- 
industrie und  im  Schiffbau  für  14  (von  263)  Unions  mit  238  000 
Mitgliedern ,  in  der  Textilindustrie  für  20  (von  243)  Unions  mit 
111000  Mitgliedern  und  im  Baugewerbe  für  14  (von  125)  mit 
209  000  Mitgliedern. 

Es  betrugen  am  Ende  des  Jahres  1901  in    runden  Ziffern 

Einnahmen    Ausgaben         Vermögen 
£  £  £ 

in  15  Bergbau-Unions  311000         196  000  835  000 

in  14  Metallindustrie-  etc.  Unions  753  000         572  000  1  376  000 

in  20  Unions  der  Textilindustrie  185  000         127  000  629  000 

in  14  Unions  des  Baugewerbes   378  000         399  000  461  000 

iir63"Ünions  mit~807ÖÖ()  Mit- 

gliedern  1  627  000      1 294  000  3  371 000. 

Neumanu-Festschrift.  19 
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Diese  führenden  Unions  mit  -/s  aller  Unionisten  verfügen  also  über 
*/5  der  gesamten  Einnahmen,  ^j^  der  gesamten  Ausgaben  und  mehr 
als  ^li  des  gesamten  Vermögens  der  100  bedeutendsten  Unions ! 

Man  vergleiche  hiermit  die  deutschen  Zifiern!  Es  hatten  i.  J. 
1902  die  organisierten 

Einnahmen      Kassenbestand 
M.  M. 

Bergleute  507  000  464  000 

Metallarbeiter  etc.  2  200  000  2  355  000 

Textilarbeiter  550  000  245  000 

Bauhandwerker  und  Bauarbeiter  2  795  000  2  700  000 

6^052" ÖOO  5  764  000. 

Diese  vier  Gruppen,  die  ungefähr  die  Hälfte  der  organisierten 
Arbeiterschaft  umfassen,  haben  auch  nur  zur  Hälfte  an  den  Ge- 
werkschaftseinnahmen und  nicht  mal  ganz  zur  Hälfte  am  Gewerk- 
schaftsvermögen teil ;  sie  können  daher  auch  im  deutschen  Gewerk- 
schaftsleben nicht  die  dominierende  Stellung  einnehmen  wie  die 
gleichen  Gruppen  im  englischen,  und  es  geht  von  ihnen  nicht  der 
Glanz  aus,  der  sich  in  England  dem  Volksbewusstsein  so  tief  ein- 
geprägt hat,  dass  jedermann  über  die  Bedeutung  und  den  Charak- 
ter des  Unionismus  Bescheid  weiss.  Grosse  Verbände  bringen  ge- 
legentlich grosse  Arbeitskämpfe  mit  sich,  und  England  hat  in  den 
90er  Jahren  viele  solcher  Kämpfe  gesehen,  an  denen  Zehntausende, 
ja  Hunderttausende  teilnahmen,  deren  Verlauf  von  allen  Bevölke- 
rungsschichten mit  heissem  Interesse  verfolgt  wurde.  Krieg  bringt 
Ehre  und  Ruhm ;  er  hat  sie  auch  den  grossen  Unions  und  ihren 
Führern  gebracht.  Schwere  Kämpfe,  wie  sie  auch  in  Deutschland 
in  den  letzten  Jahren  beim  Hamburger  Hafenarbeiterstreik,  in  Crim- 
mitschau und  im  Ruhr-Kohlengebiet  geführt  sind,  bringen  die  Be- 
kanntschaft mit  den  Gewerkschaften  in  immer  breitere  Schichten 
des  Volkes,  auch  ausserhalb  der  direkt  beteiligten  Arbeiterschaft, 
hinein  und  werden  ihnen  in  Deutschland  eine  ähnliche  Stellung  ge- 
ben wie  in  England. 

Kampf  bringt  Ehre  und  Buhm,  aber  er  schlägt  schwere  AVun- 
den,  die  vSehnsucht  nach  Frieden  veranlassen.  Bei  fortwährenden 
wirtschaftlichen  Kämpfen,  die  in  Streiks  und  Aussperrungen  be- 
stehen, bei  denen  bald  die  eine,  bald  die  andere  Partei  blutend 
den  Sieg  gewinnt,  kann  die  "Wohlfahrt  des  Landes  nicht  gedeihen. 
Das  wird  schliesslich  auch  den  Kämpfenden  klar,  und  sie  schliessen 
Verträge,  die  anfangs  vielleicht  nur  wie  ein  Watfonstillstand  aussehen. 
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die  aber  doch  eine  Ordnung  schaffen,  die  von  Dauer  ist  und  bei  der 
der  Friede  und  die  ruhige  Arbeit  die  Regel  sind.  Diese  neue  Ord- 
nung hat  in  England  in  den  boards  of  conciliation  and  arbitration 
ihre  Organisation  gefunden,  die  im  folgenden  in  den  Hauptzügen 
dargestellt  werden  soll. 


3. 
Die  EntAvickluiig  zu  boards  of  conciliation  and  arbitration. 

Mehr  als  100  Jahre  industrieller  Arbeiterbewegung  lassen 
sich  in  Grossbritannien  überschauen,  die  mehr  oder  weniger  mit 
den  Gewerkschaften  verknüpft  ist.  Hier  vermag  man  also  besser 
als  in  irgend  einem  anderen  Lande  zu  sehen,  wie  diese  Bewegung 
das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  beeinflussen 
und  die  Arbeitsverfassung  neu  gestalten  kann,  und  ist  imstande, 
ein  Verständnis  und  Urteil  über  Ziel  und  Jlichtung,  Wert  oder 
Unwert  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  zu  gewinnen.  Auf  das  Re- 
sultat und  die  Gesamttendenz  dieser  Bewegung  soll  man  schauen,  um 
sie  richtig  zu  würdigen  und  zu  behandeln,  und  sein  Urteil  nicht 
durch  zeitweilige  Nebenerscheinungen  trüben  lassen.  —  Es  hat  lange 
gedauert,  bis  die  Trade-lTnioii-Bewegung  in  die  Richtung  einlaufen 
konnte,  die  sie  jetzt  endgültig  eingeschlagen  hat.  Bis  1825  war 
sie  den  härtesten  Bestimmungen  rückständiger  Gesetze  unterworfen, 
bis  über  1850  hinaus  war  sie  chartistischen,  revolutionären  und 
sozialistischen  Ideen  ausgesetzt  und  machte  eine  wilde  Gährungs- 
zeit  voll  von  verlornen  Streiks  und  unbändigen  Ausschreitungen 
durch.  Erst  dann,  seit  c.  1860  begann  der  nüchterne,  geschäfts- 
mässige  Sinn  der  Engländer  auch  bei  den  Gewerkvereinen  einzu- 
kehren, die  jetzt  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  anerkannten, 
an  die  Ausbildung  ihres  Vereins-  und  Kassenwesens  gingen  und  ihre 
Strategie  der  Situation  gemäss  einrichteten.  Von  da  an  wurden  sie 
verhandlungsfähig,  und  der  Faden,  aus  dem  sich  eine  neue  Arbeits- 
verfassung weben  Hess,  konnte  gesponnen  werden. 

AVir  nennen  den  Arl)eitsvertrag  einen  kor})orativen,  der  nicht 
nur  von  der  Organisation  der  xlrbeiter  mit  beredet  und  bestimmt, 
auch  nicht  nur  von  dieser  mit  der  Organisation  der  Arbeitgeber 
abgeschlossen,  sondern  durch  diese  beiden  in  einer  n  e  u  e  n  K  ö  r- 
p  e  r  s  c  h  a  f  t  vereinigten  Parteien  zustande  gekommen  ist. 
Er   hat    in    Grossbritannien    den    individuellen ,   fast    einseitig    von 

19* 
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dem  einzelnen  Unternehmer  bestimmten  Arbeitsvertrag  beiseite 
geschoben  und  dadurch  eine  neue  Ordnung  geschaffen,  in  der  die 
Arbeiter-  wie  Arbeitgeberverbände  ihren  regelrechten,  anerkannten 
Platz  gefunden  haben.  Abgesehen  von  der  Baumwollindustrie  in 
Lancashire,  wo  alle  Fragen  des  Arbeitsvertrags  von  Korporation 
zu  Korporation  behandelt  werden,  aber  kein  dritter  Körper  zu  sei- 
ner Abschliessung  und  Durchführung  geschaffen  ist,  wird  der  heu- 
tige Arbeitsvertrag  geschlossen  und  funktioniert  unter  der  Herr- 
schaft von  Einrichtungen,  deren  Namen  allgemein  mit  den  AVorten 
„conciliation  and  arbitration"  behängt  sind.  Trotz  dieser  gleich- 
artigen Benennung  sind  drei  sehr  verschiedenartige  Institutionen 
auseinanderzuhalten ,  die  auch  in  ihrem  Wert  für  die  Entwick- 
lung des  Arbeitsvertrags  sehr  ungleichartig  sind,  nämlich, 

1.  die  T  r  a  d  e  b  o  a  r  d  s  o  f  conciliation  and  arbi- 
tration, freie  Kammern,  die  sich  für  die  Arbeitsangelegenheiten 
bestimmter  Gewerbezweige  gebildet  haben  und  auf  einem  Ueberein- 
kommen  zwischen  den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
eines  Berufs  beruhen. 

2.  D  i  s  t  r  i  c  t  b  o  a  r  d  s  o  f  conciliation  a  n  d  a  r  b  i  t  r  a  t  i  o  n, 
die  keine  beruflichen  Organisationen  sind,  sondern  für  einzelne  Städte 
von  dritter  Seite,  meistens  gemeinsam  von  Handelskammern  und 
Gewerkschaftskartellen  für  alle  Gewerbezweige  am  Orte  eingerichtet 
sind,  um  in  StreitfällenVermittlung  anzubieten  oder  angerufen  zu 
werden. 

3.  Die  Tätigkeit  des  Handelsministeriums  (Board  of  Trade), 
die  dieses  auf  Grund  der  Conciliation  Act  1896  zur  Beilegung 
oder  Verhütung  von  Arbeitsstreitigkeiten  entfaltet. 

Von  diesen  Einrichtungen  stellen  die  ersten,  die  Trade  boards, 
den  breiten  Strom  der  Entwiklung  dar,  die  beiden  anderen  sind 
recht  nützliche  Nebenflüsse ,  die  den  Hauptstrom  ergänzen  und 
stärken. 

Die  Trade  boards  of  conciliation  and  arbitration. 

Die  nächste  Folge  der  starken  Arbeiterverbände  waren  nicht  die 
boards  of  conciliation,  sondern  die  Arbeitgeberverbände.  „Organi- 
sationen der  Arbeitgeber  treten  gewöhnlich  zu  einer  späteren  Zeit 
in  die  Erscheinung  als  die  der  Arbeiter  und  entstehen  zum  Zweck 
des  vereinigten  Widerstandes,  wenn  die  Einzelunternehmer  sich  zu 
schwach  fühlen,    der  wachsenden  Macht  der  Trade  Unions  Stand  zu- 
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halten'- ').  Sieht  man  das  Verzeichnis-)  der  Arbeitgeberorganisationen 
in  Grossbritannien  durch,  so  findet  man  Tornelimlich  in  den  Gewer- 
ben mit  den  mächtigen  Arbeiterverbänden  anch  eine  komplete  Or- 
ganisation der  Arbeitgeber,  fast  noch  kompakter  und  durchgebil- 
deter als  bei  den  Arbeitern.  Das  Baugewerbe,  der  Bergbau,  die 
Eisen-  und  Stahlindustrie,  der  Maschinen-  und  Schiffsbau  und  die 
Baumwollindustrie  scheinen  lückenlos  mit  Arbeitgeberverbänden  be- 
setzt zu  sein ;  und  zwar  findet  sich  hier  das  System  vollendet  durch- 
geführt, dass  lokale  und  Distriktsvereine  die  Zweigvereine  von  gros- 
sen Landesverbänden  sind,  ein  System  der  Zentralisation,  das  auf 
der  Arbeiterseite  noch  nicht  genügend  vorgeschritten  ist.  In  der 
gleichen  AVeise  sind  die  Arbeitgeber  in  der  Schuh-  und  Stiefelin- 
dustrie organisiert,  in  der  ausser  zahlreichen  kleinen  Trade  Unions 
die  starke  National  Union  of  Boot  und  Shoe  Operatives  mit  c,  27  000 
Mitgliedern  die  Arbeitgeber  zur  Organisation  gebracht  hat.  Die 
Aufzählung  der  "N'erbände  in  diesen  Gewerbegruppen  beansi)rucht 
von  den  30  Seiten  des  A'erzeichnisses  allein  22.  In  den  übrigen 
(irewerben  richtet  sich  das  A'orhandensein  von  Arbeitgeberverbänden 
mehr  oder  weniger  nach  der  Stärke  der  Arbeitervereine. 

Als  Y.  Schulze-Gävernitz  im  Jahre  1890  sein  viel  Aufklä- 
jimg  bringendes  Buch  „Zum  sozialen  Frieden''  veröffentlichte,  be- 
stand ein  grosser  Teil  dieser  Arbeitgebervereine  bereits,  al)er  die 
heutige  Organisation  zur  Festsetzung  des  Arbeitsvertrags  lag  noch 
in  Windeln.  Nur  seine  für  die  Baumwollindustrie  Lancashires 
gegebene  Schilderung  trifft  heute  noch  im  wesentlichen  zu,  in  den 
anderen  Industriezweigen  ist  die  Entwicklung  seit  1890  erstaunlich 
schnell  vorangegangen  in  einer  Richtung,  die  V.  Schulze-Gäver- 
nitz damals  für  „kaum  wesentlich"  hielt  — jetzt  ist  diese  Richtung 
im  siegreichen  Vordringen  über  ganz  Grossbritannien,  v.  Schulze 
konnte  über  gemeisame  ständige  Ausschüsse  sog.  Joint  committees 
berichten,  die  aus  der  Organisation  beider  Parteien  hervorgegangen 
seien,  welche  „Fragen  des  einzelnen  Falls",  Streitigkeiten,  die  aus 
einem  bestehenden  Vertrag  entspringen,  zu  entscheiden,  die  aber 
diesen  selbst  nicht  zu  schliessen  haben  ■'). 


')  Fifth  and  final  report  of  the  Royal  Commission  on  Labour.  1894  p.  3L 

-)  Directory  of  Industrial  Associations  in  the  United  Kingdoni  in  1903. 

^)  Vgl.  V.  Schulze-Gäveknitz.  Zum  sozialen  Frieden,  Leipzig,  Bd.  2,  S,  280  ff. 

Ueber  das  Schieds-  und  Einigungswesen   in  England  vergl.  jetzt  S.  553  ff.  des 

meisterhaften  "Werkes  von  H.  v.  Nostitz,   Das  Aufsteigen  des  Arbeiterstandes 

in  England,  1900. 
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üeber  den  Arbeitsvertrag  selbst,  besonders  über  die  Lohnhöhe 
bedurfte  es  in  den  fortgeschrittenen  Industrien  zwischen  den  bei- 
derseitigen Verbänden  fortwährender  Verhandlungen,  die  bald  zur 
Einigung,  bald  zum  Abbruch  der  Beziehungen  mit  nachfolgendem 
Kampf  und  Friedensschluss  führten,  der  nach  einigen  Monaten  viel- 
leicht wieder  eine  Unterbrechung  erfuhr.  Zwar  w^urde  die  Einigung 
durch  die  Einführung  der  gleitenden  Skala  im  Bergl^au  und  in  den  Walz- 
werken, bei  der  die  Löhne  dem  Steigen  und  Fallen  der  Verkaufspreise 
folgten,  sehr  erleichtert,  und  die  von  v.  Schulze  geschilderte  Gewohn- 
heit, sich  Schiedssprüchen  Dritter  zu  unterwerfen,  verhinderte  oft  den 
Ausbruch  der  Feindseligkeiten.  Aber  Einigungsstellen,  welche,  wie 
die  Streitigkeiten  aus  dem  Arbeitsvertrag  friedlich  beizulegen,  nun  die- 
sen selbst  unter  Ausschluss  von  Streiks  zu  schliessen  hatten,  waren 
seltene  Erscheinungen.  Die  beiden  für  die  "Walz-  und  Stahlwerke 
in  Nordengland  seit  1869  und  in  Mittelengland  seit  1876  bestehen- 
den boards  of  conciliation  and  arbitration  standen  Ende  der  Acht- 
ziger noch  so  vereinzelt  da,  dass  Y.  Schulze  ihren  für  die  spätere 
Zeit  so  massgeblichen  Namen  nicht  mal  erwähnte  und  den  in  ihnen 
liegenden  Fortschritt  noch  als  „scheinbar"  und  den  Unterschied  zu 
der  sonstigen  Lage  als  „kaum  wesentlich"  hinstellen  konnte.  Wir 
werden  aber  im  folgenden  sehen,  welch  hervorragende  und  bestän- 
dig steigende  Bedeutung  diese  boards  of  conciliation  and  arbitration 
jetzt  haben. 

Sehen  wir  das  Verzeichnis  ^)  dieser  boards  durch,  so  linden 
wir  genau  den  starken  Organisationen  entsprechend  ein  dichtes  Netz 
von  ihnen  im  Baugewerbe  in  seinen  einzelnen  Zweigen,  im  Bergbau, 
in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie,  dem  Maschinen-  und  Schiffsbau, 
dem  Kupfer-  und  Bleigewerbe  wie  den  anderen  Metallbranchen, 
sowie  der  Schuh-  und  Stiefelindustrie,  während  das  Schneidergewerbe 
nur  in  London,  Manchester,  Aberdeen  und  Belfast  zu  dieser  Ein- 
richtung gelangt  ist.  Für  die  Hafenarbeiter  findet  sie  sich  in  Bri- 
stol, Cardiff  und  Newport,  nicht  in  London.  In  einigen  anderen 
Gewerben  gibt  es  noch  kleine  Kammern,  deren  Kompetenz  nicht 
über  eine  Stadt  hinausgeht. 

Sehen  die  beiden  ersten  boards  of  conciliation  and  arbitration 
bereits  auf  eine  ummterbrochene  36jährige  bezw.  29jährige  Tätig- 
keit zurück,  so  ist  das  ül)rige  Feld  der  grossbritannischen  Eisen- 
und  Stahlindustrie  erst  seit   kürzerer  Zeit  mit  einem  Netz  von  bo- 


*)  Directory    of    Indus trial  Associations    in    the    United  Kingdom    in  1903 
London.     Bocard  of  Trade,  S.  100  tl'. 
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ards  of  conciliation  bedeckt.  In  Glasgow  sind  drei  Branchen : 
hoard  of  conciliation  and  arbitration  for  the  manufactured  Steel 
Trade  of  the  West  of  Scottland,  seit  1890  in  Tätigkeit,  Scottish 
manufactured  Iron  Trade  conciliation  and  arbitration  board 
vom  Jahre  1897  und  the  board  of  conciliation  for  the  regulation 
of  wages  in  the  pig  iron  trade  of  Scottland  vom  Jahre  1900.  In 
Wales  besteht  seit  sechs  Jahren  the  South  Wales  Iron  and  Steel 
Wages  board,  für  C  u  m  b  e  r  1  a  n  d  the  West  Cnmberland  Iron- 
masters  and  Blastfurnacemens  (Hochofenleute)  Joint  Committee 
und  in  New  C  a  s  1 1  e  ist  der  Sitz  zweier  gleicher  Kammern  für 
die  Eisengiesserei  und  die  Kleineisenindustrie  an  der  englischen 
Nordostküste  (1894).  Andere  boards  des  Maschinen-  und  Schiifs- 
baus,  der  Metallindustrie  Birminghams,  der  Weissblechindustrie  in 
Südwales  etc.  sind  in  dem  Directory  of  industrial  associations  nam- 
haft gemacht  und  im  letzten  Jahrzehnt  entstanden. 

Aehnlich  wie  diese  Industrie  ist  Grossbritanniens  anderes  Haupt- 
gewerbe, der  Bergbau,  lückenlos  mit  boards  of  conciliation  and 
arbitration  überzogen,  welche  die  Löhne  von  Hunderttausenden  fest- 
setzen. Nach  dem  Streik  vom  Jahre  1893  war  die  Bildung  eines 
boards  of  conciliation  for  the  Goal  Trade  of  the  Federated  Districts 
(Mittelengland  und  Birmingham,  Yorkshire  und  Lancashire)  eine 
der  Friedensbedingungen,  Für  die  grossen  Kohlengebiete  in  Nor- 
thumberland  und  Durham  entstanden  1894  bezw.  1895  die  ersten 
l)oards,  die  aber  beide  1896  wieder  eingingen,  um  seit  1900  bezw. 
1899  dauernde  Einrichtungen  zu  werden.  Der  Bergbau  in  Schott- 
land ist  im  Jalire  1900  und  in  Südwales  im  Jahre  1903  zu  dieser 
Organisation  übergegangen. 

Ein  Trade  Conciliation  Board  besteht  aus  einer  gleichen  An- 
zahl von  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  regelmässig  ge- 
wählt durch  den  Arbeitgeberverband  bezw.  die  Trade  Union.  Bei 
einigen  der  älteren  Boards  erfolgt  die  Zusammensetzung  so,  dass 
jedes  angeschlossene  Werk  je  einen  Vertreter  des  Arbeitgebers  und 
der  Arbeiter  entsendet,  wie  z.  B.  bei  dem  Midland  Iron  and  Steel 
AVages  Board.  Beide  Parteien  bestellen  einen  Sekretär  für  die  Erledi- 
gung der  geschäftlichen  Sachen,  der  fast  in  allen  Fällen  zugleich  der 
Sekretär  der  Verbände  ist.  Immer  ist  ein  Arbeitgeber  Präsident,  ein 
Arbeiter  Vizepräsident.     Die  Kosten    werden   gleichraässig  verteilt. 

Die    Kompetenz    der    Kammern    ist    in    den    Statuten  ^) 

')  Statuten  von  boards  of  conciliation  in  der  Eisenindustrie  und  dem  Berg- 
bau verööentlicht  W.  J.  Ashley,  The  adjustment  of  wages,  1903,  im  Anhang. 
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meist  genau  umschrieben  und  umfasst  durchweg  alle  auf  Löhne  und 
Arljeitsbedingungen  bezüglichen  Fragen.  Für  die  aus  dem  Vertrag 
entspringenden  Streitsachen  und  Schwierigkeiten,  die  Auslegung  und 
Anwendung  für  die  einzelnen  Fabriken  sind  besondere  ünteraus- 
Schüsse  eingesetzt ,  damit  die  Vollversammlung  nicht  mit  Klei- 
nigkeiten überladen  wird  ^).  Für  den  Fall,  dass  sich  die  Parteien 
gegenseitig  nicht  überzeugen  und  zu  keiner  Einigung  gelangen,  ist, 
um  dadurch  nicht  auf  einen  toten  Punkt  zu  kommen,  regelmässig 
ein  u  n  p  a  r  t  e  i  i  s  c  h  e  r  V  0  r  s  i  t  z  e  n  d  e  r  vorgesehen,  dessen  Ent- 
scheidung gelten  soll.  (Er  wird  sehr  verschieden  bezeichnet,  bald 
Impartial  oder  neutral  chairman,  bald  umpire,  outside  president, 
referre  oder  arbitrator).  Entweder  hat  man  sich  eine  Persönlich- 
keit von  vornherein  für  alle  Fälle  gesichert  und  Inttet  sie  um  ihre 
jNlitwirkung ,  sobald  ül)er  eine  Frage  keine  Einigung  erzielt  wird. 
In  anderen  Fällen  einigt  man  sich  erst  auf  Einberufung  eines  be- 
stimmten Un2:)arteiischen,  wenn  die  Gelegenheit  es  verlangt.  Einigt 
sich  z.  B.  the  Board  of  conciliation,  das  von  den  Federated  Coal- 
owners  und  the  Miners  Federation  of  Great  Britain  eingerichtet 
ist,  nicht,  so  hat  sich  der  Righ.Hon.Lord  James  of  Hereford  bereit 
erklärt,  als  Unparteiischer  zu  fungieren ;  in  solchen  Fällen  verhan- 
delt die  Kammer  unter  seinem  Vorsitz,  und  seine  Stimme  gibt  die 
Entscheidung  „endgültig  und  bindend".  Für  the  South  Wales  Goal 
Board  war  bis  zu  Beginn  des  Jahres  1904  der  Lord  Peel  der  un- 
parteiische Vorsitzende.  Als  dieser  zurücktrat  und  Lord  Goschen 
einen  Ruf  nicht  annahm,  sah  man  sich  gezwungen,  von  der  Bestim- 
mung des  Vertrags  Gebrauch  zu  machen,  dass  im  Notfall  die  höchste 
englische  Gerichtspersönlichkeit,  the  Lord  Ghief  Justice  of  England, 


AsHLEY  gibt  in  diesem  Buch  eine  vortreffliche  Darstelking  von  der  englischen 
Eisen-  und  Stahlindustrie  und  dem  Bergbau  und  der  Arbeitsverfassung  in  die- 
sen Gewerben.  Auszüge  aus  Statuten  von  boards  vieler  Gewerbe  finden  sich 
in  einem  Aufsatz  von  W.  R.  Jeffreys,  Wages  and  conciliation  boards  in  dem 
Jahrbuche  1903  der  englischen  Grosseinkaufsgenossenschaft,  S.  291  ff. 

^)  Diese  Teilung  gab  es  ursprünglich  nicht.  Die  Folge  war,  dass  die  Toll- 
versammlungen bald  mit  Kleinarbeit  überhäuft  waren,  die  Fälle  langsam  abge- 
handelt, die  Arbeiter  des  langen  Wartens  überdrüssig  und  die  an  den  boai'ds 
arbeitenden  Arbeitgeber  unwillig  über  die  viele  Zeit  wurden,  die  sie  diesen 
Dingen  widmen  mussten.  Daher  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  bei  den  grossen 
boards  die  Teilung  herausgebildet,  dass  die  Vollversammlung  nur  bei  grund- 
sätzlichen Fragen  wie  Löhnen,  Arbeitszeit  etc.,  also  bei  dem  Neu-Abschluss 
eines  Vertrags  zusammentreten  soll,  während  die  aus  ihm  entspringenden  Fra- 
gen der  Praxis,  der  Auslegung  einem  kleinen  Komitee  oder  den  Sekretären  der 
beiden  Organisationen  zugewiesen  werden. 
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um  Ernennung  eines  unparteiischen  Ehrenpräsidenten  angegangen 
werden  solle.  Es  gelang  diesem,  den  Sir  Michael  Hicks-Beach  für 
den  Posten  zu  gewinnen.  Für  the  Durhani  Goal  Trade  Board 
fungiert  Lord  Davey  als  Unparteiischer.  Es  sind  vielfach  Männer 
der  Aristokratie,  ausserdem  Parlamentarier,  Bürgermeister,  hervor- 
ragende Rechtsanwälte  etc.,  Persönlichkeiten,  die  sich  durch  ihre 
öffentliche  Tätigkeit  allgemeines  Vertrauen  erworben  haben,  denen 
jener  Posten  angetragen  wird.  Wie  sich  die  boards  als  feste,  dauernde 
Institutionen  einbürgern,  dafür  ist  ein  Zeichen ,  dass  dem  neu  er- 
nannten Unparteiischen  Sir  Michael  Hicks-Beach  für  seine  Tätigkeit 
eine  jährliche  Entschädigung  von  4200  M.  ausgesetzt  sind,  und  der 
Arbeitgeberverband  des  Bergbaus  in  Südwales  seinem  den  dauern- 
den Vorsitz  im  Oonciliation  board  führenden  Vertreter  seit  1904 
ein  Jahresgehalt  von  .ü  2000  bewilligt  hat. 

Was  geschieht,  wenn  eine  Kammer  sich  nicht  auf  einen  un- 
l)arteiischen  Dritten  einigen  kann?  Es  hat  sich  bei  sehr  vielen  boards 
in  den  letzten  Jahren  die  Kegel  herausgebildet,  das  Handelsmini- 
sterium, Abteilung  für  Arbeiterangelegenheiten,  um  die  Ernennung 
eines  Unparteiischen  zu  ersuclien,  falls  man  sich  selbst  nicht  einig 
werden  kann.  J)ie  Conciliation  Act  1896  erleichtert  dies  durch  die 
Bestimmung,  dass  das  Handelsministerium  nicht  nur  auf  Ansuchen 
Ijcider  Parteien  in  Streitfällen  einen  Schiedsrichter  zu  ernennen, 
sondern  auch  alle  dabei  entstehenden  Unkosten  auf  Staatsrechnung 
zu  übernehmen  hat.  Die  Auswahl  eines  Schiedsrichters  durch  eine 
Behörde  erfordert  ganz  besondere  Sorgfalt;  es  werden  nicht  etwa 
Beamte  dazu  ernannt,  sondern  durchweg  unabhängige  Privatperso- 
nen, mit  Vorliebe  solche,  die  früher  mit  dem  Gewerbe  in  Verbin- 
dung gestanden  haben  und  seine  besonderen  Bedingungen  kennen. 
Fast  in  jeder  Nummer  der  amtlichen  Labour  Gazette  werden  Ernen- 
nungen von  Schiedsrichtern  durch  das  Handelsministerium  mitgeteilt. 
Manche  boards  betrauen  aber  auch  andere  Autoritäten  mit  der  Aus- 
wahl eines  Unparteiischen,  falls  sie  sich  selbst  nicht  auf  eine  bestimmte 
Person  einigen  können,    wie   wir  z.  B.  in  Südwales  gesehen  haben. 

Für  den  A  b  s  t  i  m  m  u  n  g  s  m  o  d  u  s  ist  folgender  Paragraph 
der  Statuten  des  Northumberland  Goal  Trade  Board  ein  Muster: 
„Jede  Abstimmung  in  den  Sitzungen  soll  durch  Handaufheben  er- 
folgen. Sind  die  Parteien  in  ungleicher  Anzahl  anwesend,  so  sollen 
zwar  alle  an  der  Diskussion  teilnehmen  dürfen,  aber  nur  eine  gleiche 
Anzahl  von  ihnen  soll  stimmen.  AVer  von  den  Mitgliedern  der 
zahlreicheren  Partei    zurücktreten    soll,    bestimmt    das    Los,    wenn 
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nichts  anderes  vorgesehen  ist". 

Die  Verträge  der  Parteien  über  die  Bildung  eines  Conciliation 
Board,  dem  alle  Streitfragen  unter  Ausschluss  von  Streiks  und 
Aussperrungen  unterbreitet  werden  sollen,  sind  meistens  für  eine 
bestimmte  Zeit,  5  oder  3  Jahre,  unkündbar  und  werden  dann  neu 
geschlossen.  In  anderen  Statuten  ist  kein  solcher  Zeitraum  festgesetzt, 
wohl  aber  eine  beiderseitige  Kündigungsfrist  von  3  oder  6  Monaten. 

Und  nun  die  Arbeit  dieser  Maschinerie?  Steht  sie  lediglich  auf 
dem  Papier  oder  greift  sie  tief  in  das  gewerbliche  Leben  ein? 

Die  amtliche  Labour  Gazette  bringt  jeden  Monat  genaue  Mit- 
teilungen über  die  Lohnänderungen  im  vorhergehenden  Monat  und 
über  die  Methoden ,  durch  welche  sie  arrangiert  sind ,  ob  durch 
Conciliation  Boards,  Schiedssprüche,  gleitende  Skala,  direkte  Verein- 
barung zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  oder  deren  Vertretern, 
nach  einer  oder  ohne  eine  Arbeitsunterbrecbung.  Von  diesen  Me- 
thoden ist  nur  die  gleitende  Skala  (sliding  scale)  zu  erklären. 

Sie  wirkt  meist  in  Verbindung  mit  Conciliation  Boards,  arbeitet 
aber  automatisch;  sie  war  am  frühesten  und  ist  jetzt  noch  wirksam 
in  der  Stahl-  und  Eisenindustrie  und  hat  lange  Zeit  auch  im  Berg- 
bau, bis  zuletzt  in  Südwales  bis  zum  Jahre  1902  Anwendung  ge- 
funden. Sliding  Scale  beruht  auf  einem  Vertrag  der  Organisationen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  bedeutet,  dass  die  Löhne  sich 
nach  dem  Durchschnittsverkaufspreis  der  innerhalb  einer  l^estimmten 
Zeit  zum  Verkauf  gelangten  Waren  richten  sollen ;  steigen  die  Ver- 
kaufspreise in  einem  Vierteljahr,  so  steigen  die  Löhne  entsprechend 
im  folgenden  Vierteljahr,  umgekehrt  bei  fallenden  Verkaufspreisen 
sinken  die  Löhne  nach.  Um  die  Verkaufspreise  festzustellen  und 
eine  Unterlage  für  den  Lohn  zu  gewinnen,  werden  die  Bücher  aus- 
gewählter Firmen  einer  paritätisch  zusammengesetzten  Kommission 
—  Joint  sliding  scale  committee  —  vorgelegt,  die  nach  den  in  ihnen 
gefundenen  Verkaufspreisen  den  Durchschnittspreis,  die  prozentuale 
Steigerung  oder  den  prozentualen  Al)fall  der  Preise  gegenüber  dem 
vorhergehenden  Quartal  festsetzt  und  darnach  l)estimmt,  ob  die  gleichen 
oder  um  wieviel  Prozent  höhere  oder  niedrigere  Löhne  (beispielsweise 
1V2%   oder  5    oder  10%    höher   oder   niedriger)    zu  bezahlen  sind. 

Die  nachstehenden  Ziffern  ^)  zeigen,  wie  viel  Arbeite]-  im  Jahre 
1904  von  L  o  h  n  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n  betroffen  und  durch  welche  Me- 
thoden sie  lierbeigeführt  wurden : 

')  Aus  Tenth  Abstract  of  Labour  Statistics  of  the  United  Kingdom  190'2 
bis  1904,  S.  57. 
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Tabelle  I. 
L  0  h  n  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n   i.   J,  1904. 

Zahl  der  Arbeiter  (ausgenommen  Landarbeiter, 
Eisenbahnangestellte  und  Seeleute.) 


Ohne  Streik  s. 

N 

ach  Streiks 

Durch  Conciliation  ^) 

611719 

— 

„       Arbitration 

232 

30 

„       gleitende  Skala 

29  655 

— 

„       direkte  Abmachungen  zw. 

Arbeitgebern  und  Arbeit- 

nehmern bzw.  deren  Ver- 

tretern 

143  086 

10  365 

784  692  10  395 

Die  Lobnänderungen,  die  grösstenteils  in  Lohnverkürzungen 
bestanden-),  sind  also  i.  J.  1904  in  stark  überwiegendem  Mass  auf 
friedlichem  Wege,  insbesondere  durch  die  permanenten  Einigungs- 
kammern bewerkstelligt,  und  die  Tabelle  ist  ein  deutliches  Zeichen 
dafür,  dass  die  Maschinerie  arbeitet. 

Die  wachsende  Bedeutung  der  Conciliation  Boards  geht  aus 
folgender  Uebersicht  über  das  Jahrzehnt  1895  —  1904  hervor: 

Tabelle  II. 

Lolinändeniiigen   in    allen    Gewerben   (ohne  Landwirtschaft  etc.)   1895—1904. 

Zahl  der  Arlx'iter. 


Oh 

n  e  Streiks  durch 

Nach 

Streiks  durch 

6b  . 

1^ 

bb  . 

<^  a 

<3^  S 

0 

rD 

^•=•1 

s 
0 

Ö 

a> 

?   S  0 

*ü 

0 

sc 

0 

■3 
s 

1 

3 

ngen  z 

eitnehi 

Vertr 

0 

0 

'^ 

-rr           -1-=  B 

0 

^ 

3  -^  S 

ü 

< 

M 

Abniaclu 

und  Ai 

dere 

0 

<J 

1895 

124  820 

1364 

111437 

171  967 

409  588 

940 

367 

26  063 

27  370 

1896 

43  601 

4920 

136  288 

36U  075 

544  884 

11  559 

174 

51037 

62  770 

1897 

11796 

307 

135  618 

405  492 

553  213 

1460 

1959 

40  812 

44  231 

1898 

25  659 

3850 

169  003 

764  622 

968  134 

1015 

2050 

48  970 

52  035 

1899 

364  616 

11639 

178018 

587  033 

1  141  303 

1581 

1452 

31240 

34  273 

1900 

469  520 

5827 

183  889 

421  590 

1  080  826 

1030 

3780 

50  150 

54  960 

1901 

502  000 

11508 

191  205 

212  860 

917  573 

180 

667 

13  706 

14  553 

1902 

536  959 

2600 

172  988 

165  010 

877  557 

136 

1457 

11206 

12  799 

1903 

659  450 

15  587 

23  119 

184  694 

882  850 

265 

440 

13  043 

13  748 

1904 

611719 

232 

29  655 

143  086 

784  692 

— 

30 

10  365 

10  395 

^)  Ueberwiegend  durch  Conciliation  boards. 
'^)  Labour  Gazette,  Jan.  1905,  S.  4. 
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Die  Rolle ,  die  die  Conciliation  Boards  bei  der  Regelung  der 
Lohnverbältiiisse  spielen,  ist  darnach  andauernd  steigend,  während 
die  direkten  Vereinbarungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern bezw.  ihren  Vertretern  in  gleichem  ISIasse  zurückgegangen 
sind.  Bei  Neuregelung  der  Löhne  sj^ielt  der  Streik 
eine  immer  geringere  Rolle. 

Bemühungen  um  Arbeitszeitverkürzungen  spielen  in 
England  nicht  die  Rolle  wie  am  Kontinent,  da  die  Arbeitszeit  in 
den  meisten  Gewerben  —  abgesehen  von  der  Hausindustrie  —  ge- 
nügend kurz  ist.  Dies  gilt  besonders  für  die  Gewerbe  mit  starken 
Organisationen,  also  in  denen  mit  Conciliation  Boards :  daher  haben 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitszeitveränderungen  wenig  zu  tun, 
und  sind  solche  nur  für  wenige  Tausend  Arbeiter  vor  sich  gegangen. 
Nur  im  Baugewerbe  haben  bemerkenswerte  Aenderungen  in  der 
Arbeitszeit  stattgefunden. 

Da  in  den  Gewerben  mit  Conciliation  Boards ,  falls  sich  alle 
Arbeitgeber  angeschlossen  haben,  eigentlich  überhaupt  keine  Streiks 
vorkommen  dürfen  —  weil  man  sich  entweder  zu  einigen  oder  die 
Dinge,  über  die  eine- Einigung  nicht  erzielt  wird,  dem  Unparteiischen 
zur  Entscheidung  zuzuweisen  hat  — ,  so  ist  naturgemäss  die  Zahl 
der  Streiks,  die  durch  sie  beigelegt  sind,  sehr  gering.     Es  betrugt): 

Tabelle  III. 

Die  Zahl  der  durch  Boards  Zahl  der  beteiligten 
beigelegten  Streiks  Arbeiter 

1897  11  3409 

1898  19  12  729 

1899  5  392 

1900  6  245G 

1901  16  3382 

1902  9  7906 

1903  7  2275 

Endlich  gibt  es  noch  eine  Statistik  über  die  Zahl  der  in  jedem 
Jahr  tätig  gewordenen  Boards  und  der  Fälle,  die  von  ihnen  be- 
handelt und  erledigt  worden  sind.  Dazu  sei  bemerkt,  dass  es  im 
Jahre  1897  c.  80,  1902  c.  130  und  1903  142  Trade  Boards  gab. 


')  Reports  on  Strikes  and   Lock-outs   in   the  United  Kiugdom  in  1902  and 
1903,  S.  81. 


Fahr. 

Anzahl  der 

Boards,  die 

Fälle  beigelegt 

haben. 

1896 

49 

1897 

46 

1898 

47 

1899 

50 

1900 

62 

1901 

52 

1902 

55 

1903 

60 
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T  a  b  e  1 1  e  IV. 

Zahl  der  Fälle,         Zahl  der  Fälle, 
die  den  Boards  die  durch  die 

vorgelegt  Boards  geordnet 

sind.  sind. 

1451  813 

1446  792 

1313  769 

1223  671 

1186  575 

1401  683 

1456  676 

1628  784 

Die  grosse  Differenz  zwischen  den  vorgelegten  und  erledigten 
Fällen  erklärt  sich  daraus ,  dass  ein  grosser  Teil  der  ersteren  zu- 
rückgezogen oder  anderweitig  unabhängig  von  den  Kammern  ge- 
regelt worden  ist ,  z.  B.  für  das  Jahr  1902  709 ,  während  79  als 
noch  in  Behandlung  in  das  folgende  Jahr  üljergingen,  \'on  den 
1903  geregelten  784  Fällen  sind  506  durch  Conciliation,  d.  h.  durch 
Uebereinkommen  beider  Parteien  im  Board,  und  282  durch  Arbi- 
tration  beigelegt,  woraus  liervorgeht,  dass  auch  letztere  eine  nicht 
unbedeutende  Rolle  in  dem  Leben  der  Kammern  spielt. 

Nach  der  Vergleichung  der  Zahlen  der  letzten  Tabelle  könnte 
es  scheinen ,  als  ob  die  Bedeutung  und  d  i  e  A  r  b  e  i  t  d  e  r 
Boards  im  xlbnehmen  begriffen  sei,  denn  die  Zahl  derjenigen, 
(he  wirklich  Fälle  behandelt  haben,  hat  sich  seit  1897  nicht  wesent- 
lich erhöht,  und  auch  die  Zahl  der  behandelten  und  erledigten 
Fälle  ist  ziemlich  konstant  geblieben.  Aber  es  geht  schon  aus  den 
mitgeteilten  Ziffern,  die  angeben,  für  wieviel  Arbeiter  die  Boards- 
beschlüsse in  den  verschiedenen  Jahren  Wirksamkeit  hatten,  das 
(TCgenteil  eines  solchen  Schlusses  hervor.  Es  ist  aber  weiter  zu 
beachten,  dass  die  Fälle  in  ihrer  Bedeutung  sehr  variieren;  von 
manchen  werden  nur  wenige  Arbeiter  berührt,  von  anderen  aber 
Tausende.  Als  e  i  n  Fall  wird  z.  B.  die  i.  J.  1903  von  dem  Con- 
ciliation Board  der  vereinigten  Distrikte  von  England  und  Wales 
beschlossene  Lohnveränderung  gezählt,  von  der  270  000  iVrbeiter  be- 
troffen wurden ;  die  von  Goal  Trade  Boards  in  Durham  und  Süd- 
wales festgesetzten  Lolmveränderungen  hatten  für  107  500  bezw. 
150  000    Personen    Gültigkeit ').     Weiter    kann    eine    Verringerung 


1)  Report  on  Strikes  in  1903,  S.  41.     Report  on  Strikes  in  1902,  S.  43. 
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der  Fälle  oft  ein  Zeichen  der  o  rdnend  en  Macht  einer  Kammer 
sein,  wenn,  nachdem  sie  Akkordsätze  oder  andere  Arbeitsbedingungen 
erst  einmal  zur  Zufriedenheit  beider  Parteien  reguliert  hat,  nun 
für  längere  Zeit  keine  neuen  Fragen  an  sie  herantreten,  und  das 
Gewerbe  Ruhe  hat.  Ueber  die  Handhabung  der  Arbeitsordnung 
und  Arbeitsbedingungen  verständigen  sich  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
leicht  ohne  Dazwischentreten  eines  Boards.  So  beziehen  sich  z.  B. 
die  Fälle,  welche  die  Boards  für  die  Schuh-  und  Stiefelindustrie  be- 
schäftigt haben,  in  der  grossen  Mehrzahl  auf  die  Klassifikation  be- 
stimmter Muster  und  des  Materials,  nach  der  die  Lohnlisten  auf- 
gestellt werden.  Die  Gesamtzahl  der  ihnen  vorgelegten  Fälle  be- 
trug 1897:  318,  1901:  146,  1902:  82,  1903  nur  59.  Diese  Ver- 
ringerung weist  nicht  auf  ein  Xachlassen  der  Wirksamkeit  der  Boards 
in  diesem  Gewerbe  hin,  sondern  vielmehr  darauf,  dass  die  Lohn- 
listen und  Listen  des  klassifizierten  Materials  immer  vollständiger 
werden  und  unter  der  Autorität  der  Boards  ihr  Leben  führen. 

Es  kann  sich  der  Einwand  erheben:  Die  Beschlüsse  der 
Boards  haben  keine  gesetzlich  bindende  Kraft,  werden  sich  die  Ar- 
beiter ihnen  fügen,  namentlich  Avenn  sie  ihnen  ungünstig  sind? 
Dieser  Einwand  findet  wenig  praktische  Begründung.  Freilich  haben 
sich  Fälle  ereignet,  in  denen  sich  kleine  Arbeiterkategorien  den 
Beschlüssen  der  Boards  oder  namentlich  ihnen  ungünstigen  Ent- 
scheidungen des  arl)itrators  nicht  fügen  wollten  und  in  den  Streik 
eintraten.  Gegen  sie  hat  die  Gewerkschaft  probate  Mittel.  Natür- 
lich finden  sie  in  dem  Gewerbe  selbst  keine  Arbeit,  und  die  Ge- 
werkschaft verweigert  ihnen  Streikgelder  oder  droht  mit  ihrem 
Ausschluss ,  so  dass  sie  die  Arbeit  bald  wieder  aufnehmen.  Dass 
die  Gewerkschaft  selbst  Beschlüsse  nicht  ausführt,  ist  bei  der  ge- 
schäftlichen Schulung  der  englischen  Gewerkschaftsführer  kaum 
denkbar;  sie  wissen,  dass  geschäftliche  Abschlüsse  auszuführen  sind. 
Es  wird  auch  durchweg  anerkannt ,  dass  Abmachungen  von  den 
Unions  und  ihren  Mitgliedern  loyal  gehalten  werden. 

Die  in  Tabelle  1  und  II  angeführten  Zifi'ern  zeigen  zwar  das 
enorme  "Wachstum  der  Arbeitermassen,  deren  Löhne  und  Arbeits- 
bedingungen durch  Trade  Boards  geregelt  werden,  enthalten  aber 
doch  auf  der  anderen  Seite  noch  ganz  erhebliche  ZiÖ'ern  für  d  i- 
r  e  k  t  e  Abmachungen  zwischen  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  n  u  n  d 
Arbeitern  bezw.  deren  Vertretern  und  weisen  darauf  hin,  dass 
auch  in  England  kein  einheitlicher  Zustand  regiert  und  in  der  Re- 
gelung der  Arl)citsbedingungen  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  besteht. 
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Es  ist  angebracht,  dies  nicht  aus  den  Augen  zu  hissen. 

Die  Königh  Arbeiterkommission  von  1891 — 1893  hat  die  ver- 
schiedenen Methoden,  nach  denen  Arbeitgebertum  und  Arbeiter- 
schaft mit  einander  verhandehi,  in  folgender  AVeise  Idassitiziert : 

1.  Yerhandhingen  zwischen  dem  einzehien  Arbeitgeber  und 
Deputationen  oder  Vertretern  seiner  eigenen  Arbeiter.  2.  Verhand- 
hingen zwischen  einzehien  Arbeitgebern  und  Trade  Union-Beamten, 
die  in  keiner  direkten  Beziehung  zum  Werk  stehen,  aber  im  Inter- 
esse der  Arbeiter  einer  Fabrik  etc.  handehi.  3.  Verhandhmgen 
zwischen  Beamten  der  Arbeitgeber-Organisationen  und  Beamten  der 
Trade  Unions,  4.  GelegentHche  Verhandhingen  zur  Besprechung 
von  Lohn-  und  anderen  allgemeinen  Fragen  zwischen  standing  com- 
mittees  der  Trade  Unions  und  der  Arbeitgeberverbände,  wobei  mög- 
licherweise ein  standing  Joint  committee  eingesetzt  ist,  die  Fragen 
untergeordneter  Bedeutung  und  des  individuellen  Falls  zu  ordnen 
1  iahen.  5.  Mehr  oder  weniger  regelmässige  Versammlungen  solcher 
committees  zur  Beschleunigung  laufender  Geschäfte.  6.  Board  of 
Conciliation  and  arbitration,  gleichmässig  aus  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  zusammengesetzt,  die  in  mehr  oder  Aveniger  grossen  Zwi- 
schenräumen zur  Besprechung  und  Regelung  allgemeiner  Fragen 
zusammenkommen,  Statuten  und  Geschäftsordnung  haben,  gewölin- 
licli  mit  Sul)komitees  zur  Behandlung  kleiner  und  lokaler  Streitig- 
keiten. 7.  Die  Ueberweisung  spezieller  Fälle  an  einen  Unparteiischen 
durch  Conciliations  Boards  wie  auch  durch  andere  nicht  in  einem 
solchen  Organe  verbundenen  Kontrahenten;  bei  den  meisten  boards 
ist  die  eventuelle  Ueberweisung  an  einen  Unparteiischen  vorgesehen. 
Die  Arbitratoren  werden  entweder  von  Fall  zu  Fall  oder  für  alle 
vorkommenden  Fälle  im  voraus  bestimmt. 

Dieses  Bild  ergibt  sich  freilich  auf  Grund  der  grossen  Enfßietc 
von  1891/93  und  seit  der  Zeit  hat  sich  die  Lage  sehr  zu  Gunsten 
der  Trade  Boards  verschoben;  al)er  es  ist  sicher,  dass  die  verschie- 
denen Methoden  noch  heute  in  Gebrauch  sind  und  noch  lange 
nebeneinander  in  Wirksamkeit  bleiben  werden,  vor  allem  auch  die 
erste,  da  es  trotz  aller  Versuche  nicht  gelungen  ist,  die  ungelernten 
Arbeiter  und  die  Frauen  in  nennenswerter  Zahl  (ausser  in  der 
Bauniwollindustrie)  den  Trade  Unions  zuzuführen.  Deren  Stärke  ist 
aber  Voraussetzung  für  die  gewaltige  Umwälzung,  die  sich  in  der 
Festsetzung  der  x\rbeitsbedingungen  in  den  letzten  Jahrzehnten  in 
den  Hauptgewerben  Englands  vollzogen  hat. 

Die  Entwicklung  zu  gewerblichen  Einigungsstellen  befindet  sich 
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in  beständigem  Wachstum.  Die  Trade  Unionisten  drängen  auf 
diese  Lösung,  die  Arbeitgeber  haben  sich  mit  ihr  abgefunden  und 
die  Sozialpolitiker  und  regierenden  Kreise  begünstigen  diese  Ent- 
wicklung, die,  wie  mir  auch  der  Vorsitzende  des  Labour  Depart- 
ment erklärte,  von  heilsamer  Wirkung  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Ai'beitgeber  und  Arbeiter  gewesen  sei.  Von  einzelnen  Ausnahmen 
(Lord  Penrhyn !)  abgesehen,  fehle  jede  Schärfe  und  Bitterkeit,  und 
die  Zahl  der  grossen  Streiks  habe  abgenommen.  Dass  letztere, 
unter  denen  England  so  schwer  gelitten  hat,  mit  1898  ganz  aufge- 
hört haben,  ist  richtig  und  man  fühlt  sich  dadurch  so  erleichtert, 
dass  man  die  kleinen  Streiks,  die  nur  lokale  Bedeutung  haben,  kaum 
rechnet. 


D  i  s  t  r  i  c  t  Boards. 

Haben  wir  gesehen,  dass  die  Trade  boards  of  conciliation  and 
arbitration  wirklich  etwas  im  industriellen  Leben  Englands  bedeuten, 
so  können  wir  über  die  District  Boards  kürzer  hinweggehen, 
weil  sie  keine  umfangreiche  Tätigkeit  entfalten.  Es  gibt  ihrer  nach 
dem  Verzeichnis  in  dem  „Directory  of  Industrial  Associations  in 
the  United  Kingdom  in  1903 '■  17,  darunter  in  den  Hauptindustrie- 
städten London,  Birmingham,  Belfast,  Bristol,  Leeds,  Liverpool, 
Manchester,  Plymouth,  Halifax,  Aberdeen  etc.  Im  Jahre  1896  soll 
es  über  25  gegeben  haben.  Sie  sind  in  der  Regel  auf  die  Liitiative 
von  Handelskammern  in  Verljindung  mit  den  vereinigten  Gewerk- 
schaften einer  Stadt  ins  Leben  gerufen  und  erstrecken  statutenge- 
mäss  ihre  Tätigkeit  auf  alle  Gewerbe  der  Stadt,  ohne  natürlich  in 
das  Gebiet  der  Trade  Boards  eingreifen  zu  wollen.  Zusammen- 
gesetzt  sind  sie  meist  aus  einigen  führenden  Arbeitgebern  —  von 
den  Handelskammern  gewählt  —  und  Trade  l^nionisten;  möglichst 
alle  Hauptgewerbe  eines  Distrikts  sollen  vertreten  sein.  Ihr  Zweck 
besteht  im  wesentlichen  darin ,  die  beiden  Parteien  möglichst  vor 
Ausbruch  eines  Streiks  zusammenzubringen  und  zur  Aussprache  zu 
veranlassen,  um  so  auf  friedlichem  AVege  die  Beilegung  der  strittigen 
Fragen  zu  erreichen.  Auch  sind  sie  bereit,  auf  Verlangen  lieider 
Parteien  einen  Schiedsrichter  zu  bestellen. 

Nach  der  Statistik,  veröffentlicht  vom  Labour  Department 
in  dem  Report  on  Strikes  and  Lockouts  in  1902,  ist  ihre  Tätigkeit 
eine  sehr  minimale  gewesen,  wie  folgende  Uebersicht  zeigt: 
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i.  J.  1898       1899       1900       1901        1902 
Zahl  der  Distrikthoards, 

die  Fälle  behandelt  haben  :  2 
Zahl  der  behandelten  Fälle:  7 
Zahl  der  geregelten  Fälle :  6 

Doch  werden  diese  Zahlen  der  Bedeutnng  der  Distriktboards 
nicht  ganz  gerecht ;  ein  Vergleich  des  Jahresberichts  des  von  der 
Londoner  Handelskammer  ün  Jahre  1890  eingerichteten  London 
Tj  a  b  0  u  r  c  o  n  c  i  1  i  a  t  i  o  n  a  n  d  a  r  b.  b  o  a  r  d  für  1902  zeigt, 
dass  wenigstens  in  diesem  etwas  mehr  Leben  ist  als  jene  Statistik 
vermuten  lässt.  Es  sind  von  ihm  17  Sitzungen  (also  alle  drei  Wo- 
chen eine)  i.  J.  1899,  zehn  in  1900,  sieben  in  1901  und  elf  in  1902 
abgehalten  und  eine  Reihe  von  Arbeitsstreitigkeiten  in  London  zur 
Besprechung  gelangt.  Vor  allen  Dingen  waren  aber  unter  der 
Autorität  dieser  Einigungsstelle  Ende  1902  28  teils  durch  Einigung, 
teils  Schiedssi)ruch  zu  Stande  gekommene  Verträge  in  Kraft,  deren 
Aenderung  oder  Aufhel)ung  in  den  meisten  Fällen  vertragsmässig 
nicht  ohne  neue  Verhandlungen  vor  dem  board  vor  sich  gehen  soll. 
Auch  hat  die  Schiffswerft  T  h  a  m  e  s  1  r  o  n  Works,  mit  der 
Amalgamated  Society  of  Engineers  1894  folgende  noch  jetzt  gültige 
Vereinbarung  getroffen:  .,That  in  the  event  of  any  dispute  arising 
l)etween  the  Society  or  its  members  and  the  Company,  such  (|uc- 
stions  shall  in  tlie  tirst  instance  be  referred  for  discussion  to  two 
gentlemen  representing  the  Company  and  two  gentlcmen  represen- 
ting  the  Society,  and  that  in  the  event  of  their  being  unable  to 
agree,  they  shall  refer  the  uuitter  to  the  London  Conciliation  Board, 
who  shall  elect  an  umpire  whose  decision  shall  be  tinal  and  bin- 
ding."  Diese  Bestimmung  ist  getroffen,  weil  für  die  Schiö'sindustrie 
in  liondon  kein  boards  of  conciliation  besteht  wie  in  Newcastle  und 
anderen  Hauptzentren ,  da  neben  den  Thames  Iron  Works  keine 
bedeutenden  Scliiffswerften  in  London  vorhanden  sind. 

Die  anderen  District  boards  sind  sehr  wenig  aktiv  geworden 
und  als  Grund  iindet  man  angegeben,  dass  Arbeitgeber  wie  Arbeit- 
nehmer sie  nicht  gern  anrufen,  weil  sie  aus  des  Gewerbes  in  Streit 
unkundigen  Männern  zusammengesetzt  sind.  Der  Hauptgrund  wird 
wohl  sein,  dass  sie  nicht  aus  dem  eigenen  Willen  der  beiden  Par- 
teien hervorgegangen  sind  und  ihnen  daher  fremde  Institute  bleiben, 
denen  sie  ihr  Schicksal  nicht  gern  anvertrauen.  Auch  ist  nicht  zu 
vergessen,  dass  die  Hauptgewerbe  ihre  eigenen  boards  haben  und 
daher  jenen  Distriktboards  keine  Arbeit  zukommen  lassen,  und  dass 

Neiimanu-Festschrift.  20 


306  Friedrich  Schouierus: 

in  anderen  Gewerben,  wie  vornebmlicli  in  der  Baumwollindustrie, 
die  Streitigkeiten  durch  die  Sekretäre  der  beiderseitigen  Organi- 
sationen beigelegt  werden. 

Die  Distriktboards,  die  erst  seit  1890  zur  Anwendung  gekom- 
men sind ,  sind  auch  von  der  Königlichen  Kommission 
über  die  Arbeiterfrage  behandelt;  diese  sagte  über  sie  in 
ihrem  Sclilussbericht  vom  Jahre  1894^):  „They  seem  to  have  wor- 
ked  Avith  considerable  success ,  and  to  be  especially  serviceable. 
where  there  are  numerous  small  Industries  rather  than  one  large 
stable  trade,  and  in  settliug  disputes  where  neither  employers  uor 
workmen  are   organised." 

Es  ist  recht  gut  möglich,  dass  solche  für  alle  Gewerbe  einer 
Stadt  eingerichteten  paritätischen  „Einigungsausschüsse"  in  Deutsch- 
land mit  mehr  Erfolg  arbeiten  würden ,  da  hier  noch  keine  beruf- 
lichen Organisationen  des  Zusammenwirkens  vorliegen.  Sie  könnten 
ein  gutes  Vorbild  geberf,  die  führenden  Persönlichkeiten  auf  beiden 
Seiten  mit  einander  bekannt  machen  und  sicher  auch  dem  gewerb- 
lichen Frieden  für  einige  Jahre  manchen  guten  Dienst  erweisen. 

Die  Conciliation  Act  189  6. 

Die  Königliche  Kommission  über  die  Arbeiterfrage  hatte  sich 
besonders  zur  Aufgabe  gesetzt  zu  untersuchen,  Avelche  Mittel  vom 
Staate  angewendet  werden  könnten ,  die  Bewegung  auf  friedliche 
Beilegung  der  Arbeitsstreitigkeiten  zu  fördern.  Es  bestanden  schon 
vorher  Conciliation  Acte,  die  aber  völlig  wirkungslos  geblieben  waren. 
Die  vielen  Vorschläge  zu  ihrer  Verbesserung  haben  sich  schliesslich 
zu  einem  kleinen  Gesetz,  der  Conciliation  Trade  Disputes  Act  vom 
Jahre  1896  verdichtet. 

Der  I.  Teil  dieses  Gesetzes  über  die  Registration  der  bestehen- 
den Einigungsstellen  ist  ziemlich  belanglos.  Auf  ihren  Antrag 
können  sie  in  ein  vom  Handelsamt  (board  of  trade)  geführtes  Re- 
gister eingetragen  werden  und  verpflichten  sich  dadurch,  alle  ihre 
Verfassung  und  Tätigkeit  betreffenden  Dokumente  in  Abschrift  und 
Berichte  einzusenden,  Avas  aber  ihre  Rechtsverhältnisse  in  keiner 
Weise  beeinflusst.  Vorschläge,  wie  dass  Eintragung  das  Recht  ver- 
leihen solle,  Zeugen  eidlich  zu  vernehmen  und  event.  Urkunden 
einzusehen,  sind  nicht  in  das  Gesetz  übergegangen.  Es  haben  sich 
bis  jetzt  nur  neun  Trade  Ijoards  eintragen  lassen;  alle  anderen  be- 

1)  A.  a.  0.  S.  97. 
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richten  reiielmässig  an  das  Handelsamt,  oline  sich  formell  dazu  ge- 
bunden zu  hal)en.  Ausser  ihnen  haben  sich  noch  neun  District 
boards  eintragen  lassen. 

Wichtiger  sind  die  Bestimmungen,  durch  die  das  Handelsamt 
ermächtigt  wird,  a)  die  Ursachen  und  näheren  Umstände  einer  Ar- 
beitsstreitigkeit zu  untersuchen,  b)  zwischen  den  Parteien  zu  ver- 
mitteln und  eine  Verhandlung  zwischen  ihnen  herljeizuführen  unter 
dem  Vorsitze  des  Handelsamts  oder  eines  Dritten,  c)  auf  Antrag 
einer  Partei  einen  Vermittler  (conciliator)  zu  bestellen ,  wobei 
sorgfältig  darauf  zu  achten  ist,  dass  nicht  in  die  Sphäre  eines  etwa  für 
das  Gewerbe  oder  den  Distrikt  bereits  bestehenden  Einigungsamtes 
eingegriffen  wird,  d)  auf  Antrag  beider  Parteien  einen  Schieds- 
richter (arbitrator)  zu  ernennen.  Endlich  soll  das  Handelsamt  nach 
seinem  Gutbehnden  in  Bezirken  oder  Gewerben,  denen  noch  wün- 
schenswerte Einigungsämter  fehlen,  mit  Arbeitgebern,  Arbeitern 
oder  lokalen  Autoritäten  in  Verbindung  treten  und  ihre  Gründung 
anregen.  Alle  durch  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  entstehenden 
Kosten  werden  vom  Staate  getragen. 

Dieses  Gesetz,  obwohl  es  von  jeglichem  Zwang  absieht,  hat 
sich  in  den  Jahren  seiner  Wirksamkeit  als  recht  nützlich  erwiesen, 
dem  Gewerbe  manche  gute  Dienste  geleistet  und  sich  den  bestehen- 
den Einrichtungen  eingefügt.  Die  vier  vom  Handelsamt  herausge- 
gebenen Berichte  umfassen  die  Zeit  von  August  1896  bis  Ende 
Juni  1903  und  orientieren  über  das  Geleistete  sehr  eingehend.  In 
41  Statuten  von  Conciliation  boards  und  Vereinbarungen  zwischen 
Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisationen  ist  die  Klausel  aufgenom- 
men, dass  in  solchen  Eällen,  in  denen  zwischen  den  Parteien  keine 
Einigung  erzielt  wird,  das  Handelsamt  um  die  P^rnennung  eines 
♦Schiedsrichters  angegangen  werden  soll,  dessen  Entscheidung  sie 
sich  fügen  wollen.  Doch  bedeutend  öfter  als  von  conciliation  boards 
wird  die  Bestellung  eines  Schiedsrichters  von  Parteien  erbeten,  in 
<leren  Gewerbe  keine  solche  Maschinerie  wie  boards  sind. 

In  der  Zeit  vom  August  1896  bis  Juni  1903  sind  im  ganzen 
154  Fälle  an  das  Handelsamt  gelangt,  davon  sind  99  durch  dieses 
l)eigelegt,  14  sind  während  der  Verhandlungen  von  den  Parteien 
selbst  geregelt  und  in  vierzig  Fällen  ist  entweder  kein  Resultat  bei 
den  Verhandlungen  erzielt  oder  das  Handelsamt  hat  die  Einmischung 
verweigert,  weil  es  sich  keinen  Erfolg  versprach.  Von  den  99  ge- 
regelten Fällen  fanden  65  ihr  Ende  durch  den  Spruch  des  Schieds- 
ricliters,    34  durch  Einigung.     In  den  letzten  zwei  Jahren  dagegen 
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^ind  nur  zwei  Fälle  durch  Ernennung  eines  Vermittlers  ,  dagegen 
27  durch  die  von  Schiedsrichtern  heigelegt,  davon  fünf  auf  An- 
rufung von  Conciliation  hoards. 

Darnach  scheint  sich  praktisch  die  "Wirksamkeit  des  Gesetzes 
dahin  zu  gestalten,  dass  das  Handelsamt  bei  Meinungsverschieden- 
heiten das  letzte  entscheidende  Wort  zur  Verhütung  oder  Beilegung 
von  Streiks  spricht,  während  seine  andere  Aufgabe,  die  Parteien 
zu  einer  Konferenz  zusammenzubringen,  nicht  mehr  so  von  nöten 
zu  sein  scheint,  da  gemeinsame  Konferenzen  schon  ohnedies  durch- 
w'eg  statttinden.  Mit  dieser  Entwicklung  hängt  auch  zusammen, 
dass  die  Einmischung  im  wachsenden  Masse  auf  Anrufen  beider 
Parteien  erfolgt,  da  zur  Bestellung  eines  Schiedsrichters  die  Zustim- 
mung und  der  Antrag  beider  vorliegen  muss. 


Zahl  der  Gesuche 
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Fast  der  dritte  Teil  (56)  aller  Gesuche  lief  vom  Baugewerbe 
ein,  31  stammten  aus  der  Metallindustrie,  dem  Maschinen-  und 
Schilfsbau,  21  aus  dem  Bergbau,  1-i  aus  dem  Transportgewerbe, 
8  aus  der  Textilindustrie  etc. 

Die  vier  Berichte  enthalten  sehr  interessante  Darstellungen 
einzelner  Fälle,  Schiedssprüche  und  Auszüge  aus  Statuten  und  man 
gewinnt  aus  ihnen  fast  den  Eindruck ,  als  ob  ein  so  hohes  ]\Iass 
von  Unparteilichkeit  und  Unbefangenheit,  wie  sie  die  Tätigkeit  eines 
Schiedsrichters  in  Arbeitsstreitigkeiten  voraussetzt,  in  Deutschland 
noch  schwer  bei  vielen  Personen  anzutreffen  sein  wird.  Auf  der 
anderen  Seite  ist  eine  Disziplin  und  Xachgiebigkeit  bei  den  Par- 
teien erforderlich,  die  auch  erst  durch  längere  Schulung  erworben 
werden  kann.  Die  ganze  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ausgeübte  Tätig- 
keit des  Handelsamts  beruht  schliesslich  auf  der  uneingeschränkten 
Anerkennung  des  Koalitionsrechts  und  peinlicher  Beobachtung  der 
(ileichberechtigung  beider  Parteien. 

Ist  dieses  Gesetz  also    nicht    fruchtlos    geblieben  und  hat  sich 
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das  Handelsamt  eine  feste  und  vertrauensvolle  Stellung  beiden  Par- 
teien gegenüber  erworben,  so  muss  man  andererseits  zugeben,  dass 
die  Zablen  im  Yergleicb  zu  den  vorkommenden  Gewerbestreitig- 
keiten docb  gering  sind.  Man  schiebt  dies  darauf,  dass  das  Han- 
delsamt tatsächlich  seine  Einmischung  auf  keine  Weise  anbringen 
kann,  wenn  nicht  beide  Parteien  sie  wünschen.  Es  ist  aber  m.  E. 
gut  gewesen,  dass  man  auf  diesem  so  viel  Takt  erfordernden  Ge- 
])iete  vorsichtig  und  langsam  vorgegangen  ist  und  lieber  etwas  zu 
wenig  als  zu  viel  getan  hat.  Jetzt,  nachdem  sich  eine  bestimmte 
Praxis  herausgebildet  und  sich  gezeigt  hat,  dass  auf  diesem  Wege 
etwas  zur  Förderung  des  sozialen  Friedens  zu  erreichen  ist,  könnte 
man  vielleicht  weiter  gehen  und  daran  denken ,  einen  schärferen 
Druck  auf  die  streitenden  Parteien  auszuüben,  dass  sie  ihre  Inter- 
essen durch  die  friedlichen  Mittel  der  Einigung  und  des  Schieds- 
spruchs statt  durch  gewaltsame  Streiks  und  Aussperrungen  zum 
Ausgleich  bringen. 


Vorziigsl)eliaiidluiii>'  im  Ralimen  der  Meist- 
begünstigung. 

Abriss  einer  Oeschiclite  der  Privilegienverträge. 

Von 

JuHus  Wolf. 
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I. 
Einleitung. 

Der  Gedanke  einer  wirtscbaftspolitischen  Annäherung  der  mit- 
teleuropäischen Staaten,  seit  über  einem  lialben  Jahrhundert  erwogen, 
ist  in  den  letzten  Jahren  wieder  mehr  in  den  Vordergrund  des  In- 
teresses gerückt.  Die  amerikanische  Konkurrenz,  der  Versuch  eines 
wirtschaftspolitischen  Zusammenschlusses  Nord-  und  Südamerikas 
oder  doch  der  südamerikanischen  Staaten ,  eines  solchen  sodann 
zwischen  Grossbritannien  und  seinen  Kolonien,  die  Meinung,  dass 
man  in  Russland  auch  wirtschaftlich  ein  Weltreich  vor  sich  habe, 
haben  ihm  stets  neue  Xahrung  zugeführt.  Und  wenn  auch  manch  eine 
von  den  so  bezeichneten  Gefahren  seitdem  beschworen  oder  noch 
nicht  verwirklicht  erscheint,  so  ist  doch  der  verbleibende  Rest  al)- 
gesehen  von  anderen  Momenten  geeignet,  der  „mitteleuropäischen 
Idee"  die  Aufmerksamkeit  aller  weitblickenden  Volkswirte  zu  sichern. 

Die  Frage,  wie  ein  Zusammenschluss  mitteleuropäischer  Staaten 
zu  bewerkstelligen  sei,  bietet  aber  besondere  Schwierigkeiten  in  einer 
Zeit  der  Meistbegünstigung  als  herrschenden  A'ertragsjjrinzipes.  AVenn 
ihr  im  folgenden  die  Lösung  gegenüber  gestellt  wird:  „Vorzugsbehand- 
lung im  Ralnuen  der  Meistbegünstigung",  so  werden  sich  Bedenken 
dagegen  sofort  melden,  vor  allem  mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache, 
tlass  die  Meistbegünstigung  als  solche  eine  Vorzugsbehandlung  aus- 
zuschliessen  scheint  und  das  Prinzip  der  Meistbegünstigung  auch 
den  neuen  Handelsverträgen  zugrunde  gelegt  ist,  ja  vermöge  des 
Frankfurter  Friedensvertrags  als  berufen  gelten  muss,  das  System 
der  Handelsverträge  auf  „ewige  Zeiten"  zu  beherrschen.  Wo  bleibt 
da  Raum  für  eine  „ Vorzugs"behandlung  einzelner  Staaten!  Meist- 
begünstigung ist  Behandlung  aller  ,,Meist"begünstigten  auf  glei- 
chem Fusse. 

Unter  letzterem  Gesichtswinkel  gesehen  scheint  die  hier  gesetzte 
Aufgabe  „Vorzugsbehandlung    im  Rahmen   der  Meistbegünstigung" 
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zu  den  Avenigst  aussichtsvollen  zu  gehören,  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  als  eine  „Contradictio  in  adjecto'-,  vergleichbar  den  Ver- 
suchen einer  Zirkelquadratur  zu  sein.  Dass  jene  „Lösung"  in  der 
Tat  zu  solchen  Urteilen  herausfordert,  zeigen  beispielsweise  die 
bekannten  Wiener  Konferenzen  von  1890  über  die  Rätlichkeit  einer 
zollpolitischen  Annäherung  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land, Dieselben  wurden  durch  einen  der  hervorragendsten  Sach- 
kenner dahin  resümiert,  dem  engeren  Zoll-  und  Handelsbündnis 
stehe  die  Meistbegünstigungsklausel  im  Wege,  und  darum  sei  be- 
sonders Gewicht  darauf  zu  legen,  „dass,  wenn  ein  Zoll-  und  Han- 
delsbündnis mit  dem  Deutschen  Reiche  überhaupt  möglich  ist,  seine 
Form  von  der  eines  Handelsvertrages  abweiche  und  die  einer 
Y  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  V  e  r  e  i  n  i  g  u  n  g  annehme,  mit  gemeinsamen  Or- 
ganen und  verfassungsmässiger  Festlegung  der  Grundsätze  der  Ver- 
bindung". 

Der  Verfasser  der  hier  vorliegenden  Arbeit  schliesst  sich  dieser 
Auffassung  nicht  an.  Der  Zweck  der  hier  gebotenen  Darstellung 
ist  vielmehr  der  Nachweis  der  Möglichkeit  einer  Vorzugsbe- 
handlung auch  im  Rahmen  der  Meistbegünstigung;  und  dieser  Nach- 
weis wird  nicht  theoretisch  zu  erbringen  gesucht,  sondern  an  der 
Hand  der  Tatsachen,  d.  h.  unter  Vorführung  einer  grösseren  Zahl 
von  Fällen  der  Vorzugsbehandlung  unter  dem  Regime  der  Meist- 
begünstigung. 

Das  hier  in  Betracht  kommende  Material  ist  verstreut  und 
sparsam.  Nur  so  ist  es  erklärlich,  dass  es  im  allgemeinen  unbe- 
kannt geblieben  ist.  Höchst  selten  verlautet  etwas  von  dieser  Art 
Vorzugsbehandlung.  Man  liest  etwa  einmal,  dass  Portugal  an  Bra- 
silien (und  Spanien?)  eine  Ausnahmestellung  gewähre,  und  dass 
auch  in  ^littelamerika  ähnliches  vorkomme. 

II. 
Abriss  einer  Geschichte  der  PriYilegienverträge. 

Und  doch  haben  wir  sicher  ein  gutes  Hundert  Handelsver- 
träge, in  welchen  Vorzugsbehandlung  im  Rahmen  der  Meistbegün- 
stigung gewährt  wird.  Von  den  wichtigsten  wird  im  nachfolgenden 
die  Rede  sein. 

AVie  die  Uebung  der  Meistbegünstigung  älter  ist,  als  gemein- 
hin angenommen  wird,  und  die  Entwicklung  der  Handelspolitik  die 
weltgeschichtliche    des  „Zickzackkurses"  war,   d.  h.   mit  Verträgen 
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auf  Basis  der  unbedingten  Meistbegünstigung  begonnen  wurde  (ver- 
gleiche, abgesehen  von  den  Kapitulationen  der  Hohen  Pforte,  die 
Verträge  Spanien-Grossbritannien  1715,  Grossbritannien-Scliweden 
1766,  Portugal-Dänemark  1766,  Dänemark-Marokko  1767,  Frank- 
reich-Mecklenburg 1779),  um  diese  unbedingte  Meistbegünstigung 
durch  Reziprozitätsverträge  (beginnend  1778  mit  dem  Vertrage  zwi- 
schen Frankreich  und  der  Union,  in  Euro^ia  zunächst  1810  mit  dem 
Vertrage  zwischen  Grossbritannien  und  Portugal,  allgemein  in  Eu- 
ropa etwa  mit  1830)  ablösen  zu  lassen,  —  aus  welchen  man  erst 
wieder  den  Weg  zur  Meistbegünstigung  zurücknahm  (1860)  ,  ist 
auch  die  Kombination  von  Vorzugsbehandlung  mit  Meistbegünsti- 
gung, d.h.  die  Stellung  eines  Landes  über  die  Meistbegünstigung, 
verhältnismässig  früh  zu  linden.  In  weitem  Umfange  kam  sie  bereits 
in  dem  nicht  unbekannten  Pacte  de  Familie  zur  Anwendung,  den 
Choiseul  zwischen  Frankreich,  Spanien  und  Sizilien,  d.  i.  den  drei 
Königreichen,  deren  Kronen  auf  den  Häu})tern  von  Mitgliedern  der 
l)ourbonischen  Familie  ruhten,  zustande  brachte.  Für  die  gegen- 
seitigen Untertanen  war  die  wechselseitige  Behandlung  auf  dem 
Fusse  vollständiger  Gleicldieit  mit  den  eigenen  Landesangehörigen 
vereinbart.  Daneben  wurde  aber  bestimmt,  dass,  wenn  der  eine 
oder  der  andere  der  drei  Staaten  in  Handelsverträgen  mit  dritten 
Staaten  das  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisee  zugestehen 
würde,  davon  immer  die  durch  den  Pacte  de  Familie  festgesetzten 
Vorrechte  ausgeschlossen  bleiben  sollten.  In  der  Tat  finden  wir 
in  späteren  Handelsverträgen  der  drei*  Königreiche  diesen  Vorbe- 
iialt  ausdrücklicli  gemacht,  so  z.  B.  in  dem  ältesten  von  freihänd- 
lerischem Geiste  getragenen  Handelsvertrag  von  1786  zwischen 
F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  und  England,  wo  von  der  Meistbegünstigung 
ausgenommen  blieben  französischerseits  die  Bestimmungen  des  Pacte 
de  Familie  und  englischerseits  der  Metliuentraktat. 

Zu  einer  ausgedehnteren  Anwendung  aber  gelangte  das  Prin- 
zip der  Vorzugsbehandlung  erst  im   19.  Jahrhundert. 

Es  stellt  in  erster  Linie  eine  Uebung  lateinischer,  u.  z.  im  be- 
sondern spanischer  und  portugiesischer  Länder,  vereinzelt  aber  auch 
eine  solche  germanischer  und  slavischer  Staaten  dar.  Nachdem  die 
Bourbonen  es  längere  Zeit  geübt  hatten,  wurde  es  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  von  Brasilien  für  die  Regelung  seines 
Verhältnisses  zu  Portugal  übernommen.  Verträge  Brasiliens  aus 
den  20er  Jahren  mit  Frankreich  (1816),  Oesterreich  (1817),  mit 
Persien  (1818),   mit  den  Niederlanden  (1818),    bringen  das  Prinzip 
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zum  Ausdruck,    In  dem  ersten  von  ihnen,  jenem  von  1826  zwischen 
Brasilien  und  Portugal,  wird  gesagt: 

II  est  convenu,  qu'en  parlant  de  la  nation  la  plus  favorisee, 
la  nation  p  o  r  t  u  g  a  i  s  e  ne  devra  pas  servir  de  terme  de  compa- 
raison,  meme  quand  eile  viendroit  ä  etre  p  r  i  v  i  1  e  g  i  e  e  au  B  r  e- 
s  i  1  en  matiere  de  commerce. 

Von  Brasilien  aus  tritt  das  Prinzip  eine  Wanderung  durch 
einen  grossen  Teil  von  Südamerika  an.  Chile,  welches  eine 
Zeitlang  südamerikanische  Vormacht  werden  zu  wollen  schien,  be- 
hielt sich  das  Recht  auf  V  o  r  z  u  g  s  b  e  h  a  n  d  1  u  n  g  s  ü  d  -  und 
m  i  1 1  e  1  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  r  S  t  a  a,t  e  n  der  nordamerikanischen 
Union  gegenüber  in  einem  Vertrag  mit  dieser  1832  vor  und  nahm 
es  nach  einer  längeren  Pause  1852  gegen  Frankreich,  1858  gegen 
Belgien  wieder  in  Anspruch.  Gleichzeitig,  wenn  auch  in  deutlich 
anderer  Absicht  und  engerer  Fassung,  wird  der  Vorbehalt  wieder- 
holt von  einem  Staate  des  südamerikanischen  Ostens,  Uruguay, 
gemacht,  das  ihn  in  Verträgen  mit  Belgien  1853,  mit  dem  Zollver- 
ein 1856,  auch  später  mit  Italien  1866  anbringt. 

Mexiko  hat-  die  Reservation,  wohl  dem  chilenischen  Beispiel 
folgend,  1855  in  einem  A'ertrag  mit  dem  Zollverein,  Bolivien  hat 
sie  1860  in  einem  Vertrag  mit  Belgien  glücklich  durchgesetzt. 

Den  Vorbehalten  liegt  hier  überall  deutlich  ein  politisches  Pro- 
gramm zugrunde.  Blutsverwandte  Staaten  bereiten  sich  für  „Mög- 
lichkeiten der  Zukunft"  vor ;  wollen  jedenfalls  vor  aller  Welt  dar- 
tun, dass  sie  eine  Familie-  sind  und  sich  als  solche  fühlen.  Bis 
auf  w^eiteres  bleiben  die  Kundgebungen  allerdings  platonisch.  Sie 
stehen  auf  dem  Papier,  sind  Manifestationen,  und  Nichts  geschieht, 
das  politische  Programm,  dem  sie  Förderung  sein  sollen,  der  Aus- 
führung näher  zu  bringen.  Auf  diese  Ei-fahrung  hin  lässt  man 
den  Versuch,  ilnn  durch  jene  Vorbehalte  zu  dienen,  fallen,  aber 
nur,  um  ihn  später  ganz  in  der  früheren  Weise  wieder  aufzuneh- 
men.    Mit  den  90er  Jahren  tauchen  die  Vorbehalte  wieder  auf. 

Eine  Gruppe  ganz  für  sich  bilden  um  diese  Zeit  die  m  i  1 1  e  1- 
amerikanischen  Staaten,  die  einem,  wie  es  scheint,  zunächst 
vereinzelten  Vorgang  Costa  Ricas  von  1875  (wo  dieses  in  dem  Ver- 
trage mit  Deutschland  zugunsten  der  anderen  mittelamerikanischen 
Staaten  den  Vorbehalt  macht)  folgend,  1887  — 1896,  vereinzelt  auch 
später,  ihre  politische  Vereinigung  unter  anderem  im  Wege  des 
Privilegienvorbehalts  zu  fördern  suclien.  Ein  Vertrag  vom  11.  Fe- 
bruar 1902  zwischen  Honduras  und  Frankreich  sagt  noch: 
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Art.  II.  Umgekehrt  sollen  die  Natur-  und  Gewerbserzeug- 
nisse Frankreichs,  Algeriens,  der  französischen  Kolonien  und  Be- 
sitzungen sowie  der  Schutzgebiete  von  Hinterindien  und  Tunis 
bei  ihrer  Einfuhr  nach  der  Republik  Honduras  mit  keinen  hö- 
heren Zöllen  belegt  werden  als  denjenigen,  w^elche  für  die  gleich- 
artigen Erzeugnisse  irgend  w^elchen  anderen  fremden  Ursprungs 
gelten,  mit  Ausschluss  der  m  i  1 1  e  1  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n 
Republiken. 

Dann  treten  wieder  südamerikanische  Staaten ,  so  Bolivien 
(Vertrag  mit  Frankreich  von  1894)  und,  damit  dieses  ihm  den  Rang 
nicht  streitig  mache,  Chile  (Vertrag  mit  der  Schweiz  von  1897)  auf 
den  Plan. 

Gleichzeitig  wird  aber  das  Prinzip  (nachdem  es  auch  in  den 
Verträgen  Portugals  zugunsten  Brasiliens  in  den  70er  Jahren  wie- 
der neu  aufgelebt  ist)  zur  Anwendung  gebracht  in  Verträgen  der 
europäischen  Staaten  Spanien  und  Portugal.  Diese  beiden  Län- 
der i)roklamieren  im  Handelsvertrag  von  1893  eine  Interessenge- 
meinschaft, d.  h.  sie  vereinbaren,  bei  gewissen  Produkten  Zoller- 
mässigungen an  dritte  Staaten  nur  nach  v  o  r  h  e  r  g  e  gang  e- 
n  e  r  Verständigung  gewähren  zu  wollen.  Vorbereitet  ist  diese 
liandelspolitische  Entente  durch  den  Vertrag  Spaniens  mit  der 
Schweiz  von  1892,  wo  gesagt  ^Yird : 

Art.  V.    „Die  Bestimmungen  der  Art.  I,  II,  III,  dieser  Ueber- 
einkunft  (Meistbegünstigung)  linden  keine  Anwendung  auf  die  Be- 
günstigungen, welche  Spanien  an  Portugal  oder  die  s  p  anis  ch- 
amerikanischen  Republiken  zugestanden  hat  oder  noch 
zugestehen  wird." 
und  durch  den  Vertrag  Spaniens    mit   Schwedens    (1892).     Sie   ist 
dann  u.  a.  festgehalten  in  den  Verträgen  Portugals  mit  Schweden- 
Norwegen  (1895),  mit  Dänemark  (1896),  mit  der  Union  (1899). 

Durch  die  Verträge  mit  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark 
kommen  dann  zwei  andere  handelspolitische  Gruppcnbildungen  zum 
Vorschein,  welche  sozusagen  bei  den  Antipoden  Südamerikas,  am 
anderen  Ende  der  Kulturwelt,  und  gegenüber  Spanien-Portugal  am 
anderen  Ende  der  europäischen  Welt  eine  vieljährige  Geschichte 
liaben,  nämlich  die  Interessengemeinschaft  einmal  der  drei  skandi- 
n  avischen  Staaten  und  die  Interessengemeinschaft  R  u  s  s  1  a  n  d- 
S  c  h  w  e  d  e  n  -  N  0  r  w^  e  g  e  n. 

Die  erstere  Interessengemeinschaft  wird  von  Schweden  und 
Dänemark   in    den    spanischen  Verträgen  von   1892  und  1893,    die 
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letztere  von  Schweden  schon  1827  gegen  die  Union  erklärt.  Das 
Gegenstück  dazu  findet  sich  in  dem  Vertrage  Russlands  mit  der 
Union  von  1832.  Russland  macht  seitdem  die  Sonderbehandlung 
Schweden-Xorwegens  zum  Gegenstand  der  Vereinbarung  in  fast 
allen  seinen  Vorträgen. 

Eine  ganz  isolierte  Gemeinschaftsgruppe  ist  dann  noch  die  der 
zwei  s  ü  d  a  f  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n  Freistaaten,  die  seitdem  ihre  Un- 
abhängigkeit verloren  haben.  Zu  erwähnen  ist  aber  an  dieser  Stelle 
auch  die  Sonderbehandlung,  welche  Oesterreich  früher  und  bis  in 
die  jüngere  Zeit  der  Türkei,  so,  um  nur  Beispiele  zu  nennen,  in 
dem  Vertrage  mit  Dänemark  1834,  mit  Holland  18G7,  mit  Portu- 
gal 1872,  mit  Schweden  1873  vorbehielt  und  ähnliche  Vorbehalte 
sonst  im  Verhältnis  Oesterreichs  und  Oesterreich- Ungarns  zu  Staa- 
ten der  Balkanhalbinsel. 

Eine  vereinzelte  Erscheinung  ist  der  Vertrag  Russlands  mit 
den  Niederlanden  von  1846,  wo  zugunsten  Preussens  ausgespro- 
chen wird, 

,,  dass  ....  der  kaiserliche  Ukas  vom  9.  Juli  1842,  welcher 
einigen  Erzeugnissen  des  Bodens  und  der  Industrie  Preussens, 
sobald  sie  über  die  trockene  Grenze  des  Reichs  einge- 
führt werden,  sowie  einigen  Arten  preussischer  Zerealien, 
seewärts  eingebracht,  aber  mit  Ursprungszertifikaten  ver- 
sehen, eine  Ermässigung  der  Abgaben  bewilligt,  nicht  zugun- 
sten derselben  Artikel,  wenn  sie  Erzeugnisse  des  Bodens 
oder  der  Industrie  des  Königreichs  der  Niederlande  sind, 
angerufen  Averden  kann." 

Zum  Schluss  ist  der  bedeutsamen  Vorzugsbehandlung  zu  ge- 
denken, welche  die  Union  Hawaii  gegenüber  übte  noch  zur 
Zeit,  wo  es  ein  selbständiger  Staat  war,  und  jener,  die  es  Kuba 
einräumt,  weichesein  selbständiger  Staat  noch  heute  ist.  Kuba  er- 
widert sie  durch  einen  Privilegienvorbehalt  zu  Gunsten  sämtlicher 
amerikanischer  Staaten,  worin  sich  dann  das  i)anamerikanische  Pro- 
gramm verrät.  So  sagt  der  Handelsvertrag  zwischen  Italien  und 
Kuba  vom  29.  Dezember  1903 : 

Art.  XXVin.  Es  besteht  Einverständnis,  dass  die  Bestim- 
mungen der  vorstehenden  Artikel  nicht  die  Fälle  umfassen,  in 
denen  Kuba  den  anderen  amerikanischen  Staaten 
besondere  Zollnachlässe  auf  ihre  Waren  gewährt. 

Diese  Begünstigungen  können  daher  von  Italien  mit  dem 
Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  nicht  beansprucht  werden, 
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wenn    sie  nicht    auf  andere  als  die  amerikanischen  Staaten  aiis- 
o^edehnt  sind. 


Der  angestrebte  Nachweis,  dass  Sonderbehandhmg,  Privilegien- 
gewährung im  Rahmen  der  Meistbegünstigung  möglich  ist,  dürfte 
an  der  Hand  der  Tatsachen  erbracht  sein.  An  den  verschiedensten 
Stellen  der  Weltkugel,  zwischen  Staaten  des  verschiedensten  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Charakters  und  unter  den  verschieden- 
sten äusseren  Verhältnissen  wurde  von  dem  System  Gebrauch  ge- 
macht, und  es  ist,  wenn  eine  Zeitlang  fallen  gelassen,  entweder  von 
denselben  Staaten  wieder  aufgenommen  worden  oder  hat  den  AVeg 
zu  anderen  Staatengruppen  gefunden,  üeberblickt  man  den  ganzen 
Zeitraum,  während  dessen  es  zur  Anwendung  kam,  so  zeigt  die  Ge- 
schichte der  Vorzugsbehandlung  im  Rahmen  der  Meistbegünstigung 
drei  Kulminationspunkte  ,  die  zwanziger,  die  f  ü  n  f  z  i  g  e  r 
lind  die  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts.  Die  Vor- 
zugsbehandlung steht  aber  noch  heute  fast  überall  in  Uebung,  wo 
sie  einmal  Wurzel  gefasst  hat,  und  einige  wichtige  Staatengruppen 
sind  in  letzter  Zeit  dem  alten  Bestände  zugewachsen,  so  die  spa- 
nisch-portugiesische Interessengemeinschaft  und  die  neueren  Inter- 
essengemeinschaften der  Union.  Die  These,  dass  Vorzugsbehand- 
hmg  im  Rahmen  der  Meistbegünstigung  unmöglich  sei,  kann 
darnach  nicht  festgehalten  werden. 


Die  Eettiuiü:  des  Mittelstandes. 


Von 


Dr.  F.  C.  Huber- Stuttgart. 


Xeumann-Festsclirift. 
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Als  Mitte  des  vorigen  Jabrliunderts  der  Grossbetrieb  sieb  inebr 
und  melir  ausbreitete,  standen  nur  der  Grosshandel,  das  Grosska- 
pital so^Yie  einige  Zweige  der  Industrie  wirklich  gefestigt  da ;  aller- 
dings hielten  sich  auch  unter  diesen  Erwerbsklassen  manche,  denen 
die  neue  Zeit  ein  zu  rasches  Tempo  anzunehmen  schien,  zurück. 
Ueber  den  Gewerbestand  im  allgemeinen,  der  mit  den  Gehilfen  da- 
mals etwa  4  Millionen  Existenzen  repräsentierte,  brach  ein  Kon- 
kurrenzkampf herein,  in  dem  der  Untergang  unvermeidlich  erschien. 
Das  war  der  Anbruch  der  sozialen  Frage,  die  sich  damals  zunächst 
lediglich  um  den  Handwerkerstand  drehte. 

Nach  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  wurde  auch  der  Klein- 
liandel  in  den  Existenzkampf  hineingezogen.  Es  gewann  allmählich 
das  Gefühl  die  Oberhand ,  der  Gesetzgeber  sei  zu  weit  gegangen. 
Man  erkannte  aber  nicht,  wo  der  Fehler  liege,  und  noch  weniger, 
wie  man  ilm  ohne  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gewerbefreiheit 
abstellen  könne.  Die  Drehpunkte  des  Meinungsstreites,  der  damals 
den  Kern  der  sozialen  Frage  darstellte,  bildeten  1.  die  Lage  und 
die  Zukunft  des  Kleinbetriebs,  2.  die  Möglichkeit,  Notwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  der  Staatsliilfe.  Die  Meinungen  über  diese  beiden 
Punkte  sind  für  das  Klein  g  ew  e  rb  e  heute  imgrossen  und  ganzen 
abgeklärt ;  in  bezug  auf  den  Klein  h  a  n  d  e  1 ,  auf  seine  derzeitige 
Lage  wie  auf  seine  wirtschaftspolitische  Behandlung,  herrscht  je- 
doch noch  eine  grosse  Verworrenheit  der  Ansichten.  Die  Volks- 
instinkte wurden  durch  die  Innungsbewegung  der  achtziger  Jahre 
und  das  Aufkommen  der  agrarischen  Partei  auf  das  Geleise  der 
Bekämpfung  des  Grossbetriebs  und  Grossverkehrs  geleitet.  Diese 
Anschauung  bekam  eine  gewisse  politische  Bedeutung,  als  Mitte 
der  neunziger  Jahre  der  „Bund  der  Landwirte"  zur  Drapierung 
seiner  einseitigen  Interessenvertretung  noch  die  Rettung  des  Mittel- 
standes in  sein  Programm  aufnahm.  Dieses  Ziel  ist  seitdem  von 
allen  Parteien,  insbesondere  vom  Zentrum,  zu  einem  besonderen 
Programmpunkt  erhoben  worden. 

Zu  Anfang    der   80er    Jahre    trat    die    Kleinhandelsbewegung, 

21* 


324  !'•  C.  Huber: 

je  mehr  die  Agrarbewegung  in  dem  Meinuiigs-  und  Parteienstreit 
an  Terrain  gewann  und  anderseits  der  Liberalismus  an  Boden 
verlor,  in  den  Vordergrund,  Die  Agitation  organisierte  zunächst 
den  Jahrhunderte  alten  Kampf  gegen  die  direkten  Bedränger, 
die  Hausierer,  sodann  gegen  die  Detailreisenden,  gegen  Wander- 
lager und  Konsumvereine ;  sjDäter  wandte  sie  sich  gegen  die  neu- 
aufkommenden grosskapitalistischen  Vertriebsmethoden ,  die  Ver- 
sandgeschäfte, die  Ausverkäufe,  Warenhäuser,  Koupons-Zugaben, 
all  das  unter  „unlauterem"  AVettbewerb  zusammenfassend. 
Der  Kampf  gegen  diesen  Wettbewerb  wurde  —  wie  auf  dem  klein- 
gewerblichen Gebiete  der  gegen  die  Pfuscher  —  zum  Sammelpunkt 
für  alle  Gegner  der  neuaufkommenden  wirtschaftlichen  Erwerbs- 
methoden. Binnen  weniger  Jahre  gelang  es  der  Agitation ,  in 
200  neugegründeten  Schutzvereinen,  die  zur  grösseren  Hälfte  aus 
Detaillisten  bestehen,  ein  wertvolles  Organisations-Xetz  zu  schaf- 
fen. Sie  erreichte  an  gesetzgeberischen  Erfolgen  fast  zu  gleicher 
Zeit ,  in  welcher  der  Gesetzgeber  durch  das  Handwerkskammer- 
gesetz vom  26.  Juli  1897  den  Wünschen  des  Kleingewerbes  Rech- 
nung zu  tragen  suchte,  die  Warenhaussteuer  und  das  Reichsgesetz 
vom  27.  Mai  1896  über  den  unlauteren  Wettbewerb. 

Diese  Zugeständnisse  haben  dem  Kleinhandel  die  erwartete 
wesentliche  Besserung  nicht  gebracht.  Unter  Hinweis  auf  den  ge- 
ringen Erfolg  verlangen  nunmehr  die  Wortführer  eine  Verschärfung 
der  staatlichen  Massregeln  sowie  ihrer  Handhabung.  Für  die  be- 
vorstehende Reichstagssession  wird,  wie  schon  die  Verhandlungen 
der  verschiedenen  Generalversammlungen  des  Sommers  1905  ^)  an- 
deuteten, ein  neuer  Ansturm  vorbereitet.  Es  hat  daher  aktuelle 
Bedeutung,  die  heutige  Lage  des  Mittelstandes,  dieser  Zusammen- 
fassung von  so  mancherlei  Literessentenverbänden,  genauer  zu  be- 
trachten sowie  die  wahren  Bedürfnisse  des  Kleinhandels,  diesen 
„dunkelsten  Teil"  der  sozialen  Frage,  klarzulegen'). 


^)  , Zentralverband  cleutscber  Kaufleute  und  Gewerbetreibender"  vom  15.  Aug., 
der  , Deutsche  Bund  für  Handel  und  Gewerbe"  vom  10.  Juli,  die  „Deutsche 
Mittelstandsvereinigung"  vom  5.  Sept.  1905. 

-)  Eine  erschöpfende  Darlegung  des  vielgestaltigen,  mit  einer  Reihe  von 
Unterfragen  umgebenen  Mittelstandsproblems  ist  innerhalb  des  hier  gegebenen 
Rahmens  unmöglich.  Die  Einzelfragen  sind  fortlaufend  in  den  Stuttgarter 
Handelskammerberichten  des  letzten  Jahrzehnts,  besonders  auch  des  Jahresbe- 
richts vom  Jahr  1904  sowie  in  der  im  Jahr  1899  vom  Verfasser  herausgegebenen 
Schrift  -Warenhaus  und  Kleinhandel"  behandelt. 
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I.  Die  Diagnose. 

Worüber  bei  dem  Mittelstandsproblem,  von  der  Sozialdemokratie 
abgesehen,  alles  einig  ist,  das  ist  die  soziale,  geschichtlich  begrün- 
dete Bedeutung  des  Mittelstandes.  „Sie  liegt'-,  \vie  Dr.  E.  Schwied- 
LAND  hübsch  ausführt  (N.  Fr.  Presse  v.  21.  Aug.  1905),  „darin, 
dass  seine  Angehörigen  besonders  zahlreiche  Elemente  bergen,  die 
nach  grösserem  Besitz  wie  nach  höherer  Kultur  streben  und  zu- 
gleich die  materielle  Möglichkeit  haben,  diese  Ziele  erfolgreich  zu 
verfolgen".  „Während  in  der  untersten  Masse  der  Eifer,  empor- 
z  u  k  o  m  m  e  n  ,  zum  grossen  Teile  fehlt  oder  durch  widrige  Ver- 
hältnisse erstickt  wird  und  die  Zahl  der  Auserwählten,  die  sich 
emj)orringen,  äusserst  gering  ist,  l)esteht  für  den  Mittelstand  eine 
grössere  Leichtigkeit  der  Existenz,  Kenntnis  der  Kultur,  Empfäng- 
lichkeit für  ihre  Lockungen ;  Strebsamkeit  wird  durch  die  Aussicht 
auf  Erfolg  geweckt,  die  materiellen  Voraussetzungen  für  einen  so- 
zialen Anstieg  der  geistig  und  seelisch  kräftigeren  Elemente  sind 
gegeben.  Ein  Antrieb  zur  Auslösung  von  Kräften  macht  sich  gel- 
tend. Diese  stählen  sich  im  Kampfe,  ein  Beispiel  wirkt  auf  andere; 
schliesslich  tragen  die  Erfolge  dazu  bei,  die  Ungerechtigkeit  des 
ungleichen  Vermögensbesitzes  einigermassen  auszugleichen." 

Eine  Meinungsverschiedenheit  liegt  vor  bezüglich  der  E  i  n- 
schätzung  der  sozialen  Bedeutung  des  JNTittelstandes.  Wie  sie 
nämlich  von  selten  der  sozialistischen  Gleichmacherei  eine  Ueber- 
treibung  in  der  Unterwertung  erfährt,  so  findet  eine  solche  seitens 
der  Mittelstands})olitiker  in  der  Höherbewertung  statt,  deren  Folge 
ist  die  Forderung  einer  staatlichen  Notstandsaktion  ohne  Rücksicht 
auf  andere  Erwerbsstände  und  entgegenstehende  gleichberechtigte 
Interessen. 

Eine  zweite  Meinungsverschiedenheit  besteht,  wie  bei  dem  Agrar- 
})robleni,  bezüglich  der  Diagnose:  Was  macht  das  AVesen  der  Be- 
drängnis aus?  Ist  überhaupt  eine  solche  vorhanden?  was  ist  denn 
die  eigentliche  Ursache  der  Bedrängnis  des  Kleinhandels?  wie  kann 
demgemäss  eine  wirksame  Abhilfe  geschaffen  werden,  und  welche 
Richtschnur  ergibt  sich  hieraus  für  die  innere  Wirtschaftspolitik? 
Wer  ist  überhaupt  der  Träger  der  Mittelstandsbewegung? 

Wie  in  der  Arbeiter-  und  Agrarfrage,  gibt  es  auch  hier  einen 
pessimistisch-radikalen  Standpunkt.  Dessen  Vertreter  erklären  die 
jSnttelstandsfrage  als  eine  Konkurrenz-  und  Machtfrage,  erheben 
die  Not  des  Kleinhandels  zu  einem  unumstösslichen  Dogma  und  er- 
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blicken  die  Ursache  lediglich  ausserhalb  des  Kleinhandels,  in  der 
Kapitalüberlegenheit  oder  —  wie  der  konservative  Flügel  —  in  der 
Illoyalität  der  direkten  Konkurrenten. 

Diese  Diagnose  enthält  allerdings  eine  halbe  Wahrheit,  die 
aber  durch  die  einseitige  Uebertreibung  geradezu  zur  Unwahrheit 
wird.  Die  Ursachen  nämlich  liegen  zum  einen  Teil  in  der  U  m- 
gestaltung  des  gesamten  Wirtschaftslebens,  zum 
andern  jedoch  im  eigenen  Lager  des  Kleinhandels,  in  den  vielfach  zu 
schwachen  Existenzen  und  in  der  im  Verhältnis  zu  den  gestiegenen 
Ansprüchen  des  Publikums,  der  Mode  u.  s.  f.  zu  geringen  Lei- 
stungsfähigkeit. Wir  haben  dies  schon  wiederholt  eingehend 
dargelegt;  so  z.  B.  in  dem  Stuttgarter  Handelskammerbericht  für 
1893  folgendermassen : 

, Ueberschaut  man  die  neuere  Entwickelung  des  gesamten  Vei'kehrs,  des 
Kapitals,  des  Grossbetriebs  und  des  Zwischenhandels,  so  erkennt  man,  dass  es 
das  Zusammenwirken  der  verschiedenartigen  Umwälzungen  und  Verschiebungen 
ist,  das  den  Kleinhandel,  wie  den  Kleinbetrieb  überhaupt  in  eine  Krise  gebracht 
hat.  Die  verschiedenen  Ursachen  zeigen  sich  zunächst  in  der  Vermehrung  der 
Zahl  der  Konkurrenten ,  aber  daneben  auch  in  der  Umwandlung  des  ganzen 
Konsums  und  der  Ve-rtriebsweise,  sowie  in  der  steigenden  Ueberlegenheit  des 
Kapitals  und  in  dem  Vordrängen  des  Grossverkehrs.  Die  Hauptursache 
aber  liegt  nicht  auswärts  bei  der  grosskapitalistischen 
oder  illoyalen  Konkurrenz.  Vielmehr  ist  unbestreitbar  die  Errichtung 
neuer  Detailgeschäfte  in  fast  allen  Branchen  namentlich  im  vergangenen  Jahr- 
zehnt in  einer  Weise  vorangeschritten,  die  keineswegs  auch  nur  annähernd  im 
Verhältnis  zum  Bedürfnis  des  konsumierenden  Publikums  steht.  Mindert  man 
auch  die  Konkurrenz  der  Hausierer,  so  wird  dies  auf  der  andern  Seite  sofort 
durch  Vermehrung  der  neuetablierten  Detailgeschäfte  ausgeglichen.  Eine  Haupt- 
ursache aber  liegt  im  ortsansässigen  Detaillistenstand  selbst.  Wollte  die  Regie- 
rung die  Konkurrenz  gegen  die  bestehenden  Geschäfte  erfolgreich  einschränken, 
so  müsste  sie  auch  die  Konzessionierung  der  Neuetablierungen,  eine  Art  Mono- 
pol oder  geschlossene  Zunft  für  die  schon  bestehenden  Geschäfte  und  den  Be- 
fähigungsnachweis einführen.'^ 

In  unserem  Gutachten  von  1900  führten  wir  u.  a.  folgendes  aus: 
Seit  den  letzten  fünf  Jahrzehnten  hat  das  ortsansässige  Detailgeschäft  eine 
immer  grössere  Einschränkung  seines  früheren  Absatzes  zu  erleiden.  Die  Ur- 
sache liegt  zum  Teil  in  dem  unverhältnismässigen  Anwachsen  der  kleinen  Kon- 
kurrenz der  im  Nebenbetrieb  geführten  Zwei"g-  und  Viktualieugeschäfte  sowie 
der  Neuetablierungen  und  der  Zunahme  der  Hausierer,  zum  Teil  in  neueren 
Formen  des  Vertriebs,  zuerst  der  Wanderlager  und  Versandgeschäfte,  dann  der 
Konsumvereine,  endlich  der  Detailreisenden,  der  Grossmagazine,  Filialgeschäfte, 
Warenhäuser  und  Bazare.  —  Diese  auf  den  Detailhandel  von  allen  Seiten,  aus 
dem  eigenen  Stande,  vom  Grossbetriebe  und  der  kleinen  Konkurrenz  eindrän- 
genden Gefährdungen  haben  auch  die  Vertriebs  weise  vielfach  verschlech- 
tert.    Die  einzelnen  Geschäfte  unterbieten    sich    vor   allem  oft  auf  Kosten  der 
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Qualität  und  des  soliden  Geschäftsverkehrs.  Für  Reklame  und  prunkvolle  Scliau- 
fensterdekorationen  müssen  unverhältnismässig  grosse  Summen  ausgegeben  wer- 
den, weil  nur  der  Rührigste  Sieger  bleibt.  Daraus  erwachsen  dann  vielfach 
jene  Missstände,  welche  man  unter  dem  Namen  , unlauterer  Wettbewerb"  zu- 
sammenfasst.  Durch  Ankündigung  von  Ausverkäufen,  von  wirklichen  oder  fin- 
gierten Notverkäufen  u.  s.  w.  soll  der  Anschein  eines  besonders  günstigen  An- 
gebots erweckt  werden.  Eine  andere  Folge,  namentlich  der  anwachsenden  klei- 
nen Konkurrenz  ist  die  Ausbreitung  des  Borgunwesens  u.  s.  f. 


1.    Der  kapitalistische  P  r  e  i  s  d  r  u  c  k. 

AVill  man  das  "Wesen  der  Kleinhandelsbewegimg  scharf  erfassen, 
so  muss  man  sich  die  beiden  Teile  klarlegen,  aus  denen  der  Un- 
tergrund für  die  speziellen  Forderungen  besteht.  Die  Kleinhan- 
dels- und  Mittelstandsfrage  nämlich  zerfällt  in  zwei  Teile,  in  einen 
speziell  (vertriebs-)t  e  c  h  n  i  s  c  h  e  n ,  der  sich  auf  die  Reglementie- 
rung des  freien  AVettbewerbs  richtet,  und  in  einen  allgemeinen,  et- 
was „s  0  z  i  a  1  i  s  t  i  s  c  h'-  ')  angehauchten,  der  sich  den  Kampf  gegen 
den  „Kapitalismus"  oder  richtiger  gegen  die  kapitalistische  Um- 
gestaltung des  Wirtschaftslebens  zum  Zweck  setzt. 

Das  Mittelstandsproblem  sucht  man  zunächst  mit  der  gross- 
kapitalistischen Konkurrenz-Uebcrlegenheit  gegenülier  dem 
Kapitalschwächeren  zu  präzisieren.  Daran  ist  unleugbar  viel  Wah- 
res. Der  begründete  Kern  aber  wird  zu  Agitationszwecken  derart 
aufgebauscht,  dass  die  Darstellung  dem  wirklichen  Sachverhalt  und 
den  Tatsachen  widersi^richt. 

Diese  Begründung  ist  eine  Verneigung  vor  dem  hergebrachten 
Misstrauen  und  Neid  gegen  das  Grosskapital  und  dessen  Macht- 
ausbreitung. Diese  Instinkte  im  Verein  mit  der  Abneigung  gegen 
die  Zunahme  des  öffentlichen  Einflusses  der  Arbeiterorganisation 
sowie  der  Sorge  um  die  bedrängte  Existenz  verleihen  der  Mittel- 
standsbewegung c  ine  urwüchsige  innere  K  r  a  f  t. 

Wie  die   gesamte  wirtschaftliche  Umwälzung,    so   hat  auch  die 


^)  , Sozialistisch"  (genauer  , sozial-liberal"  und  „sozial-konservativ") 
insofern,  als  die  Bedrängnis  ihren  Grund  nicht  in  einem  individuellen  Verschul- 
den, sondern  in  der  geschichtlichen  Umwandlung  des  Gesellschafts-  und  Wirt- 
schaftslebens (für  manche  auch  der  Sozialethik)  hat,  auch  insofern,  als  der  Be- 
wegung wie  dem  Sozialismus  das  Misstrauen  der  Masse  gegen  die  neue  Macht 
des  Kapitals  und  gegen  die  liberalen ,  die  neue  Wirtschaftsordnung  vertreten- 
den Prinzipien  zu  Grunde  liegt,  und  als  das  Mittel  die  Aufreizung  der  Massen, 
das  Ziel,  —  wenigstens  auf  der  radikalen  Seite  —  die  künftige  Umgestaltung 
der  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung  bildete. 
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gewaltige  Ausdehnung  und  die  allseitige  fundamentale  Umgestal- 
tung des  Kleinhandels  den  „Kapitalismus"  zur  Ursache  und 
Folge. 

Man  kann  daher  diese  Umgestaltung,  die  sich  nach  den  ver- 
schiedenartigsten Seiten  vollzogen  hat,  als  „kapitalistisch"  bezeichnen. 
Lediglich  das  grosse  Kapital  und  dessen  Konkurrenz  als  die  einzige 
Ursache  der  Bedrängnis  anzusehen,  liegt  dem  kleinen  Geschäfts- 
mann nahe ;  er  hält  sich,  auf  der  Suche  nach  einem  Prügelknaben, 
um  von  sich  selbst  die  Verantwortung  abzuwälzen,  an  die  greif- 
barste Neuerung,  au  seine  nächste  Umgebung,  an  die  Person  seines 
direkten  Konkurrenten,  der  ihm  das  Leben  sauer  macht.  Bei  die- 
sem instinktiven  Suchen  liegt  die  Illoyalität  des  Konkurrenten 
und  das  Gross  kapital  am  nächsten  im  Weg.  Nur  ist  das  Gross- 
kapital von  den  oben  aufgezählten  Neuerungen  in  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung   ledigHch    der    äussere  greifbare  Repräsentant. 

So  erklärt  auch  das  Programm  der  konservativen  Partei 
(Punkt  8)  die  Konsumvereine  als  die  Ableger  des  Kapitalismus, 
deren  Beseitigung  die  dringendste  Aufgabe  der  Sozialpolitik  sei. 

AVas  der  M  i t  t.e  1  s  t  a  n  d s  b  e  w  e  g  u  n  g  die  i  n  n  e  r  e  K r af  t 
und  Wucht  gibt,  das  sind  allerdings  einige  soziale  Grundge- 
danken. Li  erster  Linie  ist  es  die  dumpfe  Unzufriedenheit, 
die,  namenthch  auf  dem  Lande,  über  die  verschiedenen  sozialen 
Älissstäude  der  neuesten  Zeit  herrscht.  Ferner  beobachtet  der  Mittel- 
stand, wie  seine  geschichtlich  überkommene  Zusammensetzung  sowie 
seine  soziale  und  politische  Bedeutung  gegenüber  dem  emporkom- 
menden Arbeiterstand  und  Kapital  immer  mehr  zu  schwinden  droht, 
eine  Gefahr,  die  zum  Zusammenstehen  der  Interessierten  zwingt.  So- 
dann schwebt  manchem  das  Ideal  einer  sozial  gerechteren  Ausge- 
staltung des  Steuer  Wesens  vor  Augen  ;  es  soll  eine  besondere 
Art  von  Grossbetrieben  nicht  allein  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit, 
sondern  auch  entsprechend  ihrer  Einwirkung  auf  die  ganze  Branche 
und  auf  die  sozialen  Verhältnisse  zur  Steuer  herangezogen  werden. 

A'ermöge  dieses  instinktiven  Massengefühls  hat  die  Be- 
drängnis des  Kleinhandels  einen  Hintergrund 
von  grosser  politischer  und  s  o  z  i  a  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t- 
lieber  Bedeutung. 

Wie  irrig  die  schwarzseherische  Anschauung  ist,   tritt  deutlich 

vor  Augen,    wenn    man    das  Wesen   der  grosskapital  istischen 

Konkurrenz    untersucht.     Der   Begriff  „Kapital"  *)    ist   die    Quelle 

')  „Kapitalismus"  ist  die  heutige  Wirtschaftsverfassung,  wie  sie  sich  unter 
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eines  ganzen  Komplexes  von  Konkurrenz-Arten  (der  Warenhäuser, 
Konsumvereine  u.  s.  w.) ;  es  ist  naheliegend,  dass  die  Notleidenden 
und  die  sogen.  „Mittelstandspolitiker"  das  Kapital  bekämpfen.  Die 
Programmforderung  „gegen  das  grosse  Kapital  und  Schutz  der 
Schwachen"  bedeutet  im  Grunde  nichts  anderes  als  Bekämpfung 
der  kapitalstärkeren  Konkurrenz  und  ihres  Fundaments  der  moder- 
nen kapitalistisch-weltwirtschaftlichen  Konzentration.  Für  die  re- 
aktionär-mittelalterliche Anschauungsweise  und  das  darauf  beru- 
hende ultramontane  System  ist  der  Kampf  der  Handwerker  um 
Zunftzwang  und  Befähigungsnachweis,  die  Agitation  der  Landwirte 
um  Zollschutz  nur  ein  Mittel  für  den  höheren  Zweck  der  Hemmung 
der  grosskaj^italistischen,  weltwirtschaftlichen  Verkehrsorganisation. 
Besonders  das  „Zentrum"  zielt  gegen  diese  gesamtwirtschaftliche 
Verflechtung,  weil  dadurch  die  ständisch-korporative  Wirtschafts- 
ordnung auf-  und  abgelöst  wurde ,  und  benützt  als  Sturmbock 
gegen  die  moderne  Weltwirtschaft  und  Weltanschauung  heute  die 
Not  der  Handwerker,  morgen  die  der  Landwirte  und  in  den  näch- 
sten Jahren  die  des  Kleinhandels.  Je  mehr  man  sich  die  heutigen 
kapitalistischen  Grundl)edingungen  des  gesamten  Wirtschaftslebens 
vergegenwärtigt  und  über  die  gesetzestechnische  Präzisierung  bezüg- 
lich der  Ausführung  der  einzelnen  radikalen  Vorschläge  ins  klare 
zu  kommen  sucht,  um  so  mehr  kommt  man  zu  der  üeberzeugung, 
dass  eine  Erdrosselung  der  Konkurrenz  sowohl  zu  Gunsten  des 
Kleingewerbes  als  des  Kleinhandels  unausführbar  ist. 

Nach  der  sozialistischen  Lehre  ist  der  gewerbliche  Mittelstand 


dem  Emporkommen  des  Grosskapitals  und  dem  liberalen  Sj'stem  der  unbe- 
schränkten Konkurrenzfreilieit  entwickelt  hat.  Ein  Grundfehler  in  der  Diagnose 
ergibt  sich  daraus,  dass  die  sozialistische  Theorie  (Karl  Marx)  mit  den  abstrak- 
ten Begriffen  Kapital  und  Konkurrenz  oder,  wie  die  christlich-sozialen  Theore- 
tiker, mit  den  abstrakten  Lehren  der  Sozialethik  operieren.  Die  Ursache  der 
Konkurrenzverschärfung  liegt  nicht  allein  in  diesen  Abstraktionen,  sondern  zu- 
nächst in  der  Verkehrs  ausdehnung  und  anderseits  in  der  Konzentration; 
diese  Ausdehnung  sowie  der  ganze  Prozess  der  neueren  Umgestaltung  der 
Gnandlagen  der  Produktion  und  des  Vertriebs  und  die  tatkräftige  Ausnützung 
aller  Kräfte  wurde  wiederum  veranlasst  durch  die  in  vielen  unternehmungs- 
lustigen Leuten  erwachte  Schaffenslust  sowne  durch  das  Bestreben,  von 
den  neuen  technischen  Erfindungen  und  Transportorganisationen  möglichst  vor- 
teilhaften Gebrauch  zu  machen,  um  geschäftlich  rascher  vorwärts  zu  kommen, 
endlich  durch  ihre  Kalkulation  auf  Beschleunigung  des  Kapitalumsatzes.  Auf 
der  naturgemässen  Wechselwirkung  dieser  Entwickelungsmomente  beruht 
im  wesentlichen  die  heutige  Lage,  aber  auch  die  Zukunft,  —  wie  un- 
seres gesamten  Wirtschaftslebens,  so  auch  —  des  Detailgeschäfts. 
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unrettbar  dein  Untergange  verfallen.  Wäre  das  richtig,  dann  müsste 
die  Reich sregierung  alle  anderen  Rücksichten  hinter  die  der  Ret- 
tung des  Mittelstandes  zurückstellen,  insbesondere  den  Kapitalismus 
und  die  Konkurrenzfreiheit  unterdrücken.  Glücklicherweise 
ist  diese  Annahme  aber  falsch.  Der  Klein-  und  Mit- 
telbetrieb ist  zumeist  auch  heute  noch  konkurrenz- 
f  ä  h  i  g.  Es  ist  im  grossen  und  ganzen  nur  e  i  n  „ü  e  I3  e  r  g  a  n  g  s- 
lei  den",  das  überwunden  werden  kann  und  muss  und  das  z.  B.  vom 
Handwerk  nahezu  schon  überwunden  ist.  Die  Grossindustrie  zei- 
tigt sogar  neue  Hilfsgewerbe  und  wirkt  sj)ezialisierend.  Ebenso  übt 
der  Grosshandel,  so  paradox  es  vielleicht  klingen  mag,  einen  spe- 
zialisierenden Einfluss  auf  den  Kleinhandel  aus.  Nach  der  heuti- 
gen Sachlage  ist  die  fortschreitende  Industrialisierung  und  Konzen- 
tration unseres  Erwerbslebens  nicht  der  Feind,  sondern  der  Schutz 
des  Kleinbetriebs. 


2.    Die    fundamentale   Umgestaltung    der    K  0  n  s  u  - 
m  e  n  t  e  n  -  V  e  r  s  o  r  g  u  n  g. 

Welche  radikale  Umgestaltung  die  technische  Produktion  in 
den  letzten  Jahrzehnten  erfahren  hat,  ist  jedermann  bekannt.  Die 
gleiche  Wandlung  aber  hat,  was  weniger  bekannt  ist,  auch  der  Ver- 
trieb erfahren,  und  zwar  infolge  der  neuen  Kraft,  die  man  als 
„Kapitalismus"  bezeichnet,  und  die  wir  in  der  Gestalt  des  Gross- 
betriebs auf  den  Gebieten  der  gewerblichen  Produktion,  des  Ver- 
kehrs- und  Transportwesens,  des  Xachrichtendienstes,  in  der  Presse, 
öffentlichen  Meinung  u.  s.  w.  als  die  moderne  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung  kennen.  Bezüglich  der  Einwirkung  auf  den  Kleinhandel 
springen  hauptsächlich  folgende  Neuerungen  in  die  Augen: 

1.  die  rasche  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  v  e  r  m  e  h  r  u  n  g  und  damit  zu- 
sammenhängend die  Erweiterung  sowie  die  Konzentration 
des  Konsums  und  die  Durchbrechung  des  altherkömmlichen 
Kundenbannes;  grössere  Unselbständigkeit  der  Kundschaft  in 
Bewertung  der  mancherlei  neuaufkommenden  Waren, 

2.  die  Umgestaltung  der  K  0  n  s  u  m  e  n  t  e  n  v  e  r  s  0  r  g  u  n  g 
sowie  das  Aufkommen  einer  zahlreichen,  vielgestal- 
tigen, g  r  0  s  s  k  a  p  i  t  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  n  Konkurrenz,  neuer  Ge- 
schäftsprinzipien (Kalkulation  auf  ^Nlassenumsatz)  und  neuer 
Konkurrenzmethoden:  Preisunterbietung,  Ueberbietung  in  Ku- 
lanz (Kreditierung)  und  Reklame, 
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3.  die  fortschreitende  Konzentration  und  Industrialisierung 
(Grossbetrieb,  Grosskapital,  Grosshandel,  Grossstadt)  und  ihre 
Folgen  für  Absatz   und  Verdienst   auf  allen   Erwerbsgebieten. 
Aus    diesem   Ueberblick,    den   wir    a.  a.  O.    näher    ausgeführt 
haben,  ergibt  sich  ohne  weiteres,  weshalb  die  Bedrängnis  des  Klein- 
handels in  den  letzten  Jahrzehnten  einen  chronischen  Charakter  an- 
genommen hat.    Die  Ursache  liegt  in  dem  Umschwung,  der  sich  im 
Betrieb,  Absatz,  Preisstand  und  Konsum  vollzogen  hat. 

Diese  Verschiebungen  sind  analog  der  fünffachen  Veränderung 
der  Lage  des  Handwerks,  wie  sie  1897  K.  Bücher  spezitiziert  hat 
und  bestehen  in:  der  Verdrängung  und  S  chmäler  ung  durch  die 
Technik  und  das  System  des  Grossbetriebs,  der  A  n  g  1  i  e  d  e  r  u  n  g 
an  Grossunternehmungen,  der  Hera  b  d  r  ü  c  k  u  n  g  durch  das  Ma- 
gazin, der  Verarmung  durch  die  Bedarfsverschiebung.  Wie  dem 
Handwerk,  war  auch  dem  Kleinhandel  nicht  allein  das  Grosskapital 
verderblich,  sondern  ungleich  mehr  die  mit  der  Verkehrs-Vervoll- 
komnniung  fortschreitende  Konzentration  des  Bedarfs  in  den 
Grossstädten  und  die  Massenfabrikation.  Unter  dieser  mannigfal- 
tigen Umgestaltung  des  Kleinverkehrs  mindert  sich  für  den  einzelnen 
Detaillisten  der  Umsatz  und  ungeachtet  aller  Anstrengung  in  noch 
höherem  Masse  der  Nutzen  sowie  der  Anlage-,  Kapital-  und  Ver- 
kaufswert seines  Ladengeschäfts. 

Durch  alle  diese  Neuerungen  wurden  für  den  Betrieb  des  Klein- 
handels ganz  neue  Grundbedingungen  geschaffen  und  die  Anforde- 
rungen in  bezug  auf  xVnlage,  Kapital  und  Kredit,  Kundschaft, 
Leistungs-  und  Konkurrenzfähigkeit,  in  bezug  auf  Preis  und  Qua- 
lität, Betriebs-Organisation  und  -Methode  vervielfacht. 


3.    Besteht    das    Wesen    der    Bedrängnis    in    einer 

E  X  i  s  t  e  n  z  n  o  t  ? 

Die  Not  des  Kleinhandels  gilt  als  eine  Art  Dogma.  Präzisiert 
man  nun  den  Begriff'  näher,  so  kann  es  sich  nicht  darum  handeln, 
ob  der  Kleinhandel  überhaupt  gerechte  Ursache  zum  klagen  hat, 
denn  diese  Ursache  hat  heute  jeder  im  Erwerb  stehende,  auch  wenn 
er  Grosskapitalist  ist.  Vielmehr  kann  hier  nur  ein  Notstand,  der 
grösser  als  bei  den  anderen  Erwerbsständen  ist,  in  dem  Sinne  zur 
Frage  stehen,  dass  er  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Berufs- 
angehörigen Existenznot  bedeutet  und  eine  staatliche  Not- 
stand s  a  k  t  i  o  n  erheischt.    Bei  dieser  Vorfrage  kann  es  sich 
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nur  darum  handeln :  ist  für  den  überwiegenden  Teil  des  Kleinhan- 
dels die  Existenznot  so  gross,  dass  die  Regierung 
einschr eiten  muss  und  nur  die  Regierung  helfen  kann? 

Bei  der  Begründung  des  konservativen  Aktions  -  Programms 
wird  mit  einer  verschiedenartigen,  wechselnden  Bedeutung  der  beiden 
Begriffe  „Notstand"  und  „Staatshilfe"  gearbeitet.  Wenn  man  beide, 
wie  es  bei  diesem  Programm  der  Fall  ist,  in  dem  Verhältnis  der 
Diagnose  und  Abhilfe  zu  einander  betrachtet,  so  kann  ein  Not- 
stand, der  die  staatliche  Rettung  vor  dem  Untergang  notwendig 
macht,  nur  die  Bedeutung  einer  chronischen  Krise  haben,  die  einen 
gefährlichen  Schwund  am  Bestand  und  an  der  Betriebstechnik  zur 
Folge  hat.  In  diesem  Sinne  liegt  augenscheinlich  kein 
Notstand  vor;  dies  ergibt  sich  sofort,  wenn  man  die  Symp- 
tome einer  Krise,  wie  Verschuldung,  Zahl  der  Konkurse,  Stand  der 
Berufsangehörigen  und  der  Vertriebstechnik,  vor  Augen  hält. 

Während  in  den  letzten  Jahren  über  jeden  Erwerbsstand  exakte 
Untersuchungen  ausgeführt  worden  sind,  ist  leider  für  den  Klein- 
handel nicht  der  geringste  Anlauf  dazu  genommen  worden. 

Den  besten  Anhaltspunkt  für  die  Lebens-  und  Widerstands- 
fähigkeit eines  Erwerbstandes  gibt  die  Zu-  oder  Abnahme  des 
Grundstocks.  Hiefür  liegen  wenigstens  die  Rohziffern  vor. 
AVenn  ein  Erwerbsstand,  wie  vom  Kleinhandel  angenommen  wird, 
seit  drei  Jahrzehnten  einer  chronischen  Krise  unterliegt,  so  muss  sie 
vor  allem  in  einem  Schwund  des  Grundstocks  zu  tage  getreten  sein. 
Tatsächlich  zeigt  die  Konkurs-Statistik,  dass  im  Handel  durchschnitt- 
lich ein  Zusammenbruch  auf  200,  in  der  Landwirtschaft  auf  5000 
Betriebe  entfällt,  (R.  E.  May  in  Schmollers  Jb.  XXVII-,  S.  196). 
Diese  Verhältniszahl  aber  wird  entkräftet  durch  den  geradezu  auf- 
fallenden Zustrom,  den  der  Kleinhandel  in  den  letzten  Jahrzehnten 
erfahren  hat.  Denn  ungeachtet  des  in  den  Konkursen  sich  aus- 
drückenden Risikos  hat  sich  die  Zahl  der  typischen  Vertreter  des 
Kleinhandels  in  der  Zeit  von  1882 — 1895  um  nicht  weniger  als  78% 
vergrössert. 

Hier  liegt  ein  Widerspruch  vor,  zu  dessen  Lösung  man  vor- 
erst kein  anderes  Mittel  hat,  als  auf  die  ol^en  dargelegten  Ursachen 
der  verschiedenartigen  Bedrängnisse,  worin  auch  die  Konkurse 
wurzeln,  zurückzugreifen.  Als  eine  Hauptursache  ergibt  sich  die 
Ueberfüllung  des  Kleinhandels  mit  halb  oder  ganz  proletarisierten  Exi- 
stenzen '),  der  Mangel  an  tüchtiger  Vorbildung,  die  Verschiedenheit 

')  Sie  liegt  nicht  einmal  im  Interesse  der  Konsumenten;  denn  eine  blosse 
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der  Grimdsätze  über  anständige  Geschäftsmoral,  also  konstitutio- 
n  e  1 1  e  Fehler.  Der  ungesunde  Stand  in  der  Preisgestaltung  und 
im  Kreditverkehr  hat,  wie  in  der  Industrie  so  auch  im  Kleinhandel, 
seinen  Hauptgrund  in  der  kleinen  Konkurrenz. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Produktion  leidet  seit  einigen 
Jahren  eine  ganze  Reihe  von  Industriezweigen,  wie  z.  B.  die  Leder- 
und  Seifenindustrie,  die  Kleiderkonlektion,  die  Blusen-  und  Mützen- 
fabrikation u.  s.  f.,  unter  dem  Emporkommen  einer  Menge  kleiner 
Konkurrenten,  deren  Bestreben  dahin  geht,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Selbstkosten  alle  Konkurrenz  zu  unterbieten;  unter  dem  Drucke 
dieser  Kleinkonkurrenz  vollzieht  sich  im  Markt-  und  Kreditverkehr 
eine  dauernde  und  allgemeine  Verschiebung. 

Demnach  ist  der  Notstand  in  den  verschiedenen  Kategorien 
des  Kleinhandels  völlig  verschieden.  Gegenüber  dem  „gelernten" 
und  registrierten  Vollkaufmann  besteht  er  in  einem  Preisdruck  und 
einem  Zwang  zu  erhöhten  Anstrengungen  in  Reklame,  Kredit  und 
sonstigem  Entgegenkonnnen  gegen  das  Pul)likum.  Eine  e  i  g  e  n  t- 
liche  Existenz  not  —  und  um  eine  solche  kann  es  sich  bei  der  Frage 
der  Staatshilfe  allein  handeln  —  finden  wir  bei  den  Minderkauf- 
leuten. Hier  aber  zu  helfen  ist  die  Regierung  noch  viel 
weniger  berufen  oder  auch  nur  imstande').  Noch  viel  rascher 
nämlich,  als  die  eigentlichen  Ladengeschäfte,  nehmen  die  Zwergge- 
schäfte zu;  sie  gehen  zwar  teilweise  infolge  des  Mangels  an  kaufmän- 
nischen Kenntnissen  und  Betriebskapital  der  Inhaber  wieder  ein,  wer- 
den aber  stets  durch  neue  ersetzt.  Nach  unseren  Erheljungen  von  1901 
(Jahresbericht  S.  52)  Avies  für  das  Jahrzehnt  1890/1900  z.  B.  Cann- 
statt  eine  Zunahme  der  nicht  kaufmännisch  gebildeten  Ladeninhaber 
von  ca.  30  %  gegenüber  1  %  der  kaufmännisch  gebildeten,  Esslingen 
fast  IOC  "o  gegenüber  60  «o  auf.  Nach  einer  Zusammenstellung  des 
sächsischen  Ministeriums  vom  28.  Februar  1902  machten  in  Braun- 
schweig die  gelernten  Kaufleute  1887  noch  67  %  des  Handelsstan- 


Vervielfachung  der  Zahl  der  kleinen  Konkurrenz  bedingt  statt  einer  Erhöhung 
eine  Schwächung  der  Leistungsfähigkeit. 

1)  Würde  hier  die  Regierung  versuchen,  helfend  einzugreifen,  so  würde  die 
"Wirkung  dieser  Scheinhüfe  im  gleichen  Moment  wieder  ausgeglichen,  weil  der 
Zustrom  dieser  Existenzen  und  die  kleine  Konkurrenz  in  viel  stärkerem  Masse 
anwachsen  würde.  Das  Kleingewerbe  musste  eine  ähnliche  Erfahrung  vor  zwei 
Jahrzehnten  in  Oesterreich  machen;  es  glaubte  sich  durch  den  Befähigungs- 
nschweis  gerettet,  sah  sich  jedoch  in  verschiedenen  Handwerkzweigen  einer 
viel  stärkeren  Konkurrenz  durch  die  neu  zuströmenden  jungen  Meister  ausge- 
setzt. 


334  F.  C.  Huber: 

des,  1901  aber  nur  34%  aus.  In  den  oberschlesischen  Industrie- 
bezirken z.  B.  beträgt  —  nach  KuHNE,  „Die  Erwerbsverhältnisse 
der  Arbeiterbevölkerung  in  Oberschlesien",  1894,  S.  102  —  die  Zahl 
der  sich  aus  dem  Arbeiter-  und  Handwerkerstand  rekrutierenden 
Ladenbesitzer  im  Verhältnis  zu  den  Geschäften,  welche  von  gelern- 
ten Kaufleuten  geleitet  werden,  in  einem  Orte  16  :  3,  in  anderen 
20  :  5,  12  :  4,  13  :  6  u.  s.  f.  —  Diese  Zunahme  der  Ungelernten  er- 
klärt sich  durch  die  neuere  Krediterleichterung,  die  Spekulation  der 
(grossstädtischen)  Bauunternehmer  auf  Erzielung  einer  lohnenderen 
Vermietung  der  Erdgeschosse  und  durch  die  speziellen  Bedürfnisse  des 
Publikums  an  grösseren  Plätzen  und  Fabrikorten.  So  ist  der  Klein- 
handel das  grosse  Sammelbecken  geworden  für  zahlreiche  Personen, 
die  daran  verzweifeln,  auf  anderem  Wege  ihr  Auskommen  zu  finden. 

Bei  den  Zwergbetrieben  liegen  auch  individuelle  Fehler  der  An- 
fänger, Älangel  an  Uebersicht  über  die  Erwerbsgelegenheit  und 
Schwerfälligkeit  in  der  Ergreifung  eines  minder  bequemen  oder 
naheliegenden  Berufes  mit,  und  zwar  sowohl  bei  jungen,  in  eine 
kaufmännische  Lehre  eintretenden  Leuten  als  bei  älteren  Anfängern, 
die  einen  Kramladen  eröffnen.  Derartige  individuelle  Fehler  im 
Fundament  und  Aufbau  der  Laufl^ahn  können  durch  Gesetze  un- 
möglich korrigiert  werden. 

So  kann  man  die  Frage  näher  dahin  präzisieren :  ist  die  Il- 
loyalität die  einzige  Ursache  der  Bedrängnis  und  bedeutet  deren 
Einschränkung  die  einzige  Hilfe  und  effektive  Rettung? 

Alle  sozialen  Schäden  der  Gegenwart  haben  ihre  Wurzel  in 
dem  allgemeinen  Streben,  die  Vorteile  und  Annehmlichkeiten  des 
Grossverkehrs  und  Grossbetriebs,  sowie  des  technischen  und  kom- 
merziellen Fortschritts,  d.  h.  der  modernen  Zivilisation  zu  erlangen 
und  zu  geniessen,  dagegen  die  Gegenleistung,  namentlich  die  damit 
gesteigerte  Verantwortlichkeit  und  die  Pflicht  zu  erhöhter  Umsicht 
und  Regsamkeit  sich  vom  Leibe  zu  halten.  Jeder  will  nur  zu- 
greifen, sträubt  sich  aber  dagegen,  sich  zugleicli  in  die  neuereu 
Verschiebungen  einzuordnen.  Wie  beim  Kleingewerbe,  so  bildet 
auch  beim  Kleinvertrieb  eine  der  Ursachen  der  Bedrängnis  die, 
dass  manche  Unternehmen  der  veränderten  Betriebsorganisation  und 
-Methode  nicht  Rechnung  tragen  und  den  neuerdings  vervielfachten 
Anforderungen  in  bezug  auf  Kredit  und  Kapital,  Fachkunde,  Er- 
haltung und  Erweiterung  des  Kundenkreises,  auf  Reklame,  Kulanz 
und  tatkräftige  Ausnützung  von  Verdienstgelegcnheiten,  Betriebs- 
organisation und  -Methode  u.  s.  f.  nicht  nachkommen. 
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II.  Die  Mittelstantlspolitik ;  die  staatliche  Kettimg  der  Kleinen 
vor  der  Uebermacht  des  Orosskapitals  und  dem  kapitalistischen 

Preisdrnck. 

1 .  Ist    überhaupt   eine  radikale   X  o  t  s  t  a  n  d  s  a  k  t  i  o  n 
1)  e  g  r  ü  n  d  e  t  und  erfolgreich?    I  n  t  e  r  e  s  s  e  n  w  i  d  e  r  s  t  r  e  i  t. 

Die  Mittelstandspolitik  stellt,  schon  weil  eine  präzise  Begriffs- 
bestimmung des  Mittelstands  noch  gar  nicht  aufgefunden  ist.  nicht 
ein  geschlossenes  System  dar,  sondern  die  Behandlung  verschiedener 
Detailfragen  vom  reaktionären  Standpunkt  aus.  Das  wird  auch  in 
der  „Deutschen  Tageszeitung"  vom  20.  Sept.  1905  ohne  weiteres 
zugegeben. 

Das  Schlagwort  „Mittelstand'-  kam  Ende  der  vierziger  Jahre 
auf,  als  sich  vom  dritten  Stand,  dem  fortschrittlich-freisinnigen  Klein- 
bürgertum, die  Arbeiter-  und  die  Grosskapitalisten-Klasse  ablöste 
und  die  soziale  Frage,  zunächst  in  dem  Existenzkampf  des  Klein- 
Ix'triebs,  akut  wurde.  Den  Prozess  der  Selektion  und  Variation 
glaubten  manche  mit  dem  Zunftzwang  aufhalten  zu  können.  Dieser 
Zwang  oder  die  Einscliränkung  der  Gewerbefreiheit  bildete  damals 
den  Kern  und  Mittelpunkt  der  Mittelstandspolitik.  Heute  richtet 
sich  das  Programm  in  der  Hauptsache  auf  die  Verschärfung  des 
Wettbewerbgesetzes  von  1896  (Ausverkäufe)  sowie  der  AVarenhaus- 
steuer  und  auf  die  Erschwerung  der  Gründung  und  des  Betriebs  der 
Konsumvereine.  Die  Mittelstandspolitiker  haben  den  Schutz  des 
kleinen  Mannes  gegen  die  Uebermacht  des  Grosskapitals  auf  ihre 
Fahne  geschrieben  und  verlangen  zu  diesem  Zweck  die  staatliche 
Unterdrückung  des  kapitalistischen  Preisdrucks  auf  dem  Wege  der 
Sondersteuer  (Wanderlager,  Hausierer,  Warenhäuser)  und  der  Ge- 
Averbepolizei  (Ausverkauf  u.  s.  f.). 

Anfänglich  erklärten  sie  als  den  einzigen  Rettungsanker  das 
Verbot  des  Hausierhandels,  dann  der  Warenlager,  dann  der  Ver- 
sandgeschäfte, weiter  der  Oftizierskonsumvereine,  endlich  verlangten 
sie  die  Aufstellung  der  Bedürfnisfrage  bei  Gründung  von 
Konsumvereinen,  AVarenhäusern,  Bazaren,  Versand-  und  Filialge- 
schäften und  gesetzliches  Verbot  der  Gründung  von  Aktienge- 
sellschaften zum  Zwecke  des  Warenverkaufs  im  Kleinhandel 
u.  s.  w. ;  alle  paar  Jahre  tauchte  ein  neues,  noch  wirksameres  Uni- 
versalmittel auf.  Ungeachtet  des  AVechsels  der  Programmpunkte 
bildet  den  Kern  der  Mittelstandspolitik  auch  heute  noch,    wie  vor 
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fünf  Jahrzehnten  die  Reaktion  gegen  die  Konkurrenzfreiheit  und 
die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung, 

Der  Ausgangsimnkt  und  die  Handhabe  für  die  neuere  Mittel- 
standsagitation ist  —  neben  dem  Handwerkskammergesetz  von  1897 
—  das  Wettbewerbgesetz  von  1896  und  die  Warenhaussteuer  von 
1897 ;  damit  hoffte  man  zunächst  die  grosskapitalistischen  Vertriebs- 
formen, nämlich:  die  Ausverkäufe  und  Warenhäuser  zu  „erdrosseln'-; 
das  sollte  dann  die  Etappe  zum  Befähigungsnachweis  abgeben,  durch 
den  im  Kleingewerbe  und  Detailgeschäft  die  Zwergbetriebe  aus  dem 
W^ege  geräumt  werden  sollten.  Als  das  Universalmittel  für  die 
Festlegung  lohnender  Verkaufszweige  und  damit  für  die  Siche- 
rung der  Existenz  galt  die  Durchbrechung  der  Gleichberechti- 
gung und  Konkurrenzfreiheit  oder  wenigstens  der  Besserung  der 
Geschäftsmoral  durch  Zucht-  und  Polizei-Reglements.  Wer 
nicht  an  die  Zauberkraft  dieses  ^Mittels  glaubt,  wer  nicht  an  der 
schwer  errungenen  Gewerbefreiheit  rütteln  lassen  will ,  der  gilt 
ihnen  als  ein  „Feind  des  Mittelstandes". 

Stellt  man  diesen  Forderungen  die  Ergebnisse  unserer  Diagnose 
gegenüber,  so  sieht  man  sofort,  dass  es  gleich  sehr  im  Punkte  der 
B  e  g  r  ü  n  d  u  n  g,  wie  der  Durchführbarkeit  und  des  S  a  - 
n  i  e  r  u  n  g  s  -  E  f  f  e  k  t  s  fehlt. 

In  erster  Linie  fehlt  es  an  einem  zureichenden  Grunde 
für  die  verlangte  radikale  Xotstandsaktion.  Hiefür  ist,  woran  man 
festhalten  muss,  die  allgemeine  Voraussetzung  nicht  ohne  weiteres 
die  ungünstige  Lage  eines  Bevölkerungsteils,  sondern  die  Schädigung 
des  Grundstocks  der  allgemeinen  Volkswirtschaft.  Ueberall,  wo  ein 
Erwerb  oder  ein  Verkehr  neu  aufblüht,  stellt  sich  im  Stillen  auch 
ein  Dörren  und  Welken  ein;  die  Frage  ist:  stellt  dies,  alles  inein- 
ander gerechnet,  für  das  Ganze  einen  Kapitalverlust  dar? 

Jede  in  ihrer  Existenz  bedrängte  Klasse  ist  geneigt,  die  Ur- 
sache ihrer  Notlage  nicht  in  den  Grundgesetzen  der  wirtschaftlichen 
Gesamtent Wickelung,  sondern  in  der  allgemeinen  Verderbtheit  der 
Konkurrenz  oder  in  ihren  Auswüchsen,  in  den  „kleineren  Fehlern 
des  Mechanismus"  zu  suchen.  Dieser  Hang,  welcher  aus  der  all- 
gemeinen Vorliebe  entsi)ringt,  im  Vergleich  zur  Vergangenheit  die 
Gegenwart  trübe  und  hässlich  zu  linden,  verleitet  zu  einer  unrich- 
tigen Diagnose  und  zu  verfehlten  Massregeln.  So  setzen  auch  die 
meisten  Kleinhändler  ohne  weiteres  voraus,  früher  sei  es  mit  der 
Lage  des  Detailgeschäfts  und  mit  der  Art  der  Konkurrenz  besser 
bestellt  gewesen.     Damit  aber  verhält  es  sich  ähnlich  wie  mit  dem 
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Kleingewerbe,  das  gerade  in  den  Jahrhunderten  1650 — 1850,  in 
denen  der  Zunftzwang  in  Blüte  stand,  am  jämmerlichsten  daran  war. 

In  allen  Staaten  gab  es  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
bei  der  Umgestaltung  des  Wirtschaftslebens  (Grosskapital,  Gross- 
markt) einen  bestimmten  Bevölkerungsteil  und  eine  bestimmte  Gruppe 
Politiker  und  volkswirtschaftlicher  Theoretiker,  denen  die  Umgestal- 
tung wie  eine  Verletzung  der  Moral  oder  wie  ein  böses,  fluchwür- 
diges, von  auswärts  mit  elementarer  Gewalt  hereinbrechendes  Ver- 
hängnis erschien.  Heute  noch  wird  jede  neue  und  unbequeme  Kon- 
kurrenz als  etwas  Illegitimes  und  Illoyales,  als  eine  Störung  der 
Gesellschaftsordnung  angesehen.  Und  so  werden  noch  weite  Kreise 
von  der  Anschauung  beherrscht,  wie  sie  in  der  Münchner  Wochen- 
schrift „Der  Fugger"  Xr.  5,  1905  folgendermassen  formuliert  worden 
ist:  „Im  täglichen  Verkehr  müssen  wir  es  erleben,  dass  unzählige 
Landsleute  mit  ihren  Nachbarn,  auf  deren  Geschäftsverkehr  sie  von 
Gott  und  der  Natur  hingewiesen  sind  (sie!),  die  ältesten  Geschäfts- 
beziehungen abbrechen,  um  in  Sondervereinigungen  oder  in  Laby- 
rinthen von  W^arenanhäufungen  ihre  Wirtschaftsbedürfnisse  zusam- 
menzuholen". 

Darnach  scheint  es  fast,  als  ob  die  ., Sondervereinigungen" 
I  Konsumvereine)  und  die  .,Labyrinthe  von  Warenanhäufungen" 
(Warenhäuser)  nichts  anderes  als  Teufelswerke  sind  ! 

Die  Begründung  der  extrem-radikalen  Forderungen  lässt  sich 
teils  mit  der  Ausmerzung  der  unlauteren  Elemente,  der  nicht 
rechnenden  kleinen  Konkurrenz,  der  Schnnitzkonkurrenz,  des  Hau- 
sierbetriebs, teils  mit  der  Erhaltung  des  Mittelstandes  geben. 

Vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  möchten  die  Extremen,  wie 
derzeit  die  radikalen  Mittelstandspolitiker  in  Oesterreich,  das  An- 
wachsen der  Zwergbetriebe  durch  Zunftschranken  wieder  eindäm- 
men. Diese  Schranken  sind  jedoch  heute  nicht  einmal  mehr  disku- 
tabel und  wären  für  den  Kleinhandel  eine  zweischneidige  und  zu- 
dem erfolglose  Massregel;  denn  dadurch  würden  die  hauptsächlich- 
sten Bedränger,  nämlich  die  „nicht  rechnende"  Konkurrenz  (Ver- 
schleiss  im  Nebenbetrieb),  die  verschiedenartige  grosskapitalistische 
Reklamekonkurrenz  sowie  die  Konsumenten-Organisation  gar  nicht 
betroffen. 

Die  Unterdrückung  der  Kleinen  würde  auch  in  das  Programm 
der  heutigen  Sozialpolitik  absolut  nicht  passen;  so  gut  der  Staat 
heute  den  Arbeiterschutz  ausbaut,  können  auch  diese  Ange- 
hörigen des  vierten  Standes  einen  staatlichen  Schutz 

Neumann-Festschrift.  22 
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1j  e  a  n  s  p  r  ii  c  li  e  n. 

Anderseits  beansprucht  auch  der  Kleinhandel  eine  sozialpoliti- 
sche Tat  ^).  Jedenfalls  ist  zu  dieser  Expropriation,  bezüglich  deren 
der  volkswirtschaftliche  Standpunkt  dem  sozialpolitischen,  wonach 
jede  auch  nicht  gemeinnützige  Existenz  erhalten  werden  sollte,  dia- 
metral gegenübersteht,  Staat  und  Gesetzgebung  zuletzt  berufen. 

Anderseits  lässt  sich  die  Klassengesetzgebung  selbst  vom  ge- 
schäftlichen Standpunkt  aus  nicht  rechtfertigen.  Beim  Ausverkaufs- 
wesen z.  B.  lässt  sich  genau  nachweisen,  wie  die  wegen  einiger  un- 
soliden Ausverkäufe  beantragten  Gesetzesverschärfungen  für  den 
weitaus  überwiegenden  Teil  der  Veranstaltungen,  die  einem  sohden 
Geschäftsbetrieb  nicht  zuwiderlaufen,  eine  unbillige  und  zwecklose 
Schikane  bedeuten  würde. 

Nach  der  Anschauung  der  Wortführer  bedeuten  die  verschieden- 
artigen Bedrängnisse  des  Kleinhandels  die  Untergrabung  des  Be- 
standes des  breiten  Mittelstandes  und  damit  der 
Stabilität  der  heutigen  Gesellschaftsordnung. 

Nun  tritt  jeder  liberale  Wirtschaftspolitiker,  Avie  die  Etatsbe- 
ratungen sämtlicher  Bundesstaaten  beweisen,  jederzeit  für  eine  ziel- 
bewusste  Mittelstandsarbeit  ein.  Einer  der  Differenzpunkte  beruht 
darauf,  dass  wir  den  Ton  auf  die  Hebung  der  Leistungsfähigkeit 
und  der  Konsumkraft,  die  Gegner  auf  die  Einschränkung  der  Kon- 
kurrenten legen.  Ferner  ist  ebenso  wichtig  wie  die  Erhaltung  des 
Mittelstandes  der  soziale  Friede,  der  wirtschaftliche  Fortschritt  und 
die  wirtschaftliche  Gleichberechtigung.  Eine  Förderung,  die  dem 
Fortschritt  und  Allgemeinwohl  zuwiderläuft,  bedeutet  ja  schliesslich 

^)  Vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  erscheint  jede  nicht  leistungs- 
und  lebensfähige  Kleinkonkurrenz  als  ein  Krebsschaden  der  Gesamtbranche,  der 
ohne  Zeitverlust  entfernt  werden  muss,  soll  er  nicht  iniraer  weiter  um  sich 
wuchern. 

Ein  ultramontaner  Schriftsteller  urteilt  darüber  kurzweg:  „Wenn  über 
manche  derartige  Geschäfte,  wie  das  auch  nicht  anders  zu  erwarten  ist,  bald 
nach  ihrer  Gründung  das  Regenwetter  hereinbricht,  pflegen  ihre  Inhaber  sel- 
ten zu  verfehlen,  die  Illoyalität  und  den  Staat  für  die  Kalamität  des  Detail- 
handels verantwortlich  zu  machen.  Es  erscheint  jedoch  begreiflich,  dass  ihr 
Schicksal  in  diesem  Falle  einer  besonderen  Teilnahme  nicht  begegnet.  Wer 
ein  Geschäft  führen  will,  muss  nun  einmal  Kapital  und  kaufmännische  Kennt- 
nisse besitzen.  Diese  sind  für  einen  Geschäftsinhaber  ebenso  wenig  entbehr- 
lich, wie  für  den  Schuster  und  Schneider  das  Handwerkszeug  und  die  Kenntnis, 
es  richtig  zu  gebrauchen.  Wer  daher  ein  Geschäft  gründet,  ohne  über  Kapital 
und  kaufmännische  Bildung  zu  verfügen,  muss  von  vornherein  des  Fehlschla- 
gens  gewärtig  sein."     (Exgkl,  Detaillistenfragen,  1905,  S.  9.) 
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auch  eine  Schädigung  des  Kleinhandelsstandes,  und  eine  Förderung, 
die  nicht  ohne  A'erletzung  anderer  gleichberechtigter  Interessen  er- 
folgen kann,  kann  auch  nicht  auf  die  Dauer  Hilfe  erbringen.  Vor 
allem  spricht  gegen  die  „grossen  Mittel"  der  Umstand,  dass  sie  auf 
eine  ungerechte  Zurückdrängung  anderer  und  auf  die  Hemmung  des 
^virtschaftlichen  Fortschritts  hinauslaufen.  Der  „Schutz  des  sozialen 
Friedens"  muss  den  ßichtpunkt  aller  Wirtschaftspolitik  eines  Staates 
bilden.  Die  systematische  Hetze  gegen  Regierung  und  den  Kapitalis- 
mus und  seine  Erscheinungsformen  aber  liegen  nicht  auf  diesem  Wege. 

Ferner  hat  die  Geschäfts\\'elt  zu  rasch  vergessen,  in  welche 
elende  Lage  sie  durch  die  früheren  Zunft-Reglements  gebracht 
worden  war.  Aus  dieser  Misere  hat  uns  erst  die  G  e  w  e  r  b  e  f  r  e  i- 
h  e  i  t  erlöst,  welche  das  einzig  mögliche  Grundprinzip  des  Gewerbe- 
rechts für  die  moderne  Volkswirtschaft  bildet.  Nur  sie  hat  die 
mächtige  wirtschaftliche  Entwicklung  ermöglicht,  n  u  r  a  u  f  ihre  r 
Grundlage  konnte  Deutschland  eine  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s- 
m  a  c  h  t  w  e  r  d  e  n  u  n  d  k  a  n  n  es  e  i  n  e  b  1  e  i  b  e  n.  Sie  schafft 
für  Konsumenten  und  Produzenten  gleich  grosse  Vorteile  :  sie  ermög- 
licht insbesondere  dem  Kaufmann,  seine  Anlagen  und  Kenntnisse, 
seinen  Fleiss  völlig  zu  verwerten.  Gerade  aus  dem  Detaillisten- 
stand haben  Tausende  und  Abertausende,  die  heute  aus  Irrtum 
über  die  Ursachen  und  ül)er  ihr  wahres  Interesse  nach  Beseitigung 
der  Gewerbefreiheit  rufen,  ihr  allein  die  Existenz  zu  v  e  r- 
d  a  n  k  c  n ,  die  sie,  wenn  ihrem  Verlangen  willfahrt  würde,  ver- 
lieren würden. 

Selbst  wenn  also  den  Detaillisten  die  Verwirklichung  der  an- 
gedeuteten Nebenabsichten  irgend  welchen  Nutzen  bringen  würde, 
was  wir  bestreiten,  so  würden  dadurch  andere  grosse  Gruppen  ge- 
rade des  Mittelstandes  schwer  geschädigt  werden.  Leiden  aber  ein- 
zelne Gruppen  des  Mittelstandes,  so  wird  für  die  Dauer  auch  der 
Kleinhandelstand  in  Mitleidenschaft  gezogen,  weil  ihm  ein  Teil  seiner 
zahlungskräftigen  Kundschaft  entzogen  wird.  Der  einzelne  Teil  kann 
nicht  gedeihen,  wenn  das  Ganze  leidet,  das  auf  dem  organischen 
Zusammenhang  aller  Teile  beruht.  „Dass  dieser  organische  Zu- 
sammenhang unter  den  verschiedenen  Gruppen  der  wirtschaftenden 
menschlichen  Gesellschaft  von  manchen  Handwerkern  ebenso  ver- 
kannt Avird  wie  von  der  extrem  agrarischen  Bewegung,  ist  der  tiefste 
Grund  des  Kampfes  mit  unzureichenden  und  falschen  Mitteln,  den 
beide  seit  langer  Zeit  mit  den  übrigen  Gruppen  des  Wirtschafts- 
lebens führen.     Und  nicht    der  ist  ihr    w  a  h  r  e  r    F  r  e  u  n  d  ,    der 
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sie  in  der  Jagd  nach  solchen  abgenützten,  in  der  modernen  Wirt- 
schaftsordnung nicht  allein  nnzulänglichen,  sondern  geradezu  schäd- 
lichen Mitteln  bestärkt,  sondern  der  sie  zur  Anwendung  der 
„kleinen  Mittel"  anleitet  (vgl.  Magdeburger  Ztg.  v.  16.  Aug. 
1903). 

Einen  weiteren  Difierenzpunkt  bildet  die  Zusammensetzung  des 
Mittelstandes.  Die  Stütze  der  Bewegung  bildet  die  breite  Masse 
des  Mittelstandes,  dessen  Erhaltung  angeblich  ohne  die  Bekämpfung 
der  grosskapitalistischen  Konkurrenz  nicht  möglich  ist.  Das  öffent- 
liche Interesse,  dessen  der  Mittelstand  von  jeher  sicher  ist,  und 
damit  der  Erfolg  der  gewerbsmässigen  Agitation  gegen  die  Kon- 
kurrenten hängt  davon  ab,  dass  sie  nicht  als  das  einseitige  Interesse 
der  Detaillisten-Klasse,  nicht  als  Brotneid  auftritt,  sondern  als  eine 
Forderung  fortschrittlicher  Sozialethik  und  des  Millionen  von  Exi- 
stenzen umfassenden  Mittelstandes  ausgegeben  wird.  Wie  noch  jede 
Beschränkung  der  Konkurrenz,  so  wird  auch  die  der  illoyalen  als 
eine  sozialethische  Tat  im  Interesse  der  Rettung  von  Staat  und 
Gesellschaft  verlangt.  Es  fragt  sich  daher,  inwiefern  ist  überhaupt 
der  Mittelstand  beteiligt  ? 

Der  gewerliliche  Mittelstand  zerfällt  in  zwei  Hälften,  den  Hand- 
werker- und  den  Detaillistenstand ;  seiner  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung nach  ist  der  letztere  mit  7—800000  Betrieben  ebenso  nam- 
haft, wie  das  Kleingewerbe  mit  seiner  Million  von  Betrieben. 

In  welchem  statistischen  Verhältnis  nun  steht  der  Kleinhandel 
zum  Mittelstand  ?  und  zur  gesamten  Gesellschaft  überhaupt  ? 

Die  Gefolgschaft  der  Mittelstandspolitiker  besteht  in  der  Haupt- 
sache • —  ausser  den  für  Zunftzwang  schwärmenden  Handwerks- 
meistern —  aus  den  Kolonial-  und  Manufakturwarenhändlern,  die 
sich  durch  die  Konkurrenz  der  Konsumvereine  bezw.  Ausverkäufe 
beengt  fühlen.  Der  Detailhandel  jedoch  zählt  nach  der  letzten  Be- 
rufszählung von  1895  nicht  weniger  als  1500  verschiedene  Zweige, 
deren  Interessen  weit  auseinanderliegen ;  es  ist  dies  nebenbei  ge- 
sagt, der  Grund,  weshalb  die  Schutzvereine  vor  einem  Jahrzehnt 
der  Agitation  für  Vereinigung  der  Kleinhändler  in  einer  Detail- 
listenkammer sofort  abgewinkt  haben. 

Die  Angehörigen  der  Schutzvereine  gebärden  sich  trotzdem  als 
die  alleinigen  Vertreter  des  Mittelstandes.  In  dem  Stuttgarter 
Handelskaramerbericht  für  1904,  S.  405,  haben  Avir  den  statistischen 
Nachweis  geliefert :  von  den  Steuerzahlern  des  Deutschen  Reichs 
entfallen  auf  den  kaufmännischen  Mittelstand   nur   S'/i  %   (166  000 
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Arbeitgeber) ;  auf  den  speziell  durch  die  Konsumvereine  bedingten 
städtischen  Kleinhandel  nur  2^/2  %  • 

Die  Agitatoren  messen  mit  zweierlei  Mass.  Sie  beanspruchen 
gesetzliche  Garantien  und  Privilegien  für  etwa  110000  Detailhänd- 
ler (50000  Kleinkrämer,  die  sich  auch  Detaillisten  heissen,  fallen 
ausserhalb  dieses  Rahmens),  d.  h.  für  einen  Teil  des  altherkömm- 
lichen Bürger-  oder  dritten  Standes,  sie  behaupten  aber,  diese  For- 
derung nicht  namens  dieses  kleinen  Ausschnittes  aus  der  Bevölke- 
rung zu  vertreten,  vielmehr  ständen  dahinter  fünf  Millionen  (genauer 
5120  000),  die  den  heutigen  Mittelstand  bilden.  Diese  2—3%  be- 
haupten, sie  kämen  nicht  zu  ihrem  Recht,  weil  der  Gesetzgeber  die 
anderen  97  %  des  Mittelstandes  nicht  in  ihrem  Grundrecht  der 
wirtschaftlichen  Bewegungsfreiheit  beschränke,  wozu  er  ausscrstande 
ist.  Die  vielgerühmten  Anträge,  die  im  Namen  des  Mittelstands 
gegenüber  den  K  o  n  s  u  m  v  e  r  e  i  n  e  n  gestellt  werden,  richten  sich 
gegen  Bevölkerungsgruppen,  die  etwa  '•'/lo  oder  einen  den  Detail- 
handel um  das  Zwanzigfache  übertreffenden  Bestandteil  des  städti- 
schen Mittelstandes  darstellen. 

Die  Wortführer  des  Mittelstandes  möchten  einen  „auserwählten ", 
zu  privilegierenden  Mittelstand  innerhalb  des  Mittelstands,  d.  h,  als 
„legitimen"  Kleinhandel  nur  den  herkömmlichen  Mittelbetrieb  an- 
erkannt wissen,  nicht  auch  den  grösseren  (z.  B.  Filialen,  Konsum- 
vereine) oder  den  kleineren  Betrieb  (die  „Ungelernten").  Sie  möch- 
ten diese  beiden  Konkurrenten-Gruppen,  als  nicht  gleichberechtigt, 
verfehmen;  sie  sehen,  Avie  die  gelernten  Handwerksmeister,  die 
„Nichtgelernten"  als  eine  illegitime  Konkurrenz  an  und  tragen  ihr 
das  Vorurteil  der  illoyalen  Konkurrenz  nach. 

Nun  beträgt  die  Zahl  der  kleineren  Geschäfte  (Alleinbetriebe 
und  Betriebe  mit  1—5  Gehilfen)  1882:  435,  1895:  603,  1905:  700— 
800  Tausend.  Dazu  kommen  über  200  000  Hausierer.  Dieser  Million 
von  Angehörigen  des  Kleinhandels  stehen  20000  Angehörige  des 
Zentralverbands  für  Handel  und  Gewerbe  gegenüber,  die  sich  für 
die  alleinigen  Vertreter  des  Kleinhandels  ausgeben  und  auf  Grund 
dessen  alle  möglichen  staatlichen  Schranken  gegen  die  Hunderttau- 
sende ihrer  Konkurrenten  verlangen.  Die  Ungleichmässigkeit  in  der 
Zusammensetzung  des  Mittelstandes  —  es  gibt  ja  hierin  dutzenderlei 
Gruppen,  von  etwa  700  Mk.  Jahreseinkommen  aufsteigend  bis  zu 
7000  Mk.  Jahreseinkommen  — ,  suchen  die  Agitatoren  dadurch  zu  ver- 
decken, dass  sie  es,  wie  bei  der  Agrarbewegung,  auch  bei  der  Mittel- 
standsbewegung im  Unklaren  lassen,  wer  die  Träger  dieser  BcAvegung 
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sind;  wie  dort  Feudalherren  und  Kuhbauern,  so  suchen  sie  auch  hier 
einander  widerstreitende  Interessen  unter  einer  Flagge  zu  vereinigen. 
Nur  in  negativer  Beziehung  geben  sie  eine  Grenze:  zum  Mittel- 
stand wollen  sie  lediglich  die  mittleren  Gewerbtreibenden  gerech- 
net wissen,  die  weder  zu  den  Grosskapitalisten,  noch  zu  den  Lohn- 
arbeitern zählen.  In  dieser  Begriifsbestimmung  ist  1.  die  einseitige 
Auffassung  des  Mittelstandsproblems,  2.  die  verhetzende  Tak- 
tik der  Agitation  enthalten.  Es  fehlt  an  einer  Interessen- 
Solidarität,  die  einen  f  e  s  t  e  n  Z  u  s  a  m  m  e  n  h  a  1 1  gibt; 
man  vergegenwärtige  sich  nur,  wohin  die  kleingewerblichen  Zünft- 
ler gegenüber  den  kleinhändlerischen,  wohin  die  gelernten  Kauf- 
leute gegenüber  den  ungelernten  Krämern  zielen. 

"Wir  sehen:  die  „staatliche  Rettung"  oder  der  Sanierungseffekt 
ist  schon  wegen  der  Verschiedenartigkeit  der  Ursachen  der  Bedräng- 
nis und  noch  mehr  wegen  des  Interessenwiderstreits,  der  zwischen 
den  verschiedenen  Kleinhandelsgruppen  herrscht,  durchaus  nicht  so 
aussichtreich,  wie  die  Agitatoren  voraussetzen.  Es  liegen  hier  die 
gleichen  Schwierigkeiten  vor,  die  den  Kölner  Handwerkskammer- 
tag vom  10.  August  1905  veranlasst  haben,  den  Befähigungsnach- 
weis für  unausführbar  zu  erklären. 


2.  D  i  e  i  1 1 0  y  a  1  e  K  0  n  k  u  r  r  e  n  z. 

Wie  wir  oben  an  dem  Üüchtigen  Üeberblick  gezeigt  haben, 
ist  die  neuaufgekommene  Konkurrenz  des  Grösseren  wohl  eine  der 
Hauptursachen  der  Bedrängnis,  jedoch  nicht  die  einzige.  Um  je- 
doch die  Sache  so  zu  drehen,  als  ob  die  Konkurrenz  die  Hauptübel- 
täterin wäre,  möchte  man  ihre  neuere  Ausartung,  ihre  zunehmende 
Illoyalität  als  die  hauptsächliche  Bedrängerin  angesehen  wissen. 

Es  ist  von  Belang  zu  untersuchen,  warum  gerade  im  Klein- 
handel im  Gegensatz  zu  allen  anderen  Gewerbezweigen  die  Illoya- 
lität in  den  letzten  Jahrzehnten  zugenommen  haben 
soll. 

Wie  wir  gesehen  haben ,  führt  der  n  e  u  e  r  e  k  a  p  i  t  a  1  i  s  t  i- 
sche  Wettbewerb  nach  den  drei  Richtungen :  d  e  s  D  r  u  c  k  s  auf 
Preis  und  Verdienst,  in  der  G  e  schäfts  kulan  z  und 
Geschäfts  reklame  zu  Ueb  ertreibun  g  en,  die  auf  die  Dauer 
sowohl  die  Sol  i  dit  ät  des  gesamten  Geschäftszweigs  ge- 
fährden, als  auch  dem  All  g  emeinin  ter  e  sse  schädlich  sind. 
Das  solide  Geschäft  sucht  sich  einen  treuen  Kundenkreis,  eine  dau- 
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enide  Einkommensquelle  zu  schaffen;  dazu  bedarf  es  keiner  illoy- 
alen Mittel.  Unsolid  ist  die  Konkurrenz,  der  es  nur  darauf  an- 
kommt, das  (Geschäft  unbekümmert  darum,  ob  der  Kunde  reell 
bedient  wird  und  ob  er  wiederkehrt,  zustande  zu  bringen.  In  die- 
sem Streben  nach  Augenblicksprofit  ist  ihr  jedes  Mittel  bei  An- 
l^reisung  der  Ware  recht;  ihr  Geschäftsgebaren  gleicht  einer  Art 
Raubbau.  Der  Kleinhandel  empfindet  die  systematische  Preisunter- 
bietung, wie  sie  durch  die  grosskapitalistische  oder  illoyale  Kon- 
kurrenz betrieben  wird,  als  Schädigung  der  kommerziellen  Gesamt- 
interessen; sie  wirkt,  wie  das  Submissionssystem  im  Baugewerbe, 
als  eine  Schraube  ohne  Ende. 

Die  Wahrung  der  kommerziellen  Gesamtinteres- 
sen ist  ein  gesunder  Gedanke,  welcher  der  Kleinhan- 
dels-Agitation zugrunde  liegt.  Dem  „Raubbau"  kann 
u  n  d  m  u  s  s  die  G  e  w  e  r  b  e  p  o  1  i  z  e  i  a  1 1  e  r  w  e  g  e  n  e  n  t  g  e  g  e  n- 
treten  und  dadurch  zugleich  zur  Erleichterung  des 
U  e  b  e  r  g  a  n  g  e  s  und  der  A  n  })  a  s  s  u  n  g  beitragen.  Dieser 
Begriff  der  Unsolidität  muss  die  Richtlinie  zwischen  den  extremen 
wirtschaftspolitischen  Parteien  abgel)en.  Demgemäss  fragt  es  sich 
in  erster  Linie  z.  B.  bei  den  Ausverkäufen'),  Konsum- 
vereinen u.  s.  f. :  lieben  sie  auf  das  gesamte  Gewerbe  als 
Einkommensquelle  für  Tausende  von  Familien  eine 
ruinöse,  untergrabende  AVirkung  aus? 

Nun  ist  es  im  gesamten  Erwerbsleben  in  erster  Linie  die  kleine 
Konkurrenz,  welche  die  Preise  verdirbt,  schon  Aveil  sie,  selbst  wenn 
sie  möchte,  nicht  kalkulieren  kann. 

Das  ist  auch  im  Kleinhandel  der  Fall.  Es  wird  nun  den  ver- 
möglichen Anfängern  besonders  verübelt,  dass  sie  sicli  nicht  scheuen, 
sich    an    den   ungeschriel)enen   Kodex  eines  angemessenen  Nutzens 

^)  Ein  Beispiel  haben  wir  a.  a.  0.  bei  der  Behandlung  der  Ausverkaufs- 
frage gefunden ;  wir  haben  dort  zwischen  wirtschaftlich  berechtigten  und  soli- 
den Ausverkäufen  und  solchen  unterschieden,  deren  Grundlage  eine  unwirt- 
schaftliche, illoyale,  ungesunde  ist.  Die  ersteren  sind  heute  für  manches  Sai- 
son-, Luxus-  und  Spezialgeschäft  nicht  zu  umgehen  und  dienen  dazu,  überholte 
Bestände  rechtzeitig  a,bzustossen.  Diese  Vorgänge  sind  mit  keinerlei  nachtei- 
ligen Folgen  für  die  Gesamtheit  verbunden,  zumal  sie  sich  innerhalb  eines  be- 
schränkten Zeitraums  bewegen.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  zweiten  Gruppe 
von  Ausverkäufen.  Hier  ist  der  Ausverkauf  keine  wirtschaftlich  gegebene  Not- 
wendigkeit, sondern  Selbstzweck,  nicht  eine  spontan  auftretende  Begleiter- 
scheinung, sondern  System,  ein  Ausverkauf  in  Permanenz,  der  wie  ein  Fäulnis- 
erreger am  Organismus  wirkt. 
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nicht  zu  kehren.  Man  empfindet  es  als  illoyal,  dass  diese  Preisunter- 
bietung geradezu  Geschäftsprinzip  wird.  Früher  verkaufte  man 
nur  im  Notfall  unter  dem  Einkaufspreis,  jetzt  gehört  diese  Abgabe 
von  „Lockvögeln"  zum  Reklamesystem,  es  bildet  die  zeitweilige  Dar- 
bietung grosser  Posten  zu  Ausnahmepreisen  (Saison-Ausverkäufe, 
„Occasions")  die  Geschäftsgrundlage. 

Soll  nun  aber  die  Rettung  des  Mittelstands  ausschliesslich  von 
der  Einschränkung  dieser  Konkurrenz  abhängen  ?  Beruht  der  Vor- 
sprung des  Warenhauses  und  der  anderen  neu  emporgekommenen 
Konkurrenten  lediglich  auf  Schwindel  und  Illoyalität "?  Hat  die 
Bedrängnis  des  Kleinhandels  lediglich  in  der 
Illoyalität  ihre  AV  u  r  z  e  1  ?  Bildet  die  zunehmende  Unreel- 
lität  tatsächlich  die  Hauptursache  des  Niedergangs  unseres  Klein- 
handels ? 

Wer  diese  Fragen  bejaht,  begeht  eine  Selbsttäuschung,  zu  der 
der  Unwille  über  die  Konkurrenzverschärfung  verleitet.  Vielmehr 
beruht  der  wirtschaftliche  Vorsprung  der  AVarenhäuser  u.  s.  w.,  wie 
eine  nun  jahrzehntelange  Erfahrung  deutlich  zeigt,  auf  der  Grösse 
des  Kredits  und  dos  arbeitenden  Kapitals,  auf  der  damit  gegebe- 
nen grösseren  Selbständigkeit  gegenüber  den  Lieferanten  und  Kun- 
den, auf  der  Durchführung  der  Barzahlung  und  der  Umsatzbeschleu- 
nigung. 

Wir  können  hier  dieses  weitschichtige  Gebiet  nicht  weiter  un- 
tersuchen. Wir  haben  seit  einem  Jahrzehnt  die  einzelnen  Geschäfts- 
gruppen, Geschäftsprinzipien  und  Vertriebsmethoden,  die  als  illoyal 
und  strafwürdig  angesehen  werden,  weil  sie  auf  die  ständige  Preis- 
unterbietung hinarbeiten,  Fall  für  Fall  erörtert.  Das  Gesamtergeb- 
nis geht  dahin: 

1.  Es  gibt  eine  Art  der  Konkurrenz,  welche  nicht  nur  an  einem 
einzelnen  Platz,  sondern  überhaupt  für  den  gesamten  Geschäfts- 
zweig Markt  und  Preis  ruiniert  und  damit  die  Existenzgrundlagen 
des  soliden  Kleinhandels  auf  die  Dauer  untergräljt. 

IL  Selbst  von  den  „raubbauartigen''  Konkurrenzarten  ist  1. 
nicht  jede,  insbesondere  nicht  jede  Schleuderkonkurrenz  ohne  weiteres 

a)  als  illoyal  anzusehen, 

b)  strafwürdig  oder  strafrechtlich  zu  erfassen.  Ein  bekanntes 
Beispiel  in  dieser  Hinsicht  l)ildet  die  Submissionskonkurrenz,  deren 
sich  ja  der  Staat  selbst  bedient ; 

2.  trägt  weder  diese  Konkurrenz  ül)erhaupt  noch  speziell 
die  ruinöse    Konkurrenz     die    Hauptjichuld   an    dem  Niedergang 
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des  Kleinliandels.  Die  Hauptursache  liegt  vielmehr,  wie  oben  schon 
bemerkt,  an  der  Umgestaltung  des  gesamten  Wirtschaftslebens  und 
damit  auch  der  Grundlagen  des  Kleinhandels,  der  Verschiebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Produktion  und  Verteilung,  in  der  Konsum- 
kraft und  in  den  Ansprüchen  der  Kundschaft  u.  s.  f. 

Wie  verhält  sich  zu  diesen  Gesichtspunkten  das  Wettbewerbgesetz 
von  1896  ?  Dasselbe  ist  ein  Unikum  in  der  Gesetzgebung  und  Rechts- 
geschichte. Kaum  jemals  hat  ein  Gesetz  so  allgemeine  Unzufrie- 
denheit hervorgerufen.  Den  Anlass  hierzu  gibt  die  angeblich  un- 
zulängliche x^usführung  des  heute  noch  ziemlich  einfachen  Gesetzes. 
Die  extremen  Parteien  entfalten  deshalb  einen  Wetteifer  darin,  einer- 
seits immer  neue  Z  u  s  a  t  z })  a  r  a  g  r  a  p  h  e  n,  anderseits  die  Ersetzung 
der  Kasuistik  durch  eine  gen  er  eile  Begriffsbestimmung 
zu  verlangen.  AVie  es  scheint,  glauben  sie,  der  Richter  werde  ge- 
fügiger, indem  man  seinem  freien  Ermessen  durch  den  einheitlichen 
Begriff  einen  grösseren  Spielraum  einräumt,  oder  die  Ausführung 
werde  erleichtert,  indem  man  solche  durch  ein  Dutzend  Zusatzpara- 
graphen noch  mehr  kompliziert. 

Die  radikalen  Wortführer  können  sich  insbesondere  nicht  ge- 
nug tun,  über  die  ,,Lcndenlahmheit'-  der  Prinzii)ien,  die  der  Son- 
derbesteuerung und  dem  richterlichen  Urteil  ülier  Illoyalität  zu- 
grunde liegen,  zu  klagen.  Der  tiefere  Grund  der  Klagen  über 
die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  von  1896  liegt  in  der  Absicht, 
die  Interpretation  des  Wettbewerbgesetzes  zu  verschärfen  und  die 
Sondersteuer  gegen  Warenhäuser  u.  a.  zu  einer  Art  Erdrosselungs- 
steuer zu  steigern,  um  sich  eine  wirksame  Schranke  gegen  die  un- 
bequeme Konkurrenz  zu  schaffen. 

Jeder  Realpolitiker  wird  für  die  Einschränkung 
von  Auswüchsen,  Missständen,  Illoyalitäten  eintreten, 
soweit  sie  sich  mit  dem  Prinzip  der  G  e  w  e  r  b  e  f  r  e  i- 
li  e  i  t  vereinen  1  ä  s  s  t.  Denn  durch  die  Beschneidung  der  Aus- 
wüchse braucht  die  Freiheit  nicht  beschränkt  zu  werden.  Gegenüber 
den  neueren  Vertriebsmethoden  jedocli  muss  man  im  Auge  behalten: 
sie  sind  nur  A  e  u  s  s  e  r  u  n  g  s  f  o  r  m  e  n  jener  einen  treibe  n- 
d  e  n  Kraft,  durch  die  die  gesamte  Konsumenten- Ver- 
sorgung in  veränderte  Bahnen  getrieben  wird.  Insbesondere  ist 
die  grosskapitalistische  Reklamekonkurrenz  nur  e  i  n  T  e  i  1 ,  nur 
ein  Rädchen  in  der  modernen  technisch-kommerziellen  G  e  s  a  m  t  e  n  t- 
Wickelung  und  Umwälzung,  die  kein  Volkstribun  des  Mittelstan- 
des aufhalten  kann. 
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Die  Yerscliiebungen  in  diesen  verscliiedenartigen  Momenten 
bilden  die  Hauptursache  der  Bedrängnis ;  der  fortschreitenden  Ent- 
^Yickelung  hemmende  Schranken  aufzuerlegen,  ist  keine  Regierung 
imstande,  und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  die  neue 
AVirtschaftsordnung  nicht  auf  den  Kopf  zu  stellen  vermag. 

Xicht  in  trübseliger  Erinnerung  an  bessere  Zeiten  liegt  die 
Hilfe,  sondern  im  Vorwärtsschauen,  in  tatkräftiger  Wahrnehmung 
der  aus  den  Verschiebungen  sich  ergebenden  Konjunkturen,  in  der 
sich  ihnen  anpassenden  Neuorganisation  der  Betriebsmethode,  in 
der  Befriedigung  der  höheren  Ansprüche  an  Kapital,  Kredit,  Ge- 
schäftskunde, Kulanz,  Reklame  u.  s.  f. 

3,  Das   gewerbepolizeiliche  Reglementieren   zur 
Rettung  des  Mittelstandes. 

a)  Die  gesetzestechnische  Konstruktion. 

Gegenüljer  allen  Missständen  der  Konkurrenz,  namentlich  auch 
der  internationalen,  ist  in  erster  Linie  die  schwierige  Prinzipien- 
frage, ob  Staats-  oder  Selbsthilfe  einzutreten  habe  und  dann  die  viel- 
leicht noch  schwierigere  Frage  der  Anwendung  auf  den  ein- 
zelnen Fall  und  der  wirksamen  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  z  u 
untersuchen,  D  i  e  H  a  u  p  t  p  u  n  k  t  e  betreffen  die  g  e- 
setzestechnische  Präzisierung,  den  voraussichtlichen 
Sanierungs-Effekt  und  sein  Verhältnis  zu  den  geforderten  Opfern, 
die  Sicherheit  für  die  wirksame  und  dauernde  Durchführung  des  Ge- 
setzes ;  ferner  wirft  sich  sofort  die  Frage  auf,  ob  die  neueren  Betriebs- 
verschiebungen nicht  so  viele  Ausnahmen  von  der  Gesetzesbeschrän- 
kung notwendig  machen,  dass  eine  Präzisierung  illusorisch  wird. 

Wir  haben  diese  Hauptpunkte  in  dem  Stuttgarter  Handels- 
kammerbericht für  1904  S.  217,  347  ff.  am  Ausverkauf  und  den 
Einkäuferbestechungen  exemplifiziert.  Das  bezeichnendste  Beispiel 
ist  die  Geschichte  der  Zunftagitation ;  als  die  Handwerker  in  den 
letzten  Jahren  sich  die  obengenannten  Hauptpunkte  klar  machten, 
erkannten  sie,  dass  für  sie  unter  den  heutigen  Erwerbsverhältnissen 
der    seit    30  Jahren   erkämpfte  Zunftzwang   nur  wenig  AVert  habe. 

So  würde  sich  auch  der  Streit  um  die  staatliche  Rettung 
des  Kleinhandels  aus  dem  sich  innner  mehr  verschärfenden  Kon- 
kurrenzkampf sehr  vereinfachen,  wenn  sich  die  Agitatoren  über 
die  ebengenannten  Fragen  der  Ausführung  erst  Klarheit  verschaf- 
fen würden.  Auf  sie  trifft  der  Goethesche  Satz  zu:    „Das  Wesen  der 
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Dilettanten  besteht  darin,  dass  sie  die  Schwierigkeiten  nicht  kennen, 
die  in  einer  Sache  liegen,  und  dass  sie  immer  etwas  unternehmen 
wollen,  wozu  sie  keine  Kraft  haben."  Auf  das  wirtschaftspolitische 
Gebiet  übersetzt  kann  man  sagen :  Das  AVesen  des  Dilettanten  be- 
steht darin,  dass  er  radikale  Forderungen  aufstellt,  ohne  den  Weg 
der  Ausführung  näher  zu  prüfen  und  abzuwägen,  ob  sich  mit  den  ge- 
l)rachten  (3pfern  auch  ein  entsprechender  Gegenwert  erkaufen  lässt. 

Hier  nun  ist  die  Ausführung  der  Forderungen  deshalb  beson- 
ders schwierig,  weil  sie  gegen  das  Prinzip  der  wirtschaftlichen 
Gleichberechtigung  Verstössen  würde  und  anderseits  unser  juristisch 
vorgebildeter  Beamtenstand  —  es  gereicht  ihm  dies  nur  zur  Ehre 
—  sich  nicht  dazu  entschliessen  kann,  sich  über  die  objektive  Ab- 
wägung gleichberechtigter  Interessen  hinwegzusetzen.  Darin  liegt 
der  stille,  nicht  durchbrechbare  Widerstand  begründet,  dem  Ten- 
denzgesetze bei  der  deutschen  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung 
erliegen  müssen. 

Für  eine  wirksame  gesetzgeberische  Hilfe  ist  die  Aufstellung 
fester  Grenzen  und  u  n  v  e  r  r  ü  c  k  b  a  r  e  r  B  e  g  r  i  f  f  s  m  e  r  k- 
male  unentbelirlich.  Gegenüber  den  neueren  Konkurrenz-Arten 
und  Vertriebsmethoden  jedoch  ist  sie,  weil  alles  im  Fluss  oder  die 
Frage  noch  nicht  spruchreif  ist,  nur  in  Ausnalimcfällen  möglich. 
AVenn  man  seit  Jahrzehnten  z.  B.  nach  einer  treffenden  Bestim- 
mung der  Begriffe  „AVein",  „Erfindung"  u.  s.  f.  sucht,  so  fehlt  es 
bei  den  vorliegenden  Streitfragen  an  festen  Be- 
griffen z.  B.  für  „Unlauteren  W  e  1 1  b  e  w  erb"  ,  „  AV  a- 
r  e  n  h  a u  s"  ,  „Ausverkauf",  „]M  i  1 1  e  1  s  t  a n  d".  Die  Folge 
davon  ist  eine  doppelseitige  Unmöglichkeit ,  nämlich  1.  die  ausein- 
andergehenden gewerbepolizeilichen  Ansichten  und  Interessen  zu 
einigen,  2.  eine  befriedigende  Rechtskonstruktion  für  die  gesetzliche 
Regelung  aufzufinden.  Bei  dem  Mangel  an  einer  scharfen  Abgren- 
zung der  Begriffe  ist  es  jedem  möglich ,  sich  etwas  anderes  unter 
dem  Problem  vorzustellen,  als  sein  Nachbar.  „AVo  aber  volkswirt- 
schaftliche Unklarheiten  Ijestehen ,  stellen  sich  alsbald  leicht  Miss- 
brauch und  Ausbeutung,  habgierige  Marodeure  ein;  schauen  doch 
auch  aus  den  Beteuerungen  mancher  Agitatoren,  die  den  Schutz  des 
Mittelstandes  beständig  im  Munde  führen,  aber  im  Trüben  zu  fischen 
suchen ,  eigensüchtige  Bestrebungen  und  Interessen  hervor,  die  mit 
dem  Mittelstande  gar  nichts  gemein  haben."  (H.  BÖttger,  „A^om 
alten  und  neuen  Mittelstand",  1901,  S.  4.) 

Ihre  tiefere  Ursache  haben   diese  Schwierigkeiten    darin ,    dass 
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die  Frage  noch  nicht  s  p  r  u  c  h  reif  und  dass  es  überhaupt 
sehr  schwer  ist ,  die  im  Gemenge  miteinander  liegenden  und  sich 
immer  noch  komplizierenden  Interessen  zu  entwirren,  dass  an- 
dernteils  die  gewerljlichen  Berufe,  die  Bevölkerungsschichten,  die 
Erwerbsstände  sich  leichter  und  häufiger,  als  noch  vor  einigen  Jahr- 
zehnten berühren,  mehr  und  mehr  ineinander  übergehen.  Die 
Grenzen  sind  hier  ebenso  fliessend,  wie  bei  den 
P  r  o  d  u  k  t  i  0  n  s  -  und  Y  e  r  t  r  i  e  b  s  m  e  t  h  o  d  e  n.  Und  das 
ist  der  Hauptgrund'),  weshalb  heute  d  i  e  W  i  e  d  e  r- 
e  i  n  f  ü  h  r  u  n  g  der  früheren  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  s  c  h  r  a  n  k  e  n 
nicht  mehr  möglich  ist.  Beim  Kleingewerl^e  wird  dies  mehr 
und  mehr  zugegeben.  Der  Kleinvertrieb  aber  ist  genau  so  daran, 
wie  das  Kleingewerbe. 

Demgemäss  bildet  es  hier,  wie  gegenüber  der  Sozialdemokratie, 
eine  Hauptaufgabe  der  Aufklärungsarbeit,  die  Agitatoren  zu  zwingen, 
in  allen  Einzelfragen  unumwunden  Farbe  zu  bekennen,  d.  h.  feste 
Stellung  zu  nehmen. 

Wer  alle  die  dutzenderlei  Anträge  genau,  wie  es  der  Verfasser 
seit  Jahren  in  dem  Stuttgarter  Handelskammerbericht  tut ,  prüft, 
erkennt  den  verfehlten  Standpunkt  der  Mittelstandspartei  erst  recht 
klar. 

Ein  schlagendes  Beispiel  hiefür  bietet  die  neueste  reichsamt- 
liche Enquete  vom  Mai  1905. 

Infolge  der  Reichstagsverhandlungen  vom  2.  Dezember  1904 
ersuchte  nämlich  das  Reichsamt  des  Innern  im  Mai  1905  die  Re- 
gierungen der  einzelnen  Bundesstaaten  um  Erhebungen  über  das 
Ausverkaufswesen  sowie  über  die  etwaigen  Abänderungs-  oder  Er- 
gänzungsvorschläge zum  Wettbewerbgesetz  vom  27.  Mai  1896.  Diese 
Erhebung  ist  von  der  Handelskammer  Stuttgart  schon  im  Som- 
mer 1904  auf  das  genaueste  und  eingehendste  durchgeführt  und 
das  Ergebnis  in  deren  Jahresbericht  auf  über  100  Seiten  veröffent- 
licht worden.  Wir  haben  dort  nachgewiesen:  1.  Die  Formulierung 
der  Umfrage  der  verlnindeten  Regierungen  ist  nicht  scharf  genug 
gefasst;  2.  die  ganze  Umfrage  hat  keinen  festen  Grund;  denn  un- 
mittelbar, nachdem  die  Reichstagsverhandlung  vom  Dezember  1904 
über  die  Ausverkäufe  stattgefunden  hatte,  wurde  durch  das  reichs- 
gerichtliche Urteil  (vom  15.  Dezember  1904)  den  von  den  verschie- 

*)  Diese  Interessen-Komplikationen  —  nicht ,  wie  immer  behauptet  wird, 
die  Einsichtlosigkeit  der  Richter  —  ist  auch  der  Grund,  weshalb  das  Reichs- 
gesetz von  1896  den  zu  hoch  gespannten  Erwartungen  nicht  entspricht. 
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denen  Parteien    in    heissem  Wettlauf    eingereichten   Anträgen    der 
Boden  unter  den  Füssen  weggezogen. 

Der  Fall  liegt  ähnlich,  wie  gegenüber  dem  Gella-  oder  Gut- 
scheinsystem ;  als  es  sich  vor  sechs  Jahren  ausbreitete,  wurde  sofort, 
als  ob  darob  alsbald  der  gesamte  Kleinhandel  zugrunde  gehe,  in 
ungestümer  Weise  ein  neues  Gesetz  verlangt;  schon  nach  wenigen 
Monaten  aber  ergab  es  sich,  dass  das  ßeichsgesetz  von  1896  voll 
ausreiche. 

b)  Die  Wirksamkeit  der  radikalen  Massregeln. 

An  der  gleichen  Uebertreibung  Avie  die  Motivierung  radikaler 
Massregeln  leiden  die  Versprechungen  in  Bezug  auf  die  Rettung 
der  Bedrängten. 

Aus  unserer  Diagnose  geht  ohne  weiteres  hervor :  D  i  e  B  e  s- 
s  e  r  u  n  g  m  u  s  s  von  i  n  n  e  n  heraus  k  o  m  m  e  n  ;  n  u  r  a  u  s  d  e  r 
Selbsthilfe,  der  besseren  Fachbildung,  der  genossen- 
schaftlichen Schulung  kann  eine  effektive  Hilfe  er- 
wachse n.  Die  Erziehung  dazu  und  die  staatliche 
Förderung  dieser  Selbsthilfe  bedeutet  positive 
M  i  1 1  e  1  s  t  a  n  d  s  p  o  1  i  t  i  k.  Die  Agitatoren ,  welche  zu  den  ra- 
dikalen Mitteln,  wie  Befähigungsnachweis,  Beschränkung  des  Gross- 
betriebs durch  Umsatzsteuer  u.  s.  f.,  schwören ,  treiben  negative 
Mittelstandspolitik;  sie  mag  vielleicht  den  Konkurrenten  einigen 
Abbruch  zufügen,  nützt  aber  jedenfalls  den  Interessenten  nur  wenig. 
Die  Verhältnisse  liegen  ähnlich  wie  beim  Handwerk,  bezüglich  dessen 
einer  der  Regierungsvertreter  auf  dem  Kölner  Handwerkskammertag 
vom  10.  Aug.  1905  konstatierte:  „Das  Entscheidende  für  das  Voran- 
kommen ist  heute  der  Kredit ;  wer  ihn  gewährt,  fragt  nicht  danach, 
ob  der  Schuldner  auch  durch  die  staatliche  Prüfung  abgestempelt  ist". 

An  sich  wäre  es  PHicht  der  Parteien  und  der  elirlichen  Partei- 
führer, die  Anhänger  im  eigenen  Lager  zu  der  neuzeitlichen  Tech- 
nik und  Organisation  zu  bekehren.  Statt  dessen  ziehen  es  —  bei 
dem  unlauteren  Wettbewerb  der  Parteien  um  den  Stimmenfang  — 
die  meisten  vor,  den  Fanatikern  des  politischen  Mystizismus, 
die  sich  nur  schwer  in  die  gegenwärtige  Lage  linden  und  das  er- 
erbte Recht  und  Gesetz  den  heutigen  Konkurrenzbedingungen  und 
gesetzlichen  Bestimmungen  nur  mit  Selbstüberwindung  anzupassen 
vermögen,  sowie  ihren  mittelalterlichen  Anschauungen  zu  schmeicheln. 

Unser  ganzes  öffentliches  Leben  leidet  unter  dem  Selbstbetrug 
der  Parteien,   als  ob  sie  den  von  der  Konkurrenz  Bedrängten 
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in  der  Beschränkung  derselben  ein  vrirksames  Heilmittel  bieten 
könnten.  Daran  trägt  insbesondere  die  Mittelstandspolitik  der  kon- 
servativen Partei  und  des  Zentrums  viele  Schuld.  Im  gewöhn- 
lichen Leben  sieht  man  die  gewerbepolizeiliche  Einschränkung  der 
Konkurrenz  als  ein  kostenloses  Geschenk  an  die  von  ihr  Bedrängten  an. 
Aber  jeder  Eingriff  des  Gesetzgebers  verlangt  auch  Opfer,  die  von 
anderen,  den  Konkurrenten,  oder  von  der  Gesamtheit  gebracht  werden 
müssen.  Besonders  deutlich  lässt  sich  dies  an  dem  heutigen  Stand  des 
anderen  Zweiges  des  Kleinbetriebs,  nämlich  an  dem  des  Handwerks, 
verfolgen;  kleingewerbliche  Zweige,  die  vor  Jahrzehnten  noch  als  die 
bestbegründeten,  solidesten  galten,  sind  vom  Grossbetrieb  verdrängt 
worden,  andere  haben  infolge  der  veränderten  Lebens-  und  Wirt- 
schaftsverhältnisse eine  Entwertung  oder  durchgreifende  Umwand- 
lung erfahren,  so  dass  ihr  Betrieb  sich  in  ganz  anderen  Formen  als 
früher  vollzieht.  Einen  wirksamen  Schutz  hiergegen  konnte  die  Re- 
gierung nicht  bieten.  AVie  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Reihe 
Handwerksbetriebe ,  wie  Tuchmacher ,  Tuchscherer ,  Leinen-  und 
Zeuglesweber,  Färber,  Gerber,  Brauer,  Zinngiesser,  Schuhmacher, 
Kammacher,  Stricker,  Seiler,  Schirmmacher  etc.,  durch  den  sich  fort- 
schreitend entwickelnden  Fabrik-  und  Grossbetrieb  nahezu  trocken 
gelegt  wurden,  so  sind  auch  viele  Kleinhändler  durch  den  Gross- 
betrieb in  ihrer  Existenz  beeinträchtigt  worden.  Wie  es  aber  dem 
Gesetzgeber  nicht  einfallen  kann ,  der  Entwickelung  und  Ausdeh- 
nung der  Industrie,  dem  Bestreben  nach  höchster  Leistungsfähig- 
keit unter  Benützung  aller  Erfindungen  der  Technik  Schranken  zu 
setzen  oder  den  reellen  Handel  zu  unterbinden ,  ebensowenig  wird 
sich  auf  gesetzlichem  Wege  die  Ausdehnung  oder  Yergrösserung 
der  Detailgeschäfte  einschränken  lassen.  Niemand  wird  z.  B.  den 
vom  Niedergang  betroffenen  Färbern ,  Tuchmachern ,  Leinen-  und 
Baumwollwebern  das  Mitgefühl  versagen;  es  wäre  jedoch  ein  fal- 
sches Mitleid,  das  für  die  Nächstbeteiligten  nur  Verderben  bringen 
Avürde ,  wenn  man  ihnen  verschleierte ,  was  unaufhaltbar  kommen 
muss.  Die  JMassenfabrikation  enthält  für  das  konsumierende  Pub- 
likum, für  die  staatliche  Steuer-  und  Finanzkraft  und  für  die  Er- 
haltung der  internationalen  Konkurrenzfähigkeit  so  gewaltige  Er- 
rungenschaften, dass  jedes  Widerstreben  gegen  ihr  Vordringen  ver- 
geblich ist.  Wer  innerhalb  dieser  Entwickelung  die  Bedingungen  der 
Existenz-  und  Konkurrenzfähigkeit  nicht  durch  sich  selbst  und  seine 
persönliche  Leistungsfähigkeit  zu  erfüllen  vermochte,  dem  konnten 
auch  andere  nicht  mehr  helfen ,  auch  nicht  die  staatliche  Schwäch- 
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ung  oder  Lahmlegung  der  grosskapitalistischen  Konkurrenz.  Zu 
deutlich  zeigt  der  heutige  Stand  der  kleingewerblichen  Weber,  Brauer, 
Gerber  u.  s.  w.,  dass,  wer  ihnen  beim  Hereindringen  der  erwähnten 
Umwälzung  eine  staatliche  Rettungsaktion  in  xA.ussicht  stellte,  Un- 
mögliches versprach.  Die  gleiche  Resignation  legt  sich  auch  gegen- 
über den  Uebergangsleiden  des  Kleinhandels  derjenige  auf,  der  die 
Mühe  nicht  scheut,  einen  Ueberblick  über  die  Gesamt-Entwickelung 
und  die  heutige  Interessen-Kompliziertheit  zu  erlangen. 

In  den  letzten  Jahren  erlangte  der  Kleinhandel  Sondersteuern 
und  Sondergesetze  gegen  den  Wettbewerb.  Aber  mit  all  den 
Universalmitteln  wurde  in  Bezug  auf  die  Besserung  der  Lage  des 
Kleinhandels  auch  nicht  der  geringste  Effekt  erzielt,  im  Gegenteil 
eine  Förderung  und  Stärkung  der  grosskapitalistischen  Unterneh- 
mungen herbeigeführt:  die  Zahl  der  Konsumvereinsmitglieder  stieg 
in  der  Zeit  von  1885—1905  von  127  000  auf  897  000,  die  Zahl  der 
Hausierer  verdoppelte  sich  im  gleichen  Zeitraum,  noch  empfindlicher 
verschärfte  sich  bekanntlich  die  Konkurrenz  der  AVarenhäuser.  Eben- 
so brachte  das  Reichsgesetz  von  189()  die  versprochene  Rettung 
—  und  nur  darum  handelt  es  sich  —  in  keiner  Weise. 

Wohin  die  kurzsichtige  Reglementierungssucht  führt,  haben  wir 
greifbar  an  dem  benachbarten  Oesterreich  vor  Augen.  Dort  hat 
man  seit  Jahrzehnten  verschiedene  Universalmittel  zur  Anwendung 
gebracht;  aber  der  Kleinhandel  ist  dort  vielfach  schlimmer  daran, 
als  im  Deutschen  Reiche  '). 

Wenn  all  die  angepriesenen  Mittel  sich  immer  wieder  als  un- 
tauglich und  unwirksam  erweisen,  so  muss  ein  innerer  Grund  da- 
für vorhanden  sein.  Und  dieser  liegt  in  dem  ideologischen  Aus- 
gangspunkt insofern,   als   die   Mittelstandspolitiker    an   eine    glatte, 

')  In  der  gleichen  Woche,  wo  dieses  Abhilfeprogramm  wieder  von  der  Agi- 
tation aufgenommen  wurde,  gab  in  der  Brünner  Handelskammer-Sitzung  vom 
11.  April  1904  einer  der  dortigen  Wortführer  des  Mittelstands  die  Erklärung 
ab:  -Der  Gewerbestand  ächzt  geradezu  unter  der  Last  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Depression,  unter  den  stetig  sich  entwickelnden  gewerbefeind- 
lichen Verhältnissen.  So  trachten  die  leitenden  Kreise  dieses  Gewerbestandes 
den  rechten  Weg  zu  finden,  auf  welchem  sie  ihn  in  eine  einigermassen  erträg- 
liche Atmosphäre  führen  und  ihm  zumindest  eine  ein  wenig  ruhigere  wirt- 
schaftliche und  soziale  Lage  und  Erholung  sichern  würden!"  —  Erstickung 
jeglicher  Unternehmungslust,  Stagnation  auf  allen  Erwerbsgebieten,  wirtschaft- 
liche und  politische  Reaktion  —  das  sind  die  Segnungen  des  „inneren  Marktes", 
auf  den  die  Mittelstandspolitiker  Deutschlands  Gesamtwirtschaft  zurückschrau- 
ben möchten! 
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restlose  Lösimg  wirtschaftlicher  Interessenfragen  und  Entwickelungen 
glauben  und  gewisse  Missstände  der  Gewerbefreiheit  als  einen  hin- 
reichenden Grund  für  ihre  Einschränkung  oder  Aufhebung  erachten, 
während  doch  in  dieser  ,, AVeit  voller  Widerspruch"  bei  jedem  Ge- 
setz, wie  bei  jedem  Menschenwerk,  Auswüchse  und  Entwickelungs- 
krankheiten  unvermeidlich  sind.  Der  ideologische  Ausgangspunkt 
aber  und  die  dilettantische  Gesetzeskonstruktion  führen  naturgemäss 
immer  zum  Gegenteil  von  dem,  was  sie  erstreben.  Sind  schon  im 
Erwerbsleben  Illusionen  nicht  von  Nutzen,  so  sind  schlimmer 
als  nutzlos,  direkt  schädlich  in  der  W  i  r  t  s  c  h  a  ft  s  p  o  1  i  t  i  k  theo- 
retische, aus  einer  vermeintlich  geschichtlichen  Betrachtung  gefund- 
ene Illusionen.  Und  eine  solche  Illusion  ist  der  Glaube  an  die 
Staats- Allmacht. 

In  ihrem  Grundgedanken  liegt  die  Mittelstandsbewegung  auf 
der  gleichen  Linie,  wie  die  für  die  Doppelwährung,  für  die  Beseiti- 
gung des  Terminhandels,  für  die  Eröffnung  eines  Zollkriegs  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  für  die  Mehl-Detarilierung  u.  s.  w. 
Der  ganze  Effekt  der  Kegierungs-Intervention  bestand  bisher  ledig- 
lich darin,  dass  sie  ihren  guten  AVillen  —  woran  doch  billigerweise 
niemand  zweifeln  konnte  —  gezeigt  hat;  eine  tatsächliche  Besse- 
rung in  der  l^edrängten  Lage  hat  noch  kein  einziges  der  neueren 
Reglements  gebracht.  Wo  immer  die  Regierung  Konzessionen 
machte,  musste  sie  bis  jetzt,  wie  z.  B.  beim  Börsengesetz,  sofort 
nach  einigen  Jahren  eine  Revision  vornehmen  und  dadurch  kund- 
geben, dass  sie  sich  auf  einen  falschen  AVeg  habe  drängen  lassen. 
Und  wo  die  Regierung  nicht  nachgab,  hat  es  sich,  wie  z.  B.  dem 
Bimetallismus  gegenüber,  ebenso  schon  nach  einigen  wenigen  Jahren 
als  ein  grosses  Glück  erwiesen,  dass  sie  der  Versuchung  gegenüber 
standhaft  geblieben  ist.  Man  vergegenwärtige  sich  nur,  welch  ein 
Lärm  wegen  des  Befähigungsnachweises ,  wegen  der  AVarenhaus- 
steuer,  des  Gella-  oder  Ausverkaufssystems  jahrelang  gemacht  wurde. 
Heute  ist  z.  B.  bei  der  AA^arenhaussteuer  offenkundig,  dass  das  „legi- 
time" Geschäft  nur  für  den  F  i  n  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  r  die  Kastanien  aus 
dem  Feuer  geholt  hat.  Ganz  die  gleichen  Vorspanndienste  nun  lei- 
stete bisher  der  Kleinhandel  den  rechtsstehenden  Parteien;  der 
Patient  selbst  erlangte  von  ihnen  keine  Hilfe. 

Die  treffende  Illustration  dafür  bietet  die  Erfahrung  mit  der 
Agitation  für  den  Befähigungsnachweis.  Seit  Mitte  der 
siebziger  Jahre  gehört  die  Forderung  eines  solchen  zum  eisernen 
Bestand  der  Alittelstandspolitiker.    In  jeder  Legislaturperiode  ist  das 
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Handwerk  zur  Abfindung  mit  einem  neuen  Gesetzentwurf  oder  der 
Novelle  zu  einem  Gesetzentwurf  beglückt  worden.  Und  wenn  Heil- 
mittel dieser  Art  überhaupt  verschlügen,  so  müsste  heute  niemand 
glücklicher  sein  als  der  Handwerker.  Nach  drei  Jahrzehnten  hat 
endlich  das  Kleingewerbe,  auf  dem  Umweg  durch  die  Handwerks- 
kammern die  Yersprechungen  als  Truggold  erkannt. 

Auf  dem  Kölner  Handwerkskammertag  vom  10.  Aug.  1905  be- 
zeichnete ein  Innungsmeister  den  Traum  vom  Zunftzwang  als  eine 
,,Krankheit  des  Gewerbes".  Das  Gleiche  gilt  dem  Kleinhan- 
del ;  der  wirtschaftspolitische  Mystizismus  bildet  eine  Krankheit  des 
Kleinbetriebs  überhaupt.  Eines  der  Heilmittel  besteht  darin,  dass 
dieser  Krankheitsstoff,  der  durch  Dilettanten,  d.  h.  Kurpfuscher  im- 
mer noch  weiter  verschlimmert  wird,  bald  ausgestossen  wird. 

Der  Kleinhandel  macht  die  gleiche  Erfahrung,  wie  seit  drei 
Jahrzehnten  das  Kleingewerbe:  wäre  die  gleiche  Mühe  und  An- 
strengung anstatt  auf  die  laute  Agitation,  die  eine  billige  Popula- 
rität einträgt,  auf  die  positive  Arbeit,  auf  die  Hebung  der 
Assoziation  sowie  der  F  o  r  t  b  i  1  d  u  n  g  s  -  und  Fach- 
schulen verwendet  worden,  das  Handwerk  hätte  sicher  mehr 
davon  gehabt.  Wirklich  geholfen  haben  alle  die  gesetzgeberischen 
Konzessionen    dem  Handwerk  nur  wenig. 

4.   Die    .,kl  einen  Mittel". 

Aus  dem  Bisherigen  ergel)en  sich  die  leitenden  Gesichtspunkte 
für  die  Entwirrung  des  nun  Jahrzehnte  alten  Streites  über  die 
Staats-  und  Selbsthilfe.  Wir  leugnen  nicht  überhaupt  die  Notwen- 
digkeit und  Zweckmässigkeit  der  Staatshilfe ,  erwarten  aber  eine 
einschneidende  Wirksamkeit  lediglich  von  einer  stetigen  Reform 
seitens  der  einzelnen  Bundesstaaten  und  von  einer  festen,  inneren 
Organisation,  aber  nicht  der  staatlichen  Niederkämpfung  der  Kon- 
kurrenz. Auch  wir  sind  gegen  die  illoyalen  Vertriebsmethoden  und 
unlauteren  Geschäftsprinzipien,  aber  wir  glauben,  dass  die  Gewerbe- 
polizei zur  Zeit  nur  gegen  illoyale  Anpreisungen  wirksam 
vorzugehen  imstande  ist  und  glauben,  dass  die  Regierung  gegen  die 
Unreellität  im  allgemeinen  machtlos  ist. 

AVie  wir  oben  gefunden  haben,  kann  eine  Besserung  der  Lage 
des  Kleinhandels  nur  vermittelst  der  positiven  Mittelstandspolitik 
erfolgen,  die  auf  d  i  e  b  e  s  s  e  r  e  F  a  c  h  b  i  1  d  u  n  g  ,  a  u  f  d  i  e 
genossenschaftliche    Schulung    und    auf   E  i  n  h  a  1- 

Neuraann-Festschiift .  2!j 
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t  u  n  g  der  (grenzen  des  loyalen  W  e  1 1  b  e  w  e  r  b  s  h  i  n- 
arbeitet. 

Das  wird  deutlich  auch  durch  das  Ergebnis  der  Handwerker- 
Agitation  bestätigt.  Es  sind  nun  über  vier  Jahrzehnte,  dass  die 
Handwerker  ihren  Kami^f  um  den  Befähigungsnachweis  und  die 
Erschwerung  der  Preisunterbietung  füliren.  Dieser  Kampf  ist  mit 
dem  Begräbnis  des  Befähigungsnachweises  auf  dem  Kölner  Hand- 
werkertag vom  10.  Aug.  1905  zum  Abschluss  gebracht  worden. 
Von  agitatorischer  Seite  war  den  Handwerkskammern  als  Haupt- 
zweck die  Arbeit  für  die  zünftlerische  Beschränkung  des  Erwerbs 
zugedacht  gewesen.  IS^unmehr  wird  endgültig  ihr  Arbeitsprogramm 
im  „Erziehungsfeldzug"   gefunden  werden. 

Darin  liegt  ein  wertvoller  Fingerzeig  für  die  andere  Seite  des 
Mittelstandsproblems ,  nämlich  für  die  Förderung  u  n  d 
Stärkung  des  Kleinhandels.  Auch  sie  ist,  wie  beim 
Handwerk,  nicht  eine  Kam  p  f  -  u  n  d  ]\I  a  c  h  t- ,  s  o  n  d  e  r  n 
eine  O  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  s  f  r  a  g  e.  Auch  sie  hat  nur  Aussicht  auf 
Erfolg  1.  in  der  positiven  M  i  1 1  e  1  s  t  a  n  d  s  p  o  1  i  t  i  k ,  2.  in 
einer  den  Handwerkskammern  analogen,  dem  Zwecke  dieser  „Er- 
ziehungskampagne" dienenden  Organisation,  welche  die  kauf- 
männischen und  Schutzvereine  zu  grösseren  Bezirksverbänden  ver- 
einigt. 

In  dieser  Richtung  liegt  der  Weg,  auf  dem  auch  die  Regierung 
noch  erfolgreich  eingreifen  kann.  Gegen  die  Preisunterbietung  ist 
sie  machtlos,  aber  sie  kann  die  korporative  Erziehung  zur  Loyalität 
im  AVettbewerb,  zur  genossenschaftlichen  Schulung  und  zur  aus- 
reichenderen Fachbildung  fördern.  Das  ist  das  Prinzip  für  die 
„kleinen  Mittel'-.  Wir  haben  sie  im  einzelnen  a.  a.  O.  exemplifi- 
ziert. Ein  Hauptpunkt  der  „Erziehungskamjjagne",  auf  den  ich  schon 
1892  in  Schmollers  Jahrbuch  hingewiesen  habe,  ist  folgender:  auf 
liberaler  Seite  befindet  sich  die  Organisation  der  „sozialen  Arbeit" 
noch  in  einem  sehr  primitiven  Stand;  was  darin  nachgeholt  werden 
niuss,  zeigt  z.  B.  die  „Katholisch-soziale"  und  die  sozialdemokra- 
tische „Zentrale"  oder  die  Organisations- Arbeit,  die  aus  politischen 
Gründen  rings  um  die  Grenzen  des  Deutschen  Reichs  herum  von 
der  italienisclien,  lettischen  und  tschechischen  Agitation  im  Laufe 
des  vorigen  Jahrzelmts  durchgeführt  worden  ist.  Es  fehlte  bisher 
immer  noch  zu  sehr  an  organisatorischen  Gedanken  und  an  stetiger 
Arbeit,  und  das  gibt  der  Mittelstandsbewegung  ihren  „berechtigten 
Kern". 
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III.   Das  Partei-Interesse  au  der  Rettimg  des  Mittelstandes. 

Die  Mittelstanclspolitiker  erheben  den  Anspruch,  als  eine  Or- 
ganisation unpolitischen  Charakters  angesehen  zu  werden.  Aber 
seit  man  von  Mittelstand  spricht,  ist  die  Mittelstandspolitik  iden- 
tisch mit  der  Reaktion  gegen  den  liberalen  Fortschritt  und  die  ka- 
pitalistische Wirtschaftsordnung.  Besonders  heute  strebt  sie  für 
diesen  Zweck  an,  staatliche  Machtmittel  mobil  zu  machen. 

Die  Aufgabe  der  deutschen  Mittelstandsvereinigung  besteht, 
wie  ihr  Generalsekretär  auf  der  Frankfurter  Versammlung  vom 
September  1905  aussprach,  darin,  dafür  zu  sorgen,  dass  Männer 
in  den  Reichstag  gewählt  werden,  die  auf  dieses  reaktionäre  Pro- 
gramm eingeschworen  sind. 

Verfolgen  wir  die  Entwickelungsphasen  des  „sozialen  Königtums" 
neuesten  Datums,  so  heben  sich  ganz  deutlich  zwei  Epochen  in  der 
neueren  deutschen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  ab.  In  der  ersten 
bis  in  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  reichenden  wurde  von  der 
Reichsregierung  und  den  Parteien  jedes  Gesetz  zuerst  nach  seiner 
Wirkung  auf  die  Arbeiterschaft,  in  der  zweiten  darauf  folgenden 
nach  der  Wirkung  auf  den  bäuerlichen  und  gewerblichen  Mittel- 
stand beurteilt.  Gegenwärtig  bereitet  sich  schon  wieder  eine  neue 
Schwenkung,  wie  Mitte  der  neunziger  Jahre  vor. 

In  ganz  unerwarteter  Weise  wird  vom  Zentrum  der  Befähigungs- 
nachweis und  die  Warenhaussteuer,  von  der  konservativen  Partei 
wenigstens  der  Befähigungsnachweis  preisgegeben,  unerwartet  deshalb, 
weil  beide  Parteien  daran  zwei  ebenso  bequeme  als  unerscliöi)fliche 
Werbe-  und  Agitationsmittel  besessen  haben,  und  um  so  überraschen- 
der, als  sie  soeben  mit  den  Handelsverträgen  das  dritte,  nämlich  das 
der  Agrarzölle  verloren  haben.  (Sollte  diese  Schwenkung  das  Ver- 
dienst des  entschiedenen,  nicht  minder  überraschenden  Auftretens 
des  Staatssekretärs  Posadowsky  sein,  so  Aväre  sein  Eintluss  auf  die 
beiden  Parteien  doch  höher  anzuschlagen,  als  man  bisher  annahm). 
So  gut  nun  die  politischen  Parteien  umgelernt  haben,  sollten  doch 
allmählich  auch  die  Xächstbeteiligten  und  Interessierten  eine  Lehre 
ziehen.  Die  Mittelstandspartei  hat  immer  nur  eine  negative  hem- 
mende Tätigkeit  als  Ideal  vor  Augen  und  empfindet  nur  über  Be- 
schränkung des  Verkehrs  und  damit  der  Verdienstgelegenheit  Befrie- 
digung. AVas  jedoch  der  Kleinhandel  tatsächlich  benötigt,  das  ist 
positive  Arbeit,  die  auf  eine  Steigerung  des  Konsums  und  auf  eine 
Erhöhung  der  Betriebsamkeit  der  Bevölkerung  hinzielt,  Vermehrung 
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der  Verdienstmöglichkeiten,  Förderung  der  gewerblichen  Arbeit, 
auf  dass  eine  immer  grössere  Anzahl  von  Kräften  sich  an  ihr  be- 
teiligen kann,  Schafiung  von  Handelsrealschulen  u.  s.  f. 

Der  Kleinhandel  bildet  nur  einen  kleinen  Teil  der  Gesamt- 
wirtschaft. Dass  nun  aber  unsere  Zeit  nicht  im  Zeichen  der  Iso- 
lierung, sondern  des  Verkehrs  steht,  fühlt  und  weiss  jedermann. 
Es  gibt  heute  keinen  grösseren  Staat  in  der  Welt,  mit  dessen  ge- 
schichtlicher und  künftiger  Entwickelung  die  Isolierungsbestrebun- 
gen noch  vereinbar  wären. 

Wer  im  Weltverkehr  sich  umschaut,  fühlt  das  Nahen  einer 
neuen  Zeit.  Kaum  ist  das  Maschinenzeitalter  angebrochen,  so  sind 
wir  darüber  schon  hinaus  und  in  eine  zweite  Periode  der  Weltwirt- 
schaft eingetreten.  Die  Mobilisierung  der  Menschen  und  Güter,  die 
Ueberwindung  aller  lokalen  Bindungen  hebt,  wie  Fe.  Naumann  im 
August-Heft  der  Südd.  Monatshefte  treffend  sagt,  nun  erst  recht  an. 
Noch  zeigt  unsere  Wirtschaftspolitik  die  Ermattung  des  ersten  Zeit- 
alters, aber  ein  neues  System  und  eine  zweite  ., Freihandels- Welle" 
wird,  wie  in  den  fünfziger  Jahren  über  uns  kommen.  Möge  dieses 
Herannahen  der  neuen  Macht,  wie  das  Handwerk  auf  dem  Kölner 
Tag,  so  auch  der  Kleinhandel  bald  erkennen  !  ]Möge  er  noch  recht- 
zeitig die  Entwicklungsperiode  der  Utopisterei,  die  ihn  zum  Spiel- 
ball eigensüchtiger  Parteien  macht,  überwinden  und  in  der  Anpas- 
sung an  die  moderne  Zeit  und  in  der  folgerichtigen,  zielbewussten, 
stetigen  Gegenwarts-  und  Organisationsarbeit  die  Milderung  der 
Missstände  des  Konkurrenzkampfes  suchen ! 


Die  örtliche  Herkunft  der  evaiigelisclieii  und  katlio- 
lisclien  Geistlichen  in  Württeniherg. 

Von 

Bernhard  Harms,  Tübingen. 
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In  der  exakten  Erkenntnis  des  Gesellscbaftslebens 
sind  wir  infolge  der  enormen  Ausdehnung  bevölkerungsstatistischer 
Erhebungen  in  den  letzten  Jahrzehnten  zweifellos  ein  gutes  Stück 
vorwärts  geschritten.  Bevölkerungsstand  und  Bevölkerungsbewegung 
sind  in  zahllosen  kleinen  und  grossen  Untersuchungen  dargestellt 
worden.  Glücklicherweise  bricht  sich  auch  in  unsern  oftiziellen 
statistischen  Aemtern  immer  mehr  die  eigentlich  selbstverständliche 
Auffassung  Bahn ,  dass  die  Statistik  ihre  Aufgabe  nicht  darin 
sehen  kann ,  die  Bevölkerungsbewegung  lediglich  zu  konkreten 
Verwaltungszwecken  zu  beobachten,  sondern  dass  sie  in  hohem 
Masse  dazu  berufen  ist,  als  selbständiger  Zweig  der  nationalöko- 
nomischen Wissenschaft  unsere  Kenntnis  von  der  Innern  Struktur 
des  Gesellschaftslebens  zu  fördern.  Je  mehr  die  offizielle  Sta- 
tistik dieser  Auffassung  zuneigt,  desto  weniger  wird  sie  sich  damit 
begnügen,  nur  die  mehr  äusserlich  in  die  Erscheinung  tretenden 
Effekte  menschlicher  Massenbewegungen  und  Massenhandlungen  zu 
beobachten.  Und  das  ist  gut  so.  Denn  wollen  wir  jemals  zu  einer 
wirklichen  Erfassung  des  Gesellschaftslebens  kommen,  so  müssen 
wir  in  ganz  anderem  Masse  als  dies  bisher,  trotz  erfreulicher  An- 
läufe, geschehen  ist,  die  Elemente  der  Bevölkerung  als  Sozial- 
erscheinungen  würdigen.  Den  sozialen  Lebensbetätigungen  der  Men- 
schenmassen gilt  es  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

Was  wir  in  dieser  Beziehung  bisher  geleistet  haben,  bewegt  sich 
nach  einstimmigem  Urteil  der  Fachwissenschaft  in  bescheidenen 
Grenzen.  Zwar  besitzen  wir  dicke  und  gelehrsame  Bücher,  die  in 
mehr  oder  weniger  geistreichen  „soziologischen  Systemen"  den  inne- 
ren Zusammenhang  des  Gesellschaftslebens  in  seinen  tausend  Nüan- 
cierungen  restlos  auflösen.  Aber  bei  Licht  betrachtet,  handelt  es 
sich  hierbei  zumeist  um  rein  theoretische  Auseinandersetzungen,  die 
zwar  dem  Scharfsinn  ihrer  Autoren  alle  Ehre  machen,  im  übrigen 
aber  der  exakten  Grundlage  mehr  oder  weniger  entbehren.  Es 
kann  garnicht  energisch  genug  betont  werden,    dass    es  eine  rein 
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spekulative  „Soziologie''  nicht  gibt,  nicht  geljen  kann.  Auf  theo- 
retisch-logischem Wege  zu  einem  sozialwissenschaftlichen  System 
kommen  zu  wollen,  ist  schlechterdings  unmöglich.  Alle  Versuche 
nach  dieser  ßichtung,  die  gerade  in  jüngster  Zeit  wieder  eifrig 
unternommen  werden,  müssen  zerschellen  an  der  Unkenntnis  jener 
Vorgänge,  auf  denen  das  Gesellschaftsleben  beruht.  Unser  "Wissen 
ist  hier  viel  zu  sehr  Stückwerk.  Was  wir  vorläufig  tun  können, 
ist  nichts  als  Kleinarbeit :  Mühsame  K  ä  r  n  e  r  t  ä  t  i  g  k  e  i  t  i m 
Zusammentragen  von  Tatsachen.  Wer  hier  mitarbeitet, 
leistet  für  die  Erforschung  des  Gesellschaftslebens  unendlich  mehr 
als  jene,  die  sich  in  der  Aufstellung  von  scharfsinnigen  „Syste- 
men" nicht  genugtun  können.  Die  Grundlage  jeder  Gesellschafts- 
wissenschaft ist  die  exakte  Beobachtung  der  einzelnen  sozialen  Er- 
scheinungen —  und  eben  diese  Grundlage  ist  heute  erst  in  sehr 
bescheidenem  Umfange  vorhanden. 

Die  nachstehende  Studie  will  zu  solcher  Sammeltätigkeit  beitragen 
und  anregen.  Sie  bewegt  sich  auf  einem  Gebiete,  das  bisher  so  gut 
wie  gar  nicht  l^eai-beitet  worden  ist.  Was  ich  hier  zu  geben  versuche, 
ist  das  Bruchstück  einer  grösseren  Untersuchung  zur  Berufs- 
und  Sozialstatistik  des  württemlj  ergischen  Klerus 
beider  Konfessionen.  Die  ganze  Arbeit,  welche  auch  eine 
Absterbeordnung  des  Klerus  enthalten  wird,  soll  in  wenigen  Mona- 
ten als  erster  Band  der  von  mir  geplanten  „Beiträge  zur  Gesell- 
schaftsstatistik" herauskommen').  Ich  will  in  diesen  Heften,  die  nicht 
als  Zeitschrift,  sondern  in  beliebigen  Zwischenräumen  als  selbstän- 
dige Publikationen  erscheinen  werden,  exakte  Untersuchungen 
zur  Berufs-  und  S  o  z  i  a  1  s  t  a  t  i  s  t  i  k  der  höheren  Ge- 
sellschaftsschichten, vornehmlich  der  liberalen 
Berufe  veröffentlichen. 

Ich  werde  kaum  auf  AViderspruch  stossen,  wenn  ich  behaupte, 
dass  in  unserer  Zeit,  die  mit  Vorliebe  und  von  Rechts  wegen  den 
untern,  den  sog.  „arbeitenden  Klassen"  ihre  xlufmerksamkeit  schenkt, 
die  Angehörigen   jener   verhältnismässig  kleinen  Schicht  der  „geis- 


^)  Herr  Dr.  Paul  Siebeck,  Inhaber  der  Verlagshandlungen  J.  C.  B.  Molir 
und  H.  Laupp'sche  Buchhandlung  in  Tübingen,  hat  dem  Unternehmen  freund- 
lichst Asylrecht  gewährt.  Dass  für  diesen  Entschluss  ein  gerüttelt  Mass  wis- 
senschaftlichen Interesses  erforderlich  war,  braucht  dem  Kundigen  nicht  erst 
verraten  zu  werden.  Wie  schon  so  oft,  hat  Herr  Dr.  Siebeok  auch  hier  wieder 
gezeigt,  dass  es  in  Deutschland  noch  Verleger  gibt,  denen  idealistische  Auf- 
fassung des  Berufes  in  hohem  Grade  eignet. 
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tigen  Arbeiter"  sowohl  im  Hinl^lick  auf  die  Wahrnehmung  -wirt- 
schaftlicher wie  namentlich  auch  ideeller  Interessen  über  Gebühr 
vernachlässigt  werden.  Diese  Schichten  sind  heute  erst  zum  Teil 
organisiert,  sie  haben  das  Schreien  nach  Staatshilfe  noch  nicht  in 
dem  Masse  gelernt,  wie  die  Träger  unserer  Erwerbsberufe  in  In- 
dustrie und  Landwirtschaft  es  ohne  Ausnahme  verstehen.  Und 
merkwürdig :  die  nationalökonomischen  Fachgenossen  sind,  soweit 
sie  die  Gegenwartsfragen  literarisch  behandelt  haben,  in  Bezug  auf 
das  Objekt  ihrer  Untersuchungen  den  Spuren  unserer  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  in  ihren  äusseren  Normen  bestimmenden 
Politiker  gefolgt.  Unzählige  Arbeiten  auf  sozialwissenschaftlichem 
Gebiete  beschäftigen  sich  entweder,  und  dies  in  der  Regel,  mit  den 
Menschenmassen  ohne  soziale  Differenzierung  —  oder  aber  sie  neh- 
men eine  solche  auf  der  Basis  von  Selbständigen  und  Abhängigen,  Un- 
ternehmern und  Arbeitern,  männlichen  und  weiblichen  Erwerbstätigen 
etc.  vor,  um  dann  nach  Neigung  oder  nach  Massgabe  der  Ergiebig- 
keit oder  Bedeutung  des  Materials  einzelne  dieser  Gruppen  be- 
sonders eingehend  zu  behandeln.  Der  unsere  Zeit  charakterisie- 
rende materielle  Grundzug  ha't  auch  die  wissenschaftliche  National- 
ökonomie mehr  als  dies  gut  ist,  in  seinen  Bannkreis  gezogen.  Es 
könnte  fast  scheinen,  als  ob  die  Träger  unserer  geistigen  Kultur  in 
dem  Lande  der  Dichter  und  Denker  ihre  Rolle  ausgespielt  hätten, 
als  ob  die  oberen  Schichten  unserer  Gesellschaft,  deren  Wert  für 
die  Nation  ja  nicht  auf  klingende  Münze  gebracht  werden  kann, 
den  sterilen  Bevölkerungsschichten  zugerechnet  werden  müssten. 

Die  Aufgabe  der  Nationalökonomie  erschöpfe  sich,  so  heisst 
es  heute  zumeist,  in  der  Bearbeitung  wirtschaftlicher  Dinge.  Ich 
möchte  gegen  solch'  enge  Begrenzung  unseres  Betätigungsgebietes 
protestieren.  Wirtschaftliche  Wohlfahrt  ist  zwar  die  unerlässliche 
Basis  für  die  Höherentwicklung  der  allgemeinen  Kultur,  aber  sie 
allein  gibt  uns  diese  noch  nicht.  Erst  wenn  den  vorwärtsdrängen- 
den wirtschaftlichen  Faktoren  die  geistigen  an  die  Seite  treten  und 
dauernd  dort  verharren,  ist  uns  ein  wirkliches  Aufsteigen  gesichert. 
Das  wirtschaftliche  Moment  über  Gebühr  in  den  Vordergrund 
schieben,  heisst  die  geistige  Kultur  gefährden. 

Diese  Auffassung  war  es,  die  mich  dazu  führte,  meine  gesell- 
schaftswissenschaftlichen Untersuchungen  in  erster  Linie  auf  die  hö- 
heren Berufe  zu  erstrecken.  Dass  ich  hierbei  zunächst  eine  Arbeit 
über  den  württembergischen  Klerus  bringe,  hat,  soweit  die  Landes- 
frage in  Betracht  kommt,  seine  Ursache  in  der  einfachen  Tatsache, 
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dass  ich  Dozent  an  der  württembergiscben  Universität  bin.  Dass  ich 
gerade  den  geistlichen  Stand  wählte,  erklärt  sich  ebenso  einfach : 
von  Jugend  auf  bin  ich  mit  der  „Sphäre  des  Pfarrhauses"  ein- 
gehend vertraut ;  es  war  ein  alter  Lieblingsgedanke  von  mir,  über 
die  soziale  Struktur  des  Klerus,  über  seine  inneren  durch  Geburt 
und  örtliche  Abstammung  bedingten  Beziehungen  zu  Land  und 
Leuten  exakte  Untersuchungen  anzustellen. 

Ich  gedenke  im  Laufe  der  Zeit  eine  ganze  Reihe  ähnlicher 
Arbeiten  —  nicht  nur  aus  meiner  Feder  —  zu  veröffentlichen. 
Alle  höheren  Berufe  sollen  dabei  gleichmässig  berücksichtigt  wer- 
den. Ich  hoffe  auch,  dass  ich  nach  der  Publizierung  dieser  ersten 
Untersuchung  bei  den  Beteiligten  weniger  Schwierigkeiten  linde,  als 
es  jetzt  leider  oft  der  Fall  war. 

Es  bleibt  mir  noch  übrig,  einiges  über  die  technische  Seite 
meiner  Enquete  zu  sagen  ^).  Das  Material  für  eine  solche  Arbeit 
konnte  selbstverständlich  nur  auf  dem  Wege  direkter  Umfrage  be- 
schafft werden.  Es  hätte  zwar  die  Möglichkeit  vorgelegen,  die 
örtliche  Herkunft  des  Klerus  auf  Grund  der  offiziellen  Kirchen- 
statistik festzustellen.  Der  .,Personalkatalog" -)  und  das  „Ma- 
gisterbuch" ■')  bieten  hierfür  die  Unterlagen.  Ich  habe  aber  nach 
eingehender  Ueberlegung  auch  für  diesen  Teil  der  Untersuchung 
das  unvollständigere  Material  meiner  Enquete  benutzt,  Aveil  für  die 
weitere  Durchführung  der  Arbeit,  vor  allem  für  die  Erfassung  der 
sozialen  Herkunft  die  offizielle  Statistik  versagt.  Um  nun  die  un- 
erlässliche  Yergleichsbasis  schaffen  zu  können,  schien  es  mir  zweck- 
mässig ,  der  ganzen  Arbeit  ein  einheitliches  Material  zugrunde  zu 
legen.  Dem  stellten  sich  um  so  weniger  Bedenken  entgegen,  als 
die  Beteiligung  an  meiner  En(]uete  erfreulich  gross  war.  Zeigen 
dennoch  die  al)soluten  Zahlen  kein  durchaus  vollständiges  Bild,  so 
spiegeln  sich  die  wirklichen  Verhältnisse  in  den  Relativzahlen  zu- 
treffend wider;  mehrfache  Stichproben  haben  dies  hinreichend  be- 
wiesen. Uebrigens  soll  in  der  Gesamtdarstellung  das  den  Personal- 
verzeichnissen zu    entnehmende  Material    zur  Ergänzung  und  Ver- 


')  Ausführliches  über  Material  und  Methode  in  der  Gesamtdarstellung;  ich 
darf  wohl  die  bescheidene  Bitte  aussprechen,  dass  bei  einer  kritischen  Wür- 
digung diese  zu  Grunde  gelegt  werde. 

■-)  Personalkatalog  des  Bistums  Rottenburg.  Rottenljurg  a.  N.  Im 
Selbstverlag  der  bischöflichen  Kanzlei;  zuletzt  1904. 

^)  M  a  g  i  s  t  e  r  b  u  c  h  ,  herausgegeben  von  W.  BräuninGer  ;  Tübingen, 
Osiandersche  Verlagsbuchhandlung;  zuletzt  1904. 
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gleicliung  vollständig  herangezogen  werden. 

Im  Juli  1904  schickte  ich  an  sämtliche  Pfarreien  Württem- 
bergs einen  Fragebogen.  Der  den  katholischen  Geistlichen  zuge- 
schickte Bogen  enthielt  21,  derjenige  der  evangelischen  Geistlichen 
38  Fragen.  Bei  der  Bearbeitung  ergab  sich,  dass  manche  dieser 
Fragen  nicht  scharf  genug  gefasst  und  andere  falsch  ver- 
standen waren.  Auch  Hessen  sich  verschiedene  wünschenswerte 
Aufschlüsse  aus  den  Fragen  überhaupt  nicht  ableiten.  Es  erschien 
(leshalb  wünschenswert,  einen  neuen  Bogen  auszuarbeiten.  Da  nun 
aber  schon  die  Rücksendung  des  ersten  Bogens  Schwierigkeiten 
begegnet  war,  konnte  ich  mich  zu  einer  nochmaligen  Umfrage  nur 
mit  Unterstützung  der  Hohen  Kirchenbehörden  entschliessen.  Da 
mir  diese,  in  Form  einer  AuflForderung  an  die  Herren  Geistlichen, 
nur  auf  katholischer  Seite  zu  teil  wurde '),  habe  ich  nur  den  einen 
Bogen  erneuert.  Im  November  1904  ging  der  in  der  Anlage  ab- 
gedruckte Fragebogen  an  die  katholischen  Geistlichen  ab.  Für  die 
Statistik  der  ev.  Geistlichen  benutzte  ich  den  ursprünglichen  Bogen, 
den  ich  ebenfalls  beifüge.  Ein  Vergleich  mit  dem  katholischen 
Bogen  zeigt  den  Unterschied  in  der  Fragestellung;  es  handelt  sich 
lediglich  um  eine  Erweiterung  und  nicht  um  eine  grundsätz- 
licli  andere  Formulierung  der  Fragen. 

Die  Beteiligung  an  der  Enquete  war,  wie  gesagt,  recht  er- 
freulich. Zur  Zeit  der  Erhebung  betrug  die  Zahl  der  katho- 
lischen Kirchenstellen  996,  darunter  699  selbständige  Pfarreien. 
Der  Rest  bestand  aus  Kaplaneien  und  Vikariaten.  Von  den  699 
Inhabern  selbständiger  Pfarreien  haben  sich  580  an  der  Statistik 
durch  Rücksendung  der  Bogen  beteiligt,  mithin  85,6 '*„.  Von 
den  297  übrigen  Geistlichen ,  die  erst  das  zweite  Mal  einen 
Bogen  erhielten,  beteiligten  sich  206  =  69,1  Vo-  Im  ganzen  auf 
kathoHscher  Seite  786  Geistliche  =  78,9%.  Die  ev.  Kirche  zählte 
1137  Geistliche,  darunter  963  selbständige.  Von  den  letzteren 
haben  665  den  Bogen  zurückgeschickt  =  69,1%.  Den  nicht  de- 
finitiv Angestellten  ist  auf  ev.  Seite  kein  Fragebogen  geschickt 
worden,  weil  sie  erst  bei  der  zweiten  Umfrage  in  den  Kreis  einbe- 
zogen wurden.  Die  Grundlage  für  die  Untersuchung 
bilden  demnach  145  1  Geistliche,  unter  ihnen  1245 
„definitive"  =  74,8  «o    aller  Definitiven.    Die  Beteiligung  erstreckt 

1)  Es  ist  mir  angenehme  Pflicht,  Seiner  bischöflichen  Gnaden  dem  hoch- 
würdigsten  Herrn  Bischof  von  Rottenburg  Herrn  von  Keppler,  für  das  überaus 
freundliche  Entgegenkommen  aufrichtigen  Dank  zu  sagen. 
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sich  ziemlich  gleichmässig  auf  alle  4  Landeskreise. 

Wer  jemals  die  Schwierigkeit  der  Materialbeschaffung  bei  pri- 
vaten statistischen  Erhebungen  kennen  gelernt  hat,  wird  zugeben, 
dass  die  Beteiligungsziffer  bei  dieser  Untersuchung  eine  ungewöhn- 
lich hohe  ist.  Die  aus  den  eingegangenen  Zahlen  resultierenden 
Ergebnisse  werden  deshalb  ein  durchaus  zutreffendes  Bild  der  so- 
zialen Struktur  des  württembergischen  Klerus  widerspiegeln.  Eine 
Durchsicht  des  Fragebogens  zeigt,  dass  die  vorgenommene  Differen- 
zierung sich  auf  die  verschiedensten  Gebiete  des  Gesellschaftslebens 
erstreckt.  Die  überaus  gewissenhaft  erfolgten  Antworten  auch  auf 
jene  Fragen,  die  nicht  ohne  gewisse  Bedenken  gestellt  wurden, 
haben  dem  Verfasser  ein  für  die  Beurteilung  des  geistlichen  Stan- 
des, als  eines  integrierenden  Teiles  der  Gesellschaft,  überaus  wich- 
tiges Material  an  die  Hand  gegeben.  Ich  hoffe,  dass  ich  das  in 
mich  gesetzte  Vertrauen  durch  voraussetzungslose,  objektive  Dar- 
stellung der  Tatsachen  gerechtfertigt  habe. 

Das  hier  veröffentlichte  Bruchstück,  dessen  Umfang  durch  den 
zur  Verfügung  stehenden  Eaum  bedingt  ist,  wird  in  der  Gesamt- 
bearbeitung, die  ich  bis  Ende  des  Jahres  fertig  zu  stellen  hoffe, 
nach  mehreren  Richtungen  eine  Erweiterung  erfahren. 


I. 
Die  Geburtsorte  der  Oeistliclieu  uacli  Kreiseu  und  Oberämteru. 

Das  Königreich  Württemberg  hatte  im  Jahre  1900 :  2  169  480 
Einwohner.     Dem  Religionsbekenntnis  nach  wurden  gezählt: 

in   0,0  der 


Gesamtbevölkerung 

Evangelische : 

1497  299 

690,1 

Römisch-Katholische  i 

650  311 

299,8 

Andere  christliche  Bek. : 

9  507 

4,4 

Israeliten : 

11  916 

5,5 

Andere  Religionen  und 

keine  Religionen : 

447 

0,2. 

Bis  zum  Jahre  1803  war  Württemberg  ein  ausschliesslich  evan- 
gelischer Staat  mit  evangelisch-lutherischer  Staatsreligion,  welcher 
namentlich  alle  Beamten  angehören  mussten;  die  Ausül)ung  des  ka- 
tholischen   Gottesdienstes    war   verboten  ').     Nach    der   Erwerbung 

1)  Vgl.  das  Königreich  Württemberg.     Eine  Beschreibung  nach 
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namhafter  katliolischer  Gebiete  im  Jahre  1803  wurde  zunächst 
diesen  und  1806  auch  dem  altwürttembergischen  Lande  die  volle 
Gleichberechtigung  der  drei  christlichen  Bekenntnisse  (lutherisch, 
reformiert,  katholisch)  gewährt.  Das  numerische  Verhältnis  von 
Evangelischen  und  Katholiken  hat  sich  im  Laufe  des  19.  Jahrhun- 
derts nicht  merklich  verschoben :  1832  belief  sich  der  Anteil  der 
Evangelischen  an  der  Gesamtbevölkerung  auf  68,62  »o  ,  1900  auf 
69,01  Oq.  Lmerhalb  der  einzelnen  Kreise  und  Oberämter  freilich 
hat  sich  die  konfessionelle  Zusammensetzung  vielfach  geändert:  die 
konfessionell  einheitlichen  Bezirke  verschwinden  mehr  und  mehr  zu 
gunsten  der  gemischt  konfessionellen.  Dabei  lässt  sich  auch  in 
Württemberg  konstatieren ,  was  die  statistische  Beobachtung  der 
Konfessionsverhältnisse  schlechtweg  ergibt :  die  in  der  Minderheit 
behndliche  Konfession  zeigt  die  Tendenz  unverhältnismässig  starker 
Zunahme  ^).  Liwieweit  diese  Tendenz  zurückgedrängt  wird  durch 
den  in  entgegengesetzter  Richtung  wirksamen  Einfluss  der  Misch- 
ehen, lässt  sich  im  einzelnen  leider  nicht  nacbweisen  ^).  Es  darf 
aber  angenommen  werden,  dass  auch  in  Württemberg  die  Konfes- 
sionsverschiebung durch  die  Kindererziehung  in  Mischehen  sich  in 
dem  Sinne  vollzielit,  dass  die  lokal  ü  b  e  r  w  legend  e  n  Konfessionen 
im  Vorteil  sind.  Am  deutlichsten  tritt  dies  dort  in  die  Erschei- 
nung, wo  die  katholische  Konfession  überwiegt. 

Die  Statistik  "-)  bietet  für  die  starke  Vermehrung  der  Konfes- 
sionsminoritäten vollgültige  Beweise.  Der  verhältnismässige  Anteil 
der  Katholiken  und  Evangelischen  an  der  Gesamtbevölkerung  be- 
trug in  den  Gemeinden  mit  10000  und  mehr  Einwohnern: 

(S.  Seite  366.) 

Von  den  14  Gemeinden  AVürttembergs ,  die  10  000  und  mehr 
Einwohner  zählen,  haben  12  eine  ausgesi^rochen  evangelische  Ma- 
jorität. Und  in  allen  diesen  Gemeinden  hat  sich  der  verhältnis- 
mässige Anteil  der  Evangelischen  an  der  Gesamtbevölkerung  zu 
gunsten  der  Katholiken  v  e  r  r  i  n  g  e  r  t.  Sieht  man  von  Ludwigs- 
burg, wo  das  numerische  Verhältnis  von  Katholiken  und  Evange- 
lischen annähernd  gleich  geblieben  ist,  ab,  so  ist  die  Verringerung 

Kreisen,  Oberämtern  und  Gemeinden.  Herausgegeben  vom  K.  Statistischen  Lan- 
desamte 1904.     Erster  Bd.  1904  S.  143. 

1)  Vgl.  Geokg  von  Maye,  Statistik  und  Gesellschaftslehre.  2.  Bd.  Bevöl- 
kerungsstatistik.    1897,  S.  105  ff. 

'-)  Vgl.  Statistisches  Handbuch  für  das  Königreich  Würt- 
temberg.    Jahrg.  1901,  S.  192. 
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1871 

1900 

-p  oder 

-\-  oder 

Stadt. 

Evangel. 

Katho- 
liken 

Evangel. 

Katho- 
liken 

—  der 
Ev. 

—  der 
Katb. 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

Stuttgart 

85,8 

11,7 

82,1 

15,4 

-    3,7 

+  3,7 

Ulm 

75,3 

21,9 

67,8 

30,3 

-    7,5 

--8,4 

Heilbronn 

87,2 

9,3 

83.0 

13,9 

—   4,2 

--4,6 

Esslingen 

92,2 

6,7 

89,1 

10,1 

-   3,1 

—  3,4 

Cannstatt 

89,1 

8,3 

84,0 

13,5 

—    5,1 

—  5,2 

Reutlingen 

96,4 

3,5 

90,7 

8,4 

-    5,7 

-r4,9 

LudAvigsburg 

86,7 

12,4 

86,1 

12,0 

—   0,6 

—  0.4 

Göppingen 

89,8 

7,9 

82,4 

15,7 

—    7,4 

+  7,8 

Gmünd 

27,1 

72,6 

31,5 

68,0 

-f    4,4 

-4.6 

Tübingen 

89,7 

9,4 

82,2 

16,8 

—    7,5 

+  7,4 

Tuttlingen 

91,5 

8,3 

75,0 

24,4 

—  16,0 

+  16,1 

Ravensburg 

25.8 

73,7 

21,0 

78,6 

—   4,8 

+  4,9 

Heidenbeim 

92,9 

7,0 

85,3 

14,5 

—    7,6 

-(-7.5 

Schwenningen 

97,2 

2,8 

82,1 

17,6 

—  15,1 

+  14,8 

der  evangelisclien  Yerhältnisquote  durchweg  sehr  beträchtlich.  Schwen- 
ningen und  Tuttlingen  stehen  mit  15  und  16%   obenan. 

In  nur  zwei  Gemeinden  von  10  000  und  mehr  Einwohnern  be- 
hnden  sich  die  Katholiken  in  der  Majorität.  Merkwürdigerweise 
zeigt  sich  die  konstatierte  Tendenz  aber  nur  in  Gmünd ,  wo  der 
Anteil  der  evangelischen  Minorität  auf  Kosten  desjenigen  der  Ka- 
tholiken um  4,4%  gestiegen  ist.  In  Ravensburg  hingegen  haben,  die 
Katholiken,  obwohl  in  erheblicher  Majorität,  relativ  stärker  zugenom- 
men, wie  die  Evangelischen.  Der  gesetzmässige  Verlauf  tritt  hier 
nicht  in  die  Erscheinung.  Oflenbar  deshalb,  weil  die  fast  ganz  ka- 
tholische Umgebung  von  Ravensburg  die  Zuwanderung  von  evan- 
gelischen Yolksteilen  erschwert  ^).  AVie  dem  aber  auch  sein  möge : 
Die  konfessionellen  Minderheiten  haben  sich  in  Württemberg  durch- 
weg stärker  ent^\äckelt,  wie  die  Majoritäten.  Die  Einzelvorführung 
der  Diasi^oragemeinden  würde  das  oben  gegebene  Bild  zweifellos 
vervollständigen;  für  den  Zweck  der  vorliegenden  Untersuchung 
geben  al)er  diese  kurzen  Andeutungen  eine  genügende  Unterlage, 
so  dass  auf  Weiteres  an  dieser  Stelle  verzichtet  werden  kann. 

In  den  einzelnen  Kreisen  gestaltet  sich  die  Bevölkerungszahl 
nebst  Verteilung  auf  die  l^eiden  Hauptkonfessionen  wie  folgt: 


^    .                        Gesamt-Be-          Evangelische 
^^^^'                   1    völkerung                           i^  o/^ 

Katholiken 
1   in% 

Donaukreis                       514  427          194  067         37,7 
Jagstkreis                           400  126           269  930          67,5 
Schwarzwaldkreis        i     509  258          375  973    '      73,8 
Neckarkrei«                  :     745  669        |  657  329    1      88,1 

317  751 

126  260 

129  705 

76  595 

61,8 
31,5 
25.5 
10,3 

*)  Interessant  wäre  es,  im  Anschluss  an  diese  Abweichung  von  einer  sonst 
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Eine  starke  Majorität  haben  die  Katholiken  im  Donaiikreis,  wo  sie 
mit  61,8  o/o  an  der  Kreisbevölkerung  partizipieren.  Mit  nur  10  "/o  sind 
sie  im  Neckarkreis  vertreten,  während  im  Jagstkreis  31,5  und  im 
Schwarzwaldkreis  25,5%  der  Bevölkerung  zu  ihnen  gehören.  Von 
der  gesamten  katholischen  Bevölkerung  Württembergs  entfallen  auf 
den  Donaukreis  48,9%,  Jagstkreis  19,4  «/'o,  Schwarzwaldkreis  19,9%, 
Neckarkreis  11,8%.  Die  evangelische  Bevölkerung  verteilt  sich  wie 
folgt:  Donaukreis  12,9%,  Jagstkreis  17,lo'o,  Schwarzwaldkreis 
26,1  »0,  Neckarkreis  43,9 %i). 

Die  Gesamtzahl  der  evangelischen  Geistlichen  betrug  im  Jahre 
1900:  1137,  daneben  6  Generalsuperintendenten.  Die  katholische 
Kirche  zählte  im  gleiclien  Jahre  996  Geistliche,  In  beiden  Zahlen 
sind  die  noch  nicht  definitiv  angestellten  Geistlichen,  soweit  sie  eine 
etatsmässige  Kirchenstelle  versehen"-),  einbegrifien.  Auf  einen  ev. 
Geistlichen  kommen  somit  1316  ev.  Einwolnier,  auf  einen  katholi- 
schen Geistlichen  652  katholische  Einwohner  'M. 


allgemein  zu  konstatierenden  Tendenz  zu  untersuchen,  ob  etwa  in  Ravensburg 
die  Zahl  der  Mischehen  besonders  gross  ist  und  ob  durch  die  Zuführung  der 
ihnen  entstammenden  Kinder  zur  Majoritätskonfession,  die  an  sich  infolge  der 
Binnenwanderungen  vielleicht  vorhandene  Tendenz  der  stärkeren  Vermehrung 
bei  der  Minorität  kompensiert  wird. 

')  Die  evangelische  Kirche  Württembergs  ist  eine  rein  lutherische.  Das 
reformierte  Bekenntnis  ist  zurzeit  im  Lande  nur  durch  eine  wenig  zahlreiche 
Gemeinde  (Stuttgart-Cannstatt)  mit  388  Seelen  vertreten. 

-)  Die  nicht  in  der  unmittelbaren  Seelsorge  stehenden  Kleriker  sind  hier  un- 
berücksichtigt geblieben. 

^)  Es  wird  sich  empfehlen,  einiges  über  die  Organisation  der  beiden  Haupt- 
kirchen Württembergs  anzuführen.  In  der  e  v  a  n  g  e  1  i  s  c  h  - 1  u  t  h  e  r  i  s  c  h  e  n 
Landeskirche  fällt  die  oberste  Leitung  der  kirchlichen  Gewalt,  d.  h.  die 
Ausübung  der  Episkopalrechte,  dem  der  Landeskirche  angehörenden  König  zu. 
Das  K  i  r  c  h  e  n  r  e  g  i  m  e  n  t  wird  durch  das  Konsistorium  und  den  (aus  Kon- 
sistorium und  den  6  Generalsuperiutendenten  bestehenden)  Synodus  verwaltet. 
Dem  Kultusministerium  steht  nur  die  Vermittlung  der  königlichen  Entschlies- 
sungen  auf  die  Anträge  des  Konsistoriums  und  des  Synodus,  die  Dienstaufsicht 
über  die  Kirchenregimentsbehörden  und  die  Mitwirkung  bei  gemischten  kirch- 
lich-staatlichen Sachen  zu.  Die  Evangelische  Landessynode  ist  die 
Vertretung  der  Gesamtheit  der  ev.  Kirchengemeinden,  sie  besteht  aus  57  Mit- 
gliedern (50  von  den  Diö/.esansynoden  gewählten  Abgeordneten,  1  Vertreter  der 
ev.-theol.  Fakultät  der  Universität  Tübingen ,  6  landesherrlich  ernannten  Mit- 
gliedern). In  den  O  r  t  s  k  i  r  c  h  e  n  g  e  m  e  i  n  d  e  n  ist  die  Vertretung  nach 
aussen  und  die  Verwaltung  ihrer  Vennögensangelegenheiten  dem  Kirche  n- 
gemeinderat  übertragen.  Zur  Vertretung  der  Kirchengemeinden  einer 
Diözese  ist  die  D  i  ö  z  e  s  an  s  y  n  o  d  e  berufen,  deren  Wirkungskreis  ein  rein 
innerkirchlicher  ist. 
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Die  offizielle  Kirchenstatistik  beider  Konfessionen  legt  der 
örtlichen  Differenzierung  die  Dekanate  zugrunde ,  die  sich  mit  den 
Ijolitischen  Verwaltungsbezirken  oft  nicht  decken.  Die  evangelische 
Kirche  zählt  6  Generalate:  Ludwigsburg,  Heilbronn,  Reutlingen, 
Tübingen,  Hall  und  Ulm.  Im  Jahre  1900  hatten  die  Generalate 
Dekanate,  Pfarrorte  und  Geistliche: 


Dekanate.    I    Pfarrorte,    j   Geistliche, 


Geistliche 
auf  1  Pfarr- 
ort. 


Ludwigsburg 

8 

137 

205 

1,5 

Heilbronu 

9 

171 

205 

1,3 

Reutlingen 

6 

115 

141 

1,2 

Tübingen 

6 

130 

145 

1,1 

Hall 

12 

238 

272 

1,1 

Ulm 

8 

140 

169 

1,2 

49 

926 

1137 

1,2 

katholischen  Kirche   ist    die  Einrichtung   der    Genera- 


in   der 

late  nicht  vorhanden ;  Dekanate  gibt  es  im  ganzen  22 '),  die  im 
Jahre  1900  687  Pfarreien  und  Pfarrkuratien,  sowäe  12  ständige 
Pfarrverwesereien  umfassten.  Da  die  Gesamtzahl  aller  delinitiv 
und  nichtdetinitiv  angestellten  katholischen  Geistlichen  zur  selben 
Zeit  996  betrug,  kommen  auf  einen  Pfarrort  1,4  Geistliche  gegen 
1,2  bei  den  Evangelischen. 

Die  für    die   Zwecke    dieser   Untersuchung  zur   Erhebung    ge- 

Die  katholischen  Gebiete  des  heutigen  Württemberg  gehörten  früher 
5  verschiedenen  Diözesen  an  (Augsburg,  Konstanz,  Speyer,  Worms,  Würzburg). 
Durch  die  päpstliche  Zirkumskrixjtionsbulle  Provida  soler  sque  vom  16. 
Aug.  1821  wurden  sie  dem  ueuerrichteten  Bistum  Rottenburg  und  mit  diesem 
der  oberrheinischen  Kircheuprovinz  zugewiesen.  Unter  dem  Bischof  bildet 
das  Domkapitel  (bestehend  aus  6  Kapitularen  und  1  Dekan)  die  oberste 
Verwaltungsbehörde  der  Diözese.  Das  Kapitel  wählt  aus  dem  Diözesanklerus 
den  Bischof  auf  Grund  einer  der  Regierung  vorzulegender  Kandidatenliste.  Den 
D  0  m  d  e  k  a  n  ,  die  Domkap  itulare  und  den  K  a  p  i  t  e  1  s  v  i  k  a  r  wählen 
abwechslungsweise  der  Bischof  oder  das  Kapitel.  Die  Disziplinargewalt 
gegen  Geistliche  ist  innerhalb  der  durch  Gesetz  vom  30.  Jan.  1862  ge- 
zogenen Schranken  dem  Bischof  überlassen.  Die  staatlichen  Aufsichts- 
rechte werden  durch  den  nur  aus  Katholiken  bestehenden  Katholischen 
Kirche  n  r  a  t  ausgeübt,  welcher  auch  bei  der  Besetzung  geistlicher  Aemter, 
die  vom  König  abhängen,  jedesmal  um  seine  Vorschläge  zu  vernehmen  ist.  Er 
steht  als  Kollegialmittelstelle  unter  dem  Kultusminister,  der  für  die  Handhabung 
der  staatlichen  Hoheitsrechte  verfassungsmässig  verantwortlich  ist. 

')  Amrichshausen,  Biberach,  Deggingen,  Ehingen,  Ellwangen,  Gmünd,  Höfen, 
Horb,  Leutkirch,  Mergentheim,  Neckarsulm,  Neresheim,  Oberndorf,  Ravensburg, 
Riedlingen,  Rottenburg-Stadt,  Rottenburg-Land,  Rottweil,  Saulgau,  Schönberg, 
Spaichingen,  Stuttgart,  Tottnang,  Ulm,  Waldsee,  Wangen,  Wiblingen,  Wurm- 
lingen,  Zwiefalten. 
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kommenen  580  definitiven  und  206  nichtdefinitiven  katholischen,  so- 
wie die  665  evangelischen  Geistlichen  verteilen  sich  nach  ihrem 
Standort  wie  folgt : 


Evangelisch 


abs. 


OL 


Katholisch 
abs.         I  0/^ 


üonaukreis 
Jagstkreis 
Schwarzwaldkreis 
Neckarkreis 


97 
147 
159 
262 


14,6 

22,2 
23,9 
39,3 


303  (99) 

106  (41) 

133  (43) 

38  (23) 


52,3 

18,3 

22,9 

6,5 


Es  liegt  nun  die  Möglichkeit  vor,  die  gesamte  Darstellung  auf 
Grund  dieser  Difierenzierung  durchzuführen.  Indessen  würden  wir 
hier  zu  einem  Bilde  kommen,  das  uns  über  die  wirkliche  örtliche  Her- 
kunft nichts  sagt.  Es  ist  nämlich  unwahrscheinlich,  dass  die  in 
einem  Kreise  angestellten  Theologen  in  ihm  auch  geboren 
sind;  vielmehr  wird  eine  Vermischung  von  Standort  und  Geburtsort 
in  erheblichem  Masse  Platz  greifen.  x\ls  Beweis  hierfür  einige  Zahlen: 


Kreis. 


Angestellt 
Evang.      I        Kath. 


Davon  im  Anstellungs- 
ki-eis  geboren 


Donaukreis 

.Jagstkreis 

Schwarzwaldkreis 

Neckarkreis 

Württemberg  |         665         j        580  |        215  262 

Die  Aufstellung  zeigt,  dass  ein  ausgesprochener  Heimatszug 
sich  nicht  geltend  macht;  nur  im  Donaukreis  ist  für  die  Katholiken 
eine  Ausnahme  zu  konstatieren:  das  „Unterland"  gibt  einem  unver- 
hältnismässig grossen  Teil  seiner  Söhne  den  Berufsstandort.  Aehnlich 
ausgeprägte  aber  nicht  so  scharf  in  die  Erscheinung  tretende  Heimat- 
liebe zeigt  auf  evangelischer  Seite  der  Xeckarkreis.  Im  übrigen  aber 
ein  buntes  Durcheinander,  das  sich  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
Oberämter  kaum  mehr  entwirren  lässt.  Wollen  wir  deshalb  einen 
genauen  Einblick  in  die  örtliche  Differenzierung  gcAvinnen,  so  bleibt 
nichts  anderes  übrig  als  die  Standortsdifferenzierung  —  die  uns 
si^äter  bei  der  Untersuchung  über  die  soziale  Herkunft  der  Theo- 
logen noch  wichtige  Dienste  leisten  wird,  —  vorläufig  fallen  zu  las- 
sen, um  uns  die  Geburtsortsdifferenzierung  dienstbar  zu  machen. 
Die  Zusammenzüge  ergeben  nach  dieser  Richtung  das  Folgende : 
Nicht  in  Württemberg  geboren  sind  20  katholische  (3,1  %) 
und  32  evangelische  Geistliche  (4,9  o/o).  Von  ersteren  haben  ihren 
Geburtsort :  andere  deutsche  Bundesstaaten  18,  Schweiz  1 ,  Lichten- 


Neumann-Fest  Schrift. 
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stein  1;  von  lezteren:  andere  deutsche  Bundesstaaten  8,  Ostindien 
6,  ScliAveiz  6,  Afrika  4,  Frankreich  1,  Oesterreich  3,  Russland  2, 
Nordamerika  1,  England  1.  Diese  nicht  in  AVürttemberg  Gebo- 
renen scheiden  für  unsere  Untersuchungen  nach  der  örtlichen  Her- 
kunft aus ;  erst  später  werden  wir  sie  wieder  in  unseren  Kreis  ein- 
beziehen. Es  bleiben  uns  demnach  766  katholische,  worunter  204 
nichtdefinitive  und  633  evangelische  Geistliche.  Diese  verteilen  sich 
auf  die  württembergischen  Kreise  nach  ihrem  Geburtsort  so : 


Kreis 


Katholische  Geistliche 

■.     jv         Prozent  aller; 
'  Geistlichen. 


Evancf.  Geistliche 
abs. 


Donaiikreis 

Jagstkreis 

S  ch  w  arz  waldkreis 

Neckar  kr  eis 


Prozent  aller 
Geistlichen. 


Württemberg 


Die  meisten  katholischen  Geistlichen  sind  demnach  im  Donau- 
kreis geboren  (49,0 °p),  die  wenigsten  im  Xeckarkreis  (8,7%);  in 
der  Mittel  stehen  Jagstkreis  und  Schwarzwaldkreis  mit  24,5  und 
16,5%.  Auf  evangelischer  Seite  überwiegt  der  Neckarkreis,  der 
39,8%  aller  Geistlichen  Geburtskreis  ist.  Es  folgen  Schwarzwald- 
kreis (25,1  o'o),  Jagstkreis  (20,4%)  und  Donaukreis  (14,7%). 

Setzen  wir  die  Geistlichen  nach  ihrer  örtlichen  Herkunft  in 
Beziehung  zur  ev.  und  kath,  Bevölkerung,  so  ergibt  sich  -) : 


kI 

^ 

tß 

bb 

i_^i 

j6  S 

-^.S 

".S 

C     r- 

Plus-  oder  Minusqote   der 

Auf  1000 

-    O    r. 

-^  9 

rt     C     ^ 

>    &CC 

>    E    C 

Geistlichen 

Einwoh- 

o        o 
:r  >  iE 

J;Ä 

^.  S^ 

o  S^ 

o  o^ 

ner  kom- 

tc    -    p 

'S 

.s 

der 
Iker 
ozen 

«1    1 

menGeist- 
liche 

-^    -j:    > 

"  O 

w 

O  'S  Qj 

uote 
Bevö 
Pr 

ote 
Geis 
Pr 

Katholische 

jcvange- 
lische 

2.^ 

s 

ka-  1 

i^  tÜ  "5 

O':0 

O" 

o* 

O" 

abs. 

% 

abs.         % 

thol.     ^^'• 
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1 

2 

3 

4 

5 

6 

7            8 

9 

10 

g^l 

Donaukreis 

48,9 

49,0 

12,9 

14,7 

-f  0,1-f   0,2  +1,8 

+  13,9 

1,18 

0,48      0,70 

Jagstkreis 

19,4 

25,3 

18,1 

20,4 

-j-  5,9  +  30,4  -+-  2,3 

+  12,7 

1,52 

0,47       1,05 

Schwarzwaldkr. 

19,9 

17,1 

25,1 

25,1 

—  2,8  —  14,2 

— 

— 

1.U9 

0,43       0.66 

Neckarkreis 

11,8 

8,6 

43,9 

39,8 

—  3,2-27,1 

-4,1 

-    9,3 

0,85   0,38  1    0,47 

Württemberg 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

0,0 

— 

0,0 

1,17  1 

0,43 

0,74 

')  In  Klammer  die  nicht  einbegriffenen  Nichtdefinitiven,  die  in  den  Pro- 
zentzahlen mit  verrechnet  sind. 

'^)  Ich  bediene  mich  in  der  vorliegenden  Arbeit  einer  nicht  gerade  allgemein 
üblichen  Darstellungsmethode,  die  nach  meiner  Meinung  für  die  hier  zu  lösenden 
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Die  Zahlen  zeigen  im  einzelnen  recht  unterschiedliche  Ver- 
hältnisse. Auf  katholischer  Seite  ist  ein  hervorragender  Ueber- 
schusskreis  der  Jagstkreis,  dessen  kath.  Bevölkerung  nur  19,4 "/o 
der  Gesamt-Katholiken  "Württembergs  ausmacht,  der  aber  25,3% 
aller  Theologen  stellt.  Der  Donaukreis  liefert  ziemlich  genau  eine 
seiner  Konfessionsquote  entsi^rechende  Geistlichenzahl,  während  die 
absolute  M  i  n  u  s  quote  im  Neckarkreis  3,2  und  im  Schwarzwaldkreis 
2,8  beträgt.  A\'ollen  wir  die  Kreise  mit  einander  vergleichen,  so  kön- 
nen wir  dies  nicht  auf  Grund  der  absoluten  Ueberschussquoten  tun, 
denn  die  verschiedene  Höhe  der  Grundzahlen  gestattet  eine  direkte 
Inbeziehungsetzung  nicht.  In  Spalte  6  und  8  ist  deshalb  das  pro- 
zentuale Verhältnis  der  Ueberschussquoten  angegeben.  Wir  sehen, 
dass  der  Jagstkreis  30%  mehr  Geistliche  liefert,  als  er  auf  Grund 
seiner  Konfessionsquote  niüsste.  Da  letztere  19,4%  beträgt  brauchte 
dieser  Kreis  nur  148  katholische  Geistliche  zu  stellen,  in  Wirk- 
lichkeit liefert  er  aber  193,  mithin  30,4  %  zuviel.  Sehr  ungün- 
stig steht  demgegenüber  der  Neckarkreis,  der  hinter  seiner  Kon- 
Aufgaben  die  rationellste  ist.  Da  mein  Leserkreis  sich  nicht  nur  aus  Fach- 
statistikern zusammensetzt,  wird  es  zweckmässig  sein,  in  Verbindung  mit  den 
der  örtlichen  Differenzierung  zu  Grunde  liegenden  absoluten  Zahlen  die  zur 
Anwendung  kommende  Methode  zu  entwickeln. 

Die  Differenzierung  der  katholischen  Geistlichen  nach 
G  f  Ij  u  r  t  s  k  r  e  i  s  e  n. 


■J.  bc 


Kreis. 


Quote  der  katho- 
lischen Bevöl- 
kerung Würt- 
tembergs. 


abs. 


%ell. 


Quote  der  kath. 

Geistlichen 
Württembergs. 


abs. 


%  eil. 


Wäre  die 
prozentuale 
Quote  der 
Geistlichen 
gleich    derje- 
nigen der  Be- 
völkerung, 
so  müssten 
Geistliche 
geboren  sein 

o/o  eil.  [    abs. 


6   a) 


Donaukreis 
Jagstkreis 
Schwarzwaldkr, 
Neckarkreis 


317  751 

126  260 

129  705 

76  595 


48,9 
19,4 
19,9 
11,8 


288  (88)  i   49,0 


130  (63) 
98  (33) 
46  (20) 


25,3 

17,1 

8,6 


48,9  i  374 

19,4  i  148 

19,9  j  154 

11,8  j  90 


4-    0,50/0 
+  30,40/, 

-  14,2  % 

-  27,1  0/0 


W^ürttemberg         650  311  i  100,0 


:562  (204) 
766 


100 


100,0     766 


a)  In   runden  Zahlen,     b)  Durch   Addition  oder   Subtraktion  von   Spalte  3 
und  6.     c)  Desgleichen  Spalte  2  und  4.     d)  Prozentverhältnis  von  Spalte  3  u.  6. 
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fessionsquote  um  27,1%  zurück  bleibt.  Audi  der  Schwarzwald- 
kreis müsste  um  14,2  »o  ergiebiger  sein,  wollte  er  seine  Konfessions- 
quote erreichen.  Auf  evangelischer  Seite  ist  die  Spannung  zwischen 
den  einzelnen  Kreisen  wesentlich  geringer.  Ueberschusskreise  sind 
Donaukreis  (13,9 o/o)  und  Jagstkreis  (12,7%);  der  Schwarzwaldkreis 
liefert  genau  eine  seiner  Konfessionsquote  entsprechende  Geistlichen- 
zahl, während  der  Neckarkreis  um  9,3%  zurückbleibt.  Der  ver- 
hältnismässig fruchtbarste  Kreis  ist  demnach  für  die  evan- 
gelischen Geistlichen  der  Donaukreis,  während  der  Neckarkreis, 
der  absolut  die  meisten  Geistlichen  stellt,  relativ  seiner  Konfessions- 
quote an  letzter  Stelle  steht.  Dem  Donaukreis  folgt  mit  Rücksicht 
auf  seine  Fruchtbarkeit  auf  dem  Fusse  der  Jagstkreis. 

Im  Gesamtgebiet  Württembergs  sind  auf  1000  Evangelische 
0,43  Geistliche  geboren,  auf  1000  Katholiken  1,17 1).  Der  evan- 
gelische Anteil  ist  demnach  wesentlich  geringer.  Es  hängt  dies 
selbstverständlich  mit  dem  grösseren  verhältnismässigen  Bedarf  an 
katholischen  Geistlichen  zusammen.  Für  149  299  Evangelische  sind 
1137  Geistliche  erforderlich,  für  650  311  Katholiken  966.  Die 
Yerhältnisquote  muss  demnach  bei  den  letzteren  eine  grössere  sein. 
Beachtlich  ist  aber  trotzdem,  dass  der  katholische  Volksteil  rela- 
tiv mehr  als  doppelt  soviel  Geistliche  aufbringen  muss  wie  der  evan- 
gelische. Unter  diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  ist  es  ganz  selbst- 
verständlich, dass  der  katholischen  Kirche  die  Ersatzfrage  mehr 
Schwierigkeiten  bereitet,  wie  der  evangelischen.  Die  auf  evange- 
lischer Seite  Württembergs  zuweilen  gezogene  Bilanz  zwischen  An- 
gebot und  Nachfrage  auf  dem  kirchlichen  Arbeitsmarkt  —  die 
durchweg  eine  der  ev.  Kirche  günstige  Situation  zeigt  —  lässt  diese 
verhältnismässig  grössere  Nachfrage  auf  katholischer  Seite  zumeist 
ausser  Betracht.  In  Wirklichkeit  zeigt  der  katholische  Yolksteil 
mehr  als  die  doppelte  Produktivität. 

Im  Hinblick  auf  die  Kreisdifferenzierung  ergibt  sich,  dass  auf 
1000  Katholiken  am  meisten  Geistliche  liefert  der  Jagstkreis :  1,52; 
ihm  folgen  Donaukreis  (1,18),  Schwarzwaldkreis  (1,09)  und  Neckar- 


^)  Legt  man  die  Gesamtzahl  aller  vorhandenen  Geistlichen  Württembergs 
(einschliesslich  jener,  die  sich  an  dieser  Enquete  nicht  beteiligten,  zu  gründe, 
so  ergeben  sich; 

Auf  1000  Katholiken       1.53  Geistliche 
„       „      Evangelische    0,65  „ 

Das  Verhältnis,    und  auf  dieses  nur  kann  es  ankommen,  ist  hier  fast  dasselbe. 
Uebrigens  ein  Beweis  für  die  Gleichheit  der  Voraussetzungen  unserer  Enquete. 
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kreis  (0,85).  Auf  evangelischer  Seite  gestaltet  sich  die  Reihe  so : 
Donaukreis  0,48,  Jagstkreis  0,47,  Schwarzwaldkreis  0,43  und  Neckar- 
kreis 0,38.  In  sämtlichen  Kreisen  üliersteigen  demnach  die  Katho- 
liken mit  ihrer  Protausendquote  die  evangelische  Bevölkerung.  Aber 
doch  in  verschiedenem  Masse.  Obenan  steht  der  Jagstkreis,  der 
auf  1000  kath.  Einwohner  1,05  mehr  kath.  Geistliche  stellt  als 
auf  1000  ev.  Einwohner  ev.  Geistliche.  Es  folgen  mit  einem  Mehr 
l)ro  Tausend:  Donaukreis  0,70,  Schwarzwaldkreis  0,66,  Neckarkreis 
0,47.  Es  sind  somit  die  Katholiken  im  Hinblick  auf  ihre  Protau- 
sendquote den  Evangelischen  nach  Massgabe  folgender  Ordnung 
überlegen:  Jagstkreis,  Donaukreis,  Schwarzwaldkreis,  Neckarkreis. 
Die  eminente  Fruchtbarheit  des  Jagstkreises  tritt  auch  hier  am 
deutlichsten  in  die  Erscheinung. 

Versuchen  wir  nunmehr,  die  günstigen  oder  ungünstigen  Be- 
rufsvoraussetzungen in  den  einzelnen  Oberämtern  Württembergs  zu 
erfassen. 


1 .    Die    e  V  a  n  g  c  1  i  s  c  h  e  n  G  e  i  s  1 1  i  c  h  e  n. 

Das  Verhältnis    von    Geburtsorten    und  Bevölkerungsanteil    in 
den  einzelnen  Oberämtern  zeigt  die  umstehende  Tabelle. 
Tabelle  1  s.  S.  :^74-375. 

Vorweg  sei  bemerkt,  dass  auf  der  Tabelle  das  Prozentver- 
h  ä  1 1  n  i  s  zwischen  Quote  der  Geistlichen  und  Quote  der  Bevölke- 
rung nicht  ausgerechnet  ist;  die  absoluten  Zahlen  waren  hierfür  zu 
klein.  Den  Vergleich  der  Oberämter  untereinander  werden  Avir 
deshalb  auf  Grund  der  Protausendquote  durchführen. 

Innerhalb  der  Kreise  nun  weichen  die  einzelnen  Oberämter 
zum  Teil  stark  von  einander  ab.  Auf  1000  Evangelische 
sind  nach  unsern  Zahlen  im  Durchschnitt  des  ganzen  Königreichs 
0,44  Geistliche  geboren.  Hinter  diesem  Durchschnitt  bleiben  30 
Oberämter  zurück.  Die  absteigende  Linie  kommt  in  der  Aufstellung 
auf  Seite  378  zum  Ausdruck. 

Es  wird  nicht  nötig  sein,  diesen  Reihen,  die  für  sich  selbst 
sprechen,  noch  Worte  hinzuzufügen.  Verwiesen  aber  sei  auf  die 
geringen  Protausendquoten  in  Heilbronn  (0,12),  Cannstatt  (0,19) 
und  Stuttgart  (0,24).  Relativ  ihrer  Bevölkerung  liefern  diese  Be- 
zirke dennoch  recht  wenig  Theologen,  während  sie  bezüglich  ihres 
Anteils  an  deren  Gesamtzahl  in  vorderer  Reihe  stehen. 
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Auf  1000  Evangelische  sind  Geistliche  geboren  im: 


D  o  n  a  u  k  r  e  i  s. 


Riedlingen 

Saulgau 

Münsingen 

Waldsee 

ßiberach 

Ravensburg 

Kirchlieim 

Wangen 

Ulm 

Tettnang 

Göppingen 

Geislingen 

Laupheim 

Ehingen 

Blaub euren 


2.18. 
1,78. 
1,02. 
0,95. 
0,62. 
0,56. 
0,55. 
0,55. 
0,46. 
0,45. 
0,36. 
0,31. 
0,29. 
0,26. 
0,23. 


.J  a  g  s  t  k  r 

eis. 

Schwarzw.kr. 

N  e  c  k  a  r  k  r  e  i  s. 

Ellwangen 

0,96. 

Horb 

1.25. 

Weinsberg 

0,78. 

Neresheim 

0,92. 

Nagold 

0,85. 

Leonberg 

0,78. 

Künzelsau 

0,76. 

Calw 

0,84. 

Böblingen 

0,65. 

Crailsheim 

0,73. 

Rottenburg 

0,72. 

Besigheim 

0,53. 

Welzheim 

0,60. 

Spaichincren 

0,66. 

Marbach 

0,50. 

Gmünd 

0,58. 

Sulz 

0,62. 

Neckarsulm 

0.44. 

Oehringen 

0,55. 

Tübingen 

0,53. 

Waiblingen 

0,88. 

Mergeutheim  0,53. 

Freudenstadt  0,42. 

Ludwigsburg 

0,34. 

Schorndorf 

0,50. 

Nürtingen 

0,38. 

Esslingen 

0,34. 

Gerabronn 

0.37. 

Balingen 

0,33. 

Maulbronn 

0,34. 

Gaildorf 

0,32. 

Tuttlingen 

0,33. 

Brackeuheim 

0,33. 

Heidenheim 

0,30. 

Reutlingen 

0.31. 

Vaihingen 

0,28. 

Gmünd 

0.23. 

Oberndorf 

0,30. 

Backnang 

0,28. 

Aalen 

0,08. 

Neuenbürg 

0,28. 

Stuttgart 

0,24. 

Herrenberg 

0,23. 

Cannstatt 

0,19. 

Rottweil 

0,18. 

Heilbronn 

0,12. 

Urach 

0,13. 

Damit  nun  diese  Yerhältniszahlen,  die  ja  dort,  wo  nur  wenige 
Evangelische  in  Betracht  kommen  (z.  B.  Riedlingen  etc.) ,  schon 
durch  1  oder  2  Geistliche  stark  in  die  Höhe  schnellen,  nicht  ein 
falsches  Bild  geben,  seien  wenigstens  noch  jene  Oberämter  ange- 
führt, die  mehr  als  10  Geistlichen  Geburtsoberamt  wurden.  An 
erster  Stelle  steht  Stuttgart  mit  72,  d.  h.  11,37%  aller  Geistlichen^). 
Es  folgen:  Leonberg  24,  Ulm  21,  j^agold  20.  Tübingen  19,  Calw 
19,  Böblingen  17,  Ludwigsburg  17,  Weinsberg  17,  Göppingen  16, 
Kirchheim  16,  Crailsheim  16,  Münsingen  15,  Oehringen  15,  Besig- 
heim 15,  Freudenstadt  l-l,  Reutlingen  14,  Esslingen  14,  Schorndorf 
13,  Marbach  13,  Balingen  12,  Künzelsau  12,  Heidenheim  12,  Nür- 
tingen 11,  Welzheim  11,  Sulz  10,  Gerabronn  10,  Cannstatt  10, 
Waiblingen  10.  Im  ganzen  29  Oberämter,  die  10  und  mehr  der 
jetzt  amtierenden,  an  der  Enquete  beteiligten  evangelischen  Geistlichen 
hervorbrachten.  Dem  gegenüber  stehen  7  Oberämter,  die  nur  einen 
Geistlichen  stellten:  Ehingen,  Wangen,  Waldsee,  Laupheim,  Tettnang, 
Aalen  und  Spaichingen.  Bezeichnenderweise  liegen  5  dieser  Aemter 
im  Donaukreis,  wie  auch  das  einzige  keinen  evangelischen  Geist- 
lichen aufweisende  Oberamt  Leutkirch  diesem  Kreise  angehört. 


2.    Die   katholischen    Theologen. 

(Tabelle  H  s.  S.  376—377.) 

AVie  bei  den  Evangelischen,  sei  auch  hier  zunächst  die  abstei- 


')  Da  Stuttgart  19,59%  der  gesamten  evangelischen  Bevölkerung  umfasst, 
müsste  es,  sofern  seine  Quote  der  Theologen  die  gleiche  sein  sollte,  124  Geist- 
liche (19,59%  statt  11,37%  aller  Geistlichen)  stellen;  es  liefert  somit  52  gleich 
41,8%  zu  wenig. 
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gende  Reiheiibildimg  vorgeführt  ').  Wir  haben  gesehen,  dass  unsere 
Zahlen  auf  1000  Katholiken  im  Durchschnitt  des  Königreichs  1,16 
Geistliche  ergeben.  34  Oberämter  bleiben  hinter  diesem  Durch- 
schnitt zurück. 


Auf  1000  Katholiken  sind  Geistliche  geboren: 


D  0  n  a  u  k  r 
Riedlingen 
Geislingen 
Münsingen 
Ehingen 
Biberach 
Wangen 
Laupheini 
Waldsee 
Blaubeuren 
Leutkirch 
Saulgau 
Ravensburg 
Göppingen 
Tettnang 
Ulm 
Kirchheim 


eis. 
2,26. 
2,13. 
2,08. 
1,48. 
1,24. 
1,23. 
1,16. 
1,1U. 
1,09. 
0.94. 
0,91. 
0,86. 
0,69. 
0,46. 
0,37. 


Jagstkre 
Neresheim 
Gaildorf 
Gerabronn 
Mergentheim 
Gmünd 
Künzelsau 
Ellwangen 
Neresheim 
Aalen 
Crailsheim 
Heidenheim 
Oehringen 
Schorndorf 
Welzheim 


1  s. 

2,23. 

2,20. 

2,01. 

2,00. 

1,72. 

1,67. 

1,61. 

1,77. 

1,10. 

0,65. 


Schwär  zw, 
Herrenbei'g 
Sulz 

Rottenburg 
Spaichingen 
Horb 

Freudenstadt 
Rottweil 
Reutlingen 
Nagold 
Tuttlingen 
Tübingen 
Oberndorf 
Balingen 
Neuenbürg 
Nürtingen 
Urach 
Calw 


kr. 

3,06. 

2,78. 

2,25. 

1,37. 

1.11. 

1,00. 

0,90. 

0,87. 

0,59. 

0,44. 

0,34. 

0,32. 

0,18. 


N  e  c  k  a  r  k  r 

Leonberg 

Waiblingen 

Esslingen 

Ludwigsburg 

Brackenheim 

Neckarsulm 

Cannstatt 

Heilbronn 

Stuttgart 

Böblingen 

Besigheim 

Backnang 

Marbach 

Maulbronn 

Vaihingen 

Weinsberg 


eis. 
3,36 
2,43 
1,46 
1,29 
1,18 
1,13 
0,81 
0,73 
0,58 


In  die  Augen  fallen  auf  dieser  Tabelle  die  zahlreichen  Fehl- 
Oberämter.  16  Oberämter  haben  überhaupt  keinen  der  beteiligten 
Geistlichen  hervorgebracht.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  dem  ge- 
ringen Anteil  an  der  Bevölkerung,  den  in  diesen  Bezirken  die 
Katholiken  aufweisen.  Nur  2  dieser  Oberämter  haben  mehr  als 
1000  Katholiken  (Heidenheim  und  Welzheim),  und  vier  sogar  we- 
niger als  500  Katholiken.  Die  Evangelischen  hingegen  zählen 
nur  ein  Oberamt,  in  dem  sie  weniger  als  1000  Glaubensgenossen 
haben  (Riedlingen  997).  Die  meisten  Fehlämter  weist  der  Neckar- 
kreis auf:  Böblingen,  Besigheim,  Backnang,  Marbach,  Maulbronn, 
Vaihingen,  Weinsberg.  Es  folgen  Schwarzwaldkreis  und  Jagst- 
kreis  mit  je  4  Oberämtern,  während  der  Donaukreis  nur  1  Fehl- 
amt aufweist.  Auffallend  ist ,  dass  T  ü  hingen  mit  seinen  fast 
3000  Katholiken  nur  einen  Geistlichen  hervorgebracht  hat. 

Ueberhaupt  zeigt  die  Tabelle,  dass  in  Bezug  auf  den  Ersatz 
der  katholischen  Geistlichen  in  viel  grösserem  Masse  Rekrutierungs- 
inseln vorhanden  sind,  wie  bei  den  evangelischen.  Zu  ihnen  gehört 
z.  B.  Riedlingen,  das  7,32  «o  aller  Geistlichen  allein  aufbrachte; 
dieses  Oberamt,  das  nur  24  600  katholische  Einwohner  zählt,  hat 
56   der  jetzt  amtierenden  Geistlichen  gestellt !     Stark   beteiligt   ist 


')  Definitive  und  Nichtdefinitive  zusammen. 
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auch  Eottenbiirg,  das  4,96%  des  Bedarfs  deckt;  36  der  an 
unserer  Enquete  beteiligten  Geistlichen  haben  dort  ihren  Geburts- 
ort. Geislingen  mit  15 000  katholischen  Einwohnern  stellte 
44  Geistliche.  Ergiebige  Orte  sind  ferner  E  1 1  w  a  n  g  e  n  mit  48 
und  G  m  ü  n  d  mit  55  Geistlichen.  Stuttgart  ist  auch  auf  katho- 
lischer Seite  schlechter  Rekrutierungsort,  immerhin  ist  hier  das  Bild 
weniger  ungünstig  wie  auf  evangelischer  Seite :  auf  1000  Katholiken 
0,58,  auf  1000  Evangelische  0,24  Geistliche.  Absolut  hat  Stuttgart 
20  kath.  Geistliche,  d.  h.  2,54%  aller  Geistlichen  hervorgebracht. 
Ein  ergiebiges  Amt  ist  auch  Mergentheim,  das  9900  Katholiken  und 
17000  Evangelische  zählt.  Trotzdem  haben  letztere  nur  9,  erstere 
aber  20  Geistliche  aufzuweisen.  Dieses  umgekehrte  Verhältnis,  nach 
dem  also  die  Konfessionsminorität  eine  absolut  grössere  Zahl  von 
Geistlichen  aufweist,  liegt,  soweit  die  katholische  Minorität  in  Be- 
tracht kommt,  noch  vor  in  Geislingen,  wo  19  000  Evangelische  6. 
15  000  Katholiken  aber  44  Geistliche  aufbrachten.  Auch  Xeckar- 
sulm  weist  eine  kleine  Differenz  zugunsten  der  katholischeij  Mino- 
rität auf.  Dass  die  evangelische  Bevölkerungsminorität  ein  absolutes 
Mehr  an  Geistlichen  aufwiese,  tritt  nirgends  in  die  Erscheinung. 


n. 

Bie  Geburtsorte  nach  Stadt  und  Land. 

Es  ist  eine  alte  Anschauung  ,  dass  der  geistliche  Stand  seine 
Wurzeln  auf  dem  Lande  habe.  Dies  sowohl  im  Hinblick  auf  seine 
Tätigkeit,  wie  namentlich  auf  seine  Herkunft.  Die  letztere  in  dieser 
Richtung  zu  differenzieren,  soll  unsere  nächste  Aufgabe  sein. 

Die  Frage  unseres  Bogens  lautete  :  ..Wo  sind  Sie  geboren  ? 
(Mit  Angabe,  ob  Stadt  oder  Dorf?)'*  Es  ist  also  nicht  jene  von 
der  Reichsstatistik  getroffene  Unterscheidung  nach  Gemeinden  mit 
weniger  und  mehr  als  2000  Einwohnern  getroffen  worden  —  da  in 
solchem  Falle  manche  der  kleinen  württembergischen  Städte  unter 
das  „Land"  gefallen  wären  —  sondern  zugrunde  gelegt  ist  die 
übliche  Scheidung:  Stadt  und  Dorf.  Jede  Gemeinde,  die  nicht 
„Stadt"  ist,  gehört  zum  Land.  Gewisse  LTnstimmigkeiten  hat  frei- 
lich auch  dieses  Verfahren  im  Gefolge  :  Manche  der  grösseren  Ge- 
meinden init  nichtstädtischer  Verfassung    werden    dem  Land   zuge- 


')  Stuttgart  müsste  anstatt  20  Geistliche  33  stellen,    so   dass    es  13  gleich 
39,40/0  zu  wenig  stellt. 
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reebnet ,  obwohl  sie  an  Bevöikerungszabl  eine  Reibe  von  kleinen 
„Städten"  weit  übertrefien.  Zu  völlig  einwandfreien  Resultaten  wer- 
den wir  desbalb  erst  kommen,  wenn  wir  die  Geburtsgemeinden  nacb 
Grössenklassen  ordnen.  Fübren  wir  diese  Differenzierung  für  die 
einzelnen  Kreise  durcb,  so  ergibt  sich  daraus  ein  unsern  Zwecken 
vollauf  genügendes  Bild.  Besonders  hingewiesen  werden  möchte 
noch  darauf,  dass  die  Basis  wie  bisher  die  G  e  b  u  r  t  s  kreise  bil- 
den. Es  beisst  also  nicht:  von  den  im  Kreise  angestellten 
Geistlichen  sind  auf  dem  Lande  oder  in  der  Stadt  geboren,  sondern : 
von  den  im  Kreise  g  e  1)  o  r  e  n  e  n  Geistlichen  sind  in  der  Stadt 
oder  auf  dem  Lande  geboren.  Die  Zusammenzüge  sind  allerdings 
auch  auf  jener  anderen  Basis  —  nach  Anstellungskreisen  —  vorge- 
nommen worden,  indessen  sollen  diese  Ergebnisse  erst  in  der  Ge- 
samtdarstellung verwertet  werden.  Die  Verteilung  der  Geburtsorte 
auf  Stadt  und  Land  spiegelt  sich  in  der  folgenden  Aufstellung 
wider : 

Ks  sind  geboren  : 


evang.   Geistliche 

kathol.  Geistlich«? 

auf  dem 
Lande 

in  der 
Stadt 

auf  dem  Lande 

in  der  Stadt 

K  r  e  i  s. 

> 

abs.    0/^, 

abs. 

% 

efinit 

Nich 
efinit 

s  3 

% 

c 

Co 

3) 

■2^  N  g 

% 

~53~ 

Q 

-TS 

Q 

1    -öl     =» 

Donaukreis     .     .     . 

40 

43,0 

57,0 

230 

72   302 

80,4  1    58 

16 

74 

19,6 

Jagstkreis  .... 

73 

56,5 

56    43,5 

101 

47    148  76,7  1    29 

16 

45 

23,3 

Schwarzwaldkreis  . 

84 

55,6 

70    44,4 

64 

19     83  63,3     34 

14 

48 

86,7 

Neckarkreis    .     .     , 

108 

42,8 

144    57,2 

33 

12     45  68,2      13 

8 

21 

31,8 

Württemberg  ; 

305 

48,2 

328 

51,8 

428 

150 

578 

75,4 

134 

1  54 

188 

24,6 

Ein  fundamentaler  Unterschied  springt  sofort  in  die  Augen: 
Die  katholischen  Geistlichen  entstammen  dem  Lande  in  Aveit  grös- 
serem Masse  als  die  evangelischen,  deren  Schwerpunkt  sogar  in  der 
Stadt  liegt.  Nur  24,6%  der  württembergischen  katholischen  Geist- 
lichen sind  in  der  Stadt  geboren,  gegenüber  51,8%  der  evangeli- 
schen. Nehmen  wir,  um  eine  noch  bessere  Vergleichsbasis  zu  fin- 
den, die  katholischen  Detinitiven  allein ,  ohne  die  Nichtdetinitiven, 
so  sind  von  ihnen  sogar  70,2%  auf  dem  Lande  und  nur  23,8%  in 
der  Stadt  geboren.  Li  Wirklichkeit  ist  das  A^erhältnis  aber  noch 
ungünstiger.  Will  man  nämlich  die  Vergleichsbasis  völlig  einwand- 
frei gestalten,  so  müssen  von  den  evangelischen  Landgeborenen  noch 
diejenigen  abgezogen  werden,  die  Söhne  von  Pfarrern  sind.  Erst 
nachdem  dies   geschehen,    kann  die    der   eigentlichen  Landbevölke- 
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rung  entstammende  Zahl  von  evangelisclien  Geistlichen  festgestellt 
und  diese  mit  der  katholischen  Quote  in  Beziehimg  gesetzt  werden, 
um  die  rein  ländliche  Abstammung  der  Geistlichen  feststellen  zu 
können,  ist  eigentlich  sogar  nötig,  dass  alle  Söhne  von  Beamten, 
die  auf  dem  Lande  ihren  Sitz  haben,  ausgeschieden  werden.  Da 
indessen  der  zweite  Teil  dieser  Untersuchung  sich  mit  der  sozialen 
Herkunft  der  Geistlichen  eingehend  beschäftigen  wird,  genügt  hier 
die  Herstellung  einer  einwandfreien  Basis,  die  mit  dem  Ausscheiden 
der  Geistlichensöhne  gegel)en  ist.  Denn  in  allen  andern  Punkten 
stellt  ja  der  katholische  Klerus  nicht  grundsätzlich  anders,  wie  der 
evangelische  (z.  B.  Abstammung  von  Beamten). 

Die    bezügliche  Untersuchung   führt  zu  den  folgenden   Zahlen: 
Es  sind  ev.  Geistliche  auf  dem  Lande  geboren 


Prozent  aller 

Darunter 

Ab  sohlt 

im  Kreis  Ge- 

Pfarrersöbne 

borenen 

Absolut 

% 

Donaukreis 

40 

48,0 

25 

62,5 

Jagstkreis 

73 

56,5 

45 

61.6 

Schwarzwaldkreis 

84 

55,6 

40 

47,8 

Neckarkreis 

108 

42,8 

59 

54.6 

Württember 

g    305 

48,2 

169 

55,4 

Es  ergibt  sich  das  überraschende  Resultat,  dass  von  allen  land- 
geborenen ev.  Geistlichen  mehr  als  die  Hälfte  Söhne  von  Pfarrern 
sind.  Wir  werden  später  Gelegenheit  haben,  zu  sehen,  wie  sich  diese 
Berufstreue  traditionell  durch  Generationen  hindurch  fortpflanzt. 
Hier  begnügen  wir  uns  damit,  diese  169  Pfarrer  von  den  Landge- 
1)orenen  abzuziehen  und  den  Rest  der  katholischen  Quote  gegen- 
überzustellen. Es  bleiben  uns  dann  136  der  ländhchen  Bevölkerung 
entstammende  ev.  Geistliche,  das  sind  21,5%  aller  ev.  Geistlichen 
gegen  76,2  "o   der  definitiven  Geistlichen  auf  katholischer  Seite. 

Es  wird  zu  untersuchen  sein,  ob  im  Verhältnis  zur  ka- 
tholischen und  evangelischen  ländlichen  u  n  d 
städtischen  Bevölkerung  das  Theologenangebot  ein  nor- 
males ist.  Denn  dass  die  katholischen  Geistlichen  z.  B.  vorwiegend 
vom  Lande  stammen,  ist  ja  an  sich  noch  nicht  ausschlaggebend, 
wichtig  ist  vielmehr,  ob  die  landgeborenen  kath.  Geistlichen  in  rich- 
tigem Verhältnis  stehen  zur  landgeborenen  kath.  Bevölkerung.  ]\rit 
andern  A\'orten:  Es  gilt  Antwort  auf  die  Frage  zu  finden,  ob  un- 
V  erhält  n  i  s  m  ä  s  s  i  g  viele  katholische  Geistliche  auf  dem  Lande 
und  unverhältnismässig  viele  evangelische  Geistliche  in  der  Stadt 
geboren  Averden. 
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Am  1.  Dez.  1900  wohnten  von  allen  Katholiken  AVürttembergs 
203  024  in  Stadtgemeinden  nnd  447  287  in  Dorfgemeinden  ^).  Bei 
den  Evangelischen  ergibt  sich  folgendes  Yerhältnis  :  Stadt :  610  939, 
Land:  886  300.  In  Verhältniszalilen  ausgedrückt  und  in  Beziehung 
zur  Stadt-  und  landgeborenen  Geistlichkeit  gebracht,  zeigt  sich 
dieses  Bild : 


Land: 

geborene 

Von  der 

evang.         Landgeborene 

Von  der 

kath. 

evang. 

Geistliche 

Bevölkerung  leben     kath.  Geistliche 

Bevölkerung  leben 

mit 

ohne 

auf  dem 

in  der 

auf  dem 

in  der 

Pfarrer- 
söhnen 

Pfarrer- 
söhne 

Lande 

Stadt 

Lande 

Stadt 

% 

% 

% 

%                  % 

% 

% 

48,2 

21,5 

59,2 

40,8               75,4 

68,7 

31,B 

Es  erhellt,  dass  die  katholische  Bevölkerung  zu  68,7  %  auf  dem 
Lande  wohnt,  die  katholische  Geistlichkeit  hingegen  zu  75,4%  land- 
geboren ist.  Bei  den  Evangelischen  ist  das  Verhältnis  umgekehrt: 
Die  Bevölkerung  wohnt  zu  59,2%  auf  dem  Lande,  die  Geistlichen 
aber  entstammen  ihm  nur  zu  48,2 «o,  ohne  die  Pfarrersöhne  sogar  nur 
zu  21,5%.  Also  auch  im  Verhältnis  zur  stadt-  und  landgeborenen 
Bevölkerung  überwiegt  das  städtische  Theologenangebot  bei  den 
Evangelischen  ganz  beträchtlich.  0])wohl  nur  40,8%  aller  Evan- 
gelischen in  Stadtgemeinden  wohnen,  stellen  diese  doch  51,8%  aller 
Geistlichen.  Bei  den  Katholiken  hingegen  bedeuten  die  Städte 
schlechte  Keknitierungsorte,  denn  obwohl  sie  31,3  "/„  der  katli.  Be- 
völkerung beherbergen,  stellen  sie  nur  24,6%    aller  Geistlichen. 

Wollen  wir  freilich  zu  einer  völlig  einwandfreien  Gegenüber- 
stellung der  Geistlichen  in  Stadt  und  Land  relativ  der  Bevölkerung 
kommen,  so  müssen  wir  auch  hier  die  Frage  beantworten:  wieviel 
Geistliche  stellen  auf  1000  Einw^ohner  Stadt  und  Land?  Das  Ver- 
hältnis ist  folgendes : 

Auf  1000  ev.  Einwohner     Auf  1000  kath.  Einwohner 
kommen  ev.  Geistliche       kommen  kath.  Geistliche 
Land  Stadt  Land  Stadt 

0/  0/  0/  0/ 

/u  /o  /u  /u 

0,:34  0,53  1,29  0,92 

Diese  Zahlen  bestätigen  deutlich  unsere  bisherigen  Ergel)nisse : 
Die   Landbevölkeruns;  ist    auf  katholischer   Seite    in   unverhältnis- 


Differenz  zu 

Gunsten  von 

Stadt  od 

ler  Land 

kath.  zu 

evang.    zu 

Gunsten 

Gunsten 

d.  Landes 

d.  Stadt 

% 

% 

0,37 

0,34 

')  Die   nachfolgenden  bevölkerungsstatistischen  Inbeziehungsetzungen  von 
Konfession    u  n  d  S  t  a  d  t    u  n  d  L  a  n  d  (in  unserem  Sinne)    sowie    von 
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massig  grösserem  Masse  produktiv  als  auf  ev.  Seite.  Dabei  ist  zu 
berücksichtigen,  dass  die  Pfarrersöhne  hier  mitgerechnet  sind.  Ziehen 
wir  sie  ab,  so  liefert  die  ländliche  Bevölkerung  nur  0.15  Theologen 
auf  1000  Einwohner. 

AVie  steht  es  mit  ländlichem  und  städtischem  Theologenangebot 
in  den  verschiedenen  Kreisen?  Aufschluss  gibt  die  folgende  Uebersicht. 


Kreis, 
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Landge- 
borene  ev. 
Geistliche 


% 
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%  :  *^/o  :  %  I  % 
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k  a  t  h. 

Ein- 
wohner 
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k  a  t  h. 
Geistlich 

Stadt  iLaii 


% 

13 


Donaukreis 
.Jagstkreis 
Schwarzwaldki-. 
Neckarkreis 


43,o'l6,l 

56.5  21,7 

55.6  27,6 
42.81  19,4 


57,0' 
43.5 1 

44,4' 
57,2' 


55,9 

71,8 
67,7 
50,01 


44,1 

28,8 
32,3 
49,9 


!80,4 
i76,7 
i63,3 

i  68,2 


19,6i  74,2  ;  25,8  I' 0,62  !o,.37    0,89  1.28 

23.61  76,4]  23,6  0,73  0,37    1,5411,53 

36,7j  68.0  32,0  i!0.61  0,33  ,  1,15  0,94 

31,8|  64,6  35,4  ji  0.44  0,33  i  0,43 1 1,65 


Da  in  Gesamt- AVürttemberg  48, 2^0  aller  evangelischen  Geist- 
lichen auf  dem  Lande  geboren  sind ,  überschreiten  diesen  Anteil 
Jagstkreis  (56,5 »o)  und  Schwarzw'aldkreis  (55,6%).  Die  meisten 
stadtgeborenen  Theologen  weist  der  Xeckarkreis  auf.  Die  katho- 
lischen Geistlichen  sind  in  ganz  Württemberg  zu  75,4%  auf  dem 
Lande  geboren.  Diese  Quote  überschreitet  am  meisten  der  Donau- 
kreis, der  80,4^0  landgeborene  Geistliche  aufweist;  es  folgt  der 
Jagstkreis  mit  76,7 "o.  Die  beiden  andern  Kreise  bleiben  hinter 
dem  Durchschnitt  zurück.  Eine  direkte  Inbeziehungsetzung  ge- 
statten diese  Zahlen  nun  aber  ohne  weiteres  nicht,  denn  das  Ver- 
hältnis von  Stadt-  und  Landbevölkerung  ist  ja  in  den  ein- 
zelnen Kreisen  verschieden.  Ein  Vergleich  bezüglich  der  Theologen- 
fruchtbarkeit relativ  der  Bevölkerung  ist  am  besten  wieder  auf 
Grund  der  Protausendquoten  zu  gewinnen.  Spalte  11 — 14  der 
obigen  Aufstellung  deuten  die  entsprechenden  Ergebnisse  an.    Wir 


Konfession  und  Ortsgrössenklassen  (7  Klassen)  sind  bisher  für 
Württemberg  nicbt  vorgenommen  worden.  Ich  habe  sie  durch  gütige  Vermitt- 
hing des  Herrn  Finanzrats  Dr,  TutiDiXGER  von  Beamten  des  statistischen  Lan- 
desamts in  Stuttgart  auf  Grund  des  im  „Hof-  und  Staatshandbuch "  (2.  Teil 
1901)  enthaltenen  Materials  besorgen  lassen.  Herrn  Finanzrat  Tküdixger  sage 
ich  für  diese  und  andere  mir  bewiesene  Liebenswürdigkeiten  ergebenen  Dank. 
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sehen  auf  evangelischer  Seite 
Land  stellen  im 


Stadt 

Land 

Jagstkreis 

0,73 

0,37 

Donaukreis 

0,62 

0,37 

Schwarzwaldkreis 

0,61 

0,33 

Neckarkreis 

0,44 

0,33 

1000  Einwohner  in  Stadt  und 


Geistliche. 


Am  fruchtbarsten  ist  demnach  die  Stadtbevölkerung  des  Jagst- 
kreises,  dem  in  absteigender  Linie  folgen:  Donaukreis,  Schwarz- 
waldkreis und  Neckarkreis.  Die  Landbevölkerung  differiert  we- 
niger; mit  gleichen  Zahlen  stehen  oben  an  Jagstkreis  und  Donau- 
kreis, denen,  wiederum  mit  gleichen  Quoten,  Schwarz  waldkreis  und 
Neckarkreis  folgen. 

Auf  katholischer  Seite  gestaltet  sich  das  Verhältnis  so : 


Stadt 

Land 

Jagstkreis 

1.54 

Neckarkreis 

1,65 

Schwarzwaldkreis 

1,15 

Jagstkreis 

1,53 

Donaukreis 

0,89 

Donaukreis 

1,28 

Neckarkreis 

0,44 

Schwarz  waldkreis 

0,94. 

le  Reihenfolge  ist 

in  Stadt 

und  Land  verschieden. 

Auf  1000 

Stadtbewohner  stellt  auch  hier  die  grösste  Quote  der  Jagstkreis, 
die  geringste  der  Neckarkreis.  Eine  andere  Ordnung  ergibt  sich  im 
Hinblick  auf  die  Theologenfruchtbarkeit  des  Landes:  hier  steht  der 
Neckarkreis  oben  an.  Der  Jagstkreis  kommt  ihm  nahe,  während 
am  meisten  zurückbleibt  der  Schwarzwaldkreis. 

Eine  Gegenüberstellung  der  beiden  Konfessionen  bedingt  nun 
auch  hier  wieder  die  Isolierung  der  Pfarrersöhne.  Von  den  land- 
geborenen Geistlichen  sind  Pfarrersöhne:  Donaukreis  62,5%,  Jagst- 
kreis 61,5%,  Neckarkreis  54,60o,  Schwarzwaldkreis  47,8 "o.  Lassen 
wir  diese  ausser  Betracht,  so  kommen  wir  zu  folgendem  Bilde: 

Es  sind  geboren  auf  dem  Lande: 


Kreis. 

Evangelische 
Geistliche 

% 

Katholische 
Geistliche 

% 

Auf  1000  e^ 
ländliche 
kommen  ev 
Geisl 
evang. 
% 

j.  und  kath. 
Einwohner 
.  und  kath. 
gliche 
kathol. 
% 

Douaukreis 
Jagstkreis 
Schwarz  waldkreis 
Neckarkreis 

16,1 
21,7 
27,6 
19,4 

80,4 
76,7 
63,3 

68,2 

0,23 
0,23 
0,15 
0,17 

1,53. 
1,28 
0,94 
0,16 

Damit  haben  wir  auch  für  die  Kreise  die  richtige  Vergleichs- 


Neumann-Fest  Schrift. 
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basis  gewonnen.  Die  Rekrutierung  der  Theologen  aus  der  eigent- 
lich ländlichen  Bevölkerung  tritt  deutlich  in  die  Erscheinung.  Es 
wird  nicht  nötig  sein,  diesen  Zahlen  noch  erläuternde  Worte  hin- 
zuzufügen. 


in. 

Die  Geburtsorte  nach  Grössenklasseu. 

„Stadt'-  und  „Land"  sind  im  Grunde  unl)estinnnte  Grössen, 
(jemeinden  mit  städtischer  Verfassung  sind  nach  Einwohnerzahl 
und  sozialem  Milieu  gerade  in  Württemberg  oft  viel  mehr  ländliche 
Gemeinden  als  manche  jener  Ortschaften,  deren  Entwicklung  längst 
einen  Zug  ins  städtische  genommen  hat,  die  aber  trotzdem  ihrer 
Verfassung  nach  „Dorf'-  oder  „Marktflecken"  geblieben  sind.  AVol- 
len  wir  deshalb  zu  einem  richtigen  Urteil  über  die  Verteilung  der 
Geburtsorte  kommen,  so  müssen  Avir  diese  nach  Grössenklassen  ord- 
nen. Auf  Grund  des  Fragebogens  lässt  sich  feststellen,  wie  viele 
aller  Geistlichen  geboren  sind  in  Orten  bis  zu  500  Einwohnern,  mit 
500—1000,  1000—1500,  1500—3000,  3000—6000,  6000—8000 
und  mit  mehr  als  8000  Einwohnern.  Die  Zusammenstellung  der 
Ergebnisse  führt  zu  dem  folgende  Bilde : 

D  i  e  6  e  b  u  r  t  s  0  r  t  e  n  a  c  h  G  r  ö  s  s  e  n  k  1  a  s  s  e  11. 


Es  sind  Geistliche  areboren  in  Gemeinden  mit  einer  Einwohnerzahl 


Kreis. 


Geistliche 


bis  500 


% 


500 
bis 
1000 


II. 


% 


1  1000 

:  1500 

bis 

bis 

1500 

3000 

in. 

IV. 

II  % 

1  %  \ 

3000 
bis 
6000 


6000 
bis 
8000 

VI. 


%    II  %  I  Jl  %  I  jl  %  I  abs.l  o/o  I  abs.l  % 


über 
8000 

vn. 


NJ    £ 


VIII. 


y.         1     .     'Evaneel 
Donaukreis     t^  ,i  *, 


Jas^stkreis 


Neckarkreis 


15  16,2 

178  ,47,3 

21  16,3 
61  31,8 


Kathol. 

Evangel. 
:  Kathol. 

Schwarzwald-i  Evangel.  ji    15  1  9,5  'l    40 
kreis         I  Kathol.      '    36  27,5!,    37 

Evangel.  ^    26  10,2      43 
Kathol.      d     9  13,6      12 


13  13,9  10il0,7  1313,9  9!  9,6 

68  18,1  37|  9,8:|42  11,3  26    6,9 

37  l28,7' 18  13,9  121  16,3  21  16,3 

51  26.4  25  12,9  17    8,8  19    9,8 


10,7 
3,4 


23 
12 

11 

20 


24,7  ;    93  '  100 
3,2:376    100 


8,5^29 
0,3  .  193 


100 
100 


Württe,nberg|Xf '■  "   " 


25,3  26  16.4  19  11,9  14   8,6 

28,3  17  12,9  11    8,4  3    2,3 

17,7 '33  13,0  32  12,6  34  13.4 

18,1]   7  10,7  14  21,3  3   4,5 


23  14,5 
22  16,8 

6  2,3; 

7  10,6 


22  13,8    159    100 
5j  3,9'  131  ^  100 

78  30,8    252  i  100 
14  21,3     66    100 


12,1  II 133  '21,1  |87I13,7  B5|13,4  ||18|12,3  39,  6,2 1|  134  21,2 1|  633  '  100 

"'42    5,5  I   51  j  6,7    766    100 


284  |37,1  II 168  |21,8|;86|ll,2 , 84110,  ß'ISlj  6,8 

Setzen  wir  die  Reihenfolge  der  Grössenklassen 
und  katholischer  Seite    zu  einander  in  Beziehung, 


auf  evangelischer 
so  kommen  wir 
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für  Württemberg  im  ganzen  zu  folgenden  Zahlen: 

Evangelische  Geistliche:  VII.  II.  IV.  III.  V.  I.  VI. 
Katholische  Geistliche:  I.  U.  III.  IV.  V.  VII.  VI. 
Schon  hier  zeigt  sich  ein  gewichtiger  Unterschied :  die  katholischen 
Geistlichen  sind  überwiegend  in  kleinen  Orten  geboren,  je  grösser 
die  Ortsgrössenklasse,  desto  kleiner  die  Quote  der  Geburtsorte ;  nur 
Klasse  VII  weicht  um  ein  Geringes  ab,  was  darauf  zurückzuführen 
ist,  dass  im  Jagstkreis  Gemeinden  mit  6000— 8000  Einwohnern  nicht 
A'orhanden  sind.  Bei  den  evangelischen  Geistlichen  lässt  sich  weder 
die  gleiche  noch  die  umgekehrte  Tendenz  feststellen.  An  der  Spitze 
steht  Klasse  VII,  der  aber  auf  dem  Fusse  Klasse  II  folgt.  Es  sind 
geboren  in  Gesamt- Württemberg: 

In  Ortsgrössenklasse : 
I.  IL  III.        IV.  V.  VI.        VII. 

Katholische  Geistliche       37,1%    21,8%     11,2%    10,90/o    6,8%  5,5%    6,7% 

Evangelische  Geistliche     12,1  „      21,1  ,      13,7  „      13,4  „     12,8  ,  6,3  ,    21,1  , 

In  die  Augen  sticht,  dass  37,1%  aller  katholischen  Geistlichen 
in  Gemeinden  von  weniger  als  500  Einwohner  geboren  sind.  Nimmt 
man  Klasse  I  und  II  zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  58,9 «o  der 
katholischen  Geistlichen  in  Gemeinden  mit  einer  Einw'ohnerzalil  bis 
1000  geboren  sind.  In  Klasse  VII  —  Gemeinden  mit  mehr  als 
8000  Einwohner  —  haben  nur  5,8%  aller  katholischen  Geistlichen 
Württembergs  ihren  (iloburtsort.  Die  evangelischen  Geistlichen  hin- 
gegen sind  in  Klasse  I  nur  mit  12,1%  vertreten.  In  Klasse  II 
stehen  sie  den  katholischen  ungefähr  gleich  gegenüber.  Bemerkens- 
wert aber  ist,  dass  die  Ortsgrössenklasse  VII  mit  21  «o  (gegen  5,80^,, 
auf  kath.  Seite)  verzeichnet  ist.  Konnten  w'ir  früher  feststellen, 
dass  die  „Stadt"  an  sich  günstiger  Rekrutierungsboden  für  die  ev. 
Theologen  ist,  so  dürfen  wir  nunmehr  hinzufügen :  insonderheit  die 
grössere  Stadt.  Uebersehen  wollen  wir  indessen  nicht,  dass  die 
Quote  der  Klasse  II  derjenigen  von  Klasse  VII  gleichkommt. 

Es  wird  von  Interesse  sein,  die  Grössenklassen  der  Geburts- 
orte in  den  einzelnen  Kreisen  zusammenzustellen. 

Es  sind  geboren:  (siehe  die  oberste  Tabelle  auf  S.  388). 

Auf  katholischer  Seite  überwiegt  die  Ortsgrössenklasse  I  im 
Donaukreis  am  meisten:  47,3%  aller  in  diesem  Kreis  geborenen 
Geistlichen  entstammen  Gemeinden  von  weniger  als  500  Einwoh- 
ner. Es  folgen  Jagstkreis  (31,8%),  Schwarzwaldkreis  (27,5%)  und 
Neckarkreis  (13,4  "/o).  Letzterer  weist  einen  verhältnismässig  kleinen 
Prozentsatz    auf,    dafür  aber   die  höchste  Quote  der  in  Gemeinden 
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In  Ort 

jgrössenklasse 

Kreis. 

Geistliche. 

I. 

11. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

Vll. 

1 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

Donankreis 

Katholische 
Evangelische 

47.3 
16,2 

18,1 
13,9 

19.8 
10,7 

11,3 
13,9 

6,9 

9,6 

3,4 
10,7 

3,2 
24,7 

Jagstkreis 

Katholische 
Evangelische 

31.8 
16,3 

26,4 

28,7 

12,9 
13,9 

8.8 
16,3 

9,8 
16,3 



8,5 
10,7 

Scliwarzwaldkr. 

Katholische 
Evangelische 

27,5 
9,5 

28.3 
25,3 

12,9 
16,4 

8.4 
11,9 

2,3 

8,6 

16,8 
14,5 

3,9 

13,8 

Neckarkreis 

Katholische 
Evangelische 

13,4 

10,2 

18,1 

17,7 

10.7 
13.0 

21,3 

12.6 

4,5 

13,4 

10,7 
2,3 

21,3 

30,8 

von  mehr  als  8000  Einwoliuern  Geborenen.  Es  folgen  in  dieser 
Richtung  Jagstkreis  (7,2%),  Schwarzwaldkreis  (3,9%)  und  Donau- 
kreis (3,2%). 

Auf  evangelischer  Seite  zeigen  Donaukreis  und  Jagstkreis  einen 
etwa  gleich  hohen  Prozentsatz  von  Geburtsorten  der  Grössenklasse  I 
(16,2%  und  lb,3%).  Diese  beiden  Kreise  übersteigen  damit  den 
Landesdurchschnitt  (12,1%)  nicht  unerheblich.  Dementsprechend 
bleiben  Schwarz  waldkreis  und  Xeckarkreis  hinter  diesem  zurück; 
ersterer  zeigt  9,5%,  letzterer  10,2  »o  Geburtsorte  der  Grössenklassse  I. 

An  sich  ist  nun  freilich  mit  diesen  Zahlen  wenig  gewonnen, 
denn  sie  zeigen  ja  nur  die  Differenzierung  ohne  die  Inbeziehung- 
setzung  zur  Bevölkerung.  Erst  wenn  wir  wissen,  in  welchem  Ver- 
hältnis die  Geburtsorte  nach  Grössenklassen  zur  Verteilung  der 
katholischen  und  evangelischen  Bevölkerung  stehen,  können  wir  ein 
Urteil  darül)er  abgeben,  ob  etwa  die  kleinen  Orte  u  n  v  e  r  h  ä  1 1- 
n  i  s  m  ä  s  s  i  g  viele  oder  wenige  Geistliche  stellen.  Gruppieren  wir 
zunächst  die  entsprechenden  Zahlen.  Die  württembergische  Bevöl- 
kerung verteilte  sich  nach  den  beiden  Hauptreligionen  am  1.  Dez. 
1900  auf  unsere  Ortsgrössenklassen  wie  folgt  ^): 

Die    evangelische    Bevölkerung. 


Ortsgrössenklassen : 


Ki-eis.  I.         I         II.  in. 
11   abs.  I  %  I    abs.  |  %  |    abs.  | 


% 


Donaukreis 
Jagstkreis 
Schwarzw.kr. 
Neckarkreis 


2560813,2135065  18,1  2562113,3 

3499013,0    79639  29,5  55845  20,6 

52685  14,3{  86905  23,0  63229  16,7 

26852   4,1]  94022  14,3  85080  12,9 


IV. 
abs. 


%^ 


abs.  1  o/o  I 


VI. 


6840 


26498  13,6  15105  7,7 

47675  17.7  22829,  8,5 1  — 

42416  11,2  43148  11,41  27787 

11626917,8  62504  9,5  20346 


%. 


VII. 
abs.  \o/^ 


3,5  59830 '30,6 
—  28952  10,7 
7,31  59803  15.9 
3,1,252256,38,3 


Württemberg  1401351  9,4  29563119,8  229775  15,4:232858  15,7  143586,  9,2|  54973'  3,8'40034ri  26,7 
Stellen  wir  nunmehr  für  Württemberg  im  Ganzen  die  Prozent- 
')  Zu  vergleichen  die  Anmerkung  auf  S.  383. 
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zahlen  der  Konfessionsqiioten    und  der  Geistlichenquoten  einander 
gegenüber : 


Ortsgrössenk 

asse  : 

I.      1     II.     ! 

III.    1    IV.     1     V.      i    VI.     1 

VII. 

Verhältnisquote  der  Geistlichen 

12,1       21,1 

13,7       13,4 

12,3 

6,3 

21,1 

Verhältnisquote  der  Bevölkerung 

9,4!     19,8 

15,4       15,7 

9,2 

3,8 

26,7 

Minus-  oder  Plusquote  (  absolut 

+   2,7 

+  1,3  - 

-    1,7  —   2,3 

+   3,1 

+   2,51 

—    5,6 

der  Geistlichen         ^  prozentual 

+  28,7 

+  6,5  - 

-11,0  —14,6 

+  33,6 

+  65,8 

—  20,9 

Auf  1000  Evangel.  kommen  Geistliche 

0,54 

0,45 

0,38       0,36       0,54       0,72  ; 

0,33 

Im  Durchschnitt  ganz  Württembergs :  0,44. 
Die  meisten  Geistlichen  relativ  der  Bevölkerung  lie- 
fert die  Ortsgrössenklasse  VI  —  6000  bis  8000  Einwohner  — ; 
sie  stellt  65,8%  mehr  Geistliche  als  sie  auf  Grund  ihrer  Konfes- 
sionsquote muss  und  erreicht  dementsprechend  auch  die  höchste 
Protausendquote  mit  0,72.  Es  folgen  Ortsgrössenklasse  V  —  3000 
bis  6000  Einwohner  — ,  die  ihre  Ptiichtzald  um  33,6 "^'o  überschreitet, 
und  Ortsgrössenklasse  I  —  bis  500  Einwohner  —  (-|-28,7"yo).  Beide 
Klassen  stellen  auf  1000  Einwohner  0,54  Geistliche.  Einen  Ueber- 
schuss  liefert  ferner  noch  Klasse  II,  die  6,5  "/'o  zu  viel  und  auf 
1000  Einwohner  0,45  Geistliche  liefert.  Drei  0  r  t  s  g  r  ö  s  s  e  n- 
k  lassen  bleiben  hinter  ihrer  Konfessionsquote 
zurück.  Am  meisten  Klasse  VII  (20,9  Vo);  es  folgen  IV  —  1500 
bis  3000  Einwohner  —  (14.6 «„)  und  III  —  1000  bis  1500  Einwohner  — 
(11,0%).  Dementsprechend  zeigt  auch  die  Ortsgrössenklasse  VII 
—  über  8000  Einwohner  — •  die  geringste  Protausendquote:  0,33. 
Dir    Ic  a  t  h  0  1  i  s  c  h  e    Bevölkerung. 


Kreis. 

Ortsc 
I.                  IL                 III. 
abs.  1  o/o      abs.     o/q     abs.     o/^ 

jrössenklassen : 
IV.                V. 
abs.     o/^j     abs.     % 

VI. 
abs.     0/^ 

VII. 

abs.     % 

Donaukreis 
Jagstkreis 
Schwarzw.kr. 
Neckarkreis 

'  65043  20,5    86960  27,3    48949' 15,4'  50689  16,o'  27422 

14861111,8    35468  28,0    36279  28,8j   10919    8,6i  10571 

18866  14,5    46112  35,6    18787  14,5;  10751    8,3!     4106 

4164    5,41     8509  11,1      5531    7,21     9684il2,7l     4929 

8,7 
8,4 
3,1 
6,4 

6871    2,0 

13419  10,4 
1375    1,8 

31817  10,0 
1816214,4 
17664113,6 
42403155,4 

Württemberg!  102934  15,8177049  27,2  109546;  16,91  82043  12,6   47028    7,3 


2665    3,3|  110046  16,9 


Auch  hier  stellen  wir  zunächst  für  AVürttemberg  im  Ganzen 
die  Konfessionsquoten  den  Geistlichenquoten  gegenüber,    (s.  S.  390j. 

Eines  tritt  sofort  hervor:  Die  württembergischen  Gemeinden 
von  weniger  als  500  Einwohner  sind  für  die  katholischen  Geistlichen 
eminent  fruchtbare  Rekrutierungsorte  auch  relativ  der  Bevölkerung; 
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Ortsgrössenklas 

se  : 

I. 

IL 

III.    , 

IV.     1 

V. 

VI.    1 

VII. 

Verhältnisquote 

der 

Geistlichen 

37,1 

21,8 

11,2 

10.9  1 

6,8 

5,5! 

6,7 

Verhältnisquote 

der  Bevölkerung 

15,8 

27,2  1 

16,9 

12,6 

7,3 

3,3 

16,9 

Minus-  oder  Plusquote  (  absolut 
der  Geistlichen        V  prozentual 


+    21.3  —    5,4  —    5.7  —    1,7  !—   0,5  +   2,2  —  10,2 
+  134,8  —  19,8  ,—  33.7  —  13,5  |—    6,8  +  66,6  i—  60,4 


Auf  1000  Kathol.  kommen  Geistliche 


2,75      0,95       0,78        1,02       1,10       1,93 


Im  Durchschnitt  ganz  Württembergs:  1,16. 
sie  liefern  1 34,8  °  0  mehr  Theologen,  als  sie  auf 
Grund  ihrer  Konfessionsquote  müssten  und  stellen 
auf  1000  Katholiken  2,75  Geistliche.  Die  evangelischen  Orte  unter 
500  Einwohner  kommen  demgegenüljer  nicht  mit,  wenn  gleich  auch 
sie  ihre  Konfessionsquote  um  28,7%   übersteigen^), 

AVoran  liegt  dies?  Im  einzelnen  werden  sich  die  Gründe  hierfür 
kaum  bestimmen  lassen.  Zu  bedenken  ist  aber  folgendes :  Die  ka- 
tholischen Geistlichen  in  den  kleinsten  Orten  lassen 
sich  die  Heranziehung  von  für  den  Theologen- 
1)  e  r  u  f  geeigneten  Kräften  in  grösserem  Masse 
angelegen  sein  als  die  evangelischen  Geistlichen. 
Ich  habe  in  den  katholischen  Fragebogen,  als  ich  sie  zum  2ten  Mal 
verschickte,  die  Fragen  aufgenommen :  .,von  welcher  Klasse  ab  be- 
suchten Sie  eine  höhere  Schule?  AVer  unterrichtete  Sie  bis  da- 
hin?'* Aus  den  Antworten  hat  sich  ergeben,  dass  von  den  786 
Geistlichen,  die  sich  an  der  Enquete  beteiligten,  B03  den  ersten 
höheren  Unterricht  nicht  an  einer  Schule  erhielten,  sondern  seitens 
eines  Geistlichen.  Und  zwar  wurden  vorgebildet:  83  bis  zur  2ten, 
116  bis  zur  3ten,  80  bis  zur  4ten  und  24  l)is  zur  5ten  Klasse. 
Und  nun  ziehe  man  noch  in  Betracht  die  Zahl  derjenigen,  bei 
denen  der  Unterricht  wieder  aufgegeben  werden  musste !  Es  er- 
hellt: der  katholische  Klerus  entwickelt  in  Bezug  auf  die  Heranziehung 
von  theologischem  Nachwuchs  eine  rege  Tätigkeit.  Auf  evangeli- 
scher Seite  geschieht  dies  zwar  auch ,  al)er  doch  nicht  in  gleichem 
Masse ,  denn  der  evang.  Pfarrer  hat  zumeist  mit  seinen  eigenen 
Söhnen  genug  zu  tun.  Wenn  nun  auch  nicht  l^ehauptet  werden 
kann,  dass  die  hohe  Rekrutierungszitt'er  der  kleinsten  Gemeinden 
sich  allein  auf  die  angedeutete  Erscheinung    zurückführen  lässt, 

')  Diese  Ueberschussquote  in  den  kleinsten  Orten  wird  auf  evangelischer 
Seite  durch  die  Pfarrersöhne  bewirkt,  ohne  dieselbe  käme  es  zu  einem  Minus. 
Eingehende  Nachweise  in  der  Gesamtarbeit. 
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SO  Avirkt  sie  docli  zweifellos  in  erheblichem  Masse  mit,  denn  je  klei- 
ner die  Gemeinde,  desto  mehr  Zeit  findet  der  Geistliche  für  solche 
Nebenbeschäftigung.  Auch  der  Mangel  an  anderweitiger  Unter- 
Aveisungsgelegenheit  ist  in  diesen  Kleinstgemeinden  am  grössten. 

Auffällig  ist  nun  auf  katholischer  Seite,  dass  alle  folgenden 
Ortsgrössenklassen  mit  einer  einzigen  Ausnahme  (VI.  die  einen  er- 
heblichen Ueberschuss  stellt)  im  Verhältnis  zu  ihrer  Konfessions- 
qiiote  zu  wenig  Geistliche  stellen  und  zwar  tut  dies  in  stärkstem 
Masse  die  Grössenklasse  VII  mit  60%.  Die  letzte  Zahl  deutet 
wieder  auf  die  geringe  Fruchtbarkeit  der  Grossstädte,  die  auf  ev. 
Seite  günstigere  —  wenngleich  absolut  die  schlechtesten  —  Rekru- 
tierungsorte  sind,  denn  hier  stellen  sie,  wie  wir  gesehen  haben,  nur 
20,0%   Theologen  zu  -wenig'). 

Alles  in  allem  lässt  sich  sagen : 

1.  Wenn  auf  katholischer  Seite  nicht  die  kleinsten  Landge- 
meinden (500  Einwohner)  so  überaus  günstige  Rekrutierungsorte 
wären  (sie  liefern  37 »/o  aller  Geitlichen  und  134,8°/o  mehr  als  ihre 
Konfessionsquote  beträgt),  so  würde  vermutlich  der  Bedarf  an  Theo- 
logen in  Württemberg  nicht  gedeckt  werden  können ;  es  sei  denn, 
dass  jene  Ursachen ,  die  in  Ortsgrössenklasse  I  bisher  das  grosse 
Theologenangebot  herbeiführten,  auch  in  den  übrigen  Ortsklassen 
wirksam  würden.  (Ob  und  inwieweit  hier  eine  künstliche  Beein- 
flussung möglich  ist,  entzieht  sich  meiner  Beurteilung.) 

2.  Die  evangelischen  Geistlichen  sind  im  Hinblick  auf  ihre  Re- 
krutierung weniger  auf  eine  bestinnute  Ortsgrössenklasse  (relativ 
der  Bevölkerung)  angewiesen.  Am  günstigsten  sind  für  sie  aber  die 
grösseren  (3rte.  Dies  unbedingt  dann ,  Avenn  jene  Theologen  ,  die 
Söhne  von  Geistlichen  sind,  ausser  Ansatz  bleiben. 

Zu  interessanten  Ergebnissen  führt  die  Differenzierung  auf  die 
Kreise.     Das  Gesamtlnld  zeigt  die  Tabelle  auf  Seite  392—393. 

Auf  evangelischer  Seite  ist  die  Ortsgrössenklasse  I  re- 
lativ der  Bevölkerung  am  Fruchtbarsten  im  ISfeckarkreis,  der  148% 
zuviel  Geistliche  stellt  und  mit  0,97  die  höchste  Protausendquote 
dieser  Klasse  aufweist.  Es  folgen  Jagstkreis  und  Donaukreis.  Recht 
ungünstig    gestaltet  sich   diese  Grössenklasse  im  Schwarzwaldkreis, 


*)  Für  weitere  Folgerungen  sei  auf  die  Tabellen  selbst  verwiesen.  Es  ist 
.jedoch  bei  den  Protausendquoten  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  die  absolute 
Höhe  den  Vergleich  der  Konfessionen  gestattet,  sondern  dass  nur  die  ver- 
hältnismässige n  Abweichungen  vom  Durchschnitt  einander  gegenüber- 
gestellt werden  können. 
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T  a  b  e  1 1 e  in. 


Kreis.                       Verhältnisquote. 

Evangelische 
Ortsgrössen- 
L      1     IL      1     III.     1    IV. 

Verhältnis  der  Geistlichen 
Verhältnisquote  der  Bevölkerung 

16,2        18,9 
13,2  !       18,1 

10,7 
18,3 

13,9 
13,6 

Donau- 
kreis 

C  absolut           -f-    3,0  1  —   4,2    -    2,6  \-{-   0,3 
Minus-  und  Plusquote  -' 

l  prozentual     +  22,7    —  23,2    —  19,5  ;+   2,2 

Auf  1000  Evangelische  bezw.  Katho-        0,59        0,37         0,39       0,49 
hken  kommen  Geistliche                                i^  Durchschnitt  des 

Verhältnis  der  Geistlichen                            16.3         28,7         13,9 
Verhältnisquote  der  Bevölkerung                 13,0         29,5         20,6 

16,3 
17,7 

Jagst- 
kreis 

t  absolut           +    3,3 
Minus-  und  Plusquote  { 

^  prozentual      -j-  25,5 

—  0,8  I—   6,7 

—  2,0—32,5 

—  1,4 

—  7,9 

Auf  1000  Evangelische  bezw.  Katho- 

0,60 1       0,48  '       0,32       0,44 

liken  kommen  Geistliche 

Im  Durchschnitt  des 

Verhältnis  der  Geistlichen 
Verhältnisquote  der  Bevölkerung 

9,5        25,3         16,4       11,9 
14,3        23,0 1       16,7       11,2 

Schwarz- 
waldkreis 

^,                 t  absolut 
Minus-  und  Plusquote  J 

i  prozentual 

—  4,8  l-l-   2,8   —   0,8 

—  33,5    +  10,0   —    1,7 

+    0,7 
-h   6,2 

Auf  1000  Evangelische   bezw.  Katho- 
liken kommen  Geistliche 

0.28        0.46 '       0,41  !      0,45 

Im  Durchschnitt  des 

Verhältnis  der  Geistlichen 
Verhältnisquote  der  Bevölkerung 

10,2 
4,1 

17,7         13,0 
14,3 :       12,9 

12,6 
17,8 

Neckar- 
kreis 

TUT-               •,  T^,                 ^  absolut 
Minus-  und  Plusquote  \ 

(  prozentual 

+     6,1 
+  148,7 

+   3,4 
+  23,7 

+    0,1 
+   0,7 

-  5,2 

—  29,2 

Auf  1000  Evangelische  bezw.  Katho- 
liken'kommen  Geistliche 

0,97 

0,41 

Im  D 

0,39 

Lirchschn 

0,28 

itt  des 

•\vo  sie  33,5%  i^u  wenig  Geistliche  liefert  und  nur  eine  Protau- 
sendquote von  0,28  erreicht.  Die  Ortsgrössenklasse  VII  liefert  in 
sämtlichen  Kreisen  relativ  ihrer  Konfessionsquote  nicht  genug  Theo- 
logen. Am  meisten  ist  dies  der  Fall  im  Jagstkreis,  der  nur  20,5% 
hinter  seiner  Pfiichtquote  zurückbleibt.  Der  Neckarkreis  l)leibt  mit 
19,5%  rückständig,  ihm  folgen  der  Donaukreis  mit  ebenfalls  19,2 
und  der  Schwarzwaldkreis  mit  13,2%. 

Die  Ortsgrössenklasse  VI,    die  -wir  im  ganzen  als  überaus  er- 
giebig  bezeichnen  konnten,    zeigt   im   Neckarkreis    ein    Minus    von 
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T 

a  1)  e  1 1 

e  III  (Fortsetzung.) 

Geist 

klasse: 

V. 

liehe. 
VI. 

VII. 

I. 

Katholische  Geistlic 

Ortsgrössenklasse : 
II.     1     III.     1     IV.     i      V. 

he. 
VI. 

VII. 

9,6 

7,7 

10,7 
3,5 

24,7 
30,6 

47,3 
20,5 

18,1          9,8         11,3 
27,3        15,4        16,0 

6,9 

8,7 

3,4 
2,0 

3,2 

10,0 

+    1,9 
+  24,6 

+     7,2 
+205,6 

—  5,9 

—  19,2 

+   26,8 
+  130,7 

-    9,2    —    5,6 
-33,7    —36,3 

-  4,7  -    1,8 

-  29,3  -  20,5 

+    1-4 
+  70,0 

—  6,8 

—  68,0 

0,59 

1,46 

0,39 

2,74 

0,78        0,76 

0,83 

0,95 

1,89 

0,38 

Kreises 

0,48. 

Im  Durchschnitt  des  Kreises  1,18. 

16,3 
8,0 

— 

8,5 
10,7 

31,8 
11,8 

26,4        12,9 1         8,8 
28,0 1       28,8          8,6 

9,8!     — 
8,4 1      — 

8,5 
14,4 

+   7,8 
+  91,7 



-    2,2 
-20,5 

-f-   20,0 
+  169,5 

—  1,6!  — 15,9   +   0,2  j+    1,4 

-  5,7    —  55,2|-f^    2,8  1+16,6 

— 

—  5,9 

—  40,9 

0,92 

0,47. 

0,38 

4,10 

1,44        0,69'       1,56  i      1,80       — 

1,10 

Kreises 

Im  Durchschnitt  des  Kreises  1,52. 

8,6 
11,4 

14,5 
7,3 

18,8 
15,9 

27,5 
14,5 

28,3 ,       12,9           8,4 
35,6         14,5           8,8 

2,3       16,8 
3,1;      10,4 

8,9 
13,6 

—    2,8 
-24,9 

+   7,2 
+  98,6 
0,83 
0,43. 

-   2,1 
-13,2 

+    13,0 
+    91.0 

-  7,3    —   2,6 

—  20,5   —17,9 

+   0,1 
+    1,2 

—  0,8 

—  25,8 

+   6,4 
+  61,5 

-  9,7 

—  31,3 

0,82 

0,87 

1,91 

0,80'      0,90         1,02       0.73^      1,64 

0,28 

Kreises 

Im  Durchschnitt  des  Kreises  1,09. 

13,4 
9,5 

2.3 
3,0 

30,8 
38,3 

13,6 
5,4 

18,1         10,7  1       21,3         4,5       10,6 
11,1          7,2 1       12,7         6,4         1,8 

21,3 
55,4 

+    3,9 
+  41,1 

—  0,8 

—  26,6 

-  7,5 

—  19,5 

+     8,2 
+  151,7 

+    7,0'+    3,5    -i-    8,6  -    1,9,+    8,8 
+  63,0  +  48,6  ;  +  67,7  -  29,6+484,4 

—  34,1 
-61,5 

0,54 

0,29 

0,31 

2,16 

1,40';       1,27        1,45       0,6lj       5,09 

0,34 

Kreises 

0,38. 

Im  Durchschni 

tt  des  E 

a-eises  ( 

),85. 

26,6%;  im  Jagstkreis  ist  sie  überhaupt  nicht  vorhanden,  während 
sie  im  Donaukreis  relativ  ihrer  Bevölkerung  205,6%  zu  viel  oder 
anders  ausgedrückt,  auf  lOüO  Evangelische  1,46  Geistliche  stellt; 
eine  Quote,  die  von  keiner  andern  Grössenklasse  des  ganzen  Kreises 
erreicht  wird.  Auffällig  ist  die  Unterschiedlichkeit  in  Ortsgrössen- 
klasse II,  die  im  Neckarkreis  besonders  fruchtbar  ist ,  indem  sie 
ihre  Konfessionsquote  um  23,7%  übersteigt  und  auf  1000  Evan- 
gelische 0,98  Geistliche  stellt.  Ebenfalls  ergiebig  ist  diese  Grössen- 
klasse im  Schwarzwaldkreis   (Ueberschuss  10,0% ,    Protausendquote 
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0,46),  während  sie  im  Donaukreis  sehr  ungünstig  abschneidet  (Mi- 
nus 23,2%,  Protausendquote  0,37).  Die  weiteren  Klassen  bieten  in 
diesem  Zusammenhang  nichts  besonders  bemerkenswertes. 

Vergleichen  wir  nun  die  Grössenklassen  innerhalb  der 
einzelnen  Kreise.  Im  Donaukreis  ist,  wie  schon  bemerkt,  am  frucht- 
]jarsten  Klasse  VI,  der  V,  I,  IV  in  absteigender  Linie  folgen. 
Minusklassen  sind  II,  III  und  VII.  Der  Jagstkreis  zeigt  Klasse 
V  als  die  fruchtbarste,  der  Klasse  I  folgt.  Alle  andern  Grössen- 
klassen bleiben  hinter  ihrer  Konfessionsquote  zurück  und  zwar  am 
meisten  Klasse  III.  Im  Schwarzwaldkreis  ist  am  ergiebigsten  Klasse 
VI,  der  II  und  IV  folgen,  am  unfruchtbarsten  Klasse  I,  der  sich 
in  absteigender  Linie  anreihen  V,  VII  und  III.  Im  Neckarkreis 
endlich  stellt  die  meisten  Theologen  relativ  der  Bevölkerung  Klasse 
I,  der  V,  II  und  III  als  Ueljerschussklassen  folgen.  Minusklassen 
sind  hier  IV,  VI,  VII. 

Um  die  in  diesen  Angaben  zum  x\usdruck  kommenden  Erschei- 
nungen übersichtlich  zu  gestalten,  mögen  noch  die  Protausendquo- 
ten in  den  Kreisen  hier  zusammengestellt  werden. 


Auf  1000  Evangelische  kommen  Geistliche 

Donaukreis 

VI 
1,46 

l 
0,59 

V 
0,59 

IV 
0,49 

ni 

0,39 

VII 
0,39 

II 

0,37 

Jagstkreis 

V 

0,92 

l 

0,60 

II 

0,48 

IV 
0,44 

VII 

0,38 

III 
0,32 

VI 

scheid,  aus 

Schwarzwaldkreis 

VI 

0,83 

II 

0,46 

IV 

0,45 

III 
0,41 

VII 

0,37 

V 
0,32 

I 

0,28 

Neckarkreis 

l 
0,98 

V 
0,54 

II 
0,44 

III 
0,39 

VII 
0,31 

VI 

0,29 

VII 

0,28 

Auf  katholischer  Seite  gestaltet  sich  die  Differenzierung 
wesentlich  anders.  Ortsgrössenklasse  I  ist  relativ  der  Bevölkerung 
am  stärksten  im  Jagstkreis  vertreten,  wo  sie  ihre  Konfessionsquote 
um  169,5%  übersteigt  und  auf  1000  Katholiken  4,10  Geistliche 
stellt.  Es  folgen  Xeckarkreis  (Ueberschuss  151,7%),  Donaukreis 
(130,7%)  und  Schwarzwaldkreis  (1,91%).  Ortsgrössenklasse  VII 
liefert  auch  hier  in  allen  Kreisen  eine  Minusquote,  die  im  Schwarz- 
waldkreis am  grössten  ist  (70, 3 o/o),  es  folgen  Donaukreis  (68%) 
Neckarkreis  (61,5)  und  Jagstkreis  (40,9). 

Die  Ortsgrössenklasse  VI,  die  auch  auf  katholischer  Seite  als  be- 
sonders ergiebig  befunden  wurde,  ist  verhältnismässig  am  fruchtbar- 
sten im  Neckarkreis,  in  dem  sie  484,4 "„  überschiesst.  Doch  tut 
man  gut,  hier  die  absoluten  Zahlen  heranzuziehen ;  die  Klasse  stellt 
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nämlich  nur  7  Geistliche.  Immerhin  ist  dies,  da  sie  im  ganzen 
nur  1375  kath.  Einwohner  zählt,  eine  hohe  Leistung;  die  betref- 
fenden Orte  liegen  in  den  Oberämtern  Backnang,  Heilbronn  und 
Ludwigsburg;  alle  andern  Oberämter  des  Neckarkreises  weisen 
Ortsgrössenklassen  von  6000  bis  8000  Einwohner  nicht  auf.  An 
zweiter  Stelle  folgt  dem  Neckarkreis  der  Donaukreis  und  diesem 
der  Schwarzwaldkreis.  Die  Ortsgrössenklasse  II  ist  nur  im  Neckar- 
kreis überschüssig  (63,4%),  desgleichen  Klasse  III,  während  Klasse 
V  lediglich  im  Donaukreis  die  Konfessionsquote  übersteigt. 

Innerhalb  der  einzelnen  Kreise  gestaltet  sich  die  Differenzie- 
rung so :  Der  Donaukreis  stellt  die  meisten  Geistlichen  in  Klasse 
I,  der  als  üeberschusskreise  nur  VI  folgt.  Alle  andern  Grössen- 
klassen  bleiben  hinter  ihrer  Konfessions(|uote  zurück.  Im  Jagst- 
kreis  ist  ebenfalls  Klasse  I  die  ergiebigste ;  in  weitem  Abstand  fol- 
gen ihr  V  und  IV,  während  II,  III  und  VII  (VI  scheidet  aus) 
Minusklassen  sind  —  in  stärkstem  ]\[asse  III  — .  Auch  der  Schwarz- 
waldkreis zeigt  in  I  die  grösste  Fruchtbarkeit;  II  folgt  ziemlich 
bald,  während  abgesehen  von  Klasse  IV  die  einen  kleinen  Ueber- 
schuss  von  1,2%  zeigt,  alle  andern  Grössenklassen  die  Konfessions- 
quote nicht  erreichen.  Der  Neckarkreis  endlich  hat  die  meisten 
Ueberschussklassen :  VI,  I,  IV,  II,  III.  Minusklassen  sind  hier 
nur  VII  und  V.  Alles  in  allem  zeigt  sich,  dass  auf  katholischer 
Seite  die  Kreise  vielmehr  das  Spiegelbild  ganz  Württembergs  sind, 
wie  auf  evangelischer;  die  Fruchtbarkeit  der  einzelnen  Grössen- 
klassen in  den  Kreisen  unterscheidet  sich  von  der  Gesamtditferen- 
zierung  bei  den  Katholiken  weniger.  S.  z.  B.  zeigen  alle  Kreise 
die  grösste  Ergiebigkeit  in  Klasse  I  (abgesehen  von  den  erwähnten 
besondern  Verhältnissen  im  Neckarkreis  VI),  der  ohne  Ausnahme 
in  allen  Kreisen  Klasse  VI  folgt:  Solche  Gleichmässigkeit  ist  auf  ev. 
Seite  nicht  zu  finden,  die  Kreise  zeigen  im  einzelnen  ein  ganz  an- 
/  deres  Bild,  als  es  in  den  Gesamtzahlen  zum  Ausdruck  kommt. 

Stellen    wir    nunmehr   auch   für  die  kath,  Geistlichen  die  Pro- 
tausendquoten  in  den  Kreisen  übersichtlich  zusammen  : 


Auf  1000 

Katholiken  kommen  Geistliche 

Donaukreis 

I 
2,74 

VI 
1,89 

V 
0,95 

IV 

0,83 

II 

0,78 

III 
0,76 

VII 

0,38 

Jagstkreis 

I 
4,10 

VI 

scheid,  aus 

V 
1,80 

IV 
1,56 

II 
1,44 

VII 
1,10 

HI 

0,69 

Schwarzwaldkreis 

I 
1,91 

VI 
1,64 

IV 

1,02 

III 
0,90 

II 

0,80 

V 

0,73 

III 

0,28 

Neckarkreis 

VI 
5,09 

I 
2,16 

IV 

1,45 

IT 
1,40 

III 
1.27 

V 
0,61 

VII 

0,80 
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Zum  Schlüsse  möge  nocli  eine  Gegenüberstellimg  der  Kon 
fessionen  folgen.  In  den  einzelnen  Ortsgrössenklassen  stellen  rela 
tiv  ihrer  Bevölkerung  zu  viel  oder  zu  wenie  Geistliche : 


Kreis. 

Ortsgrössenklassen 

I            II 

III 

IV         Y     \     Yl     \    VII 

Donaukreis 

ev. 
kath. 

+   22     —23,2 
+ 130,7  —  33,7 

—  19,5 
-36,3 

1            1              •' 
+   2,2[+  24,6+  205,6-  19,2 

—  29,31-20,5'+    70,0  —  68,0 

Jagstkreis 

ev. 
kath. 

+    25,3-    2,0 
+  169,51—    5,7 

—  32,5—    7,9  +  91,7 
-55,2+   2,3,+ 16,5 



—  20,5 

—  40,9 

Scliwarzwaldkreis 

ev. 
kath. 

—    33,5  +  10,0l—    1,7!+    6,2  —  24,5 
+    91,0  —  20,51—17,9:+    1,2  —  25,8 

+  98,6 
+    61,5 

—  13,2 

—  71,3 

Neckarkreis 

ev. 
kath. 

+  148,7  +  23,7+   0,7 
--151,7  +  63,0   0,48,6 

1 

—  29,2  +  41.1 
+  67,7  —  29,6 

—    26,6 

+  484,4 

—  19,5 

-67,5 

Die  in  den  beiden  letzten  Kapiteln  dieser  Untersuchung  ge- 
fundenen Zahlen  bringen  zum  Ausdruck,  was  schlechthin  jeder 
Kenner  der  Verhältnisse  fühlt :  Der  katholische  Landpfarrer  steht 
von  Hause  aus  seinen  Gemeindegliedern  näher ;  er  ist  mehr  Fleisch 
von  ihrem  Fleisch.  Hier  in  den  untersten  und  wertvollsten  Glie- 
dern der  katholischen  Kirche  macht  sich  ein  ausgeprägter  demo- 
kratischer Zug  geltend.  Zweifellos  hat  damit  die  katholische  Kir- 
che der  evangelischen  vieles  voraus,  denn  der  Klerus  der  letzteren 
—  der  zudem,  wie  später  zu  zeigen  sein  wird  —  zumeist  höher 
stehenden  sozialen  Schichten  entstammt,  muss  sich  garnicht  selten 
erst  unter  Ueberwindung  zahlreicher  Vorurteile,  —  die  zum  Teil 
bei  ihm  selbst  liegen,  zum  Teil  von  den  Gemeindegliedern  kom- 
men, —  dem  ländlichen  Milieu  anpassen.  Ob  ihm  dies  immer  ge- 
lingt, soll  hier  freilich  ebensowenig  untersucht  werden,  wie  die  Frage, 
ob  der  katholische  Klerus  in  der  „natürlichen  Anpassung"  nicht 
zuweilen  die  wünschenswerte  Grenze  überschreitet.  Die  vielfachen, 
gerade  aus  den  Kreisen  des  Klerus  kommenden  Klagen  über  die 
„Verbauerung    der  Pfarrer"    mögen  nicht  immer  unberechtigt  sein. 

Im  Zusammenhang  hiermit  darf  auf  etwas  anderes  verwiesen 
werden.    Die  Tatsache,    dass    die  katholischen  Geistlichen  in  über- 
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wiegender  Zahl  vom  Lande  kommen,  erklärt  wohl  aiicli  deren  her- 
vorragende Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Vereins-  und 
Genossenschaftswesens.  Auch  hierüber  gibt,  wie  noch  zu  zeigen 
sein  wird,  unser  Fragebogen  interessante  Auskünfte.  Der  katholi- 
sche Klerus  steht  in  ausserkirchlichen  Dingen,  vor  allen  auf  dem 
Gebiete  organisierter  wirtschaftlicher  Selbsthilfe,  seinen  Gemeinde- 
gliedern in  grösserem  Masse  ratend  und  tatend  zur  Seite,  wie  der 
evangelische.  Freilich :  nicht  allein  auf  die  ländliche  Abstam- 
mung der  katholischen  Geistlichen  wird  diese  Erscheinung  zurück- 
zuführen sein.  Sicherlich  beruht  sie  zu  einem  andern  Teile  auf 
konsequenter  Erziehung  in  dieser  Richtung.  Der  junge  Kle- 
riker wird  auf  diese  Tätigkeit  als  auf  einen  Teil  seiner  Berufs- 
pflicht von  voridierein  energisch  hingewiesen.  Das  soziale  Gewissen 
wird  dem  katholischen  Geistlichen  in  ganz  anderer  Weise  geschärft, 
als  dies  bei  seinem  evangelischen  Anitsbruder  der  Fall  ist.  Den 
Nationalökonomen  interessiert  dabei  weniger,  ob  dieser  Gegensatz 
—  liebevolles  Aufgehen  im  Seelsorgeamt  auf  der  einen ,  Verbin- 
dung geistlicher  u  n  d  materieller  Fürsorge  (nicht  zu  verwechseln 
mit  christlicher  Liebestätigkeit)  auf  der  anderen  Seite  —  innerlich 
durch  die  verscliiedene  Wesensart  der  beiden  Konfessionen  bedingt 
ist,  nur  die  für  ihn  erfreulichen  oder  unerfreuliclien  Tatsachen 
sieht  er :  und  diese  sprechen  lur  die  katholische  Kirche  '). 

')  Bei  der  Korrektur  dieser  Abhandlung  fallen  mir  die  „Verhandlungen  des 
16.  Evangelisch-sozialen  Kongresses,  abgehalten  in  Hannover  am  13.  und  14.  Juni 
1905"  in  die  Hände.  Es  drängt  mich,  aus  den  dort  gehaltenen  Reden  ein  Wort 
Prof.  Adolf  Wa«ners,  das  diese  Verhältnisse  treft'end  beleuchtet,  hier  anzufüh- 
ren: „Die  katholische  Kirche,  diese  grosse  gewaltige  und  weise  Macht  mit  ihrer 
Weltklugheit  (im  guten  Sinne)  schickt  ihre  Priester  auf  die  Universitäten  zu 
den  Lehrern  der  Nationalökonomie,  selbst  zu  uns  „Ketzern",  z.  B.  nach  Berlin, 
lässt  sie  hier  Jahre  lang  facbraässig  Staatswissenschaft  studieren  und  hilft 
ilinen  durch  Stipendien,  ihre  Studien  abzuschliessen.  Wir  haben  auch  in  Ber- 
lin schon  eine  Anzahl  katholischer  Geistlicher,  die  als  Doktoren  der  Staats- 
wissenschaften optima  forma  rite  promovierten.  Die  evangelische  Kirche  steht 
höchst  zaghaft  daneben.  Ich  erinnere  in  diesem  Zusammenhange  an  die  Tat- 
sache, die  ich  schon  wiederholt  hervorgehoben  habe,  die  ich  aber  bei  der  wech- 
selnden Zusammensetzung  des  Kongresses  heute  wohl  abermals  erwähnen  darf: 
Als  vor  einer  Reihe  von  Jahren  die  angehenden  evangelischen  Theologen  be- 
gannen, nicht  nur  ein  wenig  in  sozialpolitischen  Schriften  zu  lesen,  sondern 
systematisch  Vorlesungen  aus  diesem  und  anderen  Gebieten  der  Nationalöko- 
nomie zu  hören,  kam  bald  eine  Verwarnung  von  oben ,  in  der  es  hiess ,  dass 
die  evangelischen  Theologen  Theologie  und  nicht  Nationalökonomie  oder  „gar 
Finanzwissenschaft"  zu  studieren  hätten.  Letztere  muss  dem  Warner  wohl 
vollends  als    eine  „weltliche"  Wissenschaft   erschienen   sein!     Als  ob  es  einem 
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Was  schliesslich  in  Erklärung  der  oben  angeführten  Erschei- 
nung noch  -wichtig  ist,  und  schon  hier,  da  wir  dem  Gang  un- 
serer Untersuchung  nun  doch  einmal  vorausgeeilt  sind,  erwähnt  zu 
werden  verdient :  Dem  katholischen  Pfarrer  steht  für  die  Erfüllung 
ausseramtlicher  Pflichten  in  der  Gemeinde  unverhältnismässig  mehr 
Zeit  zur  Verfügung,  wie  dem  evangelischen.  Und  zwar  einfach  des- 
halb, weil  der  letztere  in  der  Regel  Haupt  einer  Familie  ist,  die 
einen  grossen  Teil  seiner  Arbeitskraft  —  erinnert  sei  u.  a.  an  die 
Erziehung  der  Söhne  bei  oft  geringer  Besoldung  —  absorbiert. 
Die  unzähligen,  Opfer  an  Zeit  und  Kraft  erfordernden  Sorgen  des 
Familienlebens  bleiben  dem  katholischen  Kleriker  erspart.  Was 
hier  an  Arbeit  und  Mühe  w^eniger  von  ihm  verlangt  wird,  kann  er 
in  den  Dienst  der  grösseren  Familie,  der  Gemeinde  stellen.  Er 
kann  es  nicht  nur,  sondern  er  muss  es  auch,  wenn  anders  er  wett- 
machen w^U,  was  das  evangelische  Pfarrhaus  für  die  Allgemeinheit 
bedeutet.  Denn  das  darf  ausgesprochen  werden:  Die  geistige 
Kultur  unseres  Vaterlandes  hat  einen  ihrer 
mächtigsten  Träger  im  deutschen  P  f  a  r  r  h  a  u  s  e. 
Die  Ergebnisse  unserer  Erhebung  bieten  hierfür  —  sofern  dies 
überhaupt  noch  nötig  ist  —  nicht  widerlegbare  Beweise.  Fast 
die  Hälfte  aller  Söhne  aus  württembergischen  Pfarrhäusern  wid- 
met sich  den  höheren  Berufen.  Viele  von  ihnen  sind  in  Gegen- 
Avart  und  Vergangenheit  zu  geistigen  Führern  der  Nation  gewor- 
den. Und  welches  Bild  bietet  sich  erst ,  wenn  wir  die  Augen  über 
die  Grenzen  unseres  engeren  Heimatlandes  auf  das  gesamte  deut- 
sche Volk  richten.  Wer  möchte  sie  zählen ,  die  grossen  Männer 
und  Frauen,  die  auf  allen  Gebieten    geistiger  Kultur  uns  vorwärts 


evangelischen  Pfarrer,  der  sich  mit  seinem  KirchenvorstanJe  fortwährend  mit 
diesen  Dingen  zu  beschäftigen  hat,  etwas  schaden  kann,  wenn  er  etwas  von 
der  Theorie  des  Finanz-  und  Steuerwesens  kennen  gelernt  hat!  Er  wird  doch 
nur  dann  in  diesen  Dingen  antworten  und  schlagfertig  sein  können,  wenn  er 
unteiTichtet  ist,  z.  B.  auch  sozialdemokratischen  Gemeindegliedern  gegenüber. 
die  in  üblicher  Weise  gegen  indirekte  Steuern  eifern. 

Wenn  man  das  so  Ijetrachtet,  wie  die  katholische  Kirche  auch  hier  so  klug 
und  weitblickend  ist,  und  wie  sie  so  im  Yorschreiten  ist,  und  wenn  man  dann 
auf  der  anderen  Seite  sieht,  wie  unsere  Kirche  es  nicht  wie  jene  grosse,  ge- 
waltige Institution  verstanden  hat,  mit  der  Zeit  zu  gehen,  dann  kann  man  nur 
den  einen  Wunsch  haben,  dass  unsere  evangelischen  Theologen  und  unsere 
oberen  kirchlichen  Behörden  bald  in  der  Bichtung  folgen  mögen,  die  die  katho- 
lische Kirche  ihnen  hier  angibt".  Nach  dem  Berichte  begleitete  die  Versamm- 
lung, der  u.  a.  Geistliche  aus  allen  deutschen  Ländern  in  grosser  Zahl  bei- 
wohnten, diese  Ausführungen  Adolf  Wagxebs  mit  „stürmischem  Beifall". 
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geljracbt  haben :  die  leuchtenden  Sterne  am  Himmel  von  Kunst  und 
Wissenschaft,  die  dem  deutschen  Volke  in  der  Stille  des  evange- 
lischen Pfarrhauses  aufgegangen  sind.  Das  wollen  wir  niemals  ver- 
gessen, Avenn  wir  staunenden  Auges  sehen,  was  alles  in  rastloser 
Tätigkeit  der  katholische  Pfarrer  für  die  wirtschaftliche  und  soziale 
Wohlfahrt  der  Glieder  seiner  engeren  Gemeinde  tut. 
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Anlagen. 

Eyangelisclie  Geistliche. 


Fragebogen 

Ije  treffend    die    Sozialstatistik    des    deutschen    Geist- 
lich e  n  s  t  a  n  d  e  s. 

I.  Wüi-ttemberg. 


A. 

1.  VoUständicrer  Name 


2.  Wo  haben  Sie  Ihren  Wohnsitz?     Ort  Oberamt 

Kreis  (mit  Angabe  ob  Stadt  oder  Dorf)         . 


3.  Wie  alt  sind  Sie? 


4.  Wo  sind  Sie  geboren?     Ort  Oberamt  Kreis 

5.  Wieviel  Einwohner  hatte  dieser  Ort  im  Jahre  1900? 

6.  Wieviel  Geschwister  haben  Sie  ?  Brüder  Schwestern 


7.  Der  wievielte  Sohn  sind  Sie? 


8.  Wann  und  wo  haben  Sie  das  Studium  absolviert? 

9.  Haben  Sie  noch  andere  als  theologische  Examina  gemacht?     Welche? 

10.  Seit  wann  sind  Sie  im  selbständigen  Amt  ? 

11.  An  welchen  Orten  waren  Sie  bisher  angestellt? 

12.  Wann  haben  Sie  geheiratet? 

13.  Wie  alt  waren  Sie  als  Sie  heirateten?  Wie  alt  Ihre  Frau? 
18.  b.  Falls  Sie  eine  zweite  oder  dritte  Elie  eingingen,  wie  alt  waren  Sie 

bei  der  zweiten  Heirat?  Wie  alt  Ihre  Frau? 

bei  der  dritten  Heirat? Wie  alt  Ihre  Frau  ? 

14.  Falls  Sie  verwitwet  sind,  nach  wievieljähriger  Ehe  starb  Ihre  erste,  zweite 
Frau? 

15.  War,    als  Sie  (zum  1.  2.  3.  male)   heirateten  Ihre  Frau   bereits  verheiratet 
gewesen  ? 

Welchen  Beruf  hatte  der  Mann,  mit   dem  Ihre  Frau  verheiratet  war? 

B. 

16.  Beruf  Ihres  Vaters  ? 

17.  Beruf  Ihres  Grossvaters? 

18.  Beruf  Ihres  Grossvaters  mütterlicherseits  (Vater  Ihrer  Mutter?) 

19.  Beruf  der  Brüder  Ihres  Vaters? _^ 

20.  Beruf  der  Brüder  Ihrer  Mutter? 


Die  örtliche  Herkunft  der  evang.  u.  kiith.  Geistlichen  in  Württemberg.     401 

21.  Beruf  Ihrer  eigenen  Brüder? 

22.  Beruf  der  Männer  Ihrer  verheirateten  Schwestern  ? 

23.  Haben  Sie  unverheiratete  Schwestern  im  Alter  von  über  25  Jahren? 
Wieviele?          Ueben  diese  Schwestern  Berufs-    bez.  Erwerbtätigkeit   aus? 
Ev.  welche?!) 

24.  Falls  Ihr  Vater  gestorben  ist,  in  welchem  Alter  starb  er  ? 

25.  Falls  Ihr  Grossvater  gestorben  ist,  in  welchem  Alter  starb  er? 

_  ^ 

26.  Beruf  des  Vaters  Ihrer  Ehefrau  ?  -) 

27.  Beruf  des  Grossvaters  Ihrer  Ehefrau  ? 


28.  Beruf  der  Brüder  Ihrer  Ehefrau? 


D. 
29.  Zahl  Ihrer  lebenden  Kinder?  Söhne  Töchter 


30.  Zahl  Ihrer  verstorbenen  Kinder?  Söhne  Töchter 


31.  Wieviel  Kinder  aus  erster  Ehe  zweiter  Ehe,  etc. 


32.  Wieviel  Kinder  stehen  im  Alter  von  über  16  Jahren? 

33.  Beruf  der  Söhne  ? «) 

34.  Voraussichtlicher  Beruf  der  jüngeren  Söhne? 


35.  Beruf  des  Schwiegervaters  der  verheirateten  Söhne  ? 

36.  Beruf  der  Männer  der  verheirateten  Töchter? 


37.  Zahl  der  unverheirateten  Töchtei-,  die  über  25  Jahre  alt  sind? 
Wieviele  darunter  im  Alter  von  über  30  Jahren? 


38.  Zahl  derjenigen  Töchter,  die  Berufs-  oder  Erwerbsarbeit  verrichten  ?  *) 

Katholische  (leistliche. 

Fragebogen 

betretlend    IJntersuuhungen    zur  Berufs-    und    Sozialstatistik    des    katholischen 
Geistlichenstandes  in  Württemberg. 

1. /Vollständiger  Name  und  Titel? 


2.  Wo  haben  Sie  Ihren  Wohnsitz?     Ort  Oberamt 

Kreis  (mit  Angabe  ob  Stadt  oder  Dorf) 

"STWle  alt  sind  Sie? 

4.  Wo  sind  Sie  geboren  ?  Ort  Oberamt  Kreis 

(mit  Angabe  ob  Stadt  oder  Dorf). 

5.  Wieviel  Einwohner  hatte  Ihr  Geburtsort  im  Jahre  1900? 

6.  Der  wievielte  Sohn  sind  Sie? 

7.  Welche  höhere  Schule  besuchten  Sie  ? 


!)  In    Frage    kommen    hier    namentlich   Diakonissinnen,    Pflegeschwestern, 
Krankenpflegerinnen,  Lehrerinnen,  Gesellschafterinnen,  Haushälterinnen  u.  s.  w. 
^)  Die  bezüglichen  Angaben  werden  hinsichtlich  der  ersten  Ehe  erbeten. 
^)  Reihenfolge  nach  Massgabc  des  Alters. 
■*)  Siehe  Anmerkung  1. 
Nciimaun-Fostsclinft.  26 
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Von  welcher  Klasse  ab? 

Wer  unterrichtete  Sie  bis  dahin? 


8.  Wann  und  wo  haben  Sie  das  Studium  absolviert? 
Wieviel  Semester  studierten  Sie  bis  zum  ersten  Examen? 

Wann  haben  Sie  das  erste   theologische  Examen  gemacht?  Wann 

das  zweite? 

9.  Haben  Sie  noch  andere  als  theologische  Pjxamina  gemacht?  Welche? 

10.  Wieviele  Jahre  nach  dem  zweiten  Examen  wurden  Sie  definitiv? 
Wie  alt  waren  Sie,  als  Sie  definitiv  wurden  ? 

Wie  alt  waren  Sie,  als  Sie  das  erste  Examen  machten? 
r<       V         7.         r        V     V       V     zweite      „  ,, 

11.  An  wieviel  Orten  waren  Sie  bis  zur  definitiven  Anstellung  tätig?  In 
welcher  Eigenschaft  ? 

12.  An  welchen  Orten  waren  Sie  definitiv  angestellt? 

13.  Wieviel  Seelen  haben  Sie  zu  pastorieren? 

Haben  Sie  Filialen  mit  eigenem  Gottesdienst  und  eigener  Schule  ? 
Wieweit  sind  diese  entfernt? 

14.  Wieviel  Unterrichtsstunden  haben  Sie  wöchentlich  zu  geben? 
Welche  Stunden?  An  welchen  Schulen? 

15.  Sind  Sie  literarisch  tätig? 

Titel  der  Bücher,    die  Sie  geschi-ieben?     (Mit  Angabe  der  Bogenzahl,    des 

Jahres  ihres  Erscheinens  und  des  Verlegers)  ? 
Titel  der  Aufsätze  etc.?     (Mit  Angabe  der  Zeitschriften,   bezw.  Zeitungen, 

[Jahreszahl]  in  denen  sie  erschienen) 

16.  Welche  Summen  geben  Sie  jährlich  aus  für  Bücher? 

„  „  ,,,-„„     Zeitschriften? 

17a.  Mit  welchem  Bargehalt  wurden  Sie  definitiv  angestellt? 

Welchen  Bargehalt  beziehen  Sie  jetzt? 

Beziehen  Sie  neben  dem  Bargehalt  noch  Naturalien,  oder  haben  Sie  Nutz- 
rechte an  Garten,  Feld,  Grundstücken  etc.? 

Wie  hoch  beläuft  sich  dieser  Betrag  ungefähr  in  Geld  ausgedrückt? 
17b.  Haben  Sie  Nebeneinnahmen?     (Abgesehen  von  etwaigem  Zinsgenuss  aus 

eigenem  Vermögen) 

Welcher  Art  sind  diese? 

Wie  hoch  belaufen  sie  sich  ungefähr? 

18.  Sind  Sie  in  leitender  Stelle  beteiligt  an  : 

religiösen  Vereinen  ?      Welche  Vereine  sind  dies  ?      Welches  Amt  haben  Sie  ? 
sozialen  Vereinen?  „  >-„«  r  r         r         r 

wissenschaftl.  Vereinen  ?,  ,„„  „  „„, 

Genossenschaften,  Kre- 
ditkassen ,  „         „       „  „  „         „         „ 
Konsumvereinen  etc.  ? 

19.  Gehören  Sie  einer  Lebensversicherung  an?  Welcher? 

B. 

20.  Beruf  Ihres  Vaters  ? 

21.  Beruf  Ihres  Grossvaters? 


22.  Beruf  Ihres  Grossvaters  mütterlicherseits?  (Vater  Ihrer  Mutter)? 
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23.  Beruf  der  Brüder  Ihres  Vaters? 
24  Beruf  der  Brüder  Ihrer  Mutter? 

25.  Wieviel  Geschwister  haben  Sie?  Bruder?  Schwestern? 
darunter  Halbgeschwister  ? 

26.  Beruf  Ihrer  Brüder? 

27.  Beruf  der  Männer  Ihrer  verheirateten  Schwestern  ? 

28.  Haben  Sie  unverheiratete  Schwestern  im  Alter  von  über  25  Jahren  ? 
Wieviele?  Ueben  diese  Schwestern  Berufs-  bez.  Erwerbtätigkeit 

aus  ?     ev.  welche  ? ') 

29.  Falls  Ihr  Vater  gestorben  ist,  in  welchem  Alter  starb  er? 

30.  Falls  Ihr  Grossvater  gestorben  ist,  in  welchem  Alter  starb  er? 


*)  In  Frage  kommen  hier  namentlich  Klosterfrauen,  Pflegeschwestern,  Kran- 
kenpflegerinnen, Lehrerinnen,  Gesellschafterinnen,  Haushälterinnen  u.  s.  w. 
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